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Herrn Dr. Andreas Tietze  
Düsternbrooker Weg 70  
24105 Kiel 
 

Via E-Mail: wirtschaftsausschuss@landtag.ltsh.de  
 

 

 

 

 

21.12.2018 

 

Stellungnahme des Tourismusverbandes Schleswig-Holstein e.V. zum Antrag 
„Klare Regeln für Vermietung von Ferienunterkünften über Buchungsportale“  
und Alternativantrag „Fairer Wettbewerb bei der Vermietung von Ferienunterkünften“ 

 

Sehr geehrter Herr Dr. Tietze, 

 

wir bedanken uns für die Möglichkeit, zu o.g. Anträgen Stellung nehmen zu können.  

 

Der TVSH stützt das Ziel; die Potenziale der digitalen und innovativen Internetplattformen im Interesse 

der Tourismusstrategie des Landes zu nutzen. Dabei muss allerdings ein fairer und ordnungsgemäßer 

Wettbewerb zwischen allen Anbietern gewährleistet werden.  

 

Aus Sicht des TVSH reicht der im Alternativantrag der Fraktionen von CDU, Bündnis `90/ Die Grünen 

und FDP formulierte Prüfauftrag an die Landesregierung aus, da unter Umständen die bereits 

bestehenden Regelungen die Grundlage für einen fairen Wettbewerb sichern. Unter Umständen geht 

es weniger um ein Regelungsdefizit als um ein Vollzugsdefizit bei der Kontrolle der bestehenden 

Regeln. 

 

Ergänzend als Hintergrundinformation senden wir Ihnen in der Anlage die Studie „Sharing Economy 

im Wirtschaftsraum Deutschland, Analyse des Stellenwerts im Allgemeinen sowie Untersuchung der 

Handlungsoptionen im Einzelsegment -Vermittlungsdienste für Privatunterkünfte-„. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 

                   
Frank Behrens                        Stephanie Ladwig   Dr. Catrin Homp    
Vorsitzender                            stellv. Vorsitzende             Geschäftsführerin 
Tourismusverband                  Tourismusverband             Tourismusverband 
Schleswig-Holstein e.V.          Schleswig-Holstein e.V.     Schleswig-Holstein e.V. 
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Vorwort

5

Der Tourismus in Deutschland entwickelt sich sehr erfreu-
lich und trug im vergangenen Jahr mit 105,3 Milliarden Euro 
zur Bruttowertschöpfung in Deutschland bei. Das entspricht 
einem Anteil von 3,9 Prozent. Im vergangenen Jahr stieg die 
Anzahl der Übernachtungen im Vergleich zum Vorjahres-
zeitraum um 3 Prozent auf 459,6 Millionen. 

Gleichzeitig nimmt auf der Nachfrageseite, bei den Reisen-
den, das Bedürfnis nach mehr Individualität und Authenti-
zität des Reiseerlebnisses zu. Parallel dazu haben sich im 
Zuge der Digitalisierung neue Geschäftsmodelle und Platt-
formen auch im Tourismussektor etabliert, die das Konsum-
verhalten verändern: Informieren, Buchen, Bezahlen und 
Bewerten über das Internet sind für viele Reisende mittler-
weile eine Selbstverständlichkeit geworden.  

Dabei erfährt die Sharing Economy, also die Ökonomie des 
Teilens – auch kollaborative Wirtschaft genannt – besondere 
Aufmerksamkeit. Mittlerweile existieren zahlreiche kommer-
zielle Vermittlungs- und Vermietungsplattformen, die vor 
allem im Unterkunfts- und Mobilitätssektor verbreitet sind. 
Insbesondere die Entwicklungen im Unterkunftssektor 
werden in der Öffentlichkeit kontrovers diskutiert. 

Vor allem in Städten werden die sogenannten Kurzzeitver-
mietungen privater Unterkünfte über Plattformen in Ver-
bindung gebracht mit Wohnungsknappheit und steigenden 
Mieten, aber auch mit ungleichen Wettbewerbsbedingungen, 
und haben dadurch eine breite Diskussion über Regulierungs-
notwendigkeiten und Regulierungsoptionen ins Rollen 
gebracht. 

Gerade für den Unterkunftsbereich liegen kaum empirische 
Daten vor, die eine genaue Diagnose erlauben. Für den 
deutschen Wirtschaftsraum sind etwaige Produktivitäts- 
oder Substitutionseffekte der Sharing Economy kaum oder 
gar nicht untersucht. Das Bundeswirtschaftsministerium 
hat daher die Verfasser der Studie damit beauftragt, den 
Stellenwert der Sharing Economy für die deutsche Wirtschaft 
zu analysieren. Das viel diskutierte Einzelsegment der Ver-
mittlungsdienste für Privatunterkünfte wird dabei beson-
ders eingehend betrachtet. 

Die Studie zeigt auf Basis der 
verfügbaren, teilweise exklu-
siv vorliegenden Daten im 
Ergebnis eine Reihe von 
Handlungs optionen für die 
öffentliche Hand auf. Sie ist 
damit als Handreichung vor 
allem an Vertreterinnen und 
Vertreter von Städten und 
Kommunen zu verstehen,  
in denen die Auswirkungen 
der Sharing Economy im 
Unterkunftssektor diskutiert 
werden. Denn klar ist, dass 
diese regional sehr unterschiedlich ausfallen bzw. bewertet 
werden. Dort, wo Problemlagen gesehen werden, kann die 
Studie in der Debatte um Regulierungsvorschläge interes-
sante Impulse geben. Dabei dürfte es vor allem um Wege 
zur besseren Durchsetzbarkeit geltenden Rechts gehen, 
nicht zuletzt um ein faires Wettbewerbsumfeld sicherzu-
stellen. Es wird letztlich darum gehen, Steuerungsmöglich-
keiten seitens der Politik aufrechtzuerhalten, ohne die inno-
vativen und wettbewerbsfördernden Effekte der Sharing 
Economy auszubremsen. 

Insofern soll diese Studie auch einen Beitrag zum allge-
meinen wirtschaftspolitischen Verständnis der Sharing 
Economy leisten, deren Bedeutung durch die Digitalisie-
rung in Zukunft wahrscheinlich weiter zunehmen wird. 

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre.

Thomas Bareiß



Digitalisierung verändert zum einen vorhandene Märkte 
und Geschäftsmodelle. Bestehende Prozesse werden digital 
neu- oder umorganisiert, Geschäftsmodelle angepasst und 
Wertschöpfungsketten werden zu Wertschöpfungsnetz-
werken, innerhalb derer es neben vertikaler Zusammenarbeit 
mit Zulieferern und Kunden auch zu horizontalen Koope-
rationen, etwa mit Wettbewerbern oder anderen Unterneh-
men auf der gleichen Stufe, kommt. Zum anderen erlaubt 
Digitalisierung auch das Entstehen ganz neuer Unterneh-
men, deren Konzepte und Ideen vor wenigen Jahren so oft 
noch nicht denkbar waren. Erst neue technologische Mög-
lichkeiten haben diese Geschäftsmodelle ermöglicht und 
befördert. In vielen Fällen verändern diese neuen Unter-
nehmen ebenfalls Märkte und Wettbewerb.

Die Sharing Economy ist ein ganzer Wirtschaftsbereich, der 
aus den neuen digitalen Technologien heraus entstanden ist. 
In Deutschland hat – gemessen an Suchanfragen für den 
Begriff bei Google – das Interesse an der Sharing Economy 
seit dem Jahr 2013 zugenommen (s. Abbildung 1-1). Seit 

Mitte des Jahres 2014 sind die Suchanfragen dann noch 
einmal deutlich gestiegen. Das Konzept, Güter zu teilen statt 
zu besitzen, ist bekanntermaßen nicht neu (Demary, 2015, 4). 
Bibliotheken oder auch genossenschaftliches Eigentum sind 
nur zwei Beispiele, die eine lange Tradition haben. Neu an 
der Sharing Economy ist insbesondere die Bedeutung digi-
taler Technologie (OECD, 2017, 282). Typisch für die Unter-
nehmen der Sharing Economy ist eine webbasierte Plattform, 
die Transaktionen vermittelt, oder auch die Verwendung 
einer App für die Abwicklung solcher Transaktionen. Durch 
deren Einsatz wird eine drastische Steigerung der Transak-
tionszahlen im Bereich des Sharing ermöglicht. Laut OECD 
haben zwischen Mai 2015 und Mai 2016 191 Millionen 
Konsumentinnen sowie Konsumenten der EU-28-Staaten 
eine Transaktion auf einer Sharing-Plattform durchgeführt 
(OECD, 2017, 282). Die technologische Entwicklung, insbe-
sondere der schnelle und weit verbreitete Zugang zum 
Internet, ist somit entscheidend für die Entstehung und 
Entwicklung der Sharing Economy. 

1. Einleitung 
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Die Daten zeigen die Gesamtsuchanfragen für „Sharing Economy“ in den jeweiligen Ländern relativ zum Maximum an Anfragen in diesem Zeitraum (100).

Abbildung 1-1: Suchinteresse an „Sharing Economy“ im internationalen Vergleich

Indizierte Google-Suchanfragen seit 2009, Maximum: 100, Länderauswahl, Stand: 10.08.2017

Quelle: Google Trends; eigene Darstellung der Gutachter 
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Für die deutsche Wirtschaft ist die Sharing Economy mit 
zahlreichen Chancen verbunden: Sie kann potenziell Märkte 
über den Eintritt von Wettbewerbern mit einer neuen Dy  na-
mik versehen, Arbeitsplätze schaffen, Konsummöglichkeiten 
ausweiten, Gründungen vereinfachen und die Entwicklung 
von Regionen befördern. Gleichzeitig ist sie vor allem in 
regulatorischer Hinsicht und bei der Durchsetzung von 
Regularien mit Herausforderungen verbunden, weil viele 
Unternehmen der Sharing Economy die regulatorischen 
Rahmenbedingungen eventuell als nicht auf ihr Geschäfts-
modell anwendbar wahrnehmen. Dies führt dann dazu, 
dass die Wettbewerbsbedingungen für diese Unternehmen 
und die etablierten Wettbewerber mit meist klassischem 
Geschäftsmodell nicht identisch sind.

Eine Abwägung der Chancen und Herausforderungen der 
Sharing Economy ist grundsätzlich schwierig. Zum einen ist 
die Sharing Economy sehr heterogen. Sharing-Unternehmen 
sind in verschiedensten Märkten mit unterschiedlichen 
Geschäftsmodellen aktiv. Ein Blick auf die Sharing Economy 
als Ganzes reicht deshalb nicht aus; es sind immer einzelne 
Märkte zu analysieren. Zum anderen ist die Datenlage zur 
Sharing Economy schlecht (OECD, 2017, 282). Dies liegt unter 
anderem daran, dass die technologiebasierten Sharing-
Geschäftsmodelle vergleichsweise neu sind, eine zeitliche 
Entwicklung also kaum zu analysieren ist. Die Heterogeni-
tät und die fehlende Erfassung dieses Wirtschaftssegments 
in offiziellen Statistiken tragen ebenfalls dazu bei, dass eine 
umfassende empirische Evidenz zur Sharing Economy bis-
her nicht vorliegt. Daher sind auch Ableitungen für mögliche 
Anpassungen der regulatorischen Rahmenbedingungen 
einzelner Märkte, in denen auch Sharing-Unternehmen 
aktiv sind, auf empirischer Basis derzeit kaum zu treffen.

Ziel der vorliegenden Studie ist es vor diesem Hintergrund, 
die Bedeutung der Sharing Economy in Deutschland für drei 
Sektoren empirisch zu analysieren. Die betrachteten Sekto-
ren sind Mobilität, Unterkunft und Alltagsgegenstände. Neben 
einem Marktüberblick wird auch die Entwicklung der drei 
Sektoren beleuchtet. Ein besonderer Schwerpunkt der Unter-
suchung liegt auf dem Unterkunftssektor, der entsprechend 
in einem größeren Detailgrad betrachtet wird. Insbesondere 
wird dabei auch auf Wettbewerbseffekte der Sharing-Un ter -
nehmen eingegangen und geprüft, ob und inwieweit regu-
latorischer Handlungsbedarf besteht. Eine stark einge-
schränkte Datenlage erschwert allerdings die Identifikation 
von potenziellen Handlungsbedarfen im Unterkunftssektor. 
An einigen Stellen müssen aufgrund mangelnder Verfüg-
barkeit von Daten zum Sharing-Economy-Angebot im 
Unterkunftssektor und dessen tatsächlicher Nutzung An -
nahmen getroffen werden. 

In einem weiteren Schritt werden Handlungsoptionen ent-
wickelt, die aus ökonomischer und juristischer Sicht kon-
krete Möglichkeiten für eine Regulierung aufzeigen. Dabei 
wird in Szenarien vorgegangen, um nach Umfang des em -
pirisch belegten Handlungsbedarfs das Ausmaß der Regu-
lierung anpassen zu können. Um die Wirkung von regula-
torischen Maßnahmen abschätzen zu können, eignet sich 
das Konzept der sogenannten Reallabore. Dabei wird eine 
Regulierung in einem begrenzten Rahmen eingeführt und 
geprüft, welche Effekte sie tatsächlich hat, ob diese den ge -
wünschten Wirkungen entsprechen und inwieweit Anpas-
sungen der Regulierung notwendig sind, bevor ein flächen-
deckender Einsatz erfolgt. Im Rahmen dieser Studie werden 
Vorschläge für solche Reallabore für den Unterkunftssektor 
erarbeitet.

Definition der Sharing Economy

Der Begriff der Sharing Economy ist zwar international weit 
verbreitet (s. Abbildung 1-1 und zur Methodik Kapitel 2.2). 
Dennoch gibt es keine allgemein anerkannte Definition. 
Der Fokus der Definitionen reicht von der Ausgestaltung 
der Geschäftsmodelle (Hienerth/Smolka, 2014, 10 ff.) bis zu 
den Motiven für die Aktivitäten (Stokes et al., 2014, 9 ff.). 
Einige der Definitionen beschränken sich auf sogenannte 
Peer-to-Peer-(P2P)-Geschäftsmodelle (Dervojeda et al., 2013, 
3; Demary, 2017, 5), bei denen Transaktionen zwischen  
Privatpersonen stattfinden. Andere erweitern diesen Fokus 
auch auf Transaktionen zwischen Unternehmen und Privat-
personen (Business-to-consumer, B2C) oder sogar zwischen 
Unternehmen und anderen Unternehmen (Business-to-
business, B2B) (Demary, 2015, 4 ff.). Schließlich werden neben 
webbasierten Aktivitäten gelegentlich auch traditionelle 
Geschäftsmodelle zur Sharing Economy gerechnet, wenn 
sie den Aspekt des Teilens beinhalten (i-share, o. J.).

Vor diesem Hintergrund wird die Sharing Economy in dieser 
Studie wie folgt definiert:

Zum Bereich der Sharing Economy sind solche Unternehmen 
zu zählen, deren Geschäftsmodell auf der webbasierten 
Vermittlung von temporären Nutzungsrechten zur häufig 
sequenziellen Nutzung von Gütern, zum Teil kombiniert 
mit Dienstleistungen, an wechselnde Endkonsumenten 
basiert. Dies umfasst Geschäftsmodelle, in denen das 
Unternehmen selbst die Güter bereitstellt (z. B. kommerzi-
elles Carsharing wie DriveNow), sowie solche, bei denen 
fremde Güter vermittelt werden (z. B. private Unterkunfts-
vermittlung über Airbnb).
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Diese Definition beinhaltet die folgenden Kernelemente:

zz Im Rahmen der Sharing Economy findet keine Eigen-
tumsübertragung statt. Im Kern der Geschäftsmodelle 
steht stattdessen die mehrfache, sequenzielle Nutzung 
von Gütern. Damit sind sämtliche Geschäftsmodelle 
ausgeschlossen, die sich auf einen Eigentumsübergang, 
auch von bereits genutzten Gütern, fokussieren (wie 
zum Beispiel eBay Kleinanzeigen oder Kleiderkreisel).

zz Für die Abgrenzung der Sharing Economy von seit langem 
bestehenden, ähnlichen Geschäftsmodellen wie etwa 
Bibliotheken ist wichtig, dass die Vermittlung von Trans-
aktionen mithilfe des Internets erfolgt. Dies geschieht 
häufig durch eine digitale Plattform, kann aber beispiels-
weise auch über eine App erreicht werden (mit der zum 
Beispiel Autos der Unternehmen DriveNow und car2go 
geortet, gebucht und gefahren werden können). Entschei-
dend ist dabei, dass die gesamte Transaktion online ab -
gewickelt wird. Dies umfasst in der Regel die Suche nach 
einem Gut, dessen Buchung und die Bezahlung. Ist bei-
spielsweise nur eine Reservierung online möglich, wird 
ein Geschäftsmodell nicht der Sharing Economy zuge-
rechnet. Auch Geschäftsmodelle, die einem schwarzen 
Brett ähneln und bei denen die Kontaktaufnahme bei-
spielsweise telefonisch mit dem einzelnen Anbieter erfolgt, 
werden ausgeschlossen.

zz Die Sharing Economy umfasst die Übertragung tempo-
rärer Nutzungsrechte gegen Entgelt oder ohne Entgelt. Es 
existieren verschiedene Finanzierungsformen der Sha-
ring-Plattformen, die in der Definition allesamt enthal-
ten sind.

zz Nachfrager in der Sharing Economy ist der Endkonsument. 
Zur Sharing Economy zählen daher P2P- und B2C-Modelle. 
Vor dem Hintergrund der Ziele dieser Studie ist diese 
Einschränkung sinnvoll. Zwar gibt es auch Geschäfts-
modelle, die das Sharing zwischen Unternehmen (B2B) 
ermöglichen (Behrendt et al., 2015, 10; Demary, 2015, 7). 
Diese sind jedoch weder in der öffentlichen Diskussion 
um die Sharing Economy noch in Bezug auf mögliche 
Regulierungsnotwendigkeiten präsent. Sharing zwischen 
Unternehmen ist in der Regel durch klassische Miet- oder 
Leasingverträge abgedeckt, so dass die gerade im P2P-
Bereich der Sharing Economy auftretenden Abgrenzungs-
probleme zwischen privatem und professionalisiertem 
Angebot entfallen. Außerdem kommt auch eine Befragung 
des Fraunhofer-Instituts für Arbeitswissenschaft und 
Organisation unter traditionellen Unternehmen aller 
Branchen (Bauer et al., 2015, 54 f.) zu dem Ergebnis, dass 

Sharing-Aktivitäten dieser Unternehmen allenfalls ein 
Nischenphänomen sind. Sharing-Geschäftsmodelle 
kämen überwiegend im „kommerzialisierten Privat-
bereich“ vor. Dennoch wird in Kapitel 2.1.4 der Voll-
ständigkeit halber auch kurz auf die Bedeutung der  
B2B-Ge schäfts modelle der Sharing Economy in Deutsch-
land eingegangen.

Abgrenzung der Sektoren Mobilität, Unterkunft 
und Alltagsgegenstände

In dieser Studie werden die drei Sektoren Mobilität, Unter-
kunft und Alltagsgegenstände analysiert. Um eine möglichst 
genaue quantitative Einordnung zu ermöglichen, werden 
diese drei Sektoren im Folgenden zunächst abgegrenzt.

Mobilität

Unter Mobilität wird die Beweglichkeit von Personen im 
geografischen Raum mithilfe eines Fahrzeugs verstanden. 
Zu den Anwendungen im Rahmen der Sharing Economy 
gehören bislang vor allem Autos, Motorroller und Fahrrä-
der. Ausgeschlossen sind Mobilitätsformen wie Bus und 
Bahn, die nach festen Fahrplänen fahren.

Die Abgrenzung des Sharing im Mobilitätssektor von der 
klassischen Vermietung (zum Beispiel Autovermietung) ist 
nicht ganz trennscharf. Dies trifft vor allem auf das stations-
gebundene B2C-Sharing von Autos, aber auch Fahrrädern 
zu. Allgemein gilt, dass bei stationsgebundenen Sharing-
Angeboten eine dezentrale Bereitstellung der Fahrzeuge 
auch in Randlagen erfolgt. Damit werden oft mehr Mög-
lichkeiten zur Abholung und Rückgabe der Fahrzeuge offe-
riert als bei klassischen Vermietern, die sich lediglich auf 
Innenstädte und wichtige Verkehrsknotenpunkte (zum Bei-
spiel Flughäfen und Bahnhöfe) konzentrieren. Zudem wird 
beim B2C-Sharing im Mobilitätssektor häufig ein Rahmen-
vertrag geschlossen, der weitere Vereinbarungen bei jeder 
Nutzung überflüssig macht. Die Vermietung im Privat-
kunden segment erfordert dagegen üblicherweise für jede 
Nutzung einen erneuten Vertragsabschluss.

Unterkunft

Zum Sektor Unterkunft wird Wohnraum oder Ähnliches 
gezählt, in dem eine oder mehrere Personen temporär 
übernachten. Die ursprüngliche Idee dabei war, dass Privat-
personen den eigenen Wohnraum dafür zur Verfügung 
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stellen (das sogenannte Homesharing). Dieser Idee folgt 
auch diese Abgrenzung und beschränkt die Sharing Eco-
nomy im Sektor Unterkunft auf P2P-Geschäftsmodelle. 

Dementsprechend zählen zum einen Teile von privaten 
Wohneinheiten wie einzelne Zimmer einer Wohnung und 
zum anderen ganze private Wohneinheiten zur Sharing 
Economy. Bei Letzteren ist bedeutsam, dass die Wohnein-
heit lediglich temporär zur Verfügung steht, etwa an ein-
zelnen Wochenenden des Jahres, an denen der eigentliche 
Nutzer diese nicht nutzt. Klassische Ferienwohnungen und 
-häuser, deren ausschließliche Nutzung in der Vermietung 
an Gäste besteht, werden nicht zur Sharing Economy 
gerechnet. Dies gilt auch dann, wenn sie durch Privatperso-
nen vermietet werden. Vor diesem Hintergrund werden 
Vermittlungsplattformen für klassische Ferienhäuser sowie 
Ferienwohnungen, wie beispielsweise HomeAway (inklusive 
Tochterfirma Fewo-direkt) und BestFewo.de, nicht betrach-
tet. Expedia.de und TripAdvisor werden ebenfalls nicht 
untersucht. Im Bereich Beherbergung sind auf diesen Por-
talen fast ausschließlich Ferienhäuser und Ferienwohnungen 
sowie Übernachtungsmöglichkeiten in Hotels und Pensionen 
zu finden. Auch Letztere zählen dabei nicht zur Sharing 
Economy, weil hier der Aspekt der ansonsten privaten Nut-
zung des Wohnraums fehlt. Entsprechend dieser Trennlinie 
wird in dieser Studie davon abgesehen, Portale wie beispiels-
weise booking.com, trivago.de oder hrs.de zu betrachten. 
Diese Vermittler haben sich auf professionalisierte Unter-
künfte spezialisiert und nicht auf Homesharing. 

Die Abgrenzung des Sektors Unterkunft in dieser Weise ist 
nicht ganz trennscharf. Die Unterscheidung von privaten 
und professionalisierten sowie temporären und ständigen 
Anbietern ist insbesondere beim Angebot ganzer Wohnein-
heiten oft schwer möglich. 

Alltagsgegenstände

Alltagsgegenstände sind Konsumgüter, die im privaten Um -
feld zur generellen Nutzung vorhanden sind, aber nicht 
verbraucht werden. Lebensmittel zählen daher nicht zu 
diesem Sektor. Die Abgrenzung trifft jedoch beispielsweise 
auf Elektrogeräte, Kleidung oder Werkzeug zu. 

Die Abgrenzung der B2C-Sharing-Geschäftsmodelle von 
der klassischen Vermietung ist im Segment Alltagsgegen-
stände besonders komplex. Für die Zurechnung zur Sharing 
Economy ist daher insbesondere von Bedeutung, dass es 
sich bei dem betreffenden Gut um eines handelt, das regel-
mäßig genutzt wird. Güter, die einmalig, äußerst selten 

oder saisonal genutzt werden, werden ausgeschlossen. Dazu 
zählen unter anderem Umzugszubehör, Materialien für Feste 
und Partys sowie Zubehör für saisonale Sportarten wie Ski-
fahren oder Windsurfen. Gerade diese Abgrenzung entbehrt 
nicht einer leichten Unschärfe. Es zeigt sich daran insbeson-
dere, dass die klassische Vermietung und das Sharing sich bei 
B2C-Geschäftsmodellen nur schwerlich unterscheiden lassen.

Für alle Geschäftsmodelle der Sharing Economy gilt, dass 
es neben den spezialisierten Anbietern, die ausschließlich 
beispielsweise Mitfahrgelegenheiten vermitteln, auch eher 
generalisierte Angebote gibt. So lassen sich unter anderem 
auf Plattformen wie eBay Kleinanzeigen nach einigem Suchen 
auch Mitfahrgelegenheiten finden. Der Hauptzweck der 
Plattform ist dies jedoch nicht. Dieser besteht in der Mög-
lichkeit, Inserate aller Art zu publizieren, darunter vor allem 
Verkauf- und Kaufangebote sowie Angebot und Nachfrage 
von Dienstleistungen aller Art. In der folgenden Analyse der 
Sharing Economy in den Sektoren Mobilität, Unterkunft und 
Alltagsgegenstände wird primär auf die spezia lisierten An -
bieter in diesem Segment abgestellt. Diese Ge schäftsmodelle 
haben sich auf den Sharing-Aspekt fokussiert und diesem 
damit überhaupt erst seine heutige Bedeutung verschafft.

Im Folgenden wird zunächst in den Kapiteln 2 und 3 die 
quantitative Bedeutung der Sharing Economy in Deutsch-
land analysiert. Kapitel 2 gibt zu diesem Zweck einen Über-
blick über die Marktstruktur und die Marktentwicklung in 
den Sektoren Mobilität, Unterkunft und Alltagsgegenstände. 
Außerdem wird auf den Zusammenhang zwischen der  
Sharing Economy und der Beschäftigung eingegangen. 
Kapitel 3 fokussiert auf den Unterkunftssektor und unter-
sucht detailliert Angebot, Nachfrage und Marktanteile der 
Sharing Economy in diesem Sektor. Darüber hinaus wird 
auf Wettbewerbseffekte abgestellt sowie die Wirkung auf 
die Verfügbarkeit von Wohnraum geprüft. 

Die folgenden Kapitel widmen sich dann der Ausarbeitung 
von Optionen für eine Regulierung des Unterkunftssektors 
der Sharing Economy. Dazu werden in Kapitel 4 zunächst 
beispielhaft die Regelungen in sechs ausgewählten Städten 
weltweit vorgestellt. Sollten sich Regulierungsbedarfe erge-
ben, zeigt Kapitel 5 entlang der Bereiche Registrierungs-
pflicht, Besteuerung, Wohnraumversorgung, Schutz der 
Stadtbevölkerung und Verbraucherschutz Optionen dafür 
auf. Real labore als Konzept zur Erprobung und Evaluation von 
Re  gu lierungs maßnahmen sowie Vorschläge dafür im Unter-
kunftssektor der Sharing Economy werden in Kapitel 6 the-
matisiert. Kapitel 7 befasst sich mit den Möglichkeiten einer 
verbesserten Datenerhebung in diesem Sektor. Kapitel 8 
schließt mit einem Fazit. 
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2.  Die Sharing Economy in Deutschland in 
den Sektoren Mobilität, Unterkunft und 
Alltagsgegenstände



Die Sharing Economy kennzeichnet ihre große Heterogeni-
tät, die eine differenzierte Betrachtung erforderlich macht. 
Da quantitative Informationen auch zu einzelnen Sektoren 
rar sind, ist eine empirische Betrachtung, wie sie in diesem 
Kapitel vorgenommen wird, mit großem Rechercheaufwand 
verbunden. Einige Fragen lassen sich dennoch nicht quan-
titativ beantworten. Gleichsam ist die quantitative Vermes-
sung der Sharing Economy in Deutschland von großer 
Bedeutung, um ihre Relevanz für die deutsche Wirtschaft 
abschätzen zu können. 

Vor diesem Hintergrund werden in diesem Kapitel die  
drei Sharing-Economy-Sektoren Mobilität, Unterkunft  
und Alltagsgegenstände empirisch untersucht. Dazu wird 
in Abschnitt 2.1 zunächst ein Überblick über die drei Sekto-
ren, die relevanten Geschäftsmodelle und die in Deutsch-
land in diesen Bereichen aktiven Unternehmen gegeben. 
Abschnitt 2.2 befasst sich anschließend mit der Marktent-
wicklung in diesen drei Bereichen auf Basis quantitativer 
Fallstudien. Abschnitt 2.3 diskutiert, ob es sich bei den  
Sharing-Angeboten um Substitute oder Komplemente der 
etablierten Angebote handelt. Davon wird auch direkt 
beeinflusst, welche Wirkungen der Sharing Economy auf 
Beschäftigung möglich sind, was in Abschnitt 2.4 themati-
siert wird.

2.1 Marktüberblick

Im Folgenden wird ein Überblick über die drei Sharing-
Economy-Sektoren Mobilität, Unterkunft und Alltagsge-
genstände in Deutschland gegeben. Zunächst werden für 
Deutschland die Mitte 2017 zu den einzelnen Sektoren ge -
hörigen Sharing-Plattformen identifiziert. In einem weite-
ren Schritt werden dann aus verschiedenen Quellen aktu-
elle Daten zu diesen Unternehmen zusammengetragen.  
Zu diesen Quellen zählen unter anderem Geschäftsberichte, 
Presseartikel, Pressemitteilungen und Wertpapierprospekte; 
zu den Daten jegliche verfügbare Unternehmensinformation, 
wie zum Beispiel Finanzierungsrunden, Anzahl der Ange-
bote und Anzahl der Kundinnen sowie Kunden. In einem 
finalen Schritt werden die so gewonnenen Daten abhängig 
vom jeweiligen Sektor aggregiert und aufbereitet. Auf diese 
Weise wird ein aktueller Marktüberblick geschaffen.

2.1.1 Mobilitätssektor 

Mobilität hat für Deutschland eine besonders große Bedeu-
tung. Das Deutsche Mobilitätspanel (MOP) belegt das Aus-
maß der Mobilität hierzulande: Jeder Einwohner ab einem 
Alter von zehn Jahren legte im Jahr 2015 pro Tag durch-
schnittlich eine Strecke von 40,9 Kilometern zurück (Chlond 
et al., 2016, 40 f.). Die damit verbundene Verkehrsleistung 
wurde zu fast drei Vierteln (72,7 Prozent) vom motorisierten 
Individualverkehr (PKW, Krad, auch als Beifahrer) getragen. 
18,4 Prozent entfielen auf den öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV), 3,4 Prozent auf Fahrräder und 2,7 Prozent 
wurden zu Fuß zurückgelegt. Im Vergleich zu 2014 hat dabei 
der motorisierte Individualverkehr an Bedeutung sogar noch 
gewonnen (2014: 69,4 Prozent), während die Bedeutung des 
ÖPNV gesunken ist (2014: 19,8 Prozent). Insgesamt ist die 
Verkehrsleistung im Vergleich der beiden Jahre jedoch leicht 
gesunken: 2014 wurde im Durchschnitt pro Tag eine Strecke 
von 41,6 km zurückgelegt. 

Demnach besteht in Deutschland erstens ein hoher Bedarf 
an Mobilität und zweitens ein großes Interesse am motori-
sierten Individualverkehr. Für die Sharing Economy im 
Mobilitätssektor bedeutet dies ein erhebliches Marktpotenzial. 
Ob und inwieweit dies auch zu entsprechenden Angeboten 
geführt hat, wird im Folgenden thematisiert. Gemäß der 
Definition aus Kapitel 1 werden dabei alle Geschäftsmodelle 
untersucht, die webbasiert ein Fortbewegungsmittel tempo-
rär zur Verfügung stellen oder vermitteln, welches sequen-
ziell oder gemeinsam genutzt wird. Um Sharing von der 
Vermietung abzugrenzen, muss entweder ein Rahmenvertrag 
zur Anwendung kommen, der den beliebigen Gebrauch 
von Fahrzeugen ohne weitere Vereinbarung mithilfe von 
digitalen Technologien wie Apps erlaubt, oder zumindest 
eine große Anzahl von räumlich sowie nach Fahrzeugen 
diversifizierten Anbietern vorhanden sein (zum Beispiel 
P2P-Carsharing), die über eine Plattform vermittelt werden 
können. Des Weiteren ist es unerheblich, ob private oder 
professionalisierte Transaktionspartner beteiligt sind. Auf-
grund der großen Bedeutung von PKW für die Mobilitäts-
leistung in Deutschland fokussiert die Analyse zunächst auf 
Anwendungen in diesem Bereich. Unter einem PKW wer-
den dabei Kraftfahrzeuge unter 3,5 Tonnen und mit maxi-
mal acht Sitzen verstanden. Im nächsten Schritt werden 
dann weitere Fortbewegungsmittel thematisiert.
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Die Nutzung eines PKW im Rahmen der Sharing Economy 
kann sequenziell oder gemeinsam erfolgen. Bei der sequen-
ziellen Form wird ein Fahrzeug von verschiedenen Nutze-
rinnen und Nutzern unabhängig voneinander je nach Bedarf 
sowie Verfügbarkeit gebucht und genutzt. In diesem Fall wird 
von Carsharing gesprochen. Verabreden sich hingegen meh-
rere Individuen über eine mobile Plattform, um eine Fahrt 
gemeinsam zu unternehmen, handelt es sich um Ridesharing. 
In diesem Fall wird unter „teilen“ die gleichzeitige Nutzung 
eines Fahrzeugs verstanden. Im Carsharing sowie Ridesha-
ring haben sich mehrere Geschäftsmodelle entwickelt, die 
im Folgenden einzeln analysiert werden.   

Carsharing

Geschäftsmodelle
Der Bundesverband CarSharing (bcs) datiert den Start des 
Carsharing in Deutschland auf das Jahr 1988 (bcs, 2017a). 
Im Rahmen einer Doktorarbeit wurde damals in Berlin das 
erste Carsharing-Fahrzeug an einer Station zur Verfügung 
gestellt. Es handelt sich um das sogenannte stationsbasierte 
Carsharing. Dabei werden die Fahrzeuge an Stationen zur 
Verfügung gestellt. Nach dem Abschluss eines Rahmenver-
trages können die Nutzer die Fahrzeuge je nach Verfügbar-
keit an der Station abholen und nutzen. Wird das Fahrzeug 
nicht mehr benötigt, muss es wieder an eine Station des 
Anbieters zurückgebracht werden. Dies kann die ursprüng-
liche Station oder eine andere Station sein. Im Unterschied 
zur klassischen Autovermietung ist das stationsbasierte 
Carsharing unter anderem durch eine höhere Anzahl an 
Stationen auch in Randlagen gekennzeichnet. Die Statio-
nen dienen dazu, einen festen Anlaufpunkt zur Verfügung 

zu stellen, damit die Nutzer die Fahrzeuge nicht umständlich 
im Stadtgebiet suchen müssen. Die Stationen sind typischer-
weise speziell gekennzeichnete Parkplätze ohne spezielles 
Personal.

Digitale Technologien wie das Smartphone und mobiles 
Internet erlauben es Nutzerinnen und Nutzern, die Posi-
tion von Fahrzeugen in Echtzeit abzurufen. Dies ermöglicht 
die Angebote des sogenannten Free-Floating-Carsharing. 
Dabei bestimmen die Kunden in der Regel mittels einer 
mobilen Anwendung die Standorte der Fahrzeuge und 
buchen dann darüber ein passendes. Die Autos können 
nach der Benutzung innerhalb eines Operationsgebiets an 
allen Parkmöglichkeiten abgestellt werden und müssen 
nicht wieder an die ursprüngliche beziehungsweise eine 
feste Station zurückgebracht werden. Das erste Angebot im 
Bereich Free-Floating-Carsharing in Deutschland ging 2009 
in Ulm in den Testbetrieb (bcs, 2017a). 

Sowohl beim stationsbasierten als auch beim Free-Floating- 
Carsharing handelt es sich um B2C-Angebote, bei denen 
sich die Fahrzeuge im Besitz der Sharing-Plattformen 
befinden. Darüber hinaus existiert jedoch noch das soge-
nannte P2P-Carsharing. Bei diesem Geschäftsmodell ver-
mittelt die Plattform zwischen einzelnen privaten Fahrzeug-
halterinnen und -haltern und Personen, die ein solches 
Privatfahrzeug ausleihen möchten. Dabei muss in der Regel 
für jede Nutzung ein eigener Vertrag abgeschlossen werden. 
Abholung und Rückgabe des Fahrzeugs erfolgen bei der 
Eigentümerin oder dem Eigentümer. Erste P2P-Carsharing-
Plattformen in Deutschland wurden bereits 2010 gegründet 
(Bertschmann et al., 2015, 196). Tabelle 2-1 stellt die drei 
Formen des Carsharing im Vergleich dar.

Tabelle 2-1: Geschäftsmodelle des Carsharing im Vergleich  
Typische Kennzeichen der Geschäftsmodelle

Quelle: eigene Darstellung der Gutachter auf Basis von bcs, 2017a; Bertschmann et al., 2015

Stationsbasiertes Carsharing Free-Floating-Carsharing P2P-Carsharing

Erstes Auftreten in Deutsch-
land im Jahr 1988 2009 2010

Eigentümer der Fahrzeuge Carsharing-Plattform Carsharing-Plattform Individuelle Fahrzeughalterinnen  
und -halter

Abholung und Rückgabe  
der Fahrzeuge

Carsharing-Stationen
innerhalb einer Stadt, oft auch  

in Randlagen

Beliebig
innerhalb eines Operationsgebiets 

(meist eine Stadt oder Region)

Individuell
bei Fahrzeughalterin  

und -halter

Leihvertrag Rahmenvertrag Rahmenvertrag Individueller Vertrag oft auf Basis 
einer Vorlage der Sharing-Plattform
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Quantitative Bedeutung
Der Bundesverband CarSharing weist vergleichsweise  
präzise Daten zum stationsbasierten und Free-Floating-
Carsharing aus (bcs, 2017b). Zu Beginn des Jahres 2017 gab 
es demnach bundesweit 9.400 Fahrzeuge des stations-
basierten Carsharing sowie 7.800 Free-Floating-Fahrzeuge. 
Gegenüber dem Vorjahreszeitpunkt bedeutet dies einen 
Zuwachs von 3,3 beziehungsweise 11,4 Prozent. Noch deut-
licher belegt die Zahl der angemeldeten Nutzerinnen und 
Nutzer diese positive Entwicklung: Bei stationsbasiertem 
Carsharing wuchs sie zwischen Anfang 2016 und Anfang 
2017 um 5,8 Prozent. Im Free-Floating-Carsharing kamen 
sogar 430.000 Fahrberechtigte hinzu, was einem Zuwachs 
von 51,8 Prozent entspricht. Insgesamt gab es bei beiden 
Varianten Anfang 2017 rund 1,7 Millionen Fahrberechtigte.

Dabei ist zu beachten, dass reine Anbieterinnen sowie An -
bieter von Free-Floating-Carsharing bundesweit lediglich 
zwölf Großstädte abdecken, während das stationsbasierte 
Carsharing in insgesamt 597 Orten verfügbar ist (bcs, 2017b). 
Dies weist auf die Struktur der Unternehmen in den beiden 
Carsharing-Bereichen hin: Das stationsbasierte Carsharing 
wird von vielen kleinen, lokalen Anbietern bestimmt, wäh-
rend im Bereich des Free-Floating-Carsharing nur wenige 
größere Unternehmen aktiv sind. Zudem gibt es eine kleine 
Anzahl an Unternehmen, die sowohl Free-Floating-Carsharing 
als auch stationsbasiertes Carsharing anbieten (s. Tabelle 2-2).

Typischerweise befinden sich die Free-Floating-Carsharing- 
Unternehmen in Deutschland im Eigentum von Autover-
mietungen beziehungsweise Autoherstellern. Dominiert 

Tabelle 2-2: Free-Floating-Carsharing-Unternehmen in Deutschland  
Stand: Juli 2017

Gesamt auf Hunderterstellen gerundet. 

Quelle: bcs, 2017c; book-n-drive, 2017; car2go, 2017a; DriveNow, 2017; HNA, 2015; Multicity, 2017a; myScotty, 2017; stadtmobil, 2017a; stadtmobil Hannover, 
2017; Stadtteilauto, 2017; StattAuto, 2017

Free-Floating-Carsharing-Anbieter

Name Stadt/Region Anzahl Fahrzeuge

DriveNow Berlin, Düsseldorf, Hamburg, Köln, München 3.200

car2go Berlin, Düsseldorf, Frankfurt am Main, Hamburg,  
Köln, München, Stuttgart 3.860

Multicity1 Berlin 350

Yourcar Göttingen 322

drive by Berlin 253

Gesamt Free-Floating 7.5001,2

Anbieter einer Kombination von Free-Floating- und stationsbasiertem Carsharing

Name Stadt/Region Anzahl Fahrzeuge gesamt Davon Free-Floating-Fahrzeuge

stadtmobil Berlin, Hannover, Karlsruhe, Rhein-Main,  
Rhein-Neckar, Rhein-Ruhr, Stuttgart, Trier 2.0002 1352 (100 JoeCar, rund  

35 stadtflitzer Hannover)

book-n-drive Darmstadt, Frankfurt am Main, Mainz, Oberursel,  
Offenbach, Rüsselsheim, Wiesbaden 884 271

Stadtteilauto e.V. (Stadt-
werke Osnabrück) Osnabrück 638 182

StattAuto Carsharing Kiel, Lübeck 150 12

Gesamt Kombination 3.1002 4002

     

1 Einstellung des Geschäftsbetriebs am 29. Oktober 2017.
2 Schätzung oder ungefähre Angabe.
3 Bis Ende 2017 sollen 120 Fahrzeuge zur Verfügung stehen.
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wird der Markt von car2go (Daimler und Europcar) und 
DriveNow (BMW und Sixt). In Berlin war zusätzlich noch 
Citroën mit dem Unternehmen Multicity aktiv. Dieses 
Unternehmen hat jedoch Ende Oktober 2017 seinen 
Geschäftsbetrieb eingestellt (Multicity, 2017b). Seit Mai 
2017 ist drive by Carsharing in Berlin präsent (myScotty, 
2017). In Göttingen ist Yourcar vertreten. Neben den reinen 
Anbietern von Free-Floating-Carsharing sind auch book-n-
drive sowie stadtmobil mit relativ großen Flotten im Free-
Floating-Carsharing aktiv.

Der Bereich des stationsbasierten Carsharing ist bei weitem 
nicht so übersichtlich. Der Bundesverband Carsharing geht 
hier von insgesamt 150 Anbietern aus (bcs, 2017b). Eigene 
Recherchen ergaben bundesweit 124 Unternehmen, die 
webbasiert stationsbasiertes Carsharing anbieten. Viele die-
ser Anbieter arbeiten regional sehr konzentriert und bieten 
ihre Leistung nur in einem Dorf, einer Stadt oder einer 
meist kleinräumigen Region an. Zum Teil handelt es sich 
um kleine Vereine mit Ehrenamt, in denen sich Einwohner 
zusammengeschlossen haben, um gemeinsam ein Fahrzeug 
zu nutzen.

Es haben sich jedoch auch große, oft überregionale Anbieter 
etabliert (s. Tabelle 2-3), die zum Teil mit anderen kooperie-
ren. Dies geschieht meist im Rahmen von gemeinsamen 
Plattformen für die Fahrzeugbuchung, von denen es bundes-
weit drei große gibt. Das größte Netzwerk ist Flinkster, das 
Angebot der Deutschen Bahn AG. Hier können laut eigenen 
Aussagen rund 4.000 Fahrzeuge von 30 Anbietern stations-

basierten Carsharing gebucht werden (Flinkster, 2017 a). 
Diese Zahlen beinhalten jedoch noch den Anbieter Multi-
city mit seinen 350 Fahrzeugen, die seit Ende Oktober 2017 
nicht mehr zur Verfügung stehen. Die zweite Buchungs-
plattform betreibt laut Angaben von stadtmobil das Unter-
nehmen cantamen. Über dieses System lassen sich unter 
anderem die stadtmobil-Fahrzeuge buchen. Aktuelle Daten 
zu der Anzahl an Anbietern sowie der Fahrzeuge liegen hier 
nicht vor. Schließlich betreibt Cambio das dritte große 
Buchungssystem, auf dem laut eigenen Angaben in Deutsch-
land die Fahrzeuge von Cambio sowie von Stadtteilauto Müns-
ter ausgeliehen werden können. In Deutschland und Belgien 
stehen so insgesamt mehr als 2.680 Fahrzeuge zur Verfügung.

Mit mehr als 2.000 Fahrzeugen in über 180 Städten ist stadt-
mobil der größte Einzelanbieter in Deutschland. Dabei ist zu 
beachten, dass es sich um eine Gruppe von acht Regional-
anbietern handelt (Operationsgebiete gemäß Tabelle 2-2). 
Der in Bezug auf die Anzahl der Fahrzeuge zweitgrößte 
Anbieter Cambio Carsharing ist vor allem in Deutschland 
und Belgien aktiv und bietet in der Bundesrepublik 1.400 
Fahrzeuge in 21 Städten an (Cambio, 2017). Weitere größere 
Anbieter sind book-n-drive, DB Carsharing und teilAuto, 
welche alle zum Flinkster Netzwerk mit über 300.000 Kun-
dinnen und Kunden (Deutsche Bahn, 2017) gehören. Die 
genannten fünf Anbieter stellen fast 5.800 der bundesweit 
insgesamt 9.400 stationsbasierten Fahrzeuge zur Verfügung 
und decken entsprechend rund 62 Prozent des deutschen 
Marktes für stationsbasiertes Carsharing ab. 

Tabelle 2-3: Die 5 größten Anbieter von stationsbasiertem Carsharing in Deutschland  
Stand: Juli 2017

Gesamt auf Hunderterstellen gerundet. 

Quelle: book-n-drive, 2017, Cambio, 2017; Carsharing-News, 2017; Deutsche Bahn, 2017; Flinkster, 2017a; stadtmobil, 2017a; stadtmobil, 2017b; teilAuto, 2017; 
zum Teil eigene Darstellung/Berechnung der Gutachter 

Name Anzahl Orte Anzahl Kundinnen und Kunden Anzahl Fahrzeuge

stadtmobil 1804 52.0004 1.9004 stationsbasiert und  
1354 Free-Floating

Cambio Carsharing 21 61.400 1.400

book-n-drive 13  >30.0005 884, davon 271 Free-Floating

teilAuto 17 30.0005 850

DB Carsharing (Flinkster) 3006 314.1006 6307

Gesamt stationsbasiert Top 5 457.5004 5.8004

     

4 Schätzung.
5 Teil des Flinkster-Netzwerks.
6 Angaben für das gesamte Flinkster-Netzwerk.
7 Angabe der Deutschen Bahn auf Nachfrage.
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Die deutsche Bundesregierung hat die positiven Wirkungen 
von Carsharing für den Klima- und Umweltschutz erkannt 
und aus diesem Grund das sogenannte Carsharinggesetz ver -
abschiedet, um diese Art des motorisierten Individualverkehrs 
zu fördern (Bundesgesetzblatt, 2017). Am 1. September 2017 
trat dieses Gesetz in Kraft. Fahrzeuge des stationsbasierten 
und Free-Floating-Carsharing können seitdem mit Vergüns-
tigungen unter anderem bei Parkgebühren und Parkmög-
lichkeiten bedacht werden.

Im P2P-Segment des Carsharing wird der deutsche Markt 
von zwei großen Unternehmen dominiert (s. Tabelle 2-4). 
Das deutsche Unternehmen tamyca hat seit der Übernahme 
des P2P-Angebots von Opel (CarUnity) im Jahr 2017 sowohl 
die größte Anzahl an Fahrzeugen (circa 15.000) als auch die 
größte Anzahl an registrierten Nutzerinnen und Nutzern 
(etwa 150.000; tamyca, 2017). Diese Zahlen beinhalten eben-
falls Fahrzeuge, die von Opelhändlern angemietet werden 
können. Anfang August 2017 wurde tamyca von SnappCar 
mit Hauptsitz in den Niederlanden übernommen und fir-
miert seitdem unter diesem Namen. Da SnappCar bisher 
nur in Dänemark, den Niederlanden und Schweden aktiv 
war, wurden die Nutzerzahlen und die Anzahl an Fahrzeu-
gen in Deutschland nicht beeinträchtigt (SnappCar, 2017).

Der größte Wettbewerber von tamyca in Deutschland ist 
der französische Anbieter Drivy mit 5.000 Fahrzeugen sowie 
140.000 registrierten Nutzerinnen und Nutzern (Drivy, 2017). 
Zu diesen beiden etablierten Anbietern kommt die Daimler- 
Tochter Croove, die auch privaten Fahrzeughaltern und 
-halterinnen das Ausleihen ihrer PKW (jeglicher Marke) an 
Fahrberechtigte ermöglicht. Dieser Dienst ging zu Beginn 
des Jahres 2017 zunächst in München in die Pilotphase und 
erweitert im Moment sukzessive sein Operationsgebiet 
(Croove, 2017). Aus diesem Grund sind noch keine auf-
schlussreichen Daten verfügbar.

Neben den drei aktiven Anbietern im P2P-Segment des 
Carsharing haben zwei weitere Wettbewerber einen Eintritt 
in den deutschen Markt entweder angekündigt oder sind im 
Rahmen einer Testphase bereits aktiv (Stand: Sommer 2017):

zz smart ready to share: Diese Plattform der Fahrzeug-
marke Smart befindet sich im Beta-Test in den Städten 
Berlin, Bonn, Köln, Hamburg und Stuttgart (Smart, 
2017). Mittels dieser Plattform können Fahrzeughalte-
rinnen und Fahrzeughalter ihre Privatfahrzeuge für eine 
gemeinsame Nutzung zur Verfügung stellen.

zz GETAWAY: Das Start-up wurde 2015 gegründet und 
bereitet den Markteintritt in Deutschland vor. Die 
Besonderheit des Angebots besteht darin, dass es ohne 
persönliche Schlüsselübergabe auskommen soll, weil 
stattdessen eine Hardwarekomponente zum Öffnen und 
Starten der Fahrzeuge in private PKW verbaut wird 
(GETAWAY, 2017).

Etablierte Fahrzeughersteller sehen den Carsharing-Sektor 
als Chance, ihr Geschäftsmodell zu erweitern beziehungs-
weise zu differenzieren. Besonders deutlich wird dies am 
Beispiel der Daimler AG: Diese ist in zwei Plattformen im 
P2P-Bereich involviert (Croove und über die Marke Smart 
auch smart ready to share), so dass sich aufgrund der finan-
ziellen Möglichkeiten des Konzerns in diesem Segment 
mittelfristig potenziell die Marktanteile verschieben könnten. 
Darüber hinaus gehört auch die Free-Floating-Carsharing-
Firma car2go zum Konzern.

Der Vergleich der B2C- und der P2P-Carsharing-Modelle 
zeigt, dass die Anzahl der für diese Mobilitätsformen zur 
Verfügung stehenden Fahrzeuge ähnlich groß ist. Stations-
basiertes und Free-Floating-Carsharing weisen insgesamt 
rund 17.200 Fahrzeuge bundesweit auf (bcs, 2017b). Auf der 
P2P-Plattform tamyca sind circa 15.000 PKW registriert. 

Tabelle 2-4: P2P-Carsharing-Plattformen in Deutschland  
Stand: Juli 2017

Gesamt auf Hunderterstellen gerundet.

Quelle: Croove, 2017; Drivy, 2017; tamyca, 2017

Anbieter Aktiv in Deutschland seit Anzahl Nutzerinnen und Nutzer Anzahl Fahrzeuge

tamyca (snappcar) 2010 150.000 15.000

Drivy 2014 140.000 5.000

Gesamt P2P 290.000 20.0008

     

8 Voraussetzung: Keine Anmeldung eines Fahrzeugs bei beiden Plattformen (sogenanntes Multi-Homing), also keine Doppelung.
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Eine Addition der Zahlen mit denen von Drivy ist aufgrund 
des Multi-Homing (gleichzeitige Nutzung mehrerer Platt-
formen) wenig aussagekräftig. Während die B2C-Modelle 
sich auf die (großen) Städte konzentrieren, deckt das P2P-
Carsharing auch ländliche Räume ab (Demary et al., 2017, 
18 f.). Darauf deuten auch die vergleichsweise hohen Nut-
zerzahlen des Free-Floating-Carsharing hin: Rund 1,3 Milli-
onen Personen sind fahrberechtigt, obwohl es nur in 12 
Städten Angebote gibt (bcs, 2017b). Wo sich eine eigene 
Fahrzeugflotte nicht lohnt, kann es sinnvoll sein, private 
Fahrzeuge für Carsharing zu gewinnen, wie das Beispiel 
Daimler AG zeigt. Um möglichst großflächig Mobilitäts-
dienstleistungen anbieten zu können, hat dieses Unterneh-
men zudem die App „moovel“ entwickelt, mit der ÖPNV, 
Bahn, car2go und Taxi miteinander verglichen, gebucht 
und bezahlt werden können (Daimler AG, 2017, 89).

Insgesamt ist ein starkes Wachstum des Carsharing gemessen 
an den zur Verfügung stehenden PKW festzustellen. Im 
günstigsten Fall, wenn es auf SnappCar und Drivy keine 
Doppelanmeldungen gibt, stehen aktuell insgesamt circa 
37.000 Fahrzeuge zur Verfügung. Gemessen an den insge-
samt zugelassenen 45,8 Millionen PKW zu Beginn 2017 
(Kraftfahrtbundesamt, 2017a), beträgt der Anteil jedoch 
weniger als 0,1 Prozent an der gesamten Fahrzeugflotte.  
Es muss jedoch beachtet werden, dass Carsharing private 
Kraftfahrzeuge eventuell obsolet macht. Der Bundesver-
band CarSharing hat berechnet, dass im Durchschnitt  

von 13 untersuchten Städten 15 Fahrzeuge durch einen 
Carsharing-PKW ersetzt wurden (bcs, 2016b). Selbst vor  
diesem Hintergrund sind die Auswirkungen von Carsharing 
in Deutschland jedoch nicht feststellbar, wie die Entwick-
lung der zugelassenen PKW zeigt (s. Abbildung 2-1). Seit 
2008 ist die Anzahl Zulassungen konstant von rund 41 Mil-
lionen auf zuletzt fast 46 Millionen gestiegen. 

Ridesharing

Geschäftsmodelle
Kern des Carsharing ist die Nutzung eines PKW als Fahre-
rin oder Fahrer. Daneben ist auch die Nutzung eines Fahr-
zeugs als Mitfahrerin oder Mitfahrer möglich. Im Bereich 
der Sharing Economy wird dabei online ein Inserat erstellt, 
um Mitreisende zu finden. Entweder die Fahrerin oder der 
Fahrer eines Autos unternimmt eine Fahrt und bietet an, 
noch andere Reisende mitzunehmen, oder jemand inseriert 
einen Reisewunsch, um eine entsprechende Reisemöglich-
keit zu finden. Die Vermittlung von Kunden und Kundinnen 
sowie freien Plätzen findet über eine webbasierte Plattform 
statt. Bei diesem sogenannten Ridesharing wird angestrebt, 
die Fahrzeugauslastung durch eine simultane Nutzung durch 
mehrere Personen zu erhöhen. Ridesharing ist dahingehend 
kein neues Phänomen, da Unternehmen wie die Mitfahr-
zentrale.de das Konzept in seinen Grundzügen bereits 1998 
webbasiert umsetzten (Gründerszene, o. J.). Kern ist jedoch, 
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Abbildung 2-1: Anzahl zugelassener PKW in Deutschland 2008–2017

in Mio. Fahrzeugen, Stichtag 1. Januar

Quelle: Kraftfahrtbundesamt, 2017a
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dass mehrere in der Regel einander unbekannte Personen 
eine gemeinsame Reise unternehmen. 

Die Buchung eines Taxis oder einer Limousine über eine 
Plattform sowie App zählt nicht zum Ridesharing. In diesem 
Fall handelt es sich um gewerbliche Personenbeförderung 
und die Reise wird nur von der buchenden Person unter-
nommen, was der gemeinschaftlichen Nutzung im Sinne 
des Sharing widerspricht. Ebenfalls ausgeschlossen ist die 
Anwendung UberPop, bei der es in Deutschland möglich 
war, Fahrten bei privaten Fahrerinnen und Fahrern zu 
buchen. Das Oberlandesgericht Frankfurt hat diese Form 
der Personenbeförderung 2016 deutschlandweit verboten, 
weil sie gegen das Personenbeförderungsgesetz verstößt 
und es sich um eine „unlautere geschäftliche Handlung“ 
handelt (OLG Frankfurt, 2016, Leitsatz). Zuvor hatte unter 
anderem bereits das Hamburgische Oberverwaltungsge-
richt UberPop als nicht genehmigungsfähig bezeichnet 
(Hamburgisches OVG, 2014, Randnummer 18). 

In dieser Studie werden ebenfalls diejenigen Unternehmen 
nicht betrachtet, welche quasi ein digitales schwarzes Brett 
anbieten (s. Kapitel 1). Auf diesen Plattformen sind in der 
Regel die Kontaktdaten des Fahrenden für jede Besucherin 
und für jeden Besucher frei einsehbar. In diesem Fall kommt 
die Transaktion typischerweise nicht online zustande. 
Zudem findet sie ohne jegliche Beteiligung der Plattform 
statt. Die größten Plattformen mit einem digitalen schwar-
zen Brett sind BesserMitfahren.de (1,1 Millionen Nutzerinnen 
sowie Nutzer und 1,5 Millionen Fahrten; BesserMitfahren, 
2017) sowie mitfahren.de by Drive2day (3,1 Millionen Inse-
rate; Drive2day, 2017; einschließlich Mitfahrbrett.de). 

In Deutschland haben sich bei den Geschäftsmodellen im 
Ridesharing verschiedene Typen entwickelt. Diese lassen 
sich nach dem Grad der Beteiligung der Onlineplattform 
unterscheiden: Zum einen existieren Plattformen wie fahr-
gemeinschaft.de, bei denen die Vermittlung mithilfe von 
Inseraten erfolgt, in denen die Kontaktdaten der Interes-
sentinnen und Interessenten nach einer Registrierung ein-
sehbar sind. Findet sich jemand, zu dessen Vorhaben Zeit-
punkt und Strecke der geplanten Fahrt passen, werden 
mithilfe dieser Kontaktdaten individuelle Vereinbarungen 
dazu getroffen, wo der Treffpunkt ist, bis wohin die gemein-
same Fahrt geht und wie viel zu zahlen ist. Die Plattform 
selbst ist an der Transaktion nicht beteiligt. 

Die Alternative dazu sind zum anderen Angebote, auf 
denen eine gewünschte Fahrt direkt über die Plattform 
gebucht werden kann. Eine Kontaktaufnahme mit einer 

beziehungsweise einem Mitreisenden ist in diesem Fall 
nicht zwingend erforderlich. In der Regel ist jedoch eine 
Registrierung auf der Plattform notwendig, um überhaupt 
potenzielle Fahrten einsehen, Fahrtwünsche aufgeben und 
Kontakt aufnehmen zu können. Zu diesen Plattformen zählt 
zum Beispiel BlaBlaCar. Hier werden die Fahrten anonymi-
siert angeboten und Kundinnen und Kunden können diese 
buchen. Erst nachdem die Fahrt über die Plattform bezahlt 
wurde, werden die jeweiligen Kontaktdaten bekannt gege-
ben (BlaBlaCar, 2017c). Die Plattform wickelt die Buchung 
sowie Bezahlung ab und ermöglicht eine Transaktion nur 
zwischen angemeldeten Nutzerinnen und Nutzern. Mittler-
weile bietet beispielsweise BlaBlaCar für registrierte Nutze-
rinnen und Nutzer auch die Möglichkeit, direkt mit Anbie-
terinnen und Anbietern in Kontakt zu treten, um eine Fahrt 
zu vereinbaren. In diesem Fall entfallen jedoch der durch das 
Unternehmen ansonsten gewährleistete Versicherungsschutz 
sowie die Abwicklung der Zahlung (BlaBlaCar, 2017d).

Quantitative Bedeutung
Der Markt des Ridesharing in Deutschland insgesamt ist 
relativ unübersichtlich. Dies liegt vor allem daran, dass 
Ridesharing-Inserate auf diversen Onlineportalen angebo-
ten werden können, ohne dass Angaben über die Anzahl an 
geschalteten Inseraten, die tatsächlich stattgefundenen 
Fahrten oder die Anzahl der Nutzerinnen und Nutzer in 
diesem Bereich möglich wären. Konzentriert sich die Platt-
form nicht nur auf die Vermittlung von Kontakten, son-
dern ist an der Transaktion beteiligt oder fordert eine vor-
hergehende Registrierung ein, sind genauere Angaben 
möglich. So gibt BlaBlaCar für 2015 an, in Deutschland 
einen Marktanteil von 90 Prozent besessen zu haben (Bla-
BlaCar, 2016). Dies war jedoch, bevor die Servicegebühren 
2016 eingeführt wurden (Handelsblatt, 2016).

Tabelle 2-5 listet die wesentlichen Plattformen für Ridesha-
ring in Deutschland auf. Im Bereich der kostenlosen Inse-
rate ohne Beteiligung der Anbieterin beziehungsweise des 
Anbieters wird vor allem fahrgemeinschaft.de (1,5 Millionen 
Nutzerinnen und Nutzer sowie 2,5 Millionen Inserate; fahr-
gemeinschaft.de, 2017) genutzt. Bei diesem Angebot sollen 
überwiegend einmalige Fahrgemeinschaften gebildet werden. 
Daneben haben sich auch Angebote entwickelt, die die Bil-
dung von Pendlergemeinschaften sowie dauerhaften Fahr-
gemeinschaften zum Ziel haben. In diesem Bereich sind unter 
anderem flinc (350.000 Mitglieder; flinc, 2017) und Pendler-
portal (376.026 Einzelfahrten im Monat; Pendlerportal, 
2017) von Bedeutung.
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Das über eine webbasierte Anwendung vermittelte Mitfah-
ren ist nicht auf bestimmte Regionen konzentriert, wie bei-
spielsweise das Free-Floating-Carsharing. Ridesharing ist 
insbesondere auch im ländlichen Raum stark vertreten und 
deckt einen großen Teil Deutschlands ab (s. Abbildung 2-2). 
Allein BlaBlaCar verzeichnete so im Mai 2016 über 80.000 
Haltepunkte in Deutschland (BlaBlaCar, 2017b). 

Die Bedeutung des Ridesharing für die Verkehrsleistung in 
Deutschland ist insgesamt noch vergleichsweise gering. 
Dies wird deutlich, wenn die Zahl angebotener Fahrten der 
einzelnen Anbieter, beispielsweise 376.000 im Monat über 
Pendlerportal (Pendlerportal, 2017), mit den gesamt 
zurückgelegten Wegen verglichen wird. So legten im Jahr 
2015 alle Deutschen im Alter zwischen 18 und 60 Jahren 
pro Tag rund 3,6 Wege zurück (Chlond et al., 2016, 110). 
Somit waren das für alle 46,9 Millionen Einwohnerinnen 

und Einwohner in dieser Altersgruppe (Statistisches Bun-
desamt, 2017f) nahezu 170 Millionen pro Tag. 72,7 Prozent 
davon wurden mithilfe des motorisierten Individualver-
kehrs zurückgelegt (Chlond et al., 2016, 41). Zudem sind 
lediglich circa 40 Prozent der Pendlerinnen und Pendler 
prinzipiell bereit, eine Fahrgemeinschaft zu gründen 
(MiFaZ, 2017).

Abschließend kann festgestellt werden, dass sich die hohe 
Bedeutung des Automobils für Deutschland auch in zahl-
reichen Angeboten der Sharing Economy widerspiegelt. 
Diese beschränken sich nicht nur auf die urbanen Zentren, 
sondern decken auch große Teile des ländlichen Raumes 
ab. Abgesehen vom Personenkraftwagen haben sich auch 
weitere Formen der gemeinschaftlichen Nutzung etabliert, 
die im folgenden Abschnitt thematisiert werden.

Tabelle 2-5: Anbieter von Ridesharing in Deutschland  
Stand: Oktober 2017

Quelle: Berlin Shuttle, 2017; BlaBlaCar, 2017a; CleverShuttle, 2017a, 2017b; fahrgemeinschaft.de, 2017; flinc, 2017; Karzoo, 2017; Matchrider, 2017; MiFaZ, 
2017; Mitfahrangebot.de, 2017; Pendlerportal, 2017; TwoGo, 2017

Name Vermittlung von Buchung über die Plattform Anmerkung

flinc Einmaligen und regelmäßigen Fahrgemeinschaften Nein Über 350.000 Mitglieder

Karzoo Regelmäßigen Fahrgemeinschaften für Pendler Nein Vor allem für Unternehmen

Matchrider Regelmäßigen Fahrgemeinschaften für Pendler Ja 2017 Start auf der Strecke 
Tübingen-Stuttgart

MiFaZ Regelmäßigen Fahrgemeinschaften für Pendler Nein Keine Angaben

Pendlerportal Regelmäßigen Fahrgemeinschaften für Pendler Nein 376.000 Einzelfahrten pro Monat

TwoGo Regelmäßigen Fahrgemeinschaften für Pendler Ja Dienst der SAP SE

fahrgemeinschaft.de Einmaligen Fahrgemeinschaften Nein Kooperation mit ADAC; 1,5 Millionen 
Nutzer und 2,5 Millionen Inserate

Mitfahrangebot.de Einmaligen Fahrgemeinschaften Nein Angebot für Deutschland, Österreich 
und die Schweiz

BlaBlaCar Einmaligen Fahrgemeinschaften Ja 45 Millionen Nutzer in 22 Ländern

Sonstiges und Mischformen

BS Berlin Shuttle Carsharing und Mitfahrgelegenheit;  
Verleih von Kleinbussen zur Bildung  

einmaliger Fahrgemeinschaften

Ja Nur zwischen Berlin und Hamburg sowie 
Berlin und Stuttgart; bisher 1.500 Fahrten 

zwischen Berlin und Stuttgart 

CleverShuttle Ridesharingdienst mit eigenen Fahrzeugen und Fah-
rerinnen sowie Fahrern

Ja Derzeit aktiv in Berlin, Hamburg, Leipzig, 
München; Flotte von circa 52 Fahrzeugen; 

Beteiligung der Deutschen Bahn AG
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Abbildung 2-2: Abfahrts- und Ankunftsorte von BlaBlaCar im Mai 2016

Quelle: BlaBlaCar, 2017b
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Bikesharing

Geschäftsmodelle
Neben dem Auto ist das Fahrrad von hoher Bedeutung für 
die Mobilität in Deutschland. Dies wird unter anderen da -
durch belegt, dass bundesweit 81 Prozent der Haushalte 
konstant ein Fahrrad zur Verfügung steht (Statistisches 
Bundesamt, 2017a). Analog zum PKW haben sich auch bei 
Fahrrädern Anwendungen der Sharing Economy entwickelt, 
das sogenannte Bikesharing. Die größte Bedeutung kommt 
dabei dem B2C-Bereich zu. Hier stellt ein Anbieter, zum Teil 
mit öffentlicher Förderung, Fahrräder an Stationen oder über 
ein Free-Floating-Modell zur Verfügung. Die Kundinnen und 
Kunden müssen sich registrieren und können anschließend 
Fahrräder beliebig oft ausleihen, ohne einzelne Verträge zu 
schließen. Das Suchen eines passenden Fahrrades und die 
Ausleihe können dabei mittels einer mobilen Anwendung 
erfolgen. Es ist oft jedoch auch ohne Smartphone möglich, 
ein Fahrrad auszuleihen, beispielsweise über den Anruf bei 
einer Hotline, die Nutzung einer Kundenkarte oder die 
Nutzung eines Terminals an einer Ausleihstation.

Die B2C-Anbieter im Bereich des Bikesharing sind Eigen-
tümer der Leihfahrräder und stellen in der Regel standar-
disierte Fahrräder bereit. Diese sind insbesondere auf die 
Verhältnisse in der Stadt, wie zum Beispiel gut ausgebaute, 
asphaltierte Fahrradwege und Straßen mit relativ geringen 
Steigungen, sowie die Anforderungen der Straßenverkehrs-
ordnung angepasst. Zudem können sie relativ schnell für 
den jeweiligen Fahrenden (zum Beispiel über die Sattelhöhe) 
eingerichtet werden. Spezielle Fahrräder wie Rennräder oder 
Mountainbikes werden von diesen Anbietern in der Regel 

nicht zur Verfügung gestellt. Solche besonderen Fahrräder 
wie auch Standardfahrräder sind auf P2P-Bikesharing-Platt-
formen zu finden. Bei diesen lässt sich in der Regel bei pri-
vaten Anbieterinnen und Anbietern ein Fahrrad ausleihen, 
das speziell zu dem eigenen Verwendungswunsch passt. 
Allerdings kann die Einrichtung des Rades für den jeweiligen 
Fahrenden unter Umständen mit mehr Aufwand als bei den 
B2C-Standardfahrrädern verbunden sein (beispielsweise 
durch die Notwendigkeit des Einsatzes von Werkzeug).

Quantitative Bedeutung
Bei den B2C-Bikesharing-Plattformen existieren in Deutsch-
land derzeit vier Plattformen: Call a Bike, eine Tochter der 
Deutschen Bahn, MVGmeinRad (eine Tochtergesellschaft 
der Mainzer Verkehrsgesellschaft mbH), Obike (seit Anfang 
August 2017 in München) und nextbike (s. Tabelle 2-6). 
Letztere ist dabei unter verschiedenen Namen im deut-
schen Markt aktiv: Zu nextbike gehören Fächerrad (Karls-
ruhe), KVB-Rad (Köln), metropolradruhr (Ruhrgebiet), MVG 
Rad (München), Norisbike (Nürnberg), PotsdamRad, sz-bike 
(Dresden) und VRNnextbike (Heidelberg, Mannheim, Lud-
wigshafen, Speyer). Eine klare Differenzierung zwischen 
Free-Floating- oder stationsbasiertem Bikesharing gibt es 
nicht. Die beiden in mehreren Städten tätigen Anbieter 
nutzen beide Systeme in unterschiedlichen Regionen. 

Alle Anbieter weiten ihr Angebot derzeit aus. Von 2015 auf 
2016 hat Call a Bike die Anzahl verfügbarer Fahrräder um 
rund 31 Prozent gesteigert und betreut derzeit 957.200 
Kunden in Deutschland (Deutsche Bahn, 2017, 134). 2017 
werden durch die Bahntochter in Köln und Düsseldorf in 

Tabelle 2-6: Anbieter von B2C-Bikesharing in Deutschland  
Stand: Juli 2017

Gesamt auf Hunderterstellen gerundet.

Quelle: Call a Bike, 2017a; Deutsche Bahn, 2017, 134; Mainzer Stadtwerke, 2017; nextbike, 2015, 2017; Süddeutsche Zeitung, 2017a 

Anzahl 
Städte

Anzahl registrierter  
Nutzerinnen und Nutzer

Anzahl 
Fahrräder 2015

Anzahl 
Fahrräder 2016

Call a Bike 50 957.200 9.928 13.047

nextbike 45 Keine Angabe 8.630 Keine Angabe

Obike 1 20.0009 0 7.000

MVGmeinRad 1 25.900 7509 850

Gesamt B2C Mind. 1.003.100 18.600 Mind. 29.50010

     

9 App-Downloads.
10 Inklusive Daten zu nextbike von 2015.
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Kooperation mit Ford 3.200 (Call a Bike, 2017b) und in Ber-
lin in Kooperation mit LIDL 3.500 (Tagesspiegel, 2017) Fahr-
räder neu bereitgestellt. Zwar stehen für nextbike keine 
Daten für 2016 zur Verfügung. Vorgesehen ist allerdings, 
dass nextbike allein in Berlin bis zum Jahr 2018 5.000 Fahr-
räder in Betrieb nimmt (nextbike, 2017, 7), Ende 2015 waren 
dort 200 Fahrräder des Anbieters im Einsatz (nextbike, 
2015). Die Tochtergesellschaft der Mainzer Verkehrsgesell-
schaft mbH (MVGmeinRad) hat angekündigt, 500 neue 
Räder bereitzustellen (Mainzer Stadtwerke, 2017). Zudem 
ist Mitte November 2017 der chinesische Anbieter Mobike 
mit zunächst 700 Fahrrädern in Berlin in den deutschen 
Markt eingetreten (Berliner Morgenpost, 2017).

Über diese Anbieter hinaus existiert die Plattform BimBim-
Bikes, die professionalisierte Vermieterinnen und Vermieter 
von Fahrrädern weltweit, auch in Deutschland, mit Kun-
dinnen und Kunden vernetzt (BimBimBikes, 2017a). Auf 
dieser Plattform standen im August 2017 insgesamt 222 
Fahrräder in 20 Städten bzw. Ortsteilen zur Verfügung 
(BimBimBikes, 2017b). 100 Fahrräder entfielen dabei allein 
auf Berlin. Da Buchung und Zahlung über die Plattform 
abgewickelt werden, lässt sich diese zur Sharing Economy 
zählen. Sie stellt eine Mischform aus B2C und P2P dar.

Es gibt in Deutschland derzeit vier Plattformen für das 
P2P-Bikesharing (s. Tabelle 2-7). Auffallend ist dabei zweier-
lei: Zum einen sind zwei dieser Anbieter international 
aktive Unternehmen. Splinster ist in 63 Ländern, Cycle.land 
in fünf Ländern verfügbar. Ein weiterer Anbieter (Listnride) 
konzentriert sich auf den deutschsprachigen Raum 
(Deutschland, Österreich und Schweiz). Zum anderen ist die 

Anzahl der Angebote auf den Plattformen mit Ausnahme 
von Listnride sehr gering. Listnride kann die Anzahl von 
mehr als 1.200 Fahrrädern auch nur erreichen, weil dies 
zum einen den gesamten deutschsprachigen Raum und 
zum anderen auch einige gewerbliche Fahrradvermieter 
erfasst (Twotone, 2017). Trotzdem ist das Angebot dieser 
Plattform, vor dem Hintergrund des erst im Herbst 2016 
erfolgten Markteintritts, bemerkenswert (Twotone, 2017). 
Es wird deutlich, dass der P2P-Bikesharing-Bereich noch 
sehr wenig entwickelt ist. Dies mag auch an der hohen Ver-
fügbarkeit von Fahrrädern in Privathaushalten liegen (siehe 
oben). B2C-Angebote haben den Vorteil einer großen Flexi-
bilität für die Nutzerinnen und Nutzer – ein Fahrrad ist, 
wann und wo es gebraucht wird, sofort ohne großen Auf-
wand verfügbar. Die Ausleihe eines P2P-Fahrrads erfordert 
zumindest in einem gewissen Umfang Vorausplanung und 
könnte sich vor dem Hintergrund der vielen Fahrräder in 
Privathaushalten daher eher an die Zielgruppe Touristen 
statt Einwohner richten.

Laut dem Statistischen Bundesamt (2017a) gab es Anfang 
2016 circa 69 Millionen Fahrräder in den Privathaushalten 
in Deutschland. Einerseits ist dies ein sehr großes Reservoir 
für P2P-Bikesharing. Andererseits offenbart das jedoch 
auch den relativ geringen Bedarf, da nahezu sieben von 
acht Deutschen theoretisch bereits ein Fahrrad besitzen. 
Dass dennoch Potenzial besteht, belegt das Wachstum von 
B2C-Modellen. Da diese relativ unkompliziert ausgeliehen 
werden können und in den Ballungsgebieten weit verbrei-
tet sind, erfreuen sie sich auch bei den Kundinnen und 
Kunden entsprechender Beliebtheit.

Tabelle 2-7: Anbieter von P2P-Bikesharing in Deutschland 
Stand: Juli 2017

Gesamt auf Hunderterstellen gerundet.

Quelle: Bikecitizens, 2015, Cycle.land, 2017; Splinster, 2017; Twotone, 2017 

Anbieter Anzahl registrierte Nutzerinnen und Nutzer Anzahl Fahrräder 

Cycle.land Keine Angabe 5

Listnride Keine Angabe Mehr als 1.20011

Splinster Keine Angabe 130

Upperbike Über 200 Mehr als 10012 

Gesamt P2P Mind. 200 Mind. 1.400
     

11 In Deutschland, Österreich und der Schweiz, inklusive einiger gewerblicher Vermieter.
12 Stand Mai 2015.
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Rollersharing

Geschäftsmodelle
Geschäftsmodelle, in deren Zentrum das Teilen von Motorrol-
lern steht, werden als Rollersharing bezeichnet. In Deutsch-
land gibt es derzeit einige wenige B2C-Plattformen in die-
sem Bereich, die jedoch noch vergleichsweise jung sind. Als 
erste nahm Scoo.me 2014 den Betrieb auf (Scoo.me, 2017). 
Grundsätzlich stellt beim Rollersharing ein professionali-
sierter Anbieter Motorroller zur Verfügung, die nach einer 
Registrierung auf der Plattform von Fahrberechtigten 
genutzt werden können. Zur Anmeldung bei einem Anbie-
ter genügt in der Regel der Führerschein Klasse B, da mit 
diesem auch das Fahren mit den entsprechenden Rollern 
erlaubt wird. Laut Kraftfahrtbundesamt waren somit zum 
1. Januar 2017 rund 37,4 Millionen Deutsche fahrberechtigt 
(inklusive LKW-Führerscheinen, die als Voraussetzung 
Klasse B verlangen; Kraftfahrtbundesamt, 2017b).

Vom Anbieter werden auch die Operationsgebiete festge-
legt, innerhalb derer die Roller nach der Benutzung wieder 
abgestellt werden dürfen. Die Verbraucher können die 
Motorroller mit einer mobilen Anwendung orten sowie 
freischalten. Damit entsprechen die derzeitigen Geschäfts-
modelle dem Free-Floating-Modell beim Carsharing.

Quantitative Bedeutung
Aktuell gibt es drei verschiedene Plattformen, die in Deutsch-
land Rollersharing anbieten (s. Tabelle 2-8). Nach Scoo.me 
im Jahr 2014 wurde 2015 emmy etabliert. Schwerpunkt  
dieses Angebots liegt auf Berlin mit 350 Fahrzeugen.  

Im Jahr 2016 kam in Berlin noch die Bosch-Tochter Coup 
hinzu. Dieser Wettbewerber ist dort mit 1.000 Rollern ver-
treten. Als Reaktion hat emmy für das Jahr 2017 ebenfalls 
eine Erweiterung der Berliner Flotte um weitere 450 Roller 
angekündigt (Berliner Zeitung, 2017). 

Derzeit konzentriert sich das Rollersharing nur auf wenige 
Großstädte. In Anbetracht der Tatsache, dass es sich um 
einen sehr jungen Markt mit rasantem Wachstum handelt, 
ist zeitnah mit Angeboten auch in weiteren deutschen 
Städten und Regionen zu rechnen.

Sonstige Formen des Sharing im Mobilitätssektor

Neben den zuvor thematisierten Mobilitätsformen gibt es 
weitere, bei denen sich ebenfalls Sharing-Geschäftsmodelle 
zeigen. Noch stärker als die übrigen Bereiche handelt es 
sich dabei jedoch um Nischenphänomene, die im Folgen-
den der Vollständigkeit halber kurz vorgestellt werden. 

So gibt es in Deutschland beispielsweise auch die Möglich-
keit des Mitfliegens, also quasi ein Flugzeug zu teilen. Diese 
Form des Teilens ähnelt dem Ridesharing im Automobil-
segment, weil die Pilotin oder der Pilot eines Flugzeugs 
weitere Passagiere mitnimmt, diese jedoch nicht selbst das 
Flugzeug steuern. In der Regel handelt es sich um private 
Pilotinnen und Piloten, die freie Plätze in ihren Kleinflug-
zeugen anbieten. Typischerweise haben diese weniger als 
fünf Sitzplätze und starten und landen auf kleinen, regio-
nalen Flugplätzen und Flugfeldern. Es geht bei dieser Form 
des Sharing jedoch unter Umständen weniger um die 

Tabelle 2-8: Anbieter von Rollersharing in Deutschland  
Stand: Juli 2017

Gesamt auf Hunderterstellen gerundet.

Quelle: coup, 2017; emmy, 2017; Scoo.me, 2017 

Anbieter Gründung Städte Registrierte Fahrberechtigte Anzahl Roller

Coup 2016 Berlin Keine Angaben 1.000

emmy (ehemals eMio) 2015
Berlin, Hamburg, Mann-

heim, Stuttgart (unter 
der Marke Stella)

20.000 42513 

Scoo.me 2014 Frankfurt am Main, 
Köln, München Keine Angaben 115

Gesamt Rollersharing Mind. 20.000 1.500
     

13 Nur Berlin und Stuttgart.

22 2. DIE  SHARING ECONOMY IN DEUTSCHLAND

http://Scoo.me
http://Scoo.me


Bewältigung einer bestimmten Strecke von A nach B als 
um Mobilität um ihrer selbst willen. Das Mitfliegen in  
dieser Form hat in Deutschland eine gewisse Tradition. So 
vermittelt der Anbieter Mitflugzentrale.de bereits seit 1994 
auch Flüge. Seit dem Jahr 2013 legt die Verordnung (EU) Nr. 
1178/2011 der Europäischen Kommission jedoch nahe, dass 
die Annahme einer Vergütung (auch einer Selbstkostenbe-
teiligung) als gewerbliche Tätigkeit aufgefasst werden kann 
(AOPA, 2014). Diese zog entsprechende Auflagen nach sich 
und führte zu einer Verunsicherung, unter welchen Vor-
aussetzungen das Mitfliegen möglich ist (AOPA, 2013). Im 
Jahr 2014 spezifizierte die Verordnung (EU) Nr. 379/2014 
der Europäischen Kommission das Mitfliegen auf Selbst-
kostenbasis in kleinen Maschinen (inklusive Pilotin bezie-
hungsweise Pilot sechs Personen) jedoch als nicht gewerb-
liche Tätigkeit (EU-Kommission, 2014a, 4). Im Zuge dieser 
Freigabe nahm das Angebot an Mitflugzentralen rasant zu 
(zum Beispiel Flyt.club (Flyt.club, 2017) mit über 1.000 Mit-
fliegern oder Wingly mit circa 2.000 Mitfliegern (Wingly, 
2016)) und es gibt mittlerweile Suchmaschinen für private 
Mitfluggelegenheiten (zum Beispiel mitfliegen.eu). 

Des Weiteren existieren im Bereich Mobilität noch fol-
gende Sharing-Geschäftsmodelle:

zz Teilen von Tickets der Deutschen Bahn: Interessentinnen 
und Interessenten können zum Beispiel über ticket-mit-
fahrer.de Mitreisende finden, um so günstige Gruppen-
tickets (zum Beispiel Länder- oder Wochenendtickets) 
oder Mitfahrerrabatte zu nutzen.

zz Teilen von Wohnmobilen und Wohnwagen: Besitzerin-
nen beziehungsweise Besitzer eines Wohnmobils können 
dieses zum Beispiel über shareacamper.de, yescapa.de 
oder paulcamper.de inserieren und anderen Personen 
zur Verfügung stellen.

zz Vermitteln von Parkraum: Stellflächen können zum 
Beispiel über unserparkplatz.de inseriert und vermietet 
werden. Dieses Angebot erstreckt sich auch auf LKW-
Stellflächen.

2.1.2 Unterkunftssektor

Der Unterkunftssektor in Deutschland ist vielfältig: Hotels, 
Pensionen und andere Unterkünfte ab zehn Schlafgelegen-
heiten werden in der amtlichen Statistik erfasst (Statistisches 
Bundesamt, 2017c, 2). Darüber hinaus gibt es einen großen 
sogenannten Graumarkt, der alle nicht in diese Statistik 
eingehenden Unterkünfte beinhaltet. Dazu gehören typi-

scherweise kleinere Pensionen sowie Ferienhäuser und 
-wohnungen. Auch die Sharing Economy im Unterkunfts-
bereich zählt dazu, im Rahmen derer Personen ihren eige-
nen Wohnraum temporär anderen zur Verfügung stellen  
(s. Kapitel 1). Zwar erfolgt die Abgrenzung in dieser Studie 
danach, dass Privatpersonen anderen Privatpersonen zeit-
weise die eigene Unterkunft anbieten, diese Abgrenzung 
lässt sich im folgenden Marktüberblick jedoch nicht strin-
gent durchhalten. Das liegt daran, dass die relevanten  
Sharing-Plattformen neben temporär zu vermietenden 
eigenen Unterkünften der Anbieterinnen und Anbieter  
oft auch klassische Ferienwohnungen beinhalten, die aus-
schließlich zur Vermietung an Gäste genutzt werden. Deren 
Identifikation ist nicht ohne weiteres möglich. In der Öffent-
lichkeit wird diese Problematik meist als fehlende Differen-
zierbarkeit zwischen privaten und professionalisierten 
Anbieterinnen sowie Anbietern auf diesen Plattformen dis-
kutiert. Tatsächlich könnten jedoch auch private Anbieter 
Ferienwohnungen vermieten, was ebenfalls außerhalb der 
hier verwendeten Definition der Sharing Economy im 
Unterkunftssektor läge. Konkrete Daten zu der Anbieter-
struktur auf der Sharing-Plattform Airbnb finden sich in 
Kapitel 3.1.

Die Sharing-Plattformen selber versuchen dieser Problema-
tik auf unterschiedliche Weise zu begegnen: Airbnb wirbt 
offensiv damit, „einzigartige Unterkünfte“ (also private 
Unterkünfte) zu vermitteln, so dass „die Stadt wie ein Ein-
heimischer“ erlebt werden kann (Airbnb, 2017d). Damit 
wird die temporäre Vermietung des eigenen Wohnraums  
in den Vordergrund gestellt. Im Unterschied dazu wirbt  
der deutsche Konkurrent Wimdu mit dem Slogan „Ferien-
Apartments günstiger“ (Wimdu, 2017b) und fokussiert 
damit eine Leistung, die nach der in dieser Studie verwen-
deten Definition eigentlich nicht zur Sharing Economy 
zählt. Dabei gibt es unter den auf Wimdu auffindbaren 
Angeboten durchaus „echte“ Sharing-Angebote. Diese Aus-
richtung bei Wimdu ist der Entwicklung des Unternehmens 
geschuldet: Zunächst fusionierte die Plattform 2016 mit der 
Sharing-Plattform 9flats (deutsche-startups, 2016, manager- 
magazin, 2016), bevor sie 2017 vom dänischen Vermittler 
privater Ferienhäuser und -apartments NOVASOL über-
nommen wurde (NOVASOL, 2017). 

Zur Sharing Economy im Unterkunftssektor zählen jedoch 
nicht nur die Onlineplattformen, die private Übernach-
tungsmöglichkeiten gegen Entgelt anbieten, wie Airbnb, 
9flats oder Wimdu. Darüber hinaus gehören dazu insbe-
sondere auch Angebote, die Wohnraum vermitteln, der 
ohne monetäre Gegenleistung genutzt werden kann. Dazu 
zählen einerseits kostenlose Schlafplätze (zum Beispiel über 
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die Plattform Couchsurfing), andererseits aber auch das 
sogenannte Houseswapping (Haustausch). Diese Angebote 
werden im folgenden Abschnitt thematisiert, bevor Über-
nachtungsmöglichkeiten gegen Entgelt behandelt werden. 
Letzteres wird dann in Kapitel 3 weiter vertieft, wo unter 
anderem Nachfrage und Wettbewerbseffekte der Sharing 
Economy im Unterkunftssektor betrachtet werden. Die 
Verbreitung von kostenpflichtigen und kostenlosen Sharing- 
Angeboten im Übernachtungsbereich wird auch anhand 
einer Befragung des Statistischen Amtes der Europäischen 
Union unter Privatpersonen im Alter von 16 bis 74 Jahren 
im Jahr 2017 deutlich (Eurostat, 2017). Demnach haben  
19 Prozent der Deutschen in den 12 Monaten vor der Befra-
gung webbasiert eine Unterkunft bei einer anderen Privat-
person gebucht. Im EU-Durchschnitt waren es 17 Prozent.

Kostenlose Unterkünfte 

Geschäftsmodelle
Es existieren im Wesentlichen zwei Geschäftsmodelle der 
Sharing Economy im Unterkunftssektor, bei denen die 
Leistung nicht monetär vergütet wird. Dazu gehört erstens 
der Wohnungs- beziehungsweise Haustausch (Houseswap-
ping). Dazu werden über eine Onlineplattform Personen 
zusammengebracht, die ihren privat genutzten Wohnraum 
für eine kurze Zeit mit anderen tauschen wollen, um auf 
diese Weise Urlaub zu machen. Typisch für diesen Bereich 
ist, dass eine Koinzidenz von Reiseabsichten vorliegt, dass 
also beide Tauschparteien zur selben Zeit an entsprechende 
Orte verreisen. Je nach Sharing-Plattform ist es auch mög-
lich, eine Art Ringtausch durchzuführen, also die eigene 

Unterkunft bei Abwesenheit abzugeben, ohne gleichzeitig 
in der Unterkunft der Nutzerinnen und Nutzer zu wohnen. 
Stattdessen werden durch die Zurverfügungstellung Punkte 
erworben, die gleichzeitig oder zeitversetzt auf der Platt-
form für die Nutzung einer anderen Unterkunft eingesetzt 
werden können.

Kern des Haus- beziehungsweise Wohnungstausches ist die 
Leistung auf Gegenseitigkeit. Daneben hat sich zweitens das 
Beherbergen von Gästen ohne Gegenleistung bei eigener 
Anwesenheit in der eigenen Unterkunft (auch Couchsurfing 
genannt, nach dem wichtigsten Anbieter) etabliert. Dabei 
steht im Vordergrund, Menschen zusammenzubringen und 
realitätsnahe Eindrücke im Gastland oder in der Gaststadt 
zu ermöglichen, aber auch Menschen zu helfen (Couchsur-
fing, 2017a; The Hospitality Club, 2017a). Auch eine Befragung 
von Gastgeberinnen und Gastgebern bei Couchsurfing und 
Airbnb zeigt, dass die soziale Interaktion bei dieser Form 
der Unterkunft im Vordergrund steht (Lampinen/Cheshire, 
2016, 1677).

Quantitative Bedeutung
Im Bereich des Haustausches ist die nach eigenen Angaben 
führende Plattform Haustauschferien (HomeExchange), die 
1992 gegründet wurde und in mehr als 150 Ländern vertreten 
ist (Haustauschferien, 2017a, s. Tabelle 2-9). Dieser Anbieter 
wurde 2017 von GuestToGuest übernommen, wodurch 
GuestToGuest weltweit zum Marktführer aufgestiegen ist 
(GuestToGuest, 2017a). Hier entfällt zudem wie zuvor ange-
sprochen die Koinzidenz, da die Gastgeberinnen und Gast-
geber für jede Beherbergung sogenannte „Guest Points“ (GP) 

Tabelle 2-9: Haustausch-Anbieter in Deutschland 
Stand: August 2017

Gesamt auf Hunderterstellen gerundet.

Quelle: GuestToGuest, 2017a; Haustauschferien, 2017a, 2017b; HomeforHome, 2017; HomeLink, 2017; Intervac, 2017

Name Anzahl der Länder Anzahl der Angebote weltweit Anzahl der Angebote in Deutschland

GuestToGuest 187 280.000 k.A.

Haustauschferien 15014 >65.000 1.33015

HomeforHome 137 48.379 1.625

HomeLink 78 8.210 805

Intervac 5014 5.565 25015

Gesamt Haustausch Mind. 407.20016 Mind. 4.00016

     

14 Mindestens. 
15 Geschätzt.
16 Die Aufsummierung erfolgt unter der Annahme, dass kein Multi-Homing (simultane Nutzung mehrerer Plattformen) existiert.
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erhalten. Diese können dann bei einer eigenen Buchung 
eingesetzt werden. Es ist zudem möglich, GP zu kaufen.  
Sie können jedoch nicht in Geld umgetauscht werden 
(GuestToGuest, 2017b). Das Angebot von GuestToGuest in 
Deutsch land konnte nicht ermittelt werden. Es kann jedoch 
davon ausgegangen werden, dass dieser Anbieter mit der 
Übernahme von Haustauschferien und den dort inserierten 
rund 1.330 Angeboten auch in Deutschland zum Marktführer 
aufgestiegen ist. Weitere in Deutschland aktive Haustausch- 
Plattformen sind HomeforHome mit 1.625 Unterkünften, 
HomeLink mit 805 und Intervac mit 250.

Couchsurfing ist der dominierende Anbieter im Bereich 
kostenloser Beherbergung von Gästen in der eigenen 
Unterkunft bei eigener Anwesenheit (s. Tabelle 2-10). Welt-
weit hat die Plattform mehr als 12 Millionen Mitglieder 
(Couchsurfing, 2017a), davon über 350.000 Mitglieder in 
Deutschland. Weitere Anbieter der Vermittlung ähnlicher 
Leistungen sind The Hospitality Club mit nahezu 100.000 
Mitgliedern in Deutschland und BeWelcome mit rund 
3.500 Mitgliedern.

Anhand der Mitgliederzahl einer Sharing-Plattform für 
kostenlose Übernachtungen kann nicht auf die Anzahl an 
Übernachtungen geschlossen werden. Beispielsweise kann 
ein Mitglied von Couchsurfing angeben, ob er oder sie 
keine Gäste aufnimmt, vielleicht Gäste aufnimmt, definitiv 
Gäste aufnimmt oder nur an Treffen interessiert ist (Couch-
surfing, 2017b). Das kostenlose Teilen von Wohnraum ist in 
diesem Geschäftsmodell also nur ein Teil der vermittelten 
Transaktionen, wenn auch – im Falle von Couchsurfing – 
sicher der bedeutsamste.

Die Sharing Economy im Bereich der kostenlosen Unter-
künfte hat in Deutschland eine vergleichsweise geringe 
Bedeutung. So wurden im April 2017 allein im Bereich der 
statistisch erfassten Beherbergungsbetriebe ab zehn Schlaf-
gelegenheiten 3,46 Millionen Schlafgelegenheiten zur Ver-
fügung gestellt (Statistisches Bundesamt, 2017b, 17). Selbst 
die vergleichsweise hohen Mitgliederzahlen von Couchsur-
fing sind im Vergleich dazu gering. Dies gilt umso mehr, 
wenn berücksichtigt wird, dass zahlreiche Mitglieder mög-
licherweise nicht einmal Schlafplätze anbieten, sondern die 
soziale Komponente des Netzwerks nutzen möchten. Die 
Sharing Economy besetzt damit im Bereich der kostenlosen 
Unterkünfte allenfalls eine Nische.

Unterkünfte gegen Entgelt

Geschäftsmodelle
Zu den entgeltlichen Plattformen der Sharing Economy im 
Unterkunftssektor zählen solche Unternehmen, die kosten-
pflichtige Unterkünfte in privatem Wohnraum vermitteln, 
der primär jedoch selbst genutzt wird. Dazu zählt die kurz-
zeitige Vermietung einzelner Räume genauso wie der ge -
samten Wohneinheit. Wie bereits erläutert, ist meist nicht 
klar abgrenzbar, bei welchen Angeboten es sich tatsächlich 
um Sharing in diesem Sinne handelt und wann ein profes-
sioneller Fokus beziehungsweise eine ständige Fremdver-
mietung vorliegt. Die einbezogenen Plattformen sind dieje-
nigen, deren Fokus auf der digitalen Vermittlung solcher 
Sharing-Angebote liegt. Ausgeschlossen wurden Plattformen, 
bei denen die Abwicklung einer Transaktion – Anfrage, Bu -
chung, Zahlung – nicht primär über die Plattform stattfindet. 

Tabelle 2-10: Vermittler kostenloser privater Unterkünfte in Deutschland 
Stand: August 2017

Gesamt auf Hunderterstellen gerundet.

Quelle: Couchsurfing, 2017b, 2017c; BeWelcome, 2017; The Hospitality Club, 2017b

Name Anzahl der Länder Anzahl der Mitglieder weltweit Anzahl der Mitglieder in Deutschland

BeWelcome 184 22.962 3.460

Couchsurfing Alle 12.000.000 357.849

The Hospitality Club 207 328.629 98.665

Gesamt kostenlose Übernachtung 12,35 Millionen17 460.00017

     

17 Die Aufsummierung erfolgt unter der Annahme, dass kein Multi-Homing (simultane Nutzung mehrerer Plattformen) existiert.
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Darunter fällt beispielsweise die Plattform WG-Gesucht.de. 
Der Hauptzweck dieses Angebots ist die Vermittlung von 
dauerhaften Wohngemeinschaften, jedoch können Studie-
rende ihre Wohnungen oder Zimmer auch tageweise an -
bieten. Über die Webseite von WG-Gesucht.de werden 
dabei jedoch nur Kontaktdaten zur Verfügung gestellt. Eine 
Anfrage sowie Buchung über die Plattform oder weitere 
Services wie eine Zahlungsabwicklung werden nicht ange-
boten, weshalb es sich hierbei nicht um ein Angebot der 
Sharing Economy nach oben genannter Definition handelt. 

Quantitative Bedeutung
Die Sharing-Angebote im Rahmen der entgeltlichen Ver-
mittlung von Unterkünften werden in Deutschland ver-
gleichsweise viel genutzt (s. Kapitel 3 und Tabelle 2-12). 
Marktführer ist das Unternehmen Airbnb (s. Tabelle 2-11). 

Auf dieser Plattform sind weltweit über vier Millionen An -
gebote verfügbar, täglich übernachten rund zwei Millionen 
Menschen in einer über Airbnb vermittelten Unterkunft 
(Airbnb, 2017c). In Deutschland gibt es rund 100.000 Ange-
bote auf Airbnb. Wichtigste Wettbewerber von Airbnb in 
Deutschland im Unterkunftssegment der Sharing Economy 
sind Wimdu mit mehr als 12.000 und 9flats mit rund 2.000 
Angeboten.

Im Vergleich zu anderen Ländern ist die Anzahl an Angeboten 
in Deutschland bisher relativ niedrig. Dies zeigt zum Beispiel 
ein Vergleich der Angebote von Airbnb (s. Tabelle 2-12): Die 
gemessen an Angeboten bedeutendsten Länder sind die 
Vereinigten Staaten (660.000 Angebote), Frankreich (485.000), 
Italien (340.000), Spanien (245.000) und das Vereinigte König-
reich mit 175.000 Angeboten. Auch bezogen auf die Bevöl-
kerung liegt Deutschland im Vergleich dieser Ländergruppe 

Tabelle 2-12: Airbnb-Angebote nach Ländern 
ausgewählte Länder, Stand: 2017

Tabelle 2-11: Vermittler kostenpflichtiger privater Unterkünfte in Deutschland
Stand: August 2017

Quelle: Airbnb, 2017c, Weltbank, 2017; eigene Berechnung

Gesamt auf Hunderterstellen gerundet.

Quelle: 9flats, 2017a, 2017b; Airbnb, 2017a, 2017b, 2017c; BedyCasa, 2017a, 2017b; Gloveler, 2016; Nightswapping 2017a, 2017b; Wimdu, 2017a

Land
Anzahl Airbnb-Angebote 

(absolut)
Anzahl Airbnb-Angebote 

(pro 1.000 Einwohnerinnen und Einwohner)

Vereinigte Staaten 660.000 2,04

Frankreich 485.000 7,25

Italien 340.000 5,61

Spanien 245.000 5,28

Vereinigtes Königreich 175.000 2,67

Deutschland 100.000 1,21
     

Name Anzahl der Länder Anzahl der Angebote weltweit Anzahl der Angebote in Deutschland

9flats 140 >200.000 2.065

Airbnb >191 4.000.000 >100.000

BedyCasa 185 50.000 30

Gloveler 80 75.000 Keine Angaben

Nightswapping 160 5.767 221

Wimdu >150 350.000 12.156

Gesamt kostenpflichtige Übernachtung Mind. 4,68 Millionen Mind. 114.50018

     

18 Die Aufsummierung erfolgt unter der Annahme, dass kein Multi-Homing (simultane Nutzung mehrerer Plattformen) existiert.
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auf dem letzten Rang. Interessanterweise sind die Vereinigten 
Staaten in diesem Fall nicht mehr weltweit führend. In der 
betrachteten Ländergruppe setzt sich Frankreich mit 7,25 
Angeboten pro 1.000 Einwohnerinnen und Einwohnern vor 
Italien und Spanien deutlich ab. Zu beachten ist in diesem 
Zusammenhang die unterschiedliche Regulierung der Sha-
ring Economy im Unterkunftssektor in diesen Ländern, die 
einen erheblichen Einfluss auf die Anzahl an Angeboten 
haben kann (vgl. zum Beispiel Kapitel 4).

Der Unterkunftssektor der Sharing Economy im kosten-
pflichtigen Segment wird in Kapitel 3 konkreter untersucht. 
Bezogen auf die übrigen in dieser Studie betrachteten Seg-
mente der Sharing Economy hat er eine durchaus beach-
tenswerte Größe, die eine nähere Analyse rechtfertigt. 

Sonstige Formen des Sharing im Unterkunftssektor

Sharing im Bereich von Übernachtungsmöglichkeiten ist 
jedoch nicht auf Wohnungen und Häuser beschränkt. Es 
haben sich zudem sehr spezialisierte Anwendungen ent-
wickelt. Die bekanntesten werden zur Vollständigkeit hier 
kurz vorgestellt. 

Über Internetportale kann beispielsweise der eigene Garten 
oder das eigene Grundstück an Camperinnen und Camper 
vermittelt werden. Dazu erstellt die Besitzerin oder der 
Besitzer auf einer Plattform ein Inserat. In diesem kann 
unter anderem der Preis pro Übernachtung, die Möglich-
keit von Lagerfeuern sowie die Nutzung beispielsweise von 
Toiletten oder Duschen geregelt werden. Interessentinnen 
oder Interessenten können diese Campingmöglichkeit 
anschließend für ihren Urlaub reservieren. Von Bedeutung 
sind hier insbesondere Gamping (www.gamping.com) 
sowie Campinmygarden (Campinmygarden.com). Diese 
Plattformen sind auf die Vermittlung weltweit spezialisiert 
und bieten nur eine geringe Anzahl an Möglichkeiten in 
Deutschland an. 

Darüber hinaus gibt es Plattformen, die sich auf die Vermitt-
lung von in der Regel kostenlosen Unterkünften speziell für 
Anhalterinnen und Anhalter oder Fahrradfahrende spezia-
lisiert haben. Für letztere Gruppe gibt es das Angebot 
Warmshowers (www.warmshowers.org). Nach einer Regist-
rierung können hier Gastgeberinnen und Gastgeber regist-
rierten Fahrradreisenden eine Übernachtungsmöglichkeit 
zur Verfügung stellen. Für Tramperinnen und Tramper 
wurde die Community Trustroots (www.trustroots.org)  
entwickelt. Mittlerweile stehen die Übernachtungsmöglich-
keiten jedoch auch Mitgliedern offen, die nicht per Anhalter 

unterwegs sind. Um ein Mitglied zu werden, bedarf es 
jedoch einer Einladung durch ein bestehendes Mitglied 
oder der Plattform. 

2.1.3 Sektor Alltagsgegenstände

Von den drei betrachteten Sektoren ist der Sektor Alltags-
gegenstände der heterogenste. Dies liegt unter anderem 
daran, dass Alltagsgegenstände per se heterogen sind und 
von Küchenutensilien über Kleidung und Werkzeug bis zu 
Elektrogeräten oder Spielzeug reichen. Im Rahmen dieser 
Studie sind Alltagsgegenstände als die Gegenstände definiert 
(s. Kapitel 1), die im privaten Umfeld vorhanden sind, aber 
nicht verbraucht werden. Wichtig ist darüber hinaus, dass sie 
regelmäßig zum Einsatz kommen und nicht nur einmalig 
genutzt werden. Auch saisonal verwendete Güter werden 
nicht einbezogen. Auf Grundlage dieser beiden Kriterien 
ausgeschlossen werden zum Beispiel Lebensmittel (Ver-
brauchsgut), Partyausstattung wie Hüpfburgen (in der Regel 
keine regelmäßige Nutzung) und Skiausrüstungen (Zubehör 
für saisonale Sportart). 

Geschäftsmodelle
Für diese Abgrenzung des Sektors Alltagsgegenstände konn-
ten deutschlandweit insgesamt 30 Sharing-Unternehmen 
identifiziert werden. Die größte Gruppe machen dabei die 
B2C-Geschäftsmodelle aus (s. Abbildung 2-3). Dabei stellen 
Unternehmen als Eigentümer der Gegenstände diese Kun-
dinnen und Kunden gegen Gebühr zeitweise zur Verfügung. 
Zu den B2C-Modellen zählen 18 Unternehmen. 12 Geschäfts-
modelle sind klassische P2P-Plattformen, bei denen Privat-
leute Gegenstände vermieten. Wie nachfolgend erläutert wird, 
sind jedoch hier nicht ausschließlich private Gelegenheits-
vermieterinnen und -vermieter, sondern auch Unternehmen 
als Anbieter aktiv. Eine große Untergruppe bei den P2P-Ge-
schäftsmodellen sind Unternehmen, die den Verleih inner-
halb einer Gemeinschaft oder Community (zum Beispiel 
einem Stadtviertel oder einem Freundeskreis) organisieren. 
Dazu zählen vier Plattformen.

Bei P2P-Geschäftsmodellen im Segment Alltagsgegen-
stände haben sich zwei Modelle etabliert. Zum einen gibt es 
Unternehmen, die eine Vernetzung von Personen inner-
halb eines Freundeskreises oder einer Nachbarschaft 
anstreben. Die Vermietung oder der Verleih von Gegenstän-
den kann dabei auch nur eine Randerscheinung sein. Bei-
spielhaft für eine solche Gemeinschaft oder Community ist 
allenachbarn.de. Hier ist zunächst eine Registrierung erfor-
derlich. Anschließend ist es möglich, mit der Nachbarschaft 
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Informationen auszutauschen, aber auch Anfragen nach 
Alltagsgegenständen sind denkbar (allenachbarn.de, 2017).

Zum anderen existieren klassische Plattformen, die Ange-
bot und Nachfrage nach Alltagsgegenständen zusammen-
bringen. Anbieterinnen und Anbieter eines Gegenstandes 
tragen diesen typischerweise auf der Plattform ein, so dass 
er von der Nachfrageseite einfach aufzufinden ist. 

Im Sektor Alltagsgegenstände gibt es im Wesentlichen zwei 
Zahlungsmodelle: Entweder es wird eine Flatrate gezahlt 
oder der Preis richtet sich nach der Nutzungsdauer. Ein 
Beispiel für das erste Geschäftsmodell ist das B2C-Unter-
nehmen myonbelle, das Damenkleidung verleiht. Für eine 
monatliche Gebühr bekommen die Kundinnen ein Paket 
mit Kleidung und Accessoires zugeschickt (myonbelle, 2017). 
Sollen diese ausgetauscht werden, so werden sie zurück-
geschickt und myonbelle versendet neue Kleidung und 
Accessoires. Darüber hinaus besteht jedoch auch die Mög-
lichkeit, Kleidung aus dem Paket zu Vorzugskonditionen  
zu erwerben. Ein ähnliches Geschäftsmodell wird bei-
spielsweise ebenfalls von MeineSpielzeugkiste angewandt,  
allerdings ohne den Begriff „Flatrate“ zu verwenden  
(MeineSpielzeugkiste, 2017).

Im Unterschied dazu wird bei den meisten B2C-Unterneh-
men wie auch im P2P-Bereich nach Zeit abgerechnet. Die 
Kundinnen und Kunden wählen ein Produkt und behalten 

es für die gewünschte Dauer. Dafür wird ein Mietpreis pro 
Zeiteinheit entrichtet. Am häufigsten ist dabei die Abrech-
nung nach Monat. Beispiele für diese Art und Weise sind 
Grover und kilenda, die Elektronikprodukte beziehungs-
weise Kindermode vermieten (Grover, 2017b; kilenda, 2017). 
Es besteht jedoch auch die Möglichkeit der tageweisen Ab -
rechnung, wie beispielsweise bei Leihbar, wo unter anderem 
Werkzeug geliehen werden kann (leihbar.net).

Quantitative Bedeutung
Für alle Geschäftsmodelle des Segments gilt, dass quantita-
tive Informationen zu den Unternehmen und ihren Nutze-
rinnen und Nutzern kaum zugänglich sind. Im Vergleich zu 
den zuvor untersuchten Segmenten Mobilität und Unter-
kunft ist die quantitative Analyse für das Segment Alltags-
gegenstände daher sehr eingeschränkt. Sie wird weiterhin 
durch die Heterogenität der angebotenen Gegenstände er -
schwert. Dies gilt insbesondere für die B2C-Geschäftsmodelle 
(s. Tabelle 2-13). Zwar sind grundsätzlich zumindest Angaben 
zur Anzahl der Produkte eines Unternehmens möglich, diese 
wird jedoch auch durch den jeweiligen Schwerpunkt be -
einflusst: So sind insbesondere im Bereich Textilien die 
Kleidungsstücke oft in verschiedenen Größen und Farben 
lieferbar. Dadurch ist hier meist eine höhere Anzahl an Pro-
dukten vorhanden als beispielsweise bei Unternehmen mit 
Schwerpunkt Werkzeuge oder Unterhaltungselektronik. 

P2P
B2C

Gemeinschaft

Abbildung 2-3: Sharing Economy im Bereich Alltagsgegenstände

Quelle: eigene Darstellung der Gutachter 
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Für die B2C-Geschäftsmodelle lässt sich dennoch beobach-
ten, dass es derzeit vor allem Angebote im Bereich Kinder- 
und Damenmode sowie Spielzeug gibt. Insbesondere bei 
Kinderspielzeug und Kindermode ist dies durch die relativ 
geringe Nutzungsdauer zu erklären. Diese dürfte auch für 
die Angebote im Bereich Elektronik und Werkzeuge eine 
entscheidende Rolle spielen. Des Weiteren wird deutlich, 
dass sich die Anzahl der Produkte zwischen den Sharing-
Unternehmen stark unterscheidet, selbst innerhalb der 
gleichen Kategorie. So weist etwa Chic by Choice 150 Klei-
der in ganz Europa auf, während myonbelle 14.500 Klei-
dungsstücke für Damen im Angebot hat.

Wie in Kapitel 1 bereits erwähnt, ist bei den P2P-Geschäfts-
modellen des Sektors Alltagsgegenstände die Abgrenzung 
von Sharing im klassischen Sinne schwierig. Dies liegt vor 
allem daran, dass sich kaum eine Plattform auf das Vermie-
ten zwischen Privatpersonen beschränkt, sondern in den 
meisten Fällen auch oder sogar primär Anbieterinnen und 

Anbieter einbezieht, die nicht nur gelegentlich, sondern 
kontinuierlich Gegenstände vermieten. Bestes Beispiel ist 
die Plattform miet24. Laut eigenen Angaben sind bis zu 1,8 
Millionen Mietartikel weltweit verfügbar (miet24, 2017a). In 
Deutschland tatsächlich gelistet waren im September 2017 
132.185 Artikel (miet24, 2017b). Das Angebot richtet sich 
jedoch fast ausschließlich an professionelle Anbieterinnen 
und Anbieter, die bereits im Vermietungsgeschäft tätig sind. 
So heißt es auf der Webseite: „Sie bieten selbst Angebote 
zur Vermietung an? Dann ist unser Mietportal der zuverläs-
sige Online-Marketingkanal, um täglich Neukunden zu 
gewinnen und Ihre Umsätze zu erhöhen.“ Im eigentlichen 
Sinn zählt diese Plattform somit nicht zum P2P-Sharing. 
Aufgrund der Ähnlichkeit des Geschäftsmodells und der 
Tatsache, dass private Anbieterinnen sowie Anbieter, die 
gelegentlich vermieten, nicht ausgeschlossen sind, wird 
miet24 dennoch an dieser Stelle aufgeführt (s. Tabelle 2-14). 
Ein identisches Geschäftsmodell wie miet24 verfolgt Miet-
meile (Mietmeile, 2017b). Auf dieser Plattform waren am 

Tabelle 2-13: B2C-Anbieter im Sektor Alltagsgegenstände in Deutschland 
Stand: September 2017

Quelle: Bauduu, 2014; Chic by Choice, 2017; Ciluna, 2017; dresscoded, 2017; Grover, 2017a; kilenda, 2017; Leihbar, 2016; LifeThek, 2017; MeineSpielzeugkiste, 2017; 
mein-Spielzeug-mieten, 2017; neuhandeln.de, 2017; Räubersachen, 2017; Spiegel, 2016; Spiele-Offensive, 2017; Stern, 2015; TEMPORARY WARDROBE, 2017

19 Stand: 21.04.2014.
20 Zur Auswahl auf der Webseite.

Name Kategorie Anzahl Produkte

Bauduu Lego 10019

Chic by Choice Damenmode 150 (ganz Europa)

Ciluna Spielzeug 47 

CottonbudBaby Babybekleidung (Erstausstattungspakete) Keine Angabe

dresscoded Damenmode 1.800 

Grover Elektronik (Computer, Handys, u. Ä.) Mindestens 300 

kilenda Kindermode, Spielzeug, Mode für Mütter 4.500 

kindoo Kindermode Keine Angaben 

Kleiderei Damenmode 3.000 

Leihbar Beamer, Gadgets, Werkzeug Mindestens 713 

LifeThek Kinder & Familie, Freizeit, Haus & Garten, Werkzeuge, Technik, Lego 500 

MeineSpielzeugkiste Spielzeug 500 

mein-Spielzeug-mieten Spielzeug, Möbel 3620

myonbelle Damenmode 14.500 

OTTO NOW Technik, Haushalt, Sport 140 

Räubersachen Kleidung für Babys und Kleinkinder 37320

Spiele-Offensive Gesellschaftsspiele 6 Leihpakete mit je 6 Spielen

TEMPORARY WARDROBE Damenmode Keine Angaben
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04.09.2017 rund 19.300 Angebote gelistet. Anbieterinnen 
und Anbieter zahlen hier einen monatlichen Betrag, der 
sich nach Laufzeit und Anzahl der Inserate richtet (Miet-
meile, 2017b). 

Neben diesen Plattformen, die allenfalls teilweise typisches 
Sharing ermöglichen, gibt es aber auch solche, die sich auf 
Sharing zwischen Privatpersonen spezialisiert haben. Dazu 
gehört als bedeutendste Plattform frents mit 20.384 Angebo-
ten (frents, 2017). Auch fairleihen.de und leihdirwas gehören 
zu dieser Gruppe von Plattformen.

Die Einbeziehung der Plattformen, die auch eine kontinuier-
liche Vermietung ermöglichen, in den Bereich Alltagsgegen-
stände kann die quantitative Bedeutung dieses Sektors der 
Sharing Economy stark verzerren. Allein miet24 hat monat-
lich über 3,5 Millionen Besucherinnen und Besucher (miet24, 
2017b). Dabei ist jedoch eine Differenzierung hinsichtlich 
der typischen Sharing-Aktivitäten nicht möglich. Es kann 
jedoch vermutet werden, dass dieses Verleihen oder Ver-
mieten zwischen Privatpersonen noch eher selten vorkommt. 
Einen Hinweis dafür liefern die relativ geringen Nutzerzah-
len von fairleihen.de in Höhe von etwa 3.000 (Information 
auf Anfrage von fairleihen.de am 28.08.2017). Dass poten-
ziell mehrere Plattformen gleichzeitig genutzt werden  
können (das sogenannte Multi-Homing), relativiert diese 
Zahlen weiter.

Die quantitative Bedeutung der Gemeinschaften innerhalb 
des Sektors Alltagsgegenstände der Sharing Economy ist 
kaum zu ermessen. Dies liegt primär darin begründet, dass 
selbst bei Zugehörigkeit zu einer dieser Communitys nicht 
das gesamte Angebot, sondern eine regional oder lokal be -
grenzte Auswahl einsehbar ist. Darüber hinausgehende em -
pirische Informationen fehlen zumeist. Die Community 
allenachbarn.de gab Anfang September 2017 zumindest an, 
dass über 1.300 Nachbarschaften in Deutschland verfügbar 
seien, was aber weder eine Aussage über die tatsächlich 
registrierten Nutzerinnen und Nutzer noch über die ver-
fügbaren Alltagsgegenstände erlaubt. Der englischsprachige 
Anbieter peerby bietet die Vermietung im engeren geografi-
schen Umkreis als Leistung an. Insgesamt sind hier länder-
übergreifend rund 4.000 Gegenstände verfügbar (peerby, 2017). 
Auch dies ist für den deutschen Markt wenig hilfreich. Wei-
tere Anbieter sind Thangs, die die Vermietung innerhalb eines 
Freundeskreises zum Ziel haben, oder washershare, wo Nut-
zerinnen und Nutzer private Waschmaschinen oder Wasch-
salons in der Umgebung finden können. Die Bedeutung  
der Gemeinschaften innerhalb dieses Sektors der Sharing 
Economy bleibt damit unklar. Es liegt jedoch auch vor dem 
Hinter grund der Daten zu den anderen Geschäftsmodellen 
dieses Sektors die Vermutung nahe, dass es sich um ein 
Nischenphänomen handelt.

Tabelle 2-14: P2P-Anbieter im Segment Alltagsgegenstände in Deutschland  
Stand: September 2017

Quelle: Basario, 2017; fairleihen.de, 2017a; frents, 2017; leihdirwas, 2017; leih-ein-buch, 2017; miet24, 2017a, 2017b; Mietmeile, 2017a, 2017b; Utiluru, 2017

Name Wichtigste Kategorien Anzahl Produkte

Basario Elektronik, Werkzeug, Sport & Freizeit, Baumaschinen, Computer, Möbel, Kleidung 3121

fairleihen.de Bücher, DVD, Elektronik, Foto & Audio & Video, Garten, Haushalt, Kinder & Baby, Kleidung, Küche,  
Spiele, Werkzeug 2.22621

frents
Audio & Hifi, Baby & Kind, Bücher, Büro & Schreibwaren, Computer, Filme, Foto & Video, Games, Garten, 

Koffer, Kreatives Gestalten, Küche & Möbel & Haushalt, Mode, CD & Vinyl, Musikinstrumente,  
Navi & MP3 & Handy, Schuhe & Strümpfe, Spiele & Spielzeug, Taschen, Uhren & Schmuck, Werkzeug

20.38421

leihdirwas Bücher, Zuhause & Garten, Filme & TV, Foto & Audio & Video, Games, Elektronik,  
Kostüme & Kleider, Kinder & Baby 9.09421

leih-ein-buch Bücher 66921

miet24 Baumaschinen, DVDs & Spiele, Elektronik, Freizeit & Kultur, Klima & Heiztechnik 132.18521 

Mietmeile Baumaschinen, Büro, Elektronik, Freizeit, Kostüme, Werkzeuge 19.27821

Utiluru Elektronik, Werkzeug, Bücher, Kinderspielzeug Keine Angabe
     

21 Zur Auswahl auf der Webseite.
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2.1.4  Bedeutung von Unternehmen als Kunden in der 
Sharing Economy

Der Fokus dieser Studie liegt auf den Geschäftsmodellen 
der Sharing Economy, bei denen Individuen die Kundinnen 
und Kunden sind (s. Kapitel 1). Vorstellbar ist jedoch auch, 
dass Unternehmen an dieser Stelle auftreten. Dafür gibt es 
grundsätzlich zwei Möglichkeiten: Unternehmen können 
entweder auf der Nachfrageseite in P2P-Geschäftsmodellen 
auftreten. Dies ist dann der Fall, wenn etwa P2P-Unterkünfte 
an Geschäftskundinnen und -kunden vermietet werden. 
Alternativ ist denkbar, dass Unternehmen sowohl Angebots- 
als auch Nachfrageseite der Sharing Economy in B2B-Ge-
schäftsmodellen abbilden.

Unternehmen treten in P2P-Modellen der Sharing Economy 
vor allem vor dem Hintergrund von Dienstreisen auf. In 
Deutschland haben im Jahr 2016 beispielsweise 33 Prozent 
der Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten, denen 
diese Form der Sharing Economy bekannt ist, die Nutzung 
von Unterkunftsplattformen erlaubt (s. Abbildung 2-4).  
27 Prozent der Unternehmen gestatteten die Nutzung von 
Ridesharing. Bei kleineren Unternehmen mit bis zu 500 

Beschäftigten waren die Anteile bei diesen beiden Formen 
des Sharing sogar noch höher. Es ist zudem denkbar, dass 
Beschäftigte Car- oder Ridesharing auf Dienstreisen nutzen, 
ohne dies explizit dem Arbeitgeber zu melden. Es fällt zudem 
auf, dass der Anteil der erlaubenden Unternehmen zwischen 
2015 und 2016 zugenommen hat. Einzige Ausnahme bildet 
die Nutzung von Vermittlungsplattformen für Unterkünfte 
bei großen Unternehmen. Für viele Unternehmen scheinen 
die Angebote aus dem P2P-Segment attraktive Alternativen 
zu klassischen Angeboten darzustellen. Gegen eine Nutzung 
sprechen primär sicherheits- und versicherungsrechtliche 
Gründe (VDR, 2016, 28), die 2016 von 54 Prozent der kleinen 
und mittleren Unternehmen und 64 Prozent der großen 
Unternehmen, die eine Nutzung nicht gestatten, angegeben 
werden.

Für geschäftliche Zwecke wird darüber hinaus auch Car-
sharing genutzt (s. Abbildung 2-4), was sich aber vor allem 
auf B2C- beziehungsweise dann B2B-Geschäftsmodelle 
fokussieren dürfte. Carsharing ist den Unternehmen zum 
einen sehr bekannt. 94 Prozent der großen und 82 Prozent 
der kleinen und mittleren Unternehmen gaben dies 2016 
an. Zum anderen wird die Nutzung von Carsharing häufig 
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Abbildung 2-4: Erlaubte Nutzung der Sharing Economy im Rahmen von Geschäftsreisen

in Prozent der Unternehmen, denen das jeweilige Angebot bekannt ist, 2016

Quelle: VDR, 2016; eigene Darstellung der Gutachter 
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erlaubt: Von den Unternehmen, die es kennen, gestatteten 
57 beziehungsweise 56 Prozent die Nutzung. Insbesondere 
die großen B2C-Carsharing-Anbieter haben oft auch Ange-
bote speziell für Unternehmenskunden. Ein Beispiel ist das 
stationsbasierte Angebot von Flinkster für Geschäftskunden 
(Flinkster, 2017b). Dieses spezifiziert unter anderem eine 
Monatsmiete, die für Privatkunden nicht angeboten wird.

In diesem Kontext sind Unternehmenskunden den Privat-
kunden in der Sharing Economy sehr ähnlich. Darüber hin-
aus gibt es auch typische B2B-Geschäftsmodelle. Auch hier 
ist Sharing kein neues Phänomen. So vermieten Unterneh-
men schon lange ungenutzte Büro- oder Lagerräume an 
andere Unternehmen (zum Beispiel über die Plattform 
liquidspace.com). Anders als bei P2P- und häufig auch B2C-
Modellen der Sharing Economy ist hier jedoch eher weniger 
eine kurzfristige Nutzungsdauer im Interesse des Nachfragers. 
Das nachfragende Unternehmen dürfte meist zumindest 
eine mittelfristige Mietdauer anstreben. 

Für die typischen webbasierten Sharing-Geschäftsmodelle 
eignen sich im B2B-Bereich solche Produkte, die bei einem 
Unternehmen lange Stand- oder Ruhezeiten haben, aber 
transportabel sind. Dazu zählen etwa Bau- oder Landma-
schinen. So verleihen Landwirte ihre Fahrzeuge oder Bau-
firmen ihre Baumaschinen untereinander mithilfe von 
Sharing-Plattformen (Gesing, 2017, 13). In Deutschland ist 
Letzteres beispielsweise über die Plattform klickrent möglich. 
Grundsätzlich ist es auch denkbar, Zeit auf fest stehenden 
Maschinen zu vermieten (Klerk et al., 2015, 10). Unter Um -
ständen könnte dies mit einem hohen logistischen Aufwand 
verbunden sein, um den Zugang zu den Maschinen und auch 
das Bewahren von Geschäftsgeheimnissen zu gewährleisten. 
Interessant ist angesichts der zunehmenden Digitalisierung 
auch die gemeinsame Nutzung von (digitalen) Rechen- und 
Speicherkapazitäten (Levering/Icks, 2016, 3) sowie Logistik-
dienstleistungen (Wosskow, 2014, 38). Darüber hinaus sind 
zahlreiche weitere Anwendungen denkbar (siehe zum Beispiel 
Foljanty/Gossen, 2016, 13), deren Zugehörigkeit zur Sharing 
Economy von der verwendeten Definition abhängig ist.

Viele Hersteller großer Maschinen mit potenziell hohen 
Standzeiten bieten heute schon eine Vermietung oder den 
Kauf von gebrauchten Produkten an. Mit der Sharing Eco-
nomy im Verständnis dieser Studie hat dies jedoch nur wenige 
Gemeinsamkeiten, vor allem, weil oft keine vollständige 
Abwicklung einer Ausleihe über das Internet möglich ist  
(s. Kapitel 1). Es ist jedoch denkbar und wahrscheinlich, dass 
der B2B-Bereich der Sharing Economy zukünftig wichtiger 
werden wird. Es bestehen Potenziale, Ressourcen in Unter-
nehmen effizienter zu nutzen und damit Kosten zu sparen 

(pwc, 2014, 7). Besonders relevant könnte dies für kleine und 
mittlere Unternehmen sein, die kostengünstig Zugang zu 
großen Ressourcenpools erhalten können, was den poten-
ziellen Nachteil der geringeren Größe im Vergleich zu Groß-
unternehmen ausgleichen könnte (Levering/Icks, 2016, 10).

Fraglich ist, ob dann auch eine Anpassung des regulatorischen 
Rahmens erfolgen muss. Für Vertragsabschlüsse zwischen 
Unternehmen – unabhängig davon, ob im Kontext der  
Sharing Economy oder nicht – gelten feste Regeln, deren 
Befolgung nicht infrage steht. Auch die Überlegung, welchen 
Status ein Anbieter hat (gelegentlich versus kontinuierlich), 
spielt hier keine Rolle. Damit lassen sich im B2B-Segment 
der Sharing Economy auch mittelfristig keine Handlungs-
bedarfe absehen, zumal der Sektor bislang in Deutschland 
nur eine Nische darstellt.

2.2  Marktentwicklung der wichtigsten Sharing-
Plattformen in Deutschland 

Neben der im vorangegangenen Abschnitt vorgenommenen 
Status-quo-Bestimmung der Sharing Economy in Deutsch-
land wird nun analysiert, wie sie sich im Zeitablauf entwickelt 
hat. Dazu werden quantitative Fallstudien durchgeführt, im 
Rahmen derer die Entwicklung ausgewählter Sharing-Unter-
nehmen in den Sektoren Mobilität, Unterkunft und Alltags-
gegenstände genauer untersucht wird. Die Sharing Economy 
ist bundesweit erst seit wenigen Jahren in ihrer jetzigen Form 
präsent (s. Abbildung 1-1). Daher ist auch der betrachtete 
Zeitraum vergleichsweise kurz und beschränkt sich je nach 
Sharing-Unternehmen auf wenige Jahre. Unter anderem 
wird als Datenquelle Google Trends (siehe auch Box) ver-
wendet, aber auch andere Daten werden herangezogen. 

Methodik: Google Trends

Google Trends stellen den Umfang von Google-Suchanfra-
gen in einem Zeitraum dar. Dabei werden nicht absolute 
Werte für die Anzahl an Anfragen für einen bestimmten 
Begriff angegeben. Stattdessen werden die Suchanfragen 
relativ zum insgesamt höchsten Wert in dem betrachteten 
Zeitraum dargestellt. Dieser höchste Wert beträgt 100. 

Ein Beispiel (s. Abbildung 1-1): Betrachtet wird der Zeitraum 
Januar 2009 bis Juli 2017. Der Wert von 49 im Oktober 2014 
bedeutet dann, dass zu diesem Zeitpunkt die Anzahl der 
Suchanfragen nach dem Suchwort knapp die Hälfte der 
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2.2.1 Mobilitätssektor

Um die Entwicklung im Mobilitätssektor der Sharing Eco-
nomy exemplarisch darzustellen, wird als wichtigste Form 
zunächst das B2C-Carsharing betrachtet. Für diesen Teilbe-
reich gibt es Daten zur Anzahl der vorhandenen Fahrzeuge 
sowie der registrierten Nutzerinnen und Nutzer seit dem 
Jahr 2008 (s. Abbildung 2-5). Damit ist die Datenverfügbar-
keit hier sehr gut und der Zeitraum vergleichsweise lang. 
Die Daten zeigen, dass insbesondere das Free-Floating-Car-
sharing stark an Bedeutung zugenommen hat. Während am 
Anfang 2011 noch kein Auto in Deutschland zur Verfügung 
stand, waren es ein Jahr später bereits über 1.500 Fahrzeuge. 
Zu Beginn des Jahres 2017 standen insgesamt 7.800 Fahrzeuge 
zur Verfügung. Im Vergleich zu 2012 entspricht dies mehr 
als einer Verfünffachung.

höchsten Anzahl an Suchanfragen im Gesamtzeitraum aus-
machte.

Google-Suchanfragen eignen sich als Analyseinstrument, 
da die Stichprobe kontinuierlich, aber unregelmäßig ist, die 
Daten über die Zeit hinweg gesammelt werden und die 
Anfragen selbst nicht strategisch sind. So ergibt sich ein 
relativ kohärentes, zeitlich und geografisch zuordenbares 
Bild des Interesses der Internetnutzer an einem Thema 
beziehungsweise einem Suchwort. Dabei gilt es zu beachten, 
dass eine Veränderung des Suchbegriffs auch das Ergebnis 
beeinflussen kann. Zudem erlaubt die Methode gerade bei 
der Verwendung von Unternehmensnamen als Suchbegrif-
fen keinerlei Rückschlüsse über Klickzahlen von Unterneh-
menswebseiten. Diese werden gerade in der Sharing Eco-
nomy auch von Zugriffen über Apps getragen, für die 
Google Trends keine Rolle spielt.
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Abbildung 2-5: Entwicklung von stationsbasiertem und Free-Floating-Carsharing in Deutschland

Anzahl Fahrzeuge (linke Achse) und Fahrberechtigte (rechte Achse), jeweils zum 01.01. des Jahres

Quelle: bcs, 2016a, 2017b; eigene Darstellung der Gutachter 
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Im gleichen Zeitraum zwischen 2012 und 2017 stieg die 
Anzahl der stationsbasierten Fahrzeuge von 5.600 auf 9.400 
und da   mit um etwa zwei Drittel. Dies fällt gegenüber dem 
Free-Floating-Carsharing deutlich ab. Allerdings sind Unter -
nehmen im stationsbasierten Carsharing auch schon deut-
lich früher in Deutschland aktiv gewesen. Im Jahr 2008 gab 
es 3.200 Fahrzeuge bundesweit. Dennoch zeigt die Abbildung 
deutlich, dass der Teilbereich des stationsbasierten Car sharing 
sowohl in Bezug auf die Anzahl der Fahrzeuge als auch in 
Bezug auf die Anzahl der Nutzerinnen und Nutzer ein lang-
sameres Wachstum vollzogen hat als der Teilbereich des 
Free-Floating. Letzteres verzeichnete 2012 rund 40.000 
registrierte Nutzerinnen und Nutzer. Anfang 2017 waren es 
nahezu 1,3 Millionen. Innerhalb von nur fünf Jahren hat sich 
die Anzahl der Nutzerinnen und Nutzer damit verdreißig-
facht.

Das größte Buchungsnetzwerk beim stationsbasierten  
Carsharing in Deutschland ist Flinkster mit seinen Koope-
rationspartnern (s. Kapitel 2.1.1). Im Bereich des Free- 
Floating-Carsharing ist die Daimler-Tochter car2go die 

größte Anbieterin beziehungsweise der größte Anbieter 
(car2go, 2017b). Ein Vergleich der Suchanfragen auf der 
Suchmaschine Google in Deutschland nach diesen beiden 
Anbieterinnen beziehungsweise Anbietern im Vergleich 
zum Begriff Carsharing (s. Abbildung 2-6), macht deutlich, 
dass die Verbraucherinnen sowie Verbraucher vor allem 
nach car2go suchen. Bereits im Laufe des Jahres 2012 hat 
dieser Suchbegriff „Carsharing“ überholt, welcher im Such-
interesse relativ konstant ist. Seit Ende 2014 ist jedoch eine 
Annäherung im Suchinteresse zu erkennen. Dies ist auf 
einen Rückgang der Suchanfragen nach car2go zurückzu-
führen. Bei car2go ist anzunehmen, dass die Kundinnen 
und Kunden in zunehmendem Maße nicht über Google 
zum Anbieter gelangen, weil car2go bereits 2015 titelte: 
„Die App-basierte Miete bei car2go setzt sich durch“ (car2go, 
2015b). Am wenigsten wird durchgängig über den gesamten 
angegebenen Zeitraum nach Flinkster gesucht. Tendenziell 
hat das Suchinteresse in den letzten beiden Jahren sogar 
noch abgenommen. Eine mögliche Erklärung für das geringe 
Suchinteresse an Flinkster mag sein, dass es sich um eine 
Kooperation mehrerer Anbieter handelt und oft speziell 

0 

10 

20 

30 

40 

50 

60 

70 

80 

90 

100 

2012 2013 2014 2015 2016 2017 

Carsharing Flinkster car2go 

Die Daten zeigen die Gesamtsuchanfragen für „car2go“, „Carsharing“ und „Flinkster“ in Deutschland relativ zum Maximum an Anfragen in diesem Zeitraum (100).

Abbildung 2-6: Suchinteresse an „car2go“, „Carsharing“ und „Flinkster“ seit 2012 in Deutschland im Vergleich

Indizierte Google-Suchanfragen seit 2012 im Vergleich, Maximum: 100, Deutschland, Stand: 01.08.2017

Quelle: Google Trends; eigene Darstellung der Gutachter 
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nach diesen Anbietern, wie zum Beispiel teilAuto und 
book-n-drive, gesucht wird.

Dass die Anzahl an Suchanfragen nicht zwangsläufig die 
Bedeutung eines Anbieters widerspiegelt oder mit dieser 
korreliert, wird an den zur Verfügung stehenden Fahrzeugen 
deutlich. Flinkster und car2go stellen in Deutschland derzeit 
jeweils rund 4.000 Fahrzeuge zur Verfügung (s. Abbildung 
2-7), obwohl bei Google Trends deutlich öfter nach car2go 
gesucht wird. Dies legt nahe, dass die Kundengruppen der 
beiden Anbieter sich unter Umständen unterscheiden. 

Sowohl Flinkster als auch car2go haben die Anzahl buch -
barer Fahrzeuge seit dem Markteintritt kontinuierlich aus-
gebaut. Seit dem Jahr 2012 erfolgte das Wachstum der bei-
den Fahrzeugflotten nahezu parallel. Flinkster ging aus dem 
Deutsche Bahn Carsharing hervor, das 2001 entstanden ist 
(Deutsche Bahn, 2014, 17). 2011 wurden die Aktivitäten unter 
dem Namen Flinkster gebündelt und insgesamt 2.700 Fahr-
zeuge zur Verfügung gestellt (Deutsche Bahn, 2012, 67). 
Ende 2016 waren es 4.017 PKW (Deutsche Bahn, 2017), ein 

Zuwachs von knapp 50 Prozent. Dabei muss jedoch beachtet 
werden, dass bei den Kooperationspartnerinnen und Ko -
operationspartnern von Flinkster auch Free-Floating-Fahr-
zeuge zur Verfügung stehen, welche in der obigen Zahl ent-
halten sind, sowie, dass durch den Austritt von Multicity 
350 Fahrzeuge seit Ende Oktober 2017 nicht mehr gebucht 
werden können. car2go hat ebenfalls 2011 in Deutschland 
mit zunächst 300 PKW in Hamburg den Geschäftsbetrieb 
aufgenommen (car2go, 2016). Im August 2017 standen bei 
diesem Anbieter insgesamt 3.860 Fahrzeuge bereit. Inner-
halb von sechseinhalb Jahren hat das Unternehmen die 
Anzahl Fahrzeuge also um fast das Dreizehnfache gesteigert. 
Auch in anderen Ländern ist car2go aktiv: Weltweit können 
derzeit 13.916 Fahrzeuge ausgeliehen werden.

Beim Carsharing in Deutschland handelt es sich somit um 
einen wachsenden Markt, bei dem vor allem Free-Floating-
Carsharing auf Expansionskurs ist. Das Ausscheiden des 
relativ kleinen und nur in Berlin tätigen Anbieters Multi-
city Ende Oktober 2017 dürfte keinen nachhaltigen Einfluss 
auf diese Entwicklung haben. Insbesondere die beiden  
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Abbildung 2-7: Entwicklung der Fahrzeuge von Flinkster und car2go

Anzahl zum 31.12. eines Jahres

Quelle: car2go, 2015a, 2015b, 2016, 2017a; Deutsche Bahn, 2012, 2014, 2016, 2017; Hamburger Abendblatt, 2013; zum Teil eigene Darstellung/Berechnung 
der Gutachter 
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Markt führer sind ebenfalls in Berlin vertreten und mögli-
cherweise in der Lage, ihre Kapazitäten an eine erhöhte 
Nachfrage anzupassen. Doch auch im stationsbasiertem 
Carsharing werden die Kapazitäten weiter ausgebaut.  

Das Ridesharing erfreut sich ebenfalls wachsender Beliebt-
heit. Dies wird anhand der Finanzierungsrunden von Bla-
BlaCar deutlich (s. Abbildung 2-8). Im Juni 2010 erhielt die 
dahinterstehende Comuto SA lediglich 1,25 Millionen Euro 
(ITespresso, 2010). Die bisher letzte Finanzierungsrunde 
brachte BlaBlaCar im September 2015 bereits 200 Millionen 
US-Dollar ein. Laut eigenen Angaben soll das Geld insbeson-
dere für die Expansion des Unternehmens genutzt werden 
(BlaBlaCar, 2015).

2.2.2 Unterkunftssektor

Der Marktüberblick im Unterkunftssektor der Sharing Eco-
nomy in Deutschland hat gezeigt, dass die größten Anbieter 
Couchsurfing im Bereich der kostenlosen und Airbnb im 
Bereich der kostenpflichtigen Unterkunft sind (s. Kapitel 
2.1.2). Ein Vergleich der beiden Unternehmen anhand der 
Google-Suchanfragen aus Deutschland zeigt, dass vor allem 

nach Airbnb gesucht wird (s. Abbildung 2-9). Darüber hinaus 
zeigt Airbnb einen starken Anstieg der Suchanfragen, der 
zudem noch saisonal zu sein scheint. So werden zur Mitte 
eines Jahres jeweils vergleichsweise erhöhte Anfragen regis-
triert, bevor diese um den Jahreswechsel einen Tiefpunkt 
erreichen. Dieser Verlauf könnte auf die Sommerferien in 
Deutschland zurückzuführen sein. Die Anzahl der Such-
anfragen nach Couchsurfing nimmt dagegen sogar ab.

2011 übernahm Airbnb den deutschen Konkurrenten 
Accoleo und expandierte auf diesem Wege nach Deutsch-
land (Gründerszene, 2011). Zu diesem Zeitpunkt war 
Couchsurfing bereits in Deutschland bekannt und wurde 
demensprechend öfter gesucht. Die Nutzung von Airbnb 
erfolgt in vielen Fällen mithilfe der Airbnb-App, deren 
deutschsprachige Version allein auf Android-Betriebssyste-
men mindestens 10 Millionen Mal installiert worden ist 
(Google, 2017). Zudem gelangen überhaupt nur weniger als 
20 Prozent aller Besucher auf airbnb.de über eine Suchma-
schine auf diese Seite (Monopolkommission, 2015, 91). Die 
deutlich positive Entwicklung der Google-Suchanfragen 
erhält vor diesem Hintergrund eine gesteigerte Bedeutung, 
weil sie das tatsächliche Interesse an Airbnb noch deutlich 
unterschätzen dürfte. 

In einer Analyse der Situation in 13 Großstädten (unter 
anderem Paris, San Francisco, Seattle, Sydney und Tokio) 
wurde jedoch festgestellt, dass der Anteil von Airbnb an 
den Übernachtungen sowie Umsätzen im Beherbergungs-
gewerbe unter vier beziehungsweise drei Prozent liegt  
(Fiorilla, 2017, 3).

Nicht nur das Suchinteresse an Airbnb auf Google, sondern 
auch die finanzielle Unterstützung für das nicht börsenno-
tierte Unternehmen zeigen die wachsende Bedeutung des 
Unternehmens (s. Abbildung 2-10). In bislang elf Finanzie-
rungsrunden stellten Investoren Airbnb insgesamt knapp 
4,4 Milliarden US-Dollar zur Verfügung. Dabei nahm der 
Umfang der Finanzierung je Runde bis zum Maximum von 
1,5 Milliarden US-Dollar im Jahr 2015 zu, während die ein-
zelnen Finanzierungsrunden in geringer werdendem zeit-
lichen Abstand erfolgten. Insgesamt wurden in die Sharing 
Economy weltweit bis zum Jahr 2015 15 Milliarden US-Dollar 
investiert (t3n, 2015). 

Die Entwicklung der Finanzierungsrunden bei Airbnb zeigt 
zweierlei: Zum einen hat Airbnb einen großen Bedarf an 
Finanzmitteln, wahrscheinlich um die weltweite Expansion 
voranzutreiben. Zum anderen sind Investoren bereit, 
Eigenkapital in erheblichen Mengen bereitzustellen, was 
darauf hindeutet, dass der Wert des Unternehmens sehr 
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Abbildung 2-8: Finanzierungsrunden für BlaBlaCar 
(Comuto SA) seit 2010

Betrag in Millionen US-Dollar22

Quelle: BlaBlaCar, 2014, 2015; EU-Startups, 2012; ITespresso, 2010;  
eigene Darstellung/Berechnung der Gutachter 

22 Betrag im Juni 2010 in US-Dollar umgerechnet, Umrechnungskurs  
1 EUR = 1,2209 Dollar (Deutsche Bundesbank, 2011).
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hoch eingeschätzt wird. Basierend auf den Finanzierungs-
runden wird von einem Marktwert von Airbnb von rund  
30 Milliarden US-Dollar ausgegangen (Forbes, 2017). Dies 
ist, insbesondere bei einem nicht börsennotierten Unter-
nehmen, ausgesprochen viel. Zum Vergleich: Die Markt-
kapitalisierung von Airbnb liegt damit etwa in der gleichen 
Größenordnung wie die der deutschen DAX-Konzerne 
Continental, Deutsche Bank oder Linde (finanzen.net, 2017). 
Die hohe Bewertung von Airbnb ist vor allem darauf zurück-
zuführen, dass das Unternehmen nicht erst in Unterkünfte 
investieren muss, sondern durch die Anwerbung neuer 
Anbieterinnen und Anbieter sowie die Expansion in wei-
tere Länder sehr schnell wachsen kann. Dieses Wachstum 
ist zudem mit sehr geringen Kosten verbunden, da neue 
Angebote einfach in die bestehende Plattform integriert 
werden können.

Auch in Deutschland ist Airbnb auf Wachstumskurs (s. Ab -
bildung 2-11). Ende 2013 standen auf Airbnb rund 19.000 
Übernachtungsmöglichkeiten in Deutschland zur Verfügung. 
Innerhalb eines Jahres verdoppelte sich diese Zahl. Auch in 
2015 kamen netto 20.000 Angebote in Deutschland hinzu. 
Das Wachstumstempo nahm dann deutlich zu und die Anzahl 
der Unterkünfte wurde 2016 sogar mehr als verdoppelt, so 
dass am Ende dieses Jahres rund 100.000 Unterkünfte in 
Deutschland verfügbar waren. 

Grundsätzlich ist erwartbar, dass Airbnb in Deutschland 
weiter expandiert. Dafür sprechen die umfangreichen 
finanziellen Mittel genauso wie Prognosen für den deut-
schen Tourismussektor. So geht eine Studie für Unterkünfte 
in Ferienhäusern und der Sharing Economy davon aus, dass 
sich die Anzahl der Nutzerinnen und Nutzer in Deutschland 
bis 2021 um ein Drittel erhöht (Bohnhoff/Schreiber, 2017). 
Bei den bundesweiten Umsätzen dieses Segments, das über 
die Sharing Economy hinausgeht, werden zwischen 2015 
und 2021 Zuwächse von 54 Prozent erwartet.

Die Daten zeigen die Gesamtsuchanfragen für „Airbnb“ und „Couchsur�ng“ in Deutschland relativ zum Maximum an Anfragen in diesem Zeitraum (100).
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2.2.3 Alltagsgegenstände

Der Marktüberblick des Sektors Alltagsgegenstände zeigt  
(s. Kapitel 2.1.3), dass in diesem die Trennung der kontinu-
ierlichen, professionalisierten Vermietung von der gelegent-
lichen Vermietung im privaten Umfeld besonders schwierig 
ist. Vor diesem Hintergrund wird in diesem Abschnitt aus-
schließlich die Entwicklung im Bereich des P2P-Sharing 
untersucht. Dabei wird auf Plattformen fokussiert, die aus-
schließlich das typische Sharing im privaten Umfeld ermög-
lichen. Dies hat mehrere Vorteile: Zum einen werden tatsäch-
lich nur Alltagsgegenstände einbezogen, die mithilfe von 
Sharing-Plattformen zugänglich gemacht werden. Zum 
anderen werden durch dieses Vorgehen auch Plattformen 
ausgeschlossen, die über die in Kapitel 1 vorgenommene 
Definition von Alltagsgegenständen hinaus weitere Güter 
oder Dienstleistungen vermitteln. Darunter fällt beispiels-
weise miet24, weil hier unter anderem auch Fahrzeuge, 
Boote und Dienstleistungen angeboten werden.

Die relativ geringe Anzahl an Angeboten auf P2P-Plattfor-
men für Alltagsgegenstände hat auch gezeigt, dass Sharing 
in diesem Segment eine Nische bedient. Dies wird auch an 
den Google-Suchanfragen nach den P2P-Plattformen fair-
leihen.de und frents seit März 2010 (Gründung von frents) 
deutlich (s. Abbildung 2-12). Das Suchinteresse nach diesen 
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Begriffen ist zum einen sehr volatil. Zum anderen ist es, 
abgesehen vom Maximum Anfang des Jahres 2012, sehr 
gering und in der Tendenz seit 2015 rückläufig. Anders als 
in den beiden anderen betrachteten Sharing-Sektoren fin-
det sich zumindest anhand der Google-Suchanfragen bei 
Alltagsgegenständen kein Wachstum.

Etwas anders sieht es aus, wenn statt der Suchanfragen 
andere Indikatoren für unternehmerisches Wachstum ver-
wendet werden. Die Verfügbarkeit von Daten ist jedoch 
schlecht. Auf Nachfrage gibt die nicht gewinnorientierte 
Plattform fairleihen.de an, seit der Gründung (Mai 2013; 
fairleihen.de, 2017b) jährlich 1.000 bis 1.500 Nutzer hinzu-
gewonnen zu haben und Mitte 2017 etwa 3.000 Nutzer aus-
schließlich in Berlin zu haben. Über diese Informationen 
hinaus veröffentlicht fairleihen.de in unregelmäßigen Ab -
ständen einen Sachstand im Blog der Plattform (fairleihen.de, 
2017b). Dabei wird auch die Anzahl der angebotenen Gegen-
stände publiziert (s. Abbildung 2-13). fairleihen.de ist seit 

2013 in Berlin aktiv. Fünf Monate nach Inbetriebnahme der 
Webseite konnten darüber bereits 440 Artikel entliehen 
werden. Im Juli 2014 waren erstmals 1.000 Gegenstände 
verfügbar. Seit Ende 2015 ist die Zahl an Angeboten relativ 
konstant bei rund 2.000 Artikeln, wobei die 2.000er-Marke 
erst im Oktober 2016 geknackt werden konnte. Im Mai 2017 
wurde das Angebot auf weitere Städte in Brandenburg erwei-
tert. Im September 2017 konnten auf der Plattform rund 
2.200 Artikel ausgeliehen werden.

Trotz dieser positiven Entwicklung gilt, dass die geringe 
Anzahl an Anbietern und der zum Teil überschaubare 
Angebotsumfang offenbaren, dass das Sharing im Bereich 
Alltagsgegenstände eine geringe Bedeutung hat. Von einem 
äußerst niedrigen Niveau aus sind dann unter Umständen 
jedoch auch hohe Wachstumsraten, beispielsweise 600 Pro-
zent Umsatzwachstum innerhalb eines Jahres bei myon-
belle (Stern, 2015), zu beobachten. Insgesamt verbleibt die-
ser Sektor jedoch auf einem relativ geringen Niveau.

Die Daten zeigen die Gesamtsuchanfragen für „fairleihen“ und „frents“ in Deutschland relativ zum Maximum an Anfragen in diesem Zeitraum (100).
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2.3 Rolle der Sharing-Anbieter im Markt

Um die wirtschaftliche Bedeutung der Sharing Economy 
abschätzen zu können, ist es entscheidend, ob es sich bei 
den Dienstleistungen der Sharing-Anbieter im Vergleich zu 
klassischen Unternehmen um Substitute oder Komplemente 
handelt. Ein Substitut wären die Dienstleistungen der  
Sharing Economy dann, wenn sie bereits vorhandene Dienst-
leistungen oder Produkte ersetzen. Als komplementär wären 
sie einzustufen, wenn die Dienstleistungen der Sharing 
Economy neben den bestehenden Dienstleistungen und 
Produkten existieren und diese unter Umständen sogar 
ergänzen. Es gibt Publikationen, die die Frage nach der 
Rolle der Sharing-Anbieter allgemein zu beantworten ver-
suchen. So gibt beispielsweise Bonciu (2016, 50) an, dass 
Sharing-Unternehmen ein wichtiges Komplement für klas-
sische Unternehmen seien. Goudin (2016, 14) geht davon 
aus, dass die Sharing Economy klassische Geschäftsmodelle 
meist ersetzt. 

Allgemein ist jedoch anzunehmen, dass die Rolle der Sharing- 
Anbieter zum einen vom jeweiligen Segment und Geschäfts-
modell abhängig ist. Es ist wenig plausibel, dass die Effekte 
in so unterschiedlichen Sektoren wie Mobilität und Unter-
kunft identisch sind. Zum anderen hängt dies sicher auch 
von dem betrachteten Markt ab. So dürfte es deutliche Un -
terschiede zwischen städtischen und ländlichen Räumen 
geben. In den Städten existiert bereits ein differenziertes 

Unterkunftsangebot aus Hotels, Pensionen und weiteren 
Unterkunftsarten. Dementsprechend ist der Wettbewerb 
zwischen den einzelnen Anbietern hoch. In ländlichen 
Regionen dagegen, insbesondere in den touristisch weniger 
erschlossenen, sind Sharing-Unterkünfte möglicherweise 
in der Lage, überhaupt erst ein Angebot an Unterkünften 
zu schaffen. Im Folgenden wird daher die vorhandene Lite-
ratur danach ausgewertet, welche Schlüsse sich für die drei 
Segmente Mobilität, Unterkunft und Alltagsgegenstände 
ziehen lassen.

2.3.1 Mobilitätssektor

Die Effekte des Carsharing auf andere Mobilitätsformen in 
Deutschland wurden in einer Umfrage im Jahr 2014 ermittelt 
(s. Abbildung 2-14). Bis zum Zeitpunkt der Umfrage sahen 
70 Prozent der Personen, die Carsharing nutzten, keine Ver-
änderung in der Nutzung von Fernzügen. Beim öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) waren es 67 Prozent, beim 
Fahrrad 63 Prozent. Dies spricht für eine Komplementarität 
des Carsharing, von dem in dieser Studie P2P-Modelle aus-
geschlossen werden. Dagegen gaben insgesamt 23 Prozent 
an, die Nutzung eines PKW aufgrund des Carsharing redu-
ziert oder eingestellt zu haben. Bei Mietwagen waren es  
32 Prozent, bei Taxen 31 Prozent. Carsharing scheint laut 
dieser Befragung für einige Mobilitätsformen, vor allem den 
motorisierten Individualverkehr, auch substitutiv zu sein. 
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Abbildung 2-13: Entwicklung der Anzahl angebotener Artikel auf fairleihen.de

Anzahl für veröffentlichte Monate seit der Gründung im Mai 2013; Stand: 13.09.2017

Quelle: fairleihen.de, 2017a, 2017b; eigene Darstellung der Gutachter 
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Bedeutsam ist, dass es kein einheitliches Bild gibt, es somit 
bei jeder Mobilitätsform Personen gibt, die Carsharing als 
Komplement betrachten, wie auch Personen, für die Car-
sharing ein Substitut darstellt.

Martin et al. (2010) belegen mithilfe einer Befragung von 
mehr als 9.000 Carsharing-Nutzerinnen und Nutzern in den 
USA und Kanada einen signifikanten Rückgang in der Anzahl 
der von einem Haushalt durchschnittlich betriebenen 
PKW. Mishra et al. (2015) finden für die San Francisco Bay 
Area eine signifikant niedrigere Anzahl an Autos bei Car-
sharing-Nutzerinnen und Nutzern. Für den Free-Floating-
Anbieter car2go belegt eine Studie für die Städte Calgary, 
San Diego, Seattle, Vancouver und Washington, D.C., dass 
ein Carsharing-Fahrzeug durchschnittlich zwischen sieben 
und elf private PKW ersetzt (Martin/Shaheen, 2016, 9). 

Unabhängig von der Form des Carsharing gibt das Bera-
tungsunternehmen AlixPartners (2014) für zehn US-ameri-
kanische Großstädte sogar an, dass ein Carsharing-Fahrzeug 

32 private PKW ersetzt. Bis zum Jahr 2014 seien deshalb 
etwa 500.000 Autos weniger gekauft worden. Bis zum Jahr 
2020 schätzen die Autoren, dass durch Carsharing in den 
USA 1,2 Millionen PKW weniger gekauft werden. Die bisher 
ermittelten Werte für Europa sind deutlich geringer: Eine 
Studie des Free-Floating-Unternehmens DriveNow für 
Wien belegt, dass ein Carsharing-Fahrzeug im Durchschnitt 
fünf private PKW ersetzt (DriveNow, 2016, 1). Für den deut-
schen Markt zeigt eine Befragung bei Nutzerinnen und 
Nutzern stationsbasierter Carsharing-Angebote, dass ein 
solches Fahrzeug 15 private PKW ersetzen kann (bcs, 2016b, 
25 ff.). Die Ersatzquote ist jedoch regional sehr unterschied-
lich ausgeprägt. Eine weitere Studie zu den Anbietern Flinks-
ter und DriveNow zeigt, dass sich die Anzahl der PKW im 
Haushalt nur bei 5 beziehungsweise 19 Prozent der Nutze-
rinnen und Nutzer überhaupt geändert hat (WiMobil, 2016, 
172 ff.). Allerdings zeigt diese Analyse auch, dass die Verän-
derung nicht mit Carsharing erklärt werden kann, sondern 
mit anderen Faktoren zusammenhängt, wie etwa der Haus-
haltsgröße. 
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Abbildung 2-14: Auswirkungen von Carsharing auf andere Mobilitätsformen

In Prozent der Personen, die Carsharing nutzen, nur Personen mit Führerschein, N = 1.900, 2014

Quelle: Berylls Strategy Advisors, 2015, 6; eigene Darstellung der Gutachter 
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Auch das EU-Parlament geht 2017 in einer Studie zu den 
Auswirkungen der Sharing Economy im Mobilitätssektor 
davon aus, dass dort substitutive Wirkungen vorliegen (Fin-
ger et al., 2017, 55 ff.). In Bezug auf das Ridesharing ist zwi-
schen kurz- und langfristigen Effekten zu differenzieren: 
Kurzfristig würde Ridesharing Fahrten mit Langstrecken-
zügen ersetzen und über die Reduktion der Umsätze zu 
einer Abwärtsspirale des Angebots an solchen Zügen füh-
ren. Langfristig wird davon ausgegangen, dass die Abnahme 
des Besitzes von Privatfahrzeugen in urbanen Gegenden 
durch das große (Car-)Sharing-Angebot zu einer gesteiger-
ten Nachfrage nach Alternativen auf langen Strecken, wie 
Zugfahrten, Ridesharing und Mietwagen, führen wird. Die 
substitutiven Wirkungen des Ridesharing zum Beispiel auf 
den Taximarkt bestätigen auch andere Studien (Rammler, 
2016, 125).

Für die übrigen Formen des Sharing im Mobilitätssektor 
gibt es kaum Literatur, welche die Wirkungen auf jeweils 
andere Formen der Mobilität beleuchtet. Für das Bikesharing 
findet eine Studie mit Daten aus dem Großraum Washing-
ton, D.C. heraus, dass eine Bikesharing-Station Staus um  
4 Prozent reduziert (Hamilton/Wichman, 2016). Dieser stau-
reduzierende Effekt tritt vor allem in Gegenden mit einer 
sehr hohen Staubelastung auf. Die Analyse erlaubt keine 
Rückschlüsse darauf, in welchem Umfang das Ergebnis auf 
eine Substitution des Autofahrens oder der Nutzung ande-
rer Verkehrsmittel zurückzuführen ist. Es gibt jedoch Hin-
weise darauf, dass es zumindest zum Teil aus einer Substi-
tution des Autos resultiert.

2.3.2 Unterkunftssektor

Für den Sektor Unterkunft gibt eine Befragung aus dem 
Jahr 2016 erste Antworten auf die Frage, ob die Unterkunfts-
angebote im Rahmen der Sharing Economy komplementär 
oder substitutiv zum klassischen Hotelgewerbe zu sehen sind 
(vgl. auch Kapitel 3.4.1): In Nordrhein-Westfalen wurden 
insgesamt 236 Hotel- und Pensionsbetriebe zur Konkurrenz 
durch die Sharing Economy befragt (Demary et al., 2017,  
47 ff.). Die Mehrzahl der befragten Betriebe sehen die Sha-
ring-Angebote als Konkurrenz. Ist die Auslastung in den 
letzten zwei Jahren gesunken, ist der Anteil der Hotels, die 
eine Konkurrenz wahrnehmen, noch höher. „Konkrete Ver-
drängungseffekte lassen sich auf Basis der Umfrage aller-
dings nicht benennen, da die Auslastungsentwicklung von 
zahlreichen Faktoren abhängig ist, die weit über die Präsenz 
der Sharing Economy hinausgehen. Es kann jedoch vermu-
tet werden, dass gerade Hotels im niedrigen Preissegment 
direkt mit vielen Angeboten der Sharing Economy in Kon-

kurrenz stehen und damit potenziell eher Gefahr laufen 
könnten, von Verdrängungseffekten betroffen zu sein“ 
(Demary et al., 2017, 47).

Dies bestätigt eine empirische Untersuchung des Effekts 
von Airbnb auf den texanischen Hotelmarkt (Zervas et al., 
2016, 21). Verdrängungseffekte treten danach eher bei Hotels 
auf, die in niedrigen Preissegmenten tätig sind, die nicht 
Teil einer Hotelkette sind oder die wenig Geschäftsreisende 
beherbergen. Zudem zeigt die Analyse, dass eine zehnpro-
zentige Erhöhung der Airbnb-Angebote mit einem statistisch 
signifikanten monatlichen Umsatzrückgang von 0,39 Pro-
zent bei Hotels verbunden ist (ebenda, 16). Zumindest teil-
weise scheint Airbnb damit substitutiv für Hotelaufenthalte 
zu sein. 

Die Ergebnisse einer repräsentativen Befragung in den USA, 
dem Vereinigten Königreich, Frankreich und Deutschland 
durch Morgan Stanley Global Insights aus dem Jahr 2015 
gehen in eine ähnliche Richtung: Bei 42 Prozent derjenigen, 
die Airbnb in den vergangenen zwölf Monaten genutzt  
hatten, hat Airbnb ein Hotel substituiert (Morgan Stanley 
Global Insights, 2015, 8). 

Für Südkorea lässt sich ein Zusammenhang zwischen Hotel-
umsätzen und der Sharing Economy im Unterkunftssektor 
nicht bestätigen. Eine Studie mit Airbnb-Daten aus dem 
Jahr 2014 findet keinen statistisch signifikanten Zusammen-
hang zwischen Airbnb-Angeboten und den Umsätzen von 
regulären Hotels (Choi et al., 2015, 5). Lediglich für niedrig-
preisige Hotels in Seoul findet sich eine geringe negative 
Korrelation. Auch Neeser (2015) findet für Schweden, Nor-
wegen und Finnland keinen signifikanten Effekt von 
Airbnb auf die Hotelumsätze pro Zimmer.

2.3.3 Sektor Alltagsgegenstände

Der Sektor Alltagsgegenstände der Sharing Economy in 
Deutschland ist sehr klein und sehr heterogen. Vor diesem 
Hintergrund liegen nach dem Wissen der Autoren keine 
Studien dazu vor, ob das Sharing eher substitutiv oder 
komplementär zu den üblichen Angeboten zu sehen ist. 
Grundsätzlich dürfte bei den Nachfragerinnen und Nach-
fragern von Sharing-Angeboten in diesem Bereich eine von 
drei Optionen zutreffen: Die erste Möglichkeit besteht darin, 
dass der gesuchte Gegenstand geliehen wird, um einen Kauf 
zu vermeiden. Dann wäre das Angebot substitutiv. Die zweite 
Alternative ist, dass der Gegenstand geliehen wird, bevor er 
gekauft wird, um ihn auszuprobieren. Gerade bei teureren 
technischen Geräten ist dies durchaus denkbar. Das Sharing- 
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Angebot wäre dann ein Komplement zum Kaufangebot. 
Schließlich besteht die dritte Möglichkeit darin, dass Nach-
frage nach dem Gegenstand durch das Sharing-Angebot 
überhaupt erst geschaffen wird. Es bleibt unklar, welcher 
Effekt überwiegt.

2.3.4  Beitrag der Sharing Economy zum 
Bruttoinlandsprodukt

Die Sharing Economy ist sehr heterogen und setzt sich aus 
zahlreichen einzelnen Märkten zusammen. Diese lassen 
sich unter anderem anhand von Merkmalen wie dem durch 
die Sharing-Plattform vermittelten Gut und der damit 
unter Umständen verbundenen Dienstleistung, aber auch 
geografisch definieren. Daten zu einzelnen Märkten und 
damit zur Sharing Economy insgesamt sind schwer verfüg-
bar. Dadurch wird es insbesondere erschwert, den Beitrag 
des Sharing zur Wirtschaftsleistung zu schätzen. Der Nobel-
preisträger Joseph Stiglitz sagte in einem Interview für die 
Zeitung Le Monde: „For now, [...], Airbnb, the collaborative 
economy does not generate productivity gains as powerful 
as those of the industrial revolution, and we do not know 
how to measure what they inject in gross domestic product.“ 
(Goudin, 2016, 13). Für die Schweiz wurde 2015 versucht, 
den Beitrag der Sharing Economy zu schätzen (Feubli/ 
Horlacher, 2015). Die Autorin und der Autor haben zuerst 
die von Sharing-Aktivitäten betroffenen Sektoren identi-
fiziert (zum Beispiel Beherbergung und Mobilität) und 
ihren Anteil am Schweizer Bruttoinlandsprodukt bestimmt. 
Anschließend wurden die Ausgaben der privaten Haushalte 
im Bereich des Sharing in diesen Wirtschaftsbereichen 
geschätzt. Je nach Annahme über die Höhe der Ausgaben lag 
der Anteil der Sharing Economy zwischen 0,1 und 1 Prozent 
des Schweizer Bruttoinlandsprodukts (BIP).

Ein ähnlicher Stellenwert der Sharing Economy wird anhand 
von Zahlen für die Europäische Union deutlich. Eine Studie 
für das Europäische Parlament (Goudin, 2016, 21) schätzt, 
dass durch die Nutzung nicht ausgelasteter Ressourcen 
mittels Sharing in der EU maximal ein Wert von 572 Milli-
arden Euro pro Jahr entsteht. Dabei handelt es sich dem 
Autor nach jedoch um das maximale Potenzial, das so nur 
in Ausnahmefällen erreicht werden könnte. Der größte  
Beitrag durch die Aktivierung von unter ihrem Potenzial 
genutzten Ressourcen könnte dabei in Bezug auf den Fak-
tor Arbeit generiert werden, wenn Personen aufgrund von 
Sharing-Angeboten überhaupt arbeiten oder ihre Arbeits-
zeit ausdehnen können (309 Milliarden Euro; Goudin, 2016, 
21). 152 Milliarden Euro könnten im Mobilitätssektor und 
35 Milliarden im Beherbergungssektor gehoben werden. 

Andere Sektoren, inklusive dem Sektor für Alltagsgegen-
stände, könnten zusammen einen Beitrag von maximal  
76 Milliarden Euro leisten. 

2.4  Effekte der Sharing Economy auf 
Beschäftigung

Die Auswirkungen der Sharing Economy auf Beschäftigung 
und den Arbeitsmarkt sind bisher nicht eindeutig zu iden-
tifizieren. Es gibt zwar eine zunehmende Anzahl an Veröf-
fentlichungen, die sich diesem Thema aus unterschiedlichen 
Blickwinkeln widmen. Gleichzeitig fehlt jedoch für einzelne 
Länder und Sektoren der Sharing Economy die empirische 
Evidenz, die klare Schlussfolgerungen zulässt. Wie auch in 
Bezug auf andere Fragestellungen im Zusammenhang mit 
dem Phänomen der Sharing Economy sind auch ihre Effekte 
auf den Arbeitsmarkt stark von dem zu betrachtenden Sek-
tor abhängig (vgl. auch Degryse, 2016, 28). Was im Sektor 
Unterkunft relevant ist, muss keine Wirkung im Mobilitäts-
sektor haben. 

Grundsätzlich können Sharing-Geschäftsmodelle auf ver-
schiedene Art und Weise auf Beschäftigung wirken: Zum 
einen können die Sharing-Unternehmen selbst Arbeits-
plätze schaffen. Zum anderen ist denkbar, dass gerade P2P-
Geschäftsmodelle möglicherweise die Hürden für Indivi-
duen reduzieren, sich selbstständig zu machen. Zugleich ist 
dieses Geschäftsmodell aber auch ein Weg, das unterneh-
merische Risiko einer Tätigkeit auf die privaten Anbieter zu 
übertragen. Schließlich können die Sharing-Unternehmen 
als neuer Wettbewerber in Märkten theoretisch auch die 
dortigen etablierten Anbieter und deren Beschäftigungssi-
tuation beeinflussen. Im Folgenden werden die drei Wir-
kungskanäle der Sharing Economy in Bezug auf Beschäfti-
gung kurz im Hinblick auf die in dieser Studie relevanten 
Segmente analysiert.

2.4.1 Beschäftigung bei Sharing-Unternehmen

Eine direkte Wirkung auf den Arbeitsmarkt erfolgt durch 
die Beschäftigung, die bei Sharing-Unternehmen selbst 
entsteht. Dabei gilt es zu unterscheiden zwischen P2P-
Plattformen, die lediglich vermitteln, und B2C-Unterneh-
men, die darüber hinaus auch die Güter besitzen, warten, 
reparieren und ersetzen. Es kann vermutet werden, dass 
letztere Geschäftsmodelle mit einer größeren Anzahl von 
Arbeitsplätzen einhergehen als erstere, bei denen die Ver-
mittlung digitalisiert erfolgt und lediglich eine vergleichs-
weise geringe Anzahl an Beschäftigten primär für die 
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Betreuung und Weiterentwicklung der Plattform notwen-
dig ist. Letzteres bestätigt eine Auswertung der Metajob-
suchmaschine Joblift (2016), nach deren Angaben sich 2016 
die Mehrzahl der Stellenangebote aus der Sharing Eco-
nomy in Deutschland an IT-Spezialisten richtet. Auch bei-
spielsweise Degryse (2016, 34) gibt an, dass Airbnb nicht 
mehr als ein paar hundert Angestellte habe. Zwar bleibt 
unklar, auf welchen geografischen Raum sich diese Aussage 
bezieht. Insgesamt ist der Personalaufwand für P2P-Platt-
formen in Deutschland sicherlich vergleichsweise gering, 
insbesondere im Hinblick auf die potenziell mögliche 
Anzahl an Nutzerinnen und Nutzern.

Diesen Aspekt verdeutlichen einige Beispiele: So hat das 
B2C-Sharing-Unternehmen Grover aus dem Sektor Alltags-
gegenstände nach eigener Aussage etwa 5.000 regelmäßige 
Nutzerinnen und Nutzer bei 35 Beschäftigten. Kilenda 
weist 3.000 regelmäßige Nutzerinnen und Nutzer auf und 
beschäftigt 19 Vollzeitäquivalente im gleichen Sektor. Dabei 
ist davon auszugehen, dass bei einem Wachstum der Trans-
aktionen die Beschäftigtenzahlen keinesfalls in gleichem 
Maße wachsen müssen, insbesondere bei P2P-Modellen. 

Der Vergleich der Rechtsformen der in dieser Studie 
berücksichtigten, in Deutschland aktiven Sharing-Unter-
nehmen zeigt für die drei betrachteten Sektoren deutliche 
Unterschiede (s. Abbildung 2-15). Im Mobilitätssektor der 
Sharing Economy sind rund 43 Prozent der Unternehmen 
als Verein oder Genossenschaft organisiert und stellen 
damit im weiteren Sinne die Gemeinschaft und ihre Förde-

rung in den Mittelpunkt des Geschäftsbetriebs. Sämtliche 
Sharing-Unternehmen in diesem Sektor, auf die dies 
zutrifft, stammen aus dem Bereich stationsbasiertes Car-
sharing. Im Sektor Alltagsgegenstände zeigt das Beispiel 
fairleihen.de, dass nicht nur Vereine und Genossenschaften, 
sondern auch manche GmbHs das Gemeinwohl in den Vor-
dergrund stellen. Einen direkten Zusammenhang zwischen 
der Rechtsform eines Sharing-Unternehmens und der 
Beschäftigtenanzahl gibt es nicht. Allerdings ist insbesondere 
bei den auf das Gemeinwohl fokussierten Unternehmen 
zum Teil ausschließlich eine ehrenamtliche Beschäftigung 
gegeben (zum Beispiel BeWelcome im Unterkunftssektor 
oder fairleihen.de im Sektor Alltagsgegenstände).

Im Unterkunftssektor der Sharing Economy sind rund  
79 Prozent der insgesamt 14 Unternehmen ausländischen 
Rechtsformen zuzurechnen. Die Unternehmen haben nach 
ihrer Gründung – etwa in den Vereinigten Staaten – nach 
Deutschland expandiert. Dies gilt im Mobilitätsbereich bei 
einer deutlich höheren Fallzahl von 154 Unternehmen 
lediglich für 5,2 Prozent. Die Beschäftigtenzahlen steigen 
im Rahmen solcher Expansionen typischerweise an. Die 
Wirkung auf Beschäftigung des Mobilitätsbereichs ist 
jedoch insgesamt gering. Auf Anfrage hat der Bundesver-
band CarSharing die Anzahl Beschäftigter im Carsharing 
geschätzt. Er kommt zum Schluss, dass es in Deutschland 
insgesamt 830 vollzeitäquivalente Stellen beziehungsweise 
1.250 Beschäftigte bei stationsbasierten Carsharing-Unter-
nehmen mit mehr als 20 Fahrzeugen gibt. Dazu kommen 
noch 370 Angestellte bei car2go und DriveNow.
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63,3 

15,6 
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78,6 

Mobilität

Unterkunft

Alltagsgegenstände

e.V. und eG GmbH sonstige inländische Unternehmensform ausländisches Unternehmen 

Abbildung 2-15: Sharing-Unternehmen in Deutschland nach Rechtsform

in Prozent an allen Unternehmen des Sektors, n = 198, Stand August 2017

Quelle: eigene Recherchen der Gutachter
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Dabei ist durchaus ein Zusammenhang zwischen der Be -
schäftigung bei Sharing-Unternehmen und dem Ausmaß 
der Regulierung möglich. Im Allgemeinen stellt ein auch auf 
unterschiedlichen Verwaltungsebenen stark ausdifferenzier-
ter Regulierungsrahmen für Sharing-Unternehmen eine 
Herausforderung dar (Demary/Engels, 2016, 25). Dies gilt 
insbesondere für die Unternehmen, die grenzüberschreitend 
tätig sind oder dies anstreben. Die für Sharing-Unternehmen 
und -Anbieter anwendbare Regulierung unterscheidet sich 
zum einen zwischen verschiedenen Ländern. Zum anderen 
gibt es auch innerhalb eines Landes umfassende Unterschiede 
in der Regulierung, insbesondere in Bezug auf den Unter-
kunftssektor der Sharing Economy. Je komplexer die anzu-
wendende Regulierung ist, desto mehr Personal ist unter 
Umständen notwendig, um deren Einhaltung zu gewähr-
leisten.

2.4.2  Arbeitsmarkteffekte für Anbieterinnen und Anbieter 
auf P2P-Sharing-Plattformen

Für viele Menschen ist eine Tätigkeit als Anbieterin oder 
Anbieter der Sharing Economy eine attraktive Möglichkeit, 
Geld zu verdienen. In einer Umfrage der EU-Kommission 
im Jahr 2016 gaben 27 Prozent der befragten ab 15-jährigen 
Personen in Deutschland an, bereits als Anbieterin oder 
Anbieter in der Sharing Economy tätig gewesen zu sein 
(EU-Kommission, 2016a, P2). Dies liegt unterhalb des EU-
Durchschnitts von 32 Prozent. Bei diesen Werten ist jedoch 
zu beachten, dass sie die Sharing Economy (beziehungsweise 
in der Ausdrucksweise der EU-Kommission die Collabora-
tive Economy) als Ganzes umfasst. Es bleibt auch unklar, 
wie diese in der Befragung definiert wurde. Schließlich 
umfasst der Wert all diejenigen, die bis zum Zeitpunkt der 
Befragung als Anbieterin beziehungsweise Anbieter tätig 
gewesen waren, unabhängig von der Häufigkeit der Tätigkeit. 
Werden nur die Personen berücksichtigt, die regelmäßig 
jeden Monat anbieten, bleiben noch 7 Prozent der Bevölke-
rung ab 15 Jahren. Bezogen auf die in dieser Studie betrach-
teten Sektoren dürfte der Wert noch einmal deutlich nied-
riger liegen. Bislang ist die Anzahl an Anbieterinnen und 
Anbietern der Sharing Economy in den Sektoren Mobilität, 
Unterkunft und Alltagsgegenstände somit noch klein. Den-
noch gehen aus Anbietersicht einige Chancen mit der 
Tätigkeit einher.

P2P-Sharing-Plattformen erlauben einen „sanften“ Einstieg 
in eine Selbstständigkeit (Demary et al., 2017, 53). Ausge-
hend von einem gelegentlichen Zuverdienst auf Basis einer 
wenig genutzten Ressource wie einem Auto oder einer 
Wohnung lassen sich die Häufigkeit und der Umfang der 

Transaktionen theoretisch vergleichsweise einfach auswei-
ten. Die Sharing Economy ermöglicht das Austesten einer 
Selbstständigkeit, bevor dieser Schritt dann tatsächlich erfolgt. 

Diese Abfolge dürfte sich innerhalb der Sharing Economy 
jedoch nicht überall wiederfinden. Besonders relevant er -
scheint eine sich aus den Sharing-Aktivitäten entwickelnde 
Selbstständigkeit dann, wenn erstens das Sharing-Geschäfts-
modell weit verbreitet und damit die Anzahl potenzieller 
Nachfrager groß ist. Dies ist im Unterkunftssektor der Fall, 
während der Sektor Alltagsgegenstände und der Sektor des 
P2P-Car- oder Bikesharing dafür derzeit kaum infrage kom-
men. Zweitens muss das relevante Gut vorhanden sein und 
es dürfte die Selbstständigkeit ebenfalls erleichtern, wenn 
es auch anderweitig leicht gewinnbringend eingesetzt wer-
den kann. Eine leerstehende Wohnung lässt sich über eine 
Sharing-Plattform oder aber auch dauerhaft vermieten. Ein 
weiteres Auto oder auch Alltagsgegenstände weisen diese 
Eigenschaft meist nicht auf. 

Für das Sharing von Unterkünften in Deutschland gibt es 
keine Daten dazu, in welchem Umfang sich bei den Anbie-
terinnen und Anbietern eine Selbstständigkeit entwickelt 
hat. Stors und Kagermeier (2017) liefern mit einer Befragung 
einzelner Airbnb-Anbieterinnen und -Anbieter in Berlin 
erste Hinweise dazu: Von den befragten 25 Anbieterinnen 
und Anbietern hatten sechs, also fast ein Viertel, mehrere 
Unterkünfte angemietet oder gekauft, um sie kontinuier-
lich kurzfristig anzubieten (ebenda, 19). Sie „betrachten […] 
ihre Vermietungspraxis als eigenes Geschäftsmodell, aus dem 
sie auch den Großteil ihrer regelmäßigen Einkünfte bezie-
hen. [… []Sie] haben sich durch die Vermietung mehrerer 
Wohnungen [...] selbstständig gemacht“ (ebenda, 19). Wäh-
rend dies Hinweise auf eine Selbstständigkeit von Anbiete-
rinnen und Anbietern über Airbnb in Berlin geben kann, 
erlaubt die Stichprobengröße keine verlässlichen Schluss-
folgerungen hinsichtlich der Anbieterstruktur der Platt-
form (vgl. Kapitel 3.5).

Selbst wenn keine Gründung erfolgt, sondern die Anbiete-
rinnen und Anbieter von Unterkünften über Sharing-Platt-
formen dies in einem Nebenerwerb betreiben, können  
Sharing-Plattformen den Einstieg in den Arbeitsmarkt er -
leichtern (Eichhorst/Spermann, 2015, 17; Das Acevedo, 2016, 
18). Dies gilt für den Unterkunftssektor, aber auch für die 
Bereiche Mobilität (Hall/Krueger, 2015, 11) und Alltagsge-
genstände. Die Markteintrittsbarrieren sind niedrig, da in 
den meisten Fällen ohne weiteres eine Leistung angeboten 
werden kann. Die durch diese Form des Nebenerwerbs 
geschaffene Flexibilität könnte insbesondere für Gruppen, 
für die der Zugang zum Arbeitsmarkt zuvor erschwert war, 
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eine Chance darstellen. Dazu gehören zum Beispiel Perso-
nen, die Kinder oder Angehörige versorgen (Deutsches 
Jugendinstitut, 2005, 89).  

Die Tätigkeit als Anbieterin beziehungsweise Anbieter auf 
einer Sharing-Plattform kann zudem zu einer größeren 
finanziellen Sicherheit führen. So gaben 53 Prozent der 
Airbnb-Gastgeberinnen und -Gastgeber in den USA in 
einer Befragung an, dass sie aufgrund des Zuverdienstes ihr 
Haus behalten konnten (Airbnb, 2015, 3). 48 Prozent nutz-
ten das Einkommen aus dem Sharing dafür, Miete und 
Lebensmittel zu bezahlen. Die Sharing Economy trägt somit 
dazu bei, Existenzen zu sichern. Auch in Deutschland kann 
das zusätzliche Einkommen der Gastgeberinnen und Gast-
geber dazu beitragen, deren finanzielle Situation zu verbes-
sern. So nutzten 33 Prozent der Airbnb-Gastgeberinnen 
und -Gastgeber in Berlin im Jahr 2015 dieses zusätzliche 
Einkommen, um finanziell „über die Runden zu kommen“ 
(Airbnb, 2016a, 3 ff.). Typischerweise verdienten sie jährlich 
1.800 Euro mit der (Unter-)Vermietung ihres Wohnraums. 
49 Prozent davon wurden dafür verwendet, regelmäßige 
Haushaltsausgaben wie Miete oder Ratenzahlungen sowie 
Rechnungen zu bezahlen. Sicherlich ist Berlin unter den 
deutschen Städten und Regionen in Bezug auf die Sharing 
Economy ein Sonderfall (s. Kapitel 3.5). Im bundesdeut-
schen Durchschnitt lagen die Einnahmen aus der Vermie-
tung von Unterkünften über Airbnb im Jahr 2016 deutlich 
niedriger bei 1.600 Euro (Airbnb, 2017a). Es wird dennoch 
deutlich, dass auch hierzulande zusätzliches Einkommen 
aus der Sharing Economy dazu verwendet wird, den finan-
ziellen Spielraum der Anbieterinnen und Anbieter zu ver-
größern. 

Für die Anbieterinnen und Anbieter auf Sharing-Plattformen 
eröffnet diese Tätigkeit in Bezug auf den Arbeitsmarkt aber 
noch weitere Chancen. Stors und Kagermeier (2017, 18 f.) 
stellen für Airbnb am Beispiel Berlin fest, dass Sharing 
räumliche und berufliche Flexibilität ermöglicht. So kön-
nen Berufspendlerinnen und -pendler oder Personen, die 
an wechselnden Orten arbeiten, sich ihren Hauptwohnsitz 
mithilfe einer Vermietung über die Plattform (zumindest 
teilweise) gegenfinanzieren. Auch Weiterbildungen oder 
eine berufliche Umorientierung lassen sich durch den 
Zuverdienst erreichen (ebenda, 22 f.).

Selbstständigkeit oder Zuverdienst im Rahmen einer P2P-
Sharing-Plattform bieten also für Anbieterinnen und An -
bieter eine neuartige Verdienstmöglichkeit, die zahlreiche 
Chancen und vor allem Flexibilität mit sich bringt. Gleich-
zeitig fällt aufgrund der selbstständigen oder nebenerwerb-
lichen Tätigkeit jedoch die Verantwortung für die soziale 

Absicherung den Anbieterinnen und Anbietern zu (Mono-
polkommission, 2016, 1225 f.; Degryse, 2016, 34). Dies be -
deutet für die Sharing-Plattformen unter Umständen 
gegenüber klassischen Unternehmen einen Kostenvorteil. 
Die fehlende Qualitätskontrolle durch das Sharing-Unter-
nehmen wird im Allgemeinen durch ein Bewertungssystem 
auszugleichen versucht (Eichhorst/Spermann, 2016, 19).

2.4.3 Beschäftigung bei etablierten Anbietern

Die Sharing Economy kann dann Auswirkungen auf die 
Beschäftigung bei etablierten Anbietern haben, wenn ihre 
Leistungen substitutiv zu denen der Etablierten sind (s. Kapi-
tel 2.3). Wenn beispielsweise Personen für die Urlaubsreise 
eine Sharing-Unterkunft statt eines Hotels buchen, kann 
dies bei Letzterem einen Rückgang von Beschäftigung be -
wirken. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Nachfrage 
nach einer Leistung wie einer Übernachtung insgesamt 
gleichbleibt. Aber auch ein insgesamt leichter Nachfrage-
anstieg kann unter Umständen noch negative Beschäfti-
gungswirkungen bei den etablierten Unternehmen auslösen. 
Zu den davon betroffenen Unternehmen zählen nicht nur die 
direkten Wettbewerber mit klassischem Geschäftsmodell – 
wie zum Beispiel Hotels und Autovermietungen –, sondern 
es können darüber hinaus auch weitere Unternehmen ent-
lang der Wertschöpfungskette tangiert werden. Dies wäre 
etwa denkbar, wenn Personen aufgrund ihrer Nutzung von 
Carsharing das eigene Auto abschaffen und damit die Nach-
frage nach Neu- und Gebrauchtfahrzeugen bei Autoherstel-
lern und -häusern zurückgeht. Beschäftigungseffekte bei 
etablierten Unternehmen sind also davon abhängig, wie sich 
zum einen die Nachfrage nach dem produzierten Gut oder 
der Dienstleistung entwickelt und wie stark substitutiv das 
Sharing-Angebot wirkt. Zwar haben verschiedene Studien 
insbesondere in Bezug auf das B2C-Carsharing für einzelne 
Märkte die Auswirkungen auf die insgesamt benötigten PKW 
berechnet (s. Kapitel 2.3). Dennoch sind diese Ergebnisse so 
spezifisch – bezogen auf einzelne Länder, Städte oder unter 
umfassenden Annahmen berechnet –, dass sich daraus keine 
allgemeingültigen Schlussfolgerungen ableiten lassen, nicht 
einmal für ein einzelnes Segment der Sharing Economy.

In ähnlichem Umfang gilt dies auch für den Unterkunfts-
sektor der Sharing Economy. Zwar wird auch in Deutsch-
land eine Verdrängung von klassischen Unterkünften 
durch die Sharing-Angebote befürchtet. Empirisch belegt 
ist dies jedoch bislang allenfalls regional begrenzt in den 
USA (s. Kapitel 2.3.2 und 3.4.1). Was sich allgemein festhalten 
lässt, ist, dass eine größere Verbreitung der Sharing Economy 
auch Verdrängungseffekte bei der Beschäftigung in den 
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etablierten substitutiven Unternehmen wie anderen Unter-
künften wahrscheinlicher macht. Derzeit sind solche Effekte 
aber gerade in Deutschland, wo die Sharing Economy noch 
Ausbaupotenzial aufweist, wenig wahrscheinlich.

Dazu kommt, dass auch eine Komplementarität der Sharing- 
Geschäftsmodelle eine (meist positive) Auswirkung auf die 
Beschäftigung bei etablierten Unternehmen haben kann. 
Dies gilt insbesondere für die Unternehmen, die das Sharing 
unterstützende Dienstleistungen anbieten, wie zum Beispiel 
Reinigungsdienste (Pusch, 2014, 35). Darüber hinaus ist es 
auch denkbar, dass aufbauend auf dem Angebot der Sharing 
Economy ganz neue Geschäftsmodelle und damit Arbeits-
plätze entstehen, die eher dem etablierten Sektor zuzuord-
nen sind. Darunter fallen beispielsweise Firmen, die für die 
Anbieterinnen und Anbieter auf Unterkunftsplattformen 
die Abwicklung wie etwa die Schlüsselübergabe übernehmen. 
Die Auswirkungen der Sharing Economy auf etablierte 
Unternehmen sind damit keineswegs eindeutig positiv 
oder negativ.

2.4.4 Gesamtwirkungen

Während die Wirkungen der Sharing Economy auf die 
Beschäftigung bei den Sharing-Unternehmen selbst sowie 
den Anbieterinnen und Anbietern bei P2P-Plattformen 
eher positiv sind, ist bei etablierten Unternehmen tenden-
ziell von einem Beschäftigungsrückgang auszugehen. Ob 
und wieweit die positiven Beschäftigungseffekte die negati-
ven kompensieren, ist nicht eindeutig festzustellen. Dies 
hängt unter anderem mit der Nachfrageentwicklung in den 
einzelnen Sektoren und Märkten zusammen. 

Zu diesen Gesamtwirkungen gibt es bisher nur vereinzelte 
Untersuchungen, die sich auf einen spezifischen Markt 
konzentrieren: So stellen Fang et al. (2016) in einer Studie 
mit Daten für den US-Bundesstaat Idaho fest, dass Airbnb 
positive Auswirkungen auf die Gesamtbeschäftigung in der 
Tourismusbranche haben kann. Zwar schaffen die Anbieter 
der Unterkünfte selbst keine Arbeitsplätze, sondern könnten 
unter Umständen sogar Beschäftigung im niedrigpreisigen 
Hotelsegment verdrängen. Die Autoren führen die steigende 
Beschäftigung deshalb darauf zurück, dass die Anzahl an 

Besucherinnen und Besuchern insgesamt zunimmt, so dass 
durch die Nachfrageerhöhung beispielsweise Beschäftigung 
in Restaurants entsteht. Zwar ist die Stichprobe dieser 
Untersuchung klein und der Bundesstaat Idaho laut den 
Autoren sehr touristisch (Fang et al., 2016), so dass diese 
Ergebnisse nicht zu verallgemeinern und auch nicht direkt 
auf Deutschland anwendbar sind. Sie zeigen dennoch an 
einem Beispiel, dass positive Effekte der Sharing Economy 
auf Beschäftigung nicht ausgeschlossen sind. Zudem stützen 
auch Daten von Airbnb selbst die dahinterstehende These 
der Nachfrageausweitung: Das Unternehmen hat ermittelt, 
dass Airbnb-Gäste 2,1 Mal so lange bleiben und 1,8 Mal so 
viel ausgeben wie typische Besucherinnen und Besucher 
(Airbnb, 2015, 2). Auch andere Studien bestätigen dies für 
einzelne Märkte (USA und Finnland: Tussyadiah/Pesonen, 
2015).

Bertschmann et al. (2015) haben in einer Studie für das 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit die möglichen Auswirkungen von Car-
sharing auf die Beschäftigung sowie die Wertschöpfung  
für die gesamte deutsche Volkswirtschaft geschätzt. Dabei 
wurden zwei Szenarien angenommen: In Szenario A wird 
der Ausbau des Carsharing durch Regulierung und Investi-
tionen seitens des Staates flankiert, während in Szenario B 
zusätzliche Verkehrsmaßnahmen sowie Änderungen der 
regulatorischen Rahmenbedingungen unterbleiben. Für 
Szenario B gehen die Autorinnen und Autoren von einem 
Rückgang der Beschäftigung von rund 5.700 bis 6.800 Arbeits-
plätzen aus (Bertschmann et al., 2015, 143). Die Wertschöp-
fung steigt hingegen um 71-361 Millionen Euro. In Szena-
rio A werden zwischen rund 72.000 und circa 109.000 Stellen 
neu geschaffen (ebenda). Dies ist jedoch mit einem Rück-
gang der Wertschöpfung zwischen rund 560 und 5.300 Mil-
lionen Euro verbunden.

Grundsätzlich lässt sich festhalten, dass Beschäftigungswir-
kungen der Sharing Economy – sowohl in positiver wie in 
negativer Richtung – nicht ausgeschlossen sind. Das Aus-
maß dieser Effekte und die konkrete Ausgestaltung, etwa 
Haupt- versus Nebenerwerb, lassen sich jedoch derzeit 
kaum bestimmen. Umfassende Beschäftigungswirkungen 
der Sharing Economy in Deutschland sind allerdings der-
zeit nicht absehbar.
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3.  Die Sharing Economy im 
Unterkunftssektor
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Über den Unterkunftssektor der Sharing Economy wird in 
der Öffentlichkeit zum Teil kontrovers diskutiert. Dies liegt 
zum einen daran, dass die Aktivitäten in diesem Sektor 
homogener sind als etwa im Bereich Mobilität (s. Kapitel 2.1). 
Angebot und Nachfrage nach Homesharing konzentrieren 
sich auf wenige Plattformen. Zum anderen ist der Übergang 
von einer gelegentlichen Tätigkeit, die nebenbei ausgeführt 
wird, zu einem professionalisierten, kontinuierlichen Ange-
bot in diesem Segment fließend. Die Unterscheidung dieser 
zwei Typen von Angeboten ist eine besondere Herausforde-
rung, die diesen Sektor kennzeichnet.

Im Folgenden wird der Unterkunftssektor der Sharing Eco-
nomy daher detailliert analysiert. Dazu wird in Abschnitt 3.1 
das Angebot an Homesharing-Unterkünften in Deutschland 
genauer betrachtet. In Abschnitt 3.2 wird auch die Nachfrage 
nach diesen Dienstleistungen untersucht. Dabei wird aus 
methodischen Gründen zwischen inländischer und auslän-
discher Nachfrage unterschieden. Abschnitt 3.3 unternimmt 
eine Schätzung der Marktanteile der Sharing-Plattformen in 
Bezug auf den gesamten Markt für Unterkünfte. Die weite-
ren Abschnitte dieses Kapitels befassen sich mit den Aus-
wirkungen der Sharing Economy im Unterkunftssektor. 
Abschnitt 3.4 betrachtet Wettbewerbseffekte, Abschnitt 3.5 
geht auf die Wirkungen auf Raumregionen und Wohnraum 
ein. Schließlich untersucht Abschnitt 3.6 auf Basis von Be -
fragungs ergebnissen potenzielle Problemlagen auf der 
Angebots- wie auf der Nachfrageseite des Homesharing 
insbesondere in Bezug auf die Aspekte Sicherheit, Sauber-
keit und Versicherung. Diese Befragungsergebnisse basie-
ren auf einer repräsentativen Hauptstichprobe, die online 
erhoben wurde, sowie auf einer nichtrepräsentativen Zusatz-
stichprobe, die ebenfalls größtenteils online (u. a. über Twitter 
und Facebook) erhoben wurde. Erstere ist als geschichtete 
Zufallsstichprobe repräsentativ für die Onlinebevölkerung 
in Deutschland nach den Merkmalen Alter, Geschlecht und 

Bundesland. Letztere ergänzt die Datenbasis um weitere 
(potenzielle) Nutzer der Sharing Economy, um ein umfas-
senderes, allerdings dann nicht mehr repräsentatives Bild zu 
schaffen und die repräsentativen Ergebnisse zu illustrieren. 
Insgesamt ergeben sich die Fallzahlen gemäß Tabelle 3-1. Es 
wird deutlich, dass die Zusatzstichprobe die Zahl der Gäste 
und Gastgeberinnen und Gastgeber im Jahr 2016 im Vergleich 
zur Hauptstichprobe deutlich erhöht. Da nicht alle Befrag-
ten alle Fragen beantwortet haben, addieren sich etwaige 
Untersummen in der Analyse einzelner Befragungsteile 
unter Umständen nicht immer zur Gesamtsumme auf. Es 
wurde jeweils mit der passendsten Teilstichprobe gerechnet, 
um ein valides, belastbares Ergebnis zu ermitteln.

3.1 Angebot an Unterkünften

3.1.1  Methodik

Zu dem Angebot an Unterkünften der Sharing Economy in 
Deutschland gibt es keine amtlichen Daten. Das erschwert 
eine belastbare Analyse des Angebots erheblich. Die Daten-
akquise gestaltet sich gemeinhin als schwierig. Umfassende 
Recherchen (zum Beispiel online, in Statistik-, Zeitschriften- 
und Zeitungsdatenbanken sowie bei Hotel- und Tourismus-
verbänden) ergaben, dass allenfalls stichprobenartige Sekun-
därdaten zur Verfügung stehen (zum Beispiel Handelsblatt, 
2018, 24 f.), die meist über Verfahren des Webscraping erhoben 
wurden (s. Kapitel 7.3.4). Die konkret dahinterstehende 
Methodik ist jedoch bei diesen Daten oft nicht ausgeführt 
und bleibt unklar. Zudem sind die Daten häufig regional 
beschränkt, bilden nur sehr wenige Indikatoren ab und 
stammen von einem unklaren oder weit zurückliegenden 
Zeitpunkt. Zur konkreten Analyse des Angebots der Sharing 
Economy im Unterkunftssektor sind diese Daten daher 
kaum geeignet. 

Tabelle 3-1: Absolute Fallzahlen der Befragung von Nutzerinnen und Nutzern
Anzahl der Beobachtungen in den jeweiligen Stichproben

Quelle: eigene Berechnung der Gutachter 

Hauptstichprobe Zusatzstichprobe Gesamt

Gast Sharing-Unterkunft 2016 195 244 439

davon mit positiver Angabe der Übernachtungen 186 216 402

Gastgeberin/Gastgeber Sharing-Unterkunft 2016 23 583 606

davon mit positiver Angabe der Buchungen 21 467 488

Gesamt 2.014 1.320 3.334
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Um dennoch das Angebot an Unterkünften der Sharing 
Economy in Deutschland analysieren zu können, sind daher 
bei den Sharing-Plattformen selbst generierte Daten die 
beste Alternative. Die Sharing-Plattformen erheben Daten 
etwa zu den inserierten Angeboten, deren Ausstattungs-
merkmalen und zum Teil auch deren Buchung. Bei dieser 
Herangehensweise besteht auch die Herausforderung, dass 
viele Anbieterinnen und Anbieter von Unterkünften diese 
nicht ausschließlich auf einer Plattform einstellen, sondern 
im Rahmen des sogenannten Multihoming mehrere  
Plattformen nutzen. Da sich identische Unterkünfte auf 
verschiedenen Sharing-Plattformen nicht eindeutig identi-
fizieren lassen, besteht bei Auswertung der Angebote auf 
mehreren Sharing-Plattformen die Gefahr der Mehrfacher-
fassung identischer Angebote. Damit würde das Gesamtan-
gebot überschätzt, wobei unklar bliebe, in welcher Größen-
ordnung. Auch die Bedeutung der Sharing Economy im 
Unterkunftssektor würde auf diese Weise in jedem Fall  
größer eingeschätzt, als sie tatsächlich ist.

Die Alternative stellt eine Analyse des Angebots einer  
Sharing-Plattform dar. Sinnvollerweise wird dazu die 
Plattform verwendet, deren Angebot den größten Teil des 
gesamten Sharing-Angebots in Deutschland abbildet.  
Dies ist in Deutschland Airbnb (s. Kapitel 2.1.2). Als Markt-
führer in Deutschland wird über diese Plattform das Gros 
der Unterkünfte angeboten (s. Tabelle 2-11). Wegen dieses 
hohen Marktanteils von Airbnb im Bereich der entgeltlichen 
Vermittlung von Sharing-Unterkünften wird im Folgenden 
auf die Daten dieses Anbieters abgestellt. Es ist davon auszu-
gehen, dass das tatsächliche Angebot auf diese Weise weniger 
verzerrt abgebildet werden kann als durch das Verwenden 
von Daten mehrerer Plattformen. Die dargestellten Angebots-
zahlen sind entsprechend jedoch eher als Mindest- denn  
als Höchstwerte zu interpretieren. 

Die Daten wurden dem Auftragnehmer von Airbnb exklu-
siv bereitgestellt und bilden die Plattform zum 1. Januar 
2017 ab (zitiert als Airbnb, 2017g). Um eine neutrale Aussa-
gekraft der Datensätze sicherzustellen, wurden die Daten 
mithilfe unterschiedlicher Sekundärquellen umfassend auf 
Plausibilität geprüft und halten diesem Check stand. Im 
Einzelnen wurden alle über Internetrecherche und durch 
gezielte Anfragen auffindbare und akquirierte Daten, vor 
allem auch punktuell für bestimmte Zeitpunkte und Regio-
nen vorhandene Daten, mit denen von Airbnb verglichen 
und auf diese Weise eingeordnet. Im Folgenden werden zur 
Einordnung an einigen Stellen auch Daten aus alternativen 
Quellen zitiert. Abweichungen zwischen den Primär- und 
den Sekundärdaten sind jedoch schon allein deshalb wahr-
scheinlich, weil die Daten jeweils Momentaufnahmen zu 

unterschiedlichen Stichtagen zeigen. Es lässt sich allerdings 
ein Vergleich der Größenordnungen ziehen.

Die Airbnb-Daten beziehen sich auf sogenannte aktive 
Inserate. Dies bezeichnet alle Unterkünfte, die während 
einer Suche auf der Airbnb-Webseite erscheinen; darunter 
gemeinsame beziehungsweise mit dem Gastgeber geteilte 
Zimmer, Privatzimmer und ganze Unterkünfte. Dabei gilt 
es zweierlei zu berücksichtigen. Zum einen beinhalten 
aktive Inserate nicht zwingend, dass diese Unterkünfte zu 
einem bestimmten Zeitpunkt oder generell verfügbar sind. 
So könnten zum Beispiel Unterkünfte fälschlicherweise 
aktiv sein, aber nicht buchbar, wenn der Gastgebende den 
Kalender nicht richtig gepflegt hat. 

Zum anderen kann eine Unterkunft ein einzelnes privates 
oder geteiltes Zimmer in einer Wohnung, eine ganze Woh-
nung oder auch ein Haus sein. Gastgeberinnen und Gastge-
ber können ihre Unterkunft jedoch gleichzeitig in mehreren 
Kategorien inserieren. So kann ein Inserat als Privatzimmer 
bei ihrer Anwesenheit und als ganze Unterkunft bei ihrer 
Abwesenheit vorliegen. Dies bewirkt, dass eine einzelne 
Unterkunft in den aktiven Inseraten theoretisch bis zu drei-
mal aufgeführt werden kann. Diese Fälle sind in den Daten 
jedoch nicht identifizierbar. 

Dementsprechend sind die Angaben zu den aktiven Inseraten 
als Maximalwert der zum 1. Januar 2017 über Airbnb verfüg-
baren Unterkünfte in Deutschland zu verstehen. Um deut-
lichere Angaben machen zu können, werden daher, wo mög-
lich und sinnvoll, Daten für ganze Unterkünfte verwendet. 

3.1.2 Das Airbnb-Angebot in Deutschland

Laut den Daten von Airbnb (2017g) waren dort in Deutsch-
land zum 1. Januar 2017 insgesamt 94.700 aktive Inserate 
geschaltet (s. Tabelle 2-3). Die Schaltung trifft keine Aussage 
über die tatsächliche Verfügbarkeit oder erfolgte Buchung 
der Unterkunft. Ein Vergleich zwischen den Bundesländern 
zeigt, dass vor allem Berlin (21.100), Bayern (16.200) und 
Nordrhein-Westfalen (14.100) sehr viele aktive Inserate auf-
weisen. Diese Länder weisen auch die höchste absolute 
Zahl an aktiv inserierten gesamten Unterkünften auf. Den 
höchsten Anteil der gesamten Unterkünfte an allen aktiven 
Inseraten haben Mecklenburg-Vorpommern (86 Prozent), 
Schleswig-Holstein (77 Prozent) und Rheinland-Pfalz (73 
Prozent). Dies sind Bundesländer, die als Ferienziele sehr 
beliebt sind, woraus geschlossen werden könnte, dass viele 
Ferienwohnungen auch über Airbnb angeboten werden.
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Der Anteil der inserierten gesamten Unterkünfte am Woh-
nungsbestand in den Bundesländern ist äußerst gering.  
In der Airbnb-Hochburg Berlin liegt er bei 0,58 Prozent, in 
Hamburg bei 0,45 Prozent, bei allen anderen Bundesländern 
deutlich darunter. Diese Anteile sind tendenziell als Maxi-
malanteile zu verstehen, da der Wohnungsbestand nicht 
den Bestand an Einfamilienhäusern beschreibt, obwohl 
auch diese zum Teil auf Airbnb angeboten werden. Diese 
Daten belegen damit auf Ebene der Bundesländer zunächst, 
dass nur ein vernachlässigbar kleiner Teil des gesamten 
Wohnraumbestands vom Homesharing über Airbnb betrof-
fen ist. Gleichzeitig wird deutlich, dass potenzieller Wohn-
raumentzug ein lokales Thema ist, das mit den vorhandenen 
Daten nicht abgebildet werden kann. 

Gut 60 Prozent der 94.700 bundesweit aktiven Inserate auf 
Airbnb bieten eine gesamte Unterkunft an, das heißt Gast 
und Gastgeberin oder Gastgeber sind nicht gleichzeitig 
anwesend. 38 Prozent bieten ein Privatzimmer, also einen 
Teil der eigentlichen Wohnung an (s. Abbildung 3-1). In 
Berlin werden tendenziell mehr Privatzimmer angeboten 
als in Gesamtdeutschland: 46 Prozent der aktiven Inserate 
beziehen sich auf Privatzimmer, 53 Prozent auf gesamte 
Unterkünfte.

Insgesamt ergibt sich ein vielfältiges Angebot an Unter-
künften. In Berlin kann man schon für einen Euro pro 
Nacht in einem „Zimmer mit Kaninchen“ schlafen. In 
Prenzlau gibt es für neun Euro pro Nacht ein ganzes Zelt. 

Tabelle 3-2: Airbnb-Inserate nach Bundesländern
Anzahl der aktiven Inserate auf Airbnb (insgesamt und nur „Gesamte Unterkunft“) am 1. Januar 2017;  
Anteil der inserierten gesamten Unterkünfte an allen Inseraten und am Wohnungsbestand zum 31.12.2016

Quelle: Airbnb, 2017g; Statistisches Bundesamt, 2018; eigene Berechnung

Bundesland
Alle aktiven 

Inserate 
Aktive Inserate 

„Gesamte Unterkunft” 

Anteil der 
aktiven Inserate 

„Gesamte Unterkunft“ 
an allen Inseraten

Anteil der 
aktiven Inserate 

„Gesamte Unterkunft" 
am Wohnungsbestand 

Baden-Württemberg 7.800 4.700 60,3 % 0,09 %

Bayern 16.200 9.300 57,4 % 0,15 %

Berlin 21.100 11.100 52,6 % 0,58 %

Brandenburg23 1.300 900 69,2 % 0,07 %

Bremen 800 500 62,5 % 0,14 %

Hamburg 6.900 4.200 60,9 % 0,45 %

Hessen23 5.200 2.800 53,8 % 0,09 %

Mecklenburg-Vorpommern 2.900 2.500 86,2 % 0,28 %

Niedersachsen 6.300 4.100 65,1 % 0,10 %

Nordrhein-Westfalen23 14.100 8.900 63,1 % 0,10 %

Rheinland-Pfalz23 2.600 1.90023 73,1 % 0,09 %

Saarland 300 200 66,7 % 0,04 %

Sachsen 4.200 2.600 61,9 % 0,11 %

Sachsen-Anhalt 600 400 66,7 % 0,03 %

Schleswig-Holstein 3.500 2.700 77,1 % 0,18 %

Thüringen23 900 600 66,7   % 0,05 %

Deutschland gesamt 94.700 57.400 60,6 % 0,14 %
     

23 Zum Vergleich: Laut Tourismusnetzwerk Rheinland-Pfalz (2017) gab es am 14.11.2017 3.521 aktive Airbnb-Angebote aller Unterkunftsarten in 
Rheinland-Pfalz; 1.192 Angebote in Thüringen, 1.878 Angebote in Brandenburg, 7.550 Angebote in Hessen und 16.183 Angebote in Nordrhein-Westfa-
len. Unterschiede können an den unterschiedlichen Stichtagen liegen. Der Anteil der gesamten Unterkünfte wurde für Rheinland-Pfalz ebenfalls mit 73 
Prozent berechnet.
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Im thüringischen Eberstedt gibt es eine schwimmende 
Blockhütte für 31 Euro die Nacht. Wer in Hannover in 
einem „Luxuriösen Penthouse auf zwei Ebenen“ schlafen 
will, muss mehr als 700 Euro für vier Personen pro Nacht 
zahlen.

Ein oft genannter Vorteil von Airbnb-Unterkünften gegen-
über traditionellen Unterkunftsformen ist der geringere 
durchschnittliche Übernachtungspreis. Im Tausch gegen 
ein niedrigeres Serviceniveau, darunter keine Rezeption, 
kein Frühstück und so weiter, zahlen Sharing-Reisende oft 
ge  ringere Preise als im Hotel. Laut Handelsblatt (2018) kos-
tete eine Hotelübernachtung im Jahr 2015 durchschnittlich 
111 Euro, eine Übernachtung bei Airbnb hingegen nur  
64 Euro. Geht man für 2016 von 8,2 Millionen auf Airbnb ge  -
buchten Nächten in Deutschland aus (Airbnb, 2017g), er gibt 
sich daraus eine beachtliche Wirtschaftskraft von 524,8 Mil-
lionen Euro. Auch wenn diese Zahl mit Einschränkungen 
determiniert wurde, zeigt sie doch die Größenordnung des 
über Airbnb generierten Angebotes. Zum Vergleich: Der 
DEHOGA Bundesverband (2018) verzeichnet für 2016  
26,2 Milliarden Euro Nettoumsatz in der Hotellerie und  
3,4 Milliarden Euro im sonstigen Beherbergungsgewerbe. 

3.1.3 Professionelle Anbieterinnen und Anbieter

Auf Sharing-Plattformen im Unterkunftssektor kann das 
gelegentliche Angebot privater Anbieterinnen und Anbieter 
(Homesharing) mit der eher professionalisierten, kontinuier -
lichen Vermietung mit Gewinnerzielungsabsicht verschwim-
men. Deshalb wird im Folgenden explizit auf letztere Anbie-
ter gruppe eingegangen. Professionelle Anbieterinnen und 
Anbieter sind solche, die keine freien Kapazitäten in ihrer 
eigenen Wohnung zur Vermietung nutzen, sondern explizit 
Wohnraum umgewandelt haben, um kontinuierlich kurz-
fristig zu vermieten. Dabei betrachten sie ihre Vermietungs-
praxis als eigenes Geschäftsmodell, aus dem sie auch den 
Großteil ihrer regelmäßigen Einkünfte beziehen (Stors/
Kagermeier, 2017). 

Da professionelle Anbieterinnen und Anbieter nicht als solche 
auf Sharing-Plattformen gekennzeichnet sind, gibt es unter-
schiedliche Ansätze, sie zu identifizieren. Skowronnek et al. 
(2015) sehen Gastgeberinnen und Gastgeber mit mehr als 
einem Inserat als professionell an. Diese Definition ist aller-
dings insofern ungenau, als dass – wie zuvor erläutert – ein 
und dieselbe Unterkunft in mehreren Inseraten beworben 
werden kann – etwa als einzelnes Zimmer der Wohnung, 
als die gesamte Wohnung oder als geteiltes Zimmer mit dem 
Gastgebenden.

Deshalb kann bei mehreren Inseraten nicht automatisch 
angenommen werden, dass mehrere Unterkünfte vermietet 
werden und nicht nur die selbst genutzte Privatwohnung 
in Zeiten der Abwesenheit für einen kleinen Zuverdienst 
gelegentlich vermietet wird, wie der Sharing-Gedanke 
ursprünglich vorsieht.

Allerdings besteht bei Gastgeberinnen und Gastgebern mit 
mehr als einer aktiven gesamten Unterkunft auf Airbnb 
sehr viel stärker die Vermutung, dass diese professionell 
tätig sind. Zu berücksichtigen ist allerdings auch hier, dass 
es bei Airbnb auch die Möglichkeit der Co-Gastgeberschaft 
gibt. Co-Gastgeber unterstützen Eigentümerinnen und 
Eigentümer von Inseraten bei der Betreuung von Unterkunft 
und Gästen und erhalten dafür einen Anteil der Buchungs-
einkünfte. Außerdem ist einzubeziehen, dass sich unter den 
Gastgebern Menschen, beispielsweise Berufspendler, mit 
Zweitwohnungen befinden können, die ihre jeweils andere 
Wohnung zeitweise vermieten – ohne dem Wohnungsmarkt 
dadurch Wohnungen zu entziehen. 

61

1

38

Gesamte Unterkunft Privatzimmer Gemeinsames Zimmer

Abbildung 3-1: Airbnb-Inserate nach Unterkunftsarten

Aktive Inserate nach Unterkunftsarten in Deutschland am 
1. Januar 2017, in Prozent

Quelle: eigene Berechnung nach Airbnb, 2017g; eigene Berechnung  
der Gutachter  
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Vor diesen Einschränkungen sind die Anteile der Gastgeber 
mit einer, zwei oder mehr als zwei aktiven gesamten Unter-
künften in den zehn deutschen Städten mit den meisten 
aktiven Inseraten zu sehen (s. Tabelle 3-3): Diese sind Maxi-
malwerte für eine tendenziell professionelle, aber keines-
falls bewiesene professionelle Anbieterschaft. Selbst in der 
Airbnb-Hochburg Berlin haben nur 3 Prozent der Gastge-
berinnen und Gastgeber mehr als zwei aktive gesamte 
Unterkünfte. 93 Prozent hingegen haben nur eine aktive 
gesamte Unterkunft. Der höchste Anteil der Gastgeberinnen 
und Gastgeber mit mehr als zwei aktiven Unterkünften wird 
in Dresden mit 6 Prozent erzielt. Dort haben immerhin noch 
87 Prozent der Gastgeberinnen und Gastgeber nur eine aktive 
gesamte Unterkunft. Insgesamt ist der Anteil der Mehrfach -
Gastgebenden gerade vor dem Hintergrund der einschrän-
kenden Annahmen gering. 88 Prozent der Gastgeberinnen 
und Gastgeber bundesweit haben ein aktives Inserat der 
Kategorie „Gesamte Unterkunft“, 8 Prozent haben zwei die-
ser Inserate (s. Abbildung 3-2). Diese Zahlen ändern sich nur 
marginal, wenn man aktive Inserate aller Art betrachtet.

Eine Einschränkung dieser Betrachtung ist, dass Gastgebe-
rinnen und Gastgeber theoretisch in der Lage wären, sich 
mit verschiedenen E-Mail-Adressen verschiedene Accounts 
zuzulegen. Auf diese Weise könnte eine umfangreiche Ver-
mietungstätigkeit potenziell verschleiert werden. Eine Gast-
geberin oder ein Gastgeber hätte dann mehrere Accounts, 
die aber jeweils nur ein Inserat anführen würden. Die Daten-
lage erlaubt eine Identifikation solcher Anbieterinnen und 
Anbieter, die mehrere Accounts pflegen, nicht. Auch Web-
scraping würde nicht zur Aufklärung beitragen. Denkbar 
ist, dass nicht einmal die Vermittlungsplattform Airbnb 
selbst in der Lage ist, verschiedene Accounts ein und der-
selben Person zu identifizieren und zuzuordnen. Vor die-
sem Hintergrund ist eine Unterschätzung des Grads der 
Professionalität der Anbieterinnen und Anbieter denkbar.

Die Auswertung der Anteile der aktiven Gesamtunterkünfte 
am Wohnungsbestand in den Top 10 Airbnb-Städten deutet 
abermals darauf hin, dass eine Bedrohung des Wohnungs-
marktes zumindest auf Stadtebene nicht gegeben ist.  

Tabelle 3-3: Top 10 Airbnb-Städte  
Top-10-Städte in Bezug auf die Anzahl der aktiven Inserate „Gesamte Unterkunft“ pro Gastgebendem in Deutschland am  
1. Januar 2017; Anteil am gesamten Wohnungsbestand, Anteile der Gastgeber mit 1, 2 oder mehr aktiven gesamten Unter-
künften, in Prozent

Quelle: Airbnb, 2017g; Statistisches Bundesamt, 2018; eigene Berechnung der Gutachter  

Anteil der Gastgeberin-
nen und Gastgeber mit  
… aktiven Inseraten 
 „Gesamte Unterkunft“

Alle aktiven 
Inserate

Aktive Inserate  
„Gesamte Unterkunft“

Anteil der aktiven Inserate „Gesamte  
Unterkunft“ am Wohnungsbestand 1 2 mehr 

als 2

1. Berlin25 21.100 11.100 0,58 % 93 % 4 % 3 %

2. München25 8.800 4.600 0,59 % 95 % 4 % 1 %

3. Hamburg25 6.900 4.200 0,45 % 96 % 3 % 1 %

4. Köln24,25 5.300 3.100 0,56 % 94 % 4 % 2 %

5. Düsseldorf24,25 2.500 1.700 0,50 % 87 % 8 % 5 %

6. Frankfurt a. M.25 2.300 1.000 0,26 % 93 % 4 % 3 %

7. Hannover 2.100 1.200 0,41 % 92 % 5 % 3 %

8. Leipzig25 2.100 1.100 0,36 % 92 % 5 % 3 %

9. Dresden25 1.200 800 0,24 % 87 % 7 % 6 %

10. Nürnberg25 1.200 600 0,22 % 89 % 6 % 5 %
     

24 Zum Vergleich: Der DEHOGA NRW (2016) zählte am 29.06.2016 2.244 Inserate aller Unterkunftsarten und 1.437 gesamte Unterkünfte in Köln und 1.467 
(959) in Düsseldorf. Unterschiede können an den unterschiedlichen Stichtagen liegen.

25 Zum Vergleich: Das Handelsblatt (2018) berichtet von 18.600 Inseraten in 2017 in Berlin, 6.500 in München, 7.000 in Hamburg, 6.300 in Köln, 2.700 
in Düsseldorf, 2.000 in Frankfurt, 1.100 in Dresden und 1.200 in Nürnberg. Es gibt also Abweichungen nach oben und unten und keine Hinweise auf 
systematische Verzerrungen. 
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Dies gilt umso mehr, als dass Airbnb einen Großteil des 
gesamten Angebots an Sharing-Unterkünften abdeckt (s. 
oben). Den höchsten Anteil erzielt München mit 0,59 Pro-
zent (s. Tabelle 3-3). Berlin kommt auf 0,58 Prozent. Zum 
Vergleich: GEWOS (2016) kommt ebenfalls auf rund 0,6 Pro-
zent und betrachtet dabei das Verhältnis der im ersten 
Halbjahr 2016 zumindest an einem Tag gebuchten 11.751 
über Airbnb angebotenen Wohnungen zum Berliner Woh-
nungsbestand von 1.902.675 Wohnungen zum 31.12.2015. 
Dies schließt eine erhöhte Professionalisierung des Ange-
bots und hierdurch eine Einschränkung des Wohnungs-
marktangebotes in einzelnen Stadtvierteln oder Straßen-
zügen jedoch nicht aus (s. unten).

Ergänzend zur Betrachtung der Inseratzahl pro Gastgeberin 
und Gastgeber ist auch die Kontinuität der Vermietung ein 
Faktor, der zur Aufklärung darüber beitragen kann, ob An -
bieterinnen und Anbieter tatsächlich Homesharing betreiben. 
Auch Anbieterinnen und Anbieter mit nur einem oder zwei 
Inseraten können theoretisch dauerhaft kurzfristig vermieten, 
weshalb grundsätzlich die Einbeziehung der Kontinuität der 

Vermietung eine wichtige Rolle spielt. Daten zu der Vertei-
lung der Buchungen auf die vorhandenen Unterkünfte – und 
damit zum Ausmaß der kontinuierlichen Vermietung – wur-
den von Airbnb in dieser Form nicht zur Verfügung gestellt. 
Sie können auch nicht selbstständig, etwa durch Webscraping, 
erhoben werden, da Letzteres immer nur eine Momentauf-
nahme abbilden kann. Deshalb kann die zeitliche Kompo-
nente in dieser Untersuchung nicht hinreichend berück-
sichtigt werden. 

Einen Ansatz bietet die Analyse der Anzahl der Unterkünfte, 
die 2016 an mehr als 182 Nächten in 2016 gebucht wurden, 
also in der der Gastgebende augenscheinlich weniger als die 
Hälfte des Jahres selbst gewohnt hat. Das Hamburger Wohn -
raumschutzgesetz beispielsweise sieht eine Zweckentfrem-
dung einer Erstwohnung, wenn diese weniger als sechs 
Monate im Jahr selbst genutzt wird (§ 9 HmbWoSchG i. V. m. 
den Fachanweisungen der Hamburger Behörde für Stadt-
entwicklung und Umwelt, o. J., 2). Dies entspräche einer 
Vermietung an 182 Tagen oder mehr. Aus wissenschaftlicher 
Sicht ist es grundsätzlich wünschenswert, Daten zu den ge -
buchten Übernachtungen ohne Bindung an einen bestimm-
ten Schwellenwert zu analysieren (First-best-Lösung). Müs-
sen aus Gründen der Datenverfügbarkeit Schwellenwerte 
verwendet werden, ist es sinnvoll, den Effekt verschiedener 
Schwellenwerte zu vergleichen (Second-best-Lösung). 
Neben 182 Tagen als Kriterium wären etwa 60 oder 30 Tage 
oder aber auch eine völlig andere Zahl an Tagen denkbar.

Den Studienautoren lagen an dieser Stelle lediglich belast-
bare Zahlen zu den an mindestens 182 Tagen vermieteten 
Wohnungen vor. Inseratzahlen mit anderen Zeitkriterien 
existieren allenfalls punktuell. Etwa vermieten 85 Prozent 
der Gastgeber in Frankfurt am Main ihre Unterkunft an 
weniger als 120 Tagen, acht Prozent an mehr als 180 Tagen 
im Jahr (vgl. Manus, 2018). Eine belastbarere Analyse würden 
umfassende Zahlen zu einer beliebigen Anzahl an Tagen an 
beliebigen Orten in Deutschland bieten. Aufgrund der ein-
geschränkten Datenlage wird im Folgenden auf 182 Tage 
abgestellt. 

In ganz Deutschland gab es 2016 nur 2.420 ganze Unterkünfte, 
die an mehr als 182 Nächten gebucht worden waren (s. Tabelle 
3-4). Das entspricht 0,04 Prozent des deutschen Wohnungs-
bestandes. 1.050 Unterkünfte entfallen allein auf die Airbnb- 
Hauptstadt Berlin. Am ehesten ist aus Basis der vorliegenden 
Daten noch dort eine Professionalisierung zu vermuten  
(s. auch Kapitel 3.5). Allerdings wird auch dort mit 63 Pro-
zent das Gros der Wohnungen laut GEWOS (2016) bis zu  
30 Tage vermietet (45 Prozent an maximal 15 Tagen), bei  
20 Prozent lag die Auslastung über 60 Tage. Airbnb (2017e) 

1 Inserat 2 Inserate 3 Inserate 4 und mehr Inserate

88

22

8

Abbildung 3-2: Airbnb-Inserate pro Gastgeberin  
und Gastgeber

Aktive Inserate der Kategorie „Gesamte Unterkunft“ 
pro Anbieterin beziehungsweise Anbieter in Deutsch-
land am 1. Januar 2017, in Prozent

Quelle: Airbnb, 2017g; eigene Berechnung der Gutachter 
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selbst berichtet von einer durchschnittlichen Auslastung 
einer „typischen Unterkunft“ in Berlin von 28 Nächten im 
Jahr 2016. Zudem entsprechen die 1.050 Wohnungen, die im 
Jahr 2016 an mehr als 182 Nächten gebucht wurden, gerade 
einmal 0,05 Prozent aller Berliner Wohnungen. Auf Ebene 
der Bezirke, Viertel oder Straßenzüge ist allerdings zu erwar-
ten, dass sich dieser Anteil stark ändern kann. Verschiedene 
Webscraping-Projekte zeigen eine teilweise starke Penetra-
tion einzelner Straßen durch über Airbnb vermietete Woh-
nungen (siehe Skowronnek et al. (2015), Cox (2017)). Auf der 
Mikroebene ist Wohnraumentzug also zu vermuten, aber 
mit den vorliegenden Daten nicht zu belegen. 

Eine weitere Empirie, die Aufschlüsse auf den Professiona-
lisierungsgrad der Anbieter und ein potenzielles Wohn-
raumentzugsproblem gibt, ist die Anzahl der Betten, die pro 
Inserat angeboten werden (s. Tabelle 3-5). Je höher die Bet-
tenzahl pro Inserat, desto höher die Wahrscheinlichkeit, 
dass ein professionelles Inserat vorliegt, das je nach Lage 
einen Wohnraumentzug bedeuten kann. Die mit Abstand 
meisten Inserate bieten bis zu zwei Schlafplätze an und 
sind somit zumindest in der Theorie tendenziell nicht pro-
fessionell. Allerdings ist auch denkbar, dass gerade kleine 
Wohnungen rein zu Sharing-Zwecken angemietet werden 
und so dem Wohnungsmarkt entzogen werden.

Insgesamt ist die Datenlage nicht hinreichend genug, um 
hieraus eindeutige Schlussfolgerungen für Handlungsbe-
darfe abzuleiten. Die Datenanalyse weist zahlreiche Limi-
tierungen auf: Aggregrationen und Durchschnittsbildung 
verhindern mikrolokale Analysen, Mehrfachaccounts sind 
nicht identifizierbar, tatsächliche Buchungen nicht ermit-
telbar. Die vorliegenden Daten legen zwar nahe, dass die 
Mehrzahl der aktiven Inserate auf Airbnb im Rahmen des 
klassischen Homesharing zu verorten ist. Weder auf Ebene 
der Bundesländer noch auf Ebene der Städte mit den meis-
ten Airbnb-Inseraten gibt es auf Basis der vorliegenden 
Daten Hinweise auf professionalisierte, dauerhaft kurzfristige 
Vermietung und damit Wohnraumentzug in nennenswer-
tem Umfang. Dies kann jedoch grundsätzlich in einzelnen 
Stadtvierteln oder Straßenzügen anders sein, lässt sich aber 
anhand der vorliegenden Daten nicht weiter vertiefen. Gerade 
für die Ebenen, die in der öffentlichen Debatte thematisiert 
werden, sind damit keine klaren Aussagen möglich. Diese 
fehlende empirische Belegbarkeit darf nicht darüber hinweg-
täuschen, dass es auf Mikroebene Probleme geben kann, 
wie Webscraping-Projekte wie Skowronnek et al. (2015) 
und Cox (2017) andeuten.

Tabelle 3-4: Airbnb-Unterkünfte mit starker Buchung 
Anzahl der Unterkünfte (insgesamt und nur „Gesamte Unterkunft“), die in 2016 über Airbnb an mehr als 182 Nächten gebucht 
wurden; Anteil der gebuchten ganzen Unterkünfte an allen gebuchten Unterkünften und am Wohnungsbestand zum 
31.12.2016, in Prozent

Quelle: Airbnb, 2017g; Statistisches Bundesamt, 2018; eigene Berechnung der Gutachter 

Stadt
Alle  

Unterkunftsarten 
Gesamte  

Unterkunft 

Anteil „Gesamte 
Unterkunft“ an allen 

Unterkünften

Anteil „Gesamte 
Unterkunft“ an  

Wohnungsbestand

Berlin 1.600 1.050 65,6  % 0,05 %

Dresden 20 20 100,0 % 0,01 %

Düsseldorf 100 80 80,0 % 0,02 %

Frankfurt a. M. 70 40 57,1 % 0,01 %

Hamburg 290 170 58,6 % 0,02 %

Hannover 20 10 50,0 % 0,00 %

Köln 160 120 75,0 % 0,02 %

Leipzig 50 40 80,0 % 0,01 %

München 440 280 63,6 % 0,04 %

Nürnberg 50 30 60,0 % 0,01 %

Deutschland 3.690 2.420 65,6 % 0,04 %
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Bestimmte Probleme wie Wohnraumentzug ließen sich bei 
besserer Datenlage sicherlich klarer belegen bzw. widerlegen. 
Als Konsequenz daraus ist es zwingend erforderlich, even-
tuellen Handlungsbedarf lokal zu determinieren. Die in 
diesem Gutachten vorgestellten Handlungsoptionen sind 
auf mikrolokaler Ebene nur dann anzuwenden, wenn ein 
entsprechender Bedarf empirisch belegt werden kann. Diese 
empirische Evidenz auf Mikroebene kann dieses Gutachten 
nicht leisten.

3.2 Nachfrage nach Unterkünften

Die Nachfrage nach Sharing-Unterkünften in Deutschland 
lässt sich nicht mithilfe amtlicher Daten abbilden. Um sie 
zu approximieren, werden Daten aus zwei verschiedenen 
Quellen genutzt, die jeweils die Nachfrage aus dem Ausland 
beziehungsweise die Nachfrage aus dem Inland beschreiben. 

Die ausländische Nachfrage nach deutschen Sharing-Unter-
künften wird mithilfe von Befragungsergebnissen aus dem 
World Travel Monitor von IPK International dargestellt. Diese 
exklusiven Befragungsdaten beziehen inklusive Deutschland 
63 Länder ein und bilden damit etwa 90 Prozent der welt-
weiten Reisen ab. Insgesamt wurden im Jahr 2016 aus 62 
Ländern rund 61 Millionen Reisen nach Deutschland durch-
geführt. Bei knapp 3,5 Millionen dieser Reisen, also 5,7 Pro-
zent, wurden Sharing-Unterkünfte genutzt. Airbnb verzeich-
nete im Jahr 2016 laut eigenen Angaben 2,3 Millionen Gäste 
aus dem Ausland in der Bundesrepublik (Airbnb, 2017a). Die 
durchschnittliche Aufenthaltsdauer betrug laut IPK 7,3 Nächte. 
Insgesamt wurden also im Jahr 2016 in Deutschland aus 

dem Ausland gut 25,6 Millionen Sharing-Übernachtungen 
nachgefragt.

Die inländische Nachfrage nach deutschen Sharing-Unter-
künften wird mithilfe einer Onlinebefragung approximiert. 
Für diese Befragung wurden 2.097 Internetnutzer zwischen 
18 und 75 Jahren in Deutschland befragt. Die geschichtete 
Zufallsstichprobe ist repräsentativ für die Onlinebevölkerung 
in Deutschland nach den Merkmalen Alter, Geschlecht und 
Bundesland (Hauptstichprobe; 2.014 Beobachtungen). Zu -
sätzlich wurden Anbieter und Gäste von Sharing-Angeboten 
besonders in den Fokus genommen (Fokusstichproben;  
83 Beobachtungen).

195 der 2.014 Befragten in der Hauptstichprobe waren 2016 
Gast in einer Sharing-Unterkunft in Deutschland. Das ent-
spricht 9,68 Prozent. 229 der Befragten (11,37 Prozent) 
haben 2016 eine Sharing-Unterkunft im Ausland genutzt. 
Insgesamt 50 Befragte (2,48 Prozent) waren sowohl Sharing- 
Gäste im Inland als auch im Ausland. Zum Vergleich:  
19 Prozent der Deutschen buchten laut Eurostat (2017) in 
2017 eine Unterkunft über Webseiten oder Apps bei einer 
anderen Person zu privaten Zwecken. Das deckt sich mit 
den Werten aus der Onlinebefragung.

Tabelle 3-5: Airbnb-Inserate nach Bettenanzahl
Anzahl der aktiven Inserate nach Anzahl der Betten am  
1. Januar 2017

Quelle: Airbnb, 2017g; eigene Berechnung der Gutachter 

Bettenanzahl Deutschland Berlin

1 51.000 13.300

2 23.900 5.200

3 6.900 1.200

4 6.500 700

5 2.100 300

6 1.900 200

7 500 100

8 und mehr 1.900 100

Gesamtzahl  
der Betten

mind. 186.100 mind. 34.300

     

Inland Ausland

48

52

Abbildung 3-3: Nachfrage nach Sharing-Übernach-
tungen in Deutschland

Anteil der Übernachtungen, die von Nutzern aus dem 
Ausland beziehungsweise aus dem Inland nachgefragt 
werden, in Prozent, 2016

Quelle: eigene Berechnungen der Gutachter 
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Werden die aus der Onlinebefragung errechneten Anteile auf 
die ungefähre Anzahl an Internetnutzern in Deutschland 
im Jahr 2016 hochgerechnet, die laut Statistischem Bundes-
amt (2016a) und Eurostat (2016) rund 56,2 Millionen Men-
schen im Alter zwischen 16 und 75 Jahren betrug, wurden 
gut 5,4 Millionen Sharing-Reisen aus dem Inland getätigt. 
Da die Altersgruppen je nach Quelle nicht exakt deckungs-
gleich sind, werden hier grobe Rundungswerte angegeben. 
Durchschnittlich verbringen die inländischen Sharing-Gäste 
4,3 Nächte in diesen Unterkünften. Daraus ergibt sich eine 
Nachfrage nach Sharing-Unterkünften aus dem Inland von 
knapp 23,2 Millionen. Dies entspricht 48 Prozent der Gesamt-
nachfrage und damit anteilsmäßig weniger als die ausländi-
sche Nachfrage (s. Abbildung 3-3). Bezogen auf den gesamten 
Tourismussektor werden Übernachtungen zu 82 Prozent 
aus dem Inland und zu 18 Prozent aus dem Ausland nach-
gefragt (Statistisches Bundesamt, 2016b). Sharing-Unterkünfte 
scheinen also vor allem für Nutzer aus dem Ausland, die 
nach Deutschland reisen, eher eine Option zu sein als eine 
Übernachtung in herkömmlichen Unterkunftsbetrieben. 
Dies könnte auch daran liegen, dass sie im Durchschnitt 

mit 7,3 Nächten drei Nächte länger bleiben als die Inlands-
gäste mit 4,3 Nächten. Dieser Vergleich der Zahlen ist 
jedoch aufgrund der unterschiedlichen Datenerhebungs-
methoden und -quellen nur mit Einschränkungen valide.

Insgesamt kann auf Basis der In- und Auslandsnachfrage 
von einer Gesamtnachfrage nach Sharing-Unterkünften 
von rund 48,8 Millionen Übernachtungen im Jahr 2016 
ausgegangen werden. Es spricht vieles dafür, dass diese 
Nachfrage zukünftig weiter steigen könnte. Dazu zählen 
unter anderem die zunehmende Online-Affinität der 
Bevölkerung, der steigende Bekanntheitsgrad der Sharing-
Plattformen im Unterkunftssektor und die steigende Ange-
botsvielfalt auf diesen, etwa bezüglich Geschäftsreisen. 
Auch traditionelle Übernachtungsanbieter wie Hotels und 
Pensionen sind zunehmend auf Sharing-Plattformen ver-
treten (Swiss Hotel Association, 2016), so dass auch die 
Abgrenzung zu den übrigen Unterkunftsformen noch 
schwieriger werden wird. Eine solche Entwicklung muss 
nicht unbedingt zu Lasten der übrigen Unterkünfte gehen: 
Eine Prognose bis zum Jahr 2021 geht für Deutschland 
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Abbildung 3-4: Inländische Nachfrage nach Sharing-Unterkünften nach Bundesländern

Anteil der Nachfragerinnen und Nachfrager aus dem jeweiligen Bundesland an der inländischen Gesamtnachfrage, in Prozent, 2016

Quelle: eigene Berechnung der Gutachter 
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sowohl für das gesamte Segment der online gebuchten  
Reisen als auch für die Ferienwohnungen und Privatunter-
künfte von einer Zunahme der Nutzerinnen und Nutzer 
wie auch der Umsätze aus (Bohnhoff/Schreiber, 2017).

Die meisten Sharing-Nachfragerinnen und -Nachfrager aus 
dem Inland, nämlich ein Viertel, kommen aus Nordrhein-
Westfalen, gefolgt von Bayern und Baden-Württemberg  
(s. Abbildung 3-4). Das spiegelt in etwa die Anteile der Bun-
desländerbevölkerung an der Gesamtbevölkerung, wobei 
Nordrhein-Westfalen auch dann überdurchschnittlich stark 
bei der Sharing-Nachfrage vertreten ist. Von der Herkunft 
der Nachfragerinnen und Nachfrager ist allerdings nicht 
auf den Ort der Unterkunft zu schließen.

Die Anzahl der insgesamt in Sharing-Unterkünften ver-
brachten Nächte der inländischen Gäste aus der Haupt-
stichprobe der Befragung variiert stark. Die meisten Gäste 
haben 2016 zwei Nächte in einer Sharing-Unterkunft  
verbracht, einige wenige sogar deutlich mehr als 20  
(s. Abbildung 3-5). 

Die inländischen Sharing-Gäste in Deutschland (Haupt-
stichprobe) verteilen sich fast gleich auf die Altersgruppen 
18 bis 35 und 36 bis 59 Jahre (s. Abbildung 3-6). Nur acht 
Prozent der Gäste sind 60 Jahre und älter. Damit ist die 
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Abbildung 3-5: Anzahl der Übernachtungen inländischer Gäste in Sharing-Unterkünften

Anteil der inländischen Befragten, die 2016 eine bestimmte Anzahl von Nächten in über Sharing-Plattformen vermittelten 
Unterkünften in Deutschland verbracht haben, in Prozent

Quelle: eigene Berechnung der Gutachter 

18 bis 35 Jahre 36 bis 59 Jahre 60 bis 75 Jahre

47
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Abbildung 3-6: Inländische Gäste in  
Sharing-Unterkünften nach Alter

Inländische Sharing-Gäste in Deutschland nach  
Altersgruppen, in Prozent 2016

Quelle: eigene Berechnungen der Gutachter 
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Sharing Economy keinesfalls ein Thema der jüngeren 
Generationen, sondern wird bereits von Menschen aller 
Altersgruppen nachgefragt. Generell sind ältere Reisende 
auch eine starke Nachfragergruppe – insbesondere nimmt 
die durchschnittliche Urlaubsdauer mit steigendem Alter 
zu (ADAC, 2017, 23). 

Neben den Sharing-Unterkünften rücken herkömmliche 
Übernachtungsformen wie Hotels und Pensionen jedoch 
keinesfalls in den Hintergrund: Lediglich fünf Prozent der 
Sharing-Economy-Übernachtungsgäste (Hauptstichprobe) 
haben vor ihrer Buchung keinen Vergleich mit herkömm-
lichen Übernachtungsformen gemacht. Alle anderen haben 
einen Vergleich gemacht, sich schlussendlich aber doch für 
eine Sharing-Unterkunft entschieden. 70 Prozent der Befrag-
ten nannten den günstigeren Preis als Entscheidungsgrund 
(s. Abbildung 3-7). Deutlich abgeschlagen sind die bessere 
Lage der Sharing-Unterkünfte, spezielle Bedürfnisse der Gäste 
wie mehr Platz oder eine eigene Küche sowie der Wunsch 
nach einem speziellen Wohnerlebnis wie ein lokaler Ein-
wohner. Der persönliche Kontakt zum Gastgeber spielt ent-
gegen der Werbung einiger Sharing-Plattformen im Unter-
kunftssektor für die Befragten der Hauptstichprobe so gut 
wie keine Rolle. 

Dieses Bild ändert sich, wenn man eine nichtrepräsentative 
Zusatzstichprobe aus den Fokusstichproben sowie Teil-
nehmern verschiedener, größtenteils online durchgeführ-
ter (z. B. über Twitter und Facebook) Umfragen betrachtet 
(insgesamt 1.320 zusätzliche Befragte; 244 davon geben an, 
2016 Gast in einer inländischen Sharing-Unterkunft gewesen 
zu sein). Der Anteil derjenigen, die den günstigeren Preis 
oder die bessere Lage schätzen, ändert sich nur minimal  
(s. Abbildung 3-7), allerdings gewinnen Gründe wie spezielle 
Bedürfnisse (58 Prozent), lokales Wohnen (40 Prozent) sowie 
der Kontakt zum Gastgeber (25 Prozent) massiv an Bedeu-
tung – der Anteil derjenigen, die diese Gründe anführen, 
verdoppelt sich in etwa im Vergleich zur Hauptstichprobe. 
Das liegt auch daran, dass die Zusatzstichprobe anders 
zusammengesetzt ist – mutmaßlich mit eher Sharing-Affi-
nen, die auch zwischenmenschliche Faktoren des Sharing 
besonders schätzen. Sie übernachteten mit durchschnitt-
lich 5,9 Nächten auch länger als die Befragten der Haupt-
stichproben in Sharing-Unterkünften. Die Ergebnisse aus 
der Analyse der Zusatzstichprobe sind damit selektiv und 
nicht repräsentativ, erweitern jedoch das vorhandene Ana-
lysebild.
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Abbildung 3-7: Gründe für die Wahl einer Sharing-Unterkunft

Anteil der befragten Sharing-Gäste, die den jeweiligen Faktor als Grund für die Wahl einer Sharing-Unterkunft nennen,  
in Prozent, 2016 (aus Hauptstichprobe: n=195; aus Zusatzstichprobe n=189)

Quelle: eigene Berechnungen der Gutachter 
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Für viele Nachfrager aus der repräsentativen Hauptstich-
probe ist und bleibt die Sharing Economy letztlich nur eine 
von mehreren Möglichkeiten, Unterkünfte zu buchen. Das 
folgende Kapitel ordnet die Sharing Economy in den 
gesamten Übernachtungsmarkt ein.

3.3 Marktanteile im Unterkunftssektor

Für eine fundierte Einordnung der Sharing Economy in 
den Unterkunftssektor ist es zunächst sinnvoll, einen Über-
blick über den Umfang und die Bedeutung von herkömm-
lichen Übernachtungsmöglichkeiten zu geben. Dabei gilt es 
allgemein zu unterscheiden zwischen den mit amtlichen 
Daten erfassten Bereichen und den nicht durch die amtli-
che Statistik abgedeckten Bereichen.

Die amtliche Statistik zum Tourismus erfasst seit 2011 
Beherbergungsbetriebe (Hotellerie, Ferienunterkünfte, 
Campingplätze und Ähnliches) mit mindestens zehn Schlaf-
gelegenheiten (Statistisches Bundesamt, 2017c, 2). In diesem 
Bereich des Beherbergungssektors ist seit 2011 ein stetiges 
Wachstum der Anzahl der Übernachtungen zu beobachten 
(s. Abbildung 3-8). Im Jahr 2011 wurden insgesamt rund 

393,2 Millionen Übernachtungen gezählt (Statistisches Bun  -
desamt, 2017b, 4). Im Jahr 2016 waren es bereits 447,2 Milli-
onen. Diese verteilten sich auf 51.803 Betriebe mit insge-
samt 3,46 Millionen Schlafgelegenheiten (ebenda, 17). Der 
Anteil der Übernachtungen von Gästen mit ständigem 
Wohnsitz im Ausland lag zuletzt bei 18,1 Prozent. Auch hier 
gab es relativ wie absolut eine Zunahme seit dem Jahr 2011. 
Im Jahr 2016 betrug die Anzahl an Übernachtungen von 
Gästen aus dem Ausland in Beherbergungsbetrieben mit 
mindestens zehn Schlafgelegenheiten in Deutschland etwa 
80,8 Millionen (ebenda, 4). Auch im Folgenden wird für die 
Analyse des Stellenwertes der Sharing Economy im Unter-
kunftssektor auf die Anzahl an Übernachtungen abgestellt.

Die amtlichen Daten der Beherbergungsstatistik erfassen 
nicht die Unterkunftsmöglichkeiten in Deutschland, die 
weniger als zehn Schlafplätze aufweisen. Dazu zählen  
Ferienhäuser und -wohnungen sowie kleine Pensionen 
genauso wie ein Großteil der Unterkünfte der Sharing Eco-
nomy. Die Bedeutung dieses Teilbereichs des Unterkunfts-
sektors ist wenig erforscht. Für 2014 schätzen die Gesell-
schaft für Konsumforschung (GfK) und die Fachhochschule 
Westküste (Eisenstein/Gaßner, 2015) aufgrund einer reprä-
sentativen Bevölkerungsbefragung, dass durch Inländerinnen 
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Abbildung 3-8: Entwicklung der Übernachtungen im Unterkunftssektor in Deutschland
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und Inländer bundesweit insgesamt 686 Millionen Über-
nachtungen getätigt wurden. Amtlich erfasst wurden davon 
lediglich rund 349 Millionen. Etwa 270 Millionen Übernach-
tungen wurden im Rahmen von Verwandten- sowie Be -
kanntenbesuchen getätigt, bei denen anzunehmen ist, dass 
in der Mehrzahl der Fälle auch dort übernachtet wurde. 
Somit verbleiben rund 67 Millionen Übernachtungen bei-
spielsweise in kleinen Pensionen und Ferienhäusern.

Im Auftrag des Deutschen Ferienhausverbandes und der 
Vermittlungsplattform FeWo-direkt hat das Beratungsun-
ternehmen dwif-Consulting im Jahr 2015 die Bedeutung 
nicht von der Statistik erfasster Angebote im Bereich Feri-
enhausmarkt für 2014 untersucht (dwif-Consulting, 2015). 
Im Jahr 2014 zählte das Statistische Bundesamt insgesamt 
rund 424 Millionen Übernachtungen in Unterkünften ab 
zehn Schlafgelegenheiten, wovon rund 31,8 Millionen 
Übernachtungen auf Ferienhäuser und Ferienwohnungen 
entfielen (Statistisches Bundesamt, 2017d). dwif-Consulting 
hat für 2014 ermittelt, dass zusätzlich 71,4 Millionen Über-
nachtungen in Ferienhäusern sowie -wohnungen stattfan-
den, die von der amtlichen Statistik nicht erfasst wurden 
(dwif-Consulting, 2015, 20). In dieser Berechnung sind jedoch 
private Wohnungen, kleine Pensionen und Ähnliches nicht 
enthalten, sondern sie beschränkt sich auf Ferienhäuser 
und -wohnungen. Damit stellt der ermittelte Wert eine 
Untergrenze für die Anzahl an Übernachtungen in kleinen 
Betrieben dar. Es ist somit davon auszugehen, dass im Jahr 
2014 insgesamt mindestens 495,4 Millionen Übernachtun-
gen im traditionellen Unterkunftssektor stattgefunden 
haben. Davon waren maximal 85 Prozent in der amtlichen 
Statistik erfasst.

Es ist wahrscheinlich, dass ein Teil der zusätzlichen Über-
nachtungen auch durch Sharing-Plattformen vermittelt 
worden ist. Dafür spricht, dass auch kontinuierliche, pro-
fessionalisierte Anbieterinnen und Anbieter zunehmend 
Sharing-Plattformen nutzen (Demary et al., 2017, 12).  
Darüber hinaus gab es in letzter Zeit einige Unternehmens-
zusammenschlüsse von Sharing-Plattformen und Ferien-
haus-Plattformen, wie das Beispiel NOVASOL und Wimdu 
zeigt (s. Kapitel 2.1.2). Vor diesem Hintergrund kann eine 
Bestimmung des Marktanteils von Sharing-Unterkünften 
allenfalls eine grobe Schätzung darstellen.

Zusätzlich ist zu beachten, dass im deutschen Unterkunfts-
sektor zwei gegenläufige Tendenzen vorliegen. Wie ange-
sprochen sind zum einen in der amtlichen Statistik nicht 
alle Übernachtungen enthalten. Werden diese Daten jedoch 

zum Vergleich mit der Sharing Economy im Unterkunfts-
sektor herangezogen, wird die Bedeutung des Sharing ten-
denziell überschätzt. Zum anderen sind nicht alle Betriebs-
arten im Unterkunftssektor gleichermaßen vom Sharing 
betroffen. So schließt die amtliche Statistik zum Beispiel 
auch Schulungsheime und Rehakliniken sowie Stellflächen 
auf Campingplätzen ein, die selten auf Sharing-Plattformen 
zu finden sind. Die Zielgruppen sind also zum Teil unter-
schiedlich. Dadurch ist die Relevanz der Sharing-Unter-
künfte in Teilbereichen des Unterkunftssektors eventuell 
deutlich größer, als es der Marktanteil am Gesamtmarkt 
nahelegt. 

3.3.1  Stellenwert der Sharing Economy für den gesamten 
Unterkunftssektor

Um für das Jahr 2016 eine Einschätzung der Bedeutung der 
Sharing-Plattformen im Unterkunftssektor im Vergleich 
zum gesamten Sektor zu ermöglichen, werden folgende 
zwei Annahmen getroffen:

1 . Die Anzahl an Übernachtungen in Ferienhäusern und 
-wohnungen ist 2016 so groß wie 2014 . 
 
Es wird davon ausgegangen, dass sich die Anzahl der 
Übernachtungen in den in den amtlichen Statistiken 
nicht erfassten Ferienhäusern und -wohnungen im Jahr 
2016 gegenüber dem Jahr 2014 nicht verändert hat und 
71,4 Millionen entspricht. Grundsätzlich ist sowohl eine 
Abnahme wie auch eine Zunahme dieser Übernachtungen 
in dem relevanten Zeitraum denkbar, wobei Letzteres in 
Anbetracht der Entwicklungen in den größeren Unter-
kunftsbetrieben (s. Abbildung 3-8) wahrscheinlicher er -
scheint. Infolgedessen stellt die Anzahl der Übernach-
tungen in diesem Teilbereich nur eine grobe Schätzung 
dar, die in der Tendenz eher unterschätzt sein könnte.  
In Summe mit den amtlich erfassten Übernachtungen 
in Höhe von 447,2 Millionen im Jahr 2016 (Statistisches 
Bundesamt, 2017b) ergeben sich daraus insgesamt  
518,6 Millionen Übernachtungen im traditionellen Un  ter-
kunftssektor (Hotellerie, Pensionen, Campingplätze ab 
zehn Schlafgelegenheiten, Ferienhäuser und -wohnungen). 
Darin nicht enthalten sind Übernachtungen in kleinen 
Pensionen und Gasthäusern mit weniger als zehn Schlaf-
gelegenheiten. Auch dies trägt dazu bei, dass die Anzahl 
an Übernachtungen im traditionellen Sektor eher unter-
schätzt wird.
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2 . Es gibt keine Überschneidung zwischen dem traditio-
nellen Unterkunftssektor und der Sharing Economy . 
 
Es wird weiterhin davon ausgegangen, dass in diesen 
518,6 Millionen Übernachtungen keine Übernachtungen 
enthalten sind, die durch Sharing-Economy-Plattformen 
vermittelt wurden. Angesichts der starken Vermischung 
von Sharing-Unterkünften und professionalisierten 
Ferienhäusern und -wohnungen auf ebendiesen Platt-
formen bedeutet diese Annahme eine starke Einschrän-
kung. Es ist davon auszugehen, dass es Ferienwohnungen 
und -häuser gibt, die sowohl auf Sharing-Plattformen als 
auch unter anderem auf typischen Ferienhausportalen 
gelistet sind. Aufgrund der Doppelzählungen werden der 
Gesamtmarkt und auch die Sharing Economy überschätzt. 
Damit ist der geschätzte Marktanteil der Sharing-Eco-
nomy-Plattformen tatsächlich wahrscheinlich etwas 
geringer.

Die Gesamtnachfrage nach Sharing-Unterkünften lag im 
Jahr 2016 bei 48,8 Millionen Übernachtungen. In Summe 
mit dem Volumen des traditionellen Sektors ergibt dies ein 
Gesamtmarktvolumen von knapp 567,4 Millionen Über-
nachtungen. Die Sharing-Plattformen erreichen damit einen 
Marktanteil von maximal 8,6 Prozent (s. Tabelle 3-6). Dieser 
Marktanteil symbolisiert eine Schätzung der über Sharing-
Plattformen vermittelten Übernachtungen am Gesamtmarkt, 
wobei der Gesamtmarkt nicht die kleinen Betriebe enthält. 
Daher stellt dieser Anteil einen Maximalwert dar. Der tat-
sächliche Anteil ist möglicherweise deutlich niedriger. 

Der Stellenwert der Sharing Economy im Unterkunftssek-
tor ist demnach bislang vergleichsweise gering. Dieses 
Resultat deckt sich mit den Ergebnissen des ADAC Reise-
Monitors 2017 (ADAC, 2017, 26). Auf die Frage „In welcher 
Unterkunft werden Sie diesen Urlaub 2017 voraussichtlich 
verbringen?“ gaben 7 Prozent der befragten ADAC-Mitglie-
der an, in einer über Sharing-Plattformen gebuchten 
Unterkunft übernachten zu wollen.

In einer Studie für das BMWi ermittelte DIW Econ für das 
Jahr 2015, dass 35,8 Milliarden Euro touristischer Gesamt-
konsum auf den herkömmlichen Unterkunftssektor entfiel 
(BMWi, 2017a, 22). Darunter werden primär die Ausgaben für 
die Unterkünfte wie etwa Hotels verstanden. Wird davon 
ausgegangen, dass dieser Gesamtkonsum für herkömmliche 
Unterkünfte im Jahr 2016 unverändert blieb, lässt sich der 
touristische Gesamtkonsum der Sharing-Economy-Unter-
künfte auf rund 3,1 Milliarden Euro approximieren. Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass die Kosten für Sharing-Unter-
künfte in Deutschland meist geringer sind als für traditio-
nelle Unterkünfte (Demary/Engels, 2016, 9). Dies spricht für 
eine Überschätzung des Wertes. Gleich zeitig ist jedoch in 
der amtlichen Statistik ein Anstieg der Übernachtungen 
von 2015 auf 2016 zu beobachten (s. Abbildung 3-8), was auf 
eine Unterschätzung des Wertes hindeutet. Beide Effekte 
könnten sich auch ausgleichen. Dazu passt, dass DIW Econ 
den Wert des touristischen Gesamtkonsums für die dauer-
hafte Nutzung und Vermietung durch Eigentümer – was 
der Sharing Economy durchaus ähnelt – mit 3,6 Milliarden 
Euro für 2015 beziffert (BMWi, 2017a, 22). 

Tabelle 3-6: Marktanteil der Sharing-Plattformen im Unterkunftssektor in Deutschland 
Stand: 2016

Quelle: dwif-Consulting, 2015; Statistisches Bundesamt, 2017b; eigene Berechnungen der Gutachter 

Art der Unterkunft Anzahl Übernachtungen in Millionen Anteil in Prozent

Traditioneller 
Unterkunfts-
sektor

Beherbergungsbetriebe ab zehn Schlafgelegenheiten 447,2 78,8

Ferienhäuser und -wohnungen26 71,4 12,6

Andere Beherbergungsbetriebe mit weniger als  
zehn Schlafgelegenheiten Keine Angabe -

Sharing Economy 48,8 8,6

Gesamt 567,4 100,0

26 Angaben für 2014. 
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3.3.2   Stellenwert der Sharing Economy für die Unterkunft 
von Gästen aus dem Inland und aus dem Ausland

Angebote von Sharing-Plattformen sind bei Gästen mit 
ständigem Wohnsitz im Ausland verhältnismäßig deutlich 
beliebter als bei Personen mit Wohnsitz im Inland (s. Kapi-
tel 3.2). Während 18,1 Prozent aller offiziellen Übernach-
tungen im Jahr 2016 von Individuen mit ständigem Wohn-
sitz im Ausland getätigt wurden, waren es 52 Prozent der 
Übernachtungen in der Sharing Economy. Aus diesem Grund 
ist auch bei der Untersuchung des Marktanteils eine getrennte 
Betrachtung der inländischen und der ausländischen Gäste 
sinnvoll.

Unter den grundsätzlich gleichen Annahmen wie zuvor 
lässt sich der Marktanteil für die Sharing-Plattformen für 
Gäste aus dem Inland mit maximal 5,2 Prozent berechnen 
(s. Tabelle 3-7). Dies ist im Vergleich zu den Gesamtwerten 
(s. Tabelle 3-6) gering. Anders stellt sich die Situation dar, 
wenn Gäste aus dem Ausland betrachtet werden. Mehr als 
ein Fünftel aller an Gäste mit Wohnsitz im Ausland vermit-
telten Übernachtungen liefen über Sharing-Plattformen 
(21,5 Prozent). 

Die hohe Beliebtheit von Sharing-Angeboten bei Reisenden 
mit ständigem Wohnsitz im Ausland dürfte unter anderem 
an der größeren Verbreitung der Sharing-Plattformen im 
Unterkunftssektor und insbesondere von Airbnb im Aus-
land liegen (s. Tabelle 2-12). Auch die im Durchschnitt 

geringeren Kosten dürften eine Rolle spielen (Demary/
Engels, 2016, 9), weil ausländische Gäste länger bleiben als 
inländische (s. Kapitel 3.2). Außerdem ermöglichen es  
Sharing-Plattformen, mithilfe von Apps mit einem standar-
disierten Interface schnell und ohne die deutsche Sprache 
und den deutschen Übernachtungsmarkt zu kennen (wie 
etwa die relevanten Buchungsseiten), passende Unterkünfte 
zu buchen.

3.4  Wettbewerbseffekte der Sharing Economy 
im Unterkunftssektor

Durch die Sharing Economy können unterausgelastete Güter 
beziehungsweise Ressourcen aktiviert und so Ineffizienzen 
verringert werden. Dies gilt ebenfalls für Anwendungen im 
Bereich von Unterkünften: Privatpersonen stellen ihre 
eigene Wohnung Gästen zur Verfügung, wenn sie beispiels-
weise verreist sind. Dadurch wird dem Wohnungsmarkt 
keine Unterkunft entzogen. Gleichzeitig gelingt es den Sha-
ring-Plattformen, ohne den Erwerb eigener Ressourcen ein 
großes Angebot bereitzustellen, so dass sie unter Umständen 
schnell zu ernst zu nehmenden Wettbewerbern etablierter 
Unternehmen im Unterkunftsbereich – wie etwa Hotels – 
werden können. Im Folgenden werden die Wettbewerbs-
effekte der Sharing-Plattformen untersucht, die Unter-
künfte gegen Entgelt vermitteln (s. Kapitel 2.1.2).  

Tabelle 3-7: Marktanteile der Sharing Economy im Unterkunftssektor in Deutschland für Gäste aus dem Inland und Ausland 
Stand: 2016

Rundungsdifferenzen. 

Quelle: dwif-Consulting, 2015; Statistisches Bundesamt, 2017e, 22; eigene Berechnungen der Gutachter 

27 Angaben für 2014.
28 Berechnet unter der Annahme, dass der Anteil inländischer Gäste identisch mit den amtlichen Daten ist.

Gäste aus dem Inland Gäste aus dem Ausland 

Art der Unterkunft Anzahl Übernachtungen in 
Millionen

Anteil in  
Prozent

Anzahl Übernachtungen in 
Millionen

Anteil in  
Prozent

Traditi-
oneller 
Unter-
kunfts- 
sektor

Beherbergungsbetriebe ab zehn Schlaf-
gelegenheiten 366,4 81,8 80,8 67,7

Ferienhäuser und  
-wohnungen27 58,528 13,1 12,928 10,8

Andere Beherbergungs betriebe mit 
weniger als  
zehn Schlafgelegenheiten

Keine Angaben – Keine Angaben –

Sharing Economy 23,2 5,2 25,6 21,5

Gesamt 448,1 100,0 119,3 100,0
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3.4.1 Wettbewerb mit etablierten Unternehmen

Im Allgemeinen stehen Sharing-Plattformen im Wettbe-
werb mit anderen Sharing-Plattformen und etablierten 
Unternehmen (Demary, 2015, 13 ff.). Als mehrseitige Platt-
formen sind Sharing-Unternehmen in der Lage, schnell zu 
wachsen und Skaleneffekte zu realisieren. Das bedeutet, 
dass zwar die fixen Kosten für die Einrichtung und den 
Betrieb der Plattform hoch sind, die Kosten pro zusätzlicher 
Nutzerin oder Nutzer aber sehr gering. Mit zusätzlicher 
Nutzeranzahl fallen also die durchschnittlichen Kosten. 
Aufgrund des schnellen Wachstums sind die Marktein-
trittsbarrieren für Sharing-Plattformen geringer als für 
herkömmliche Anbieter von Unterkünften, welche die 
Anzahl an Unterkunftsmöglichkeiten nur langsam erhöhen 
können und dafür viel investieren müssen. In vielen Märk-
ten hat der Marktzutritt von Sharing-Unternehmen dazu 
geführt, dass der Wettbewerb intensiviert wurde (ebenda, 14). 
Zwar bedeutet ein solcher Markteintritt nicht unbedingt 
ein Aufteilen der Nachfrage unter einer größeren Zahl 
Wettbewerber. Es ist stattdessen auch eine Zunahme der 
Nachfrage aufgrund des größeren und diverseren Angebots 
möglich. In der Summe ist dennoch nach einem Marktzu-
tritt oftmals die Intensität des Wettbewerbs höher als zuvor.

Empirische Studien zum Einfluss des Marktzutritts von 
Sharing-Plattformen im Unterkunftssektor auf die etablier-
ten Unternehmen nehmen zumeist Airbnb in den Blick 
(vgl. auch Kapitel 2.3.2). Bereits 2014 untersuchten Zervas et 
al. die Wirkung von Airbnb auf Hotels im US-Bundesstaat 
Texas. Sie fanden heraus, dass ein Anstieg von Airbnb-An  ge-
boten um 1 Prozent zu einem Rückgang der Hoteleinnahmen 
von 0,05 Prozent führte (Choi et al., 2015, 2). In einer neueren 
Version des Papiers geben die Autoren an, dass ein Anstieg 
der Airbnb-Angebote um 10 Prozent zu einem Rückgang 
der Einnahmen von 0,39 Prozent führt (Zervas et al., 2016, 3). 
Dieser geringe Einfluss legt nahe, dass Airbnb eher ein 
schwaches Substitut für Hotelübernachtungen darstellt 
(Gyodi, 2017, 4). Dagegen konnten Choi et al. (2015) für Süd-
korea keinen Einfluss von Airbnb auf die Hoteleinnahmen 
feststellen. Die Analyse fand jedoch zu einem Zeitpunkt 
statt, als diese Sharing-Plattform nur relativ wenige Ange-
bote führte (ebenda, 1). Neeser untersuchte 2015 den Ein-
fluss von Airbnb auf den Hotelmarkt in Finnland, Norwegen 
sowie Schweden. Der Autor konnte zwar keinen Einfluss 
auf die Hoteleinnahmen feststellen, jedoch wurde eine 
Reduktion des Durchschnittspreises eines Hotelzimmers 
beobachtet (Neeser, 2015, 11). Dies lässt den Schluss zu, dass 
die etablierten Unternehmen auf die zusätzliche Konkur-
renz reagieren. 

In der wissenschaftlichen Literatur ist somit ein Effekt ins-
besondere von Airbnb auf etablierte Beherbergungsbetriebe 
nachgewiesen worden. Dieser ist in der Regel jedoch relativ 
gering. Bei den genannten Forschungsergebnissen wurde 
zumeist nur das Airbnb-Angebot als erklärende Variable 
angeführt (insbesondere Neeser, 2015; Choi et al., 2015). Dies 
vernachlässigt jedoch andere Entwicklungen, die durch 
Digitalisierung begünstigt werden. Insbesondere sind hier 
Hotelbuchungsportale wie HRS oder Booking.com zu  
nennen. So wurde beispielsweise in einem Artikel für die 
Wirtschaftswoche (Goebel et al., 2016) darauf hingewiesen, 
dass diese Portale zu einem intensivierten Wettbewerb unter 
den etablierten Beherbergungsbetrieben führen. Dies hat 
zur Folge, dass vermehrt große Hotelketten entstehen. Wird 
nur das Angebot von Airbnb als erklärende Variable benutzt, 
führt dies eventuell zu einer Überschätzung der Wirkung 
dieses Sharing-Portals: Alle Auswirkungen im Zuge von 
Innovationen seit dem Markteintritt von Airbnb werden 
durch dieses Vorgehen womöglich allein auf dieses Portal 
zurückgeführt, was objektiv nicht stimmt. Beispielsweise 
werden so Konzentrationstendenzen auf Airbnb zurückge-
führt, obwohl diese eigentlich durch Booking.com ausge-
löst wurden. Diese mögliche Einschränkung bei der Inter-
pretation gilt ebenfalls für die Analyse des Effekts von Airbnb 
auf die gesamte Tourismusbranche (Fang et al., 2016). In dieser 
Untersuchung wird festgestellt, dass durch Airbnb-Angebote 
netto Arbeitsplätze im Tourismus geschaffen werden. Mit 
zunehmendem Angebot im Sharing-Bereich nimmt dieser 
Effekt jedoch ab.

Ein weiterer Aspekt, der in der wissenschaftlichen Literatur 
noch nicht ausreichend erforscht wurde, ist, inwieweit die 
Konkurrenz durch Sharing-Plattformen zu Innovationen 
bei etablierten Anbietern beiträgt. So versuchen Hotels durch 
Investitionen zunehmend, den Gästen einen Mehrwert zu 
bieten, damit diese sich doch wieder für ein konventionelles 
Hotel entscheiden (Lidl, 2017). Für Nordrhein-Westfalen 
zeigt eine Befragung von Hotels und Pensionen, dass diese 
zwar die Sharing-Unterkünfte als Konkurrenz wahrnehmen, 
aber in geringerem Maße mit eigenen Aktivitäten wie neuen 
Serviceleistungen auf diese Konkurrenz reagieren (Demary 
et al., 2017, 47 ff.). Ob die Innovationsbemühungen zum 
Erfolg führen, hängt maßgeblich von der Motivation der 
Sharing-Gäste ab, sich für eine Übernachtung in einer Sha-
ring-Unterkunft zu entscheiden. Steht das Preis-Leistungs-
Verhältnis für sie im Vordergrund, sind sie bei einer Ver-
besserung der Leistung der traditionellen Unterkünfte 
vermutlich relativ schnell bereit, statt des Homesharing 
ebendiese zu nutzen. Ist jedoch die soziale Interaktion mit 
den Gastgeberinnen und Gastgebern entscheidend für die 
Wahl einer Unterkunft über eine Sharing-Plattform, dürfte 
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eine Rückgewinnung für die traditionellen Beherbergungs-
betriebe schwierig werden. Welcher Beweggrund tatsächlich 
auschlaggebend für die Wahl der Sharing Economy ist, wird 
daher im folgenden Abschnitt untersucht.

3.4.2  Motivation der Nutzerinnen und Nutzer

Wie die im Rahmen dieser Studie durchgeführte repräsen-
tative Onlinebefragung zeigt, ist der Preis auf der Nachfrage-
seite häufig das ausschlaggebende Argument für die Ent-
scheidung für eine Sharing-Unterkunft (s. Abbildung 3-7). 
Andere Argumente, wie beispielsweise eine bessere Lage oder 
ein besseres Abdecken der Bedürfnisse der Gäste, folgen 
erst weit abgeschlagen – es sei denn, man betrachtet die 
Zusatzstichprobe dieser Studie, die jedoch nicht repräsenta-
tiv ist und deren Ergebnisse daher verzerrt sein dürften.

Dass der Preis der mit Abstand wichtigste Grund für die 
Wahl der Sharing-Unterkunft ist, bestätigt das Forschungs-
projekt „PeerSharing“. Bei diesem Projekt handelt es sich 
um einen Teil des vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) geförderten Schwerpunktpro-
gramms „Nachhaltiges Wirtschaften“. Im Arbeitsbericht 3 
(Bätzing et al., 2016) wurden mittels einer qualitativen 
Untersuchung unter 32 Befragten für die Bereiche Mobili-
tät, Unterkunft sowie Alltagsgegenstände Beweggründe für 
die Nutzung von Sharing identifiziert. Dabei konnte festge-
stellt werden, dass zuallererst finanzielle Motive für die 
Nutzung von Sharing-Angeboten ausschlaggebend sind 
(ebenda, 20). An zweiter Stelle stehen qualitative Erwägun-
gen, wie eine schnellere und praktischere Bedürfnisbefrie-
digung im Vergleich zu konventionellen Anbieterinnen 
und Anbietern. Um die identifizierten Treiber und ihre 
Bedeutung zu analysieren, wurden im Rahmen des Projekts 
anschließend zwei Befragungen durchgeführt (Gossen et 
al., 2017). Dabei wurden unter anderem 1.637 Nutzerinnen 
und Nutzer von Wimdu nach ihrer Motivation befragt 
(ebenda, 14). Die Befragten konnten auf einer Skala von 
eins („Stimme absolut nicht zu“) bis sieben („Stimme voll-
kommen zu“) angeben, aus welchem Grund sie sich für die 
Buchung über Wimdu entschieden haben. Es stellte sich 
heraus, dass die Absicht Geld zu sparen, mit Abstand am 
wichtigsten für die Entscheidung ist (Durchschnittswert 
von 5,45). Auf dem zweiten Platz liegt die Nutzung von 
freien Ressourcen (3,95). Es folgen die Wünsche, neue Leute 
kennenzulernen (3,37), die Umwelt zu schützen (3,24) und 
in Kontakt mit gleichdenkenden Menschen zu kommen 
(2,97). 

Den Befund, dass das Preis-Leistungs-Verhältnis am wich-
tigsten für die Konsumentinnen und Konsumenten ist, 
bestätigt ebenfalls eine repräsentative Befragung durch  
PricewaterhouseCoopers (pwc, 2015). Es wurden 1.000 
Deutsche befragt, welchen Vorteil die Nutzung von Ange-
boten wie Airbnb, car2go oder Uber habe (ebenda, 16).  
40 Prozent der Befragten gaben an, dass ein besserer  
(günstigerer) Preis für die gleiche Leistung verlangt werde. 
30 Prozent sahen keine Vorteile und 28 Prozent hielten  
den direkten Kontakt mit der Anbieterin beziehungsweise 
dem Anbieter für vorteilhaft. Für 25 Prozent war die posi-
tive Wirkung für den Umweltschutz ein Vorteil. 

Die Preissensitivität der Nutzerinnen und Nutzer wird eben-
falls in einer Befragung von 594 Personen zu ihrer Motivation 
zur Nutzung von Angeboten in der Sharing Economy deut-
lich (Schiel, 2015). Für 78,5 Prozent stellte ein besserer (nied-
rigerer) Preis ein Argument für Sharing dar (ebenda, 55). 
Auch die Nutzerinnen und Nutzer speziell von Angeboten 
im Unterkunftssektor (95 Individuen) gaben das Preisargu-
ment am häufigsten an (36 Prozent). Es folgen Vergnügen 
(„Enjoyment“) mit 33 Prozent und Nachhaltigkeit mit 31 Pro-
zent (ebenda, 55). 

Diese Ergebnisse sind grundsätzlich auch dadurch getrieben, 
dass der Fokus der Betrachtung an dieser Stelle auf den 
Sharing-Plattformen im Unterkunftssektor liegt, die eine 
Unterkunft gegen ein Entgelt vermitteln. Würden auch die 
Plattformen einbezogen, die kostenlose Unterkünfte ver-
mitteln, wären für die Nachfrageseite unter Umständen 
Aspekte wie der Kontakt zur Gastgeberin oder zum Gast-
geber wichtiger. Aber auch der (dann fehlende) Preis könnte 
natürlich immer noch eine Rolle spielen.

Auch Sharing-Plattformen nehmen die Nachfrageseite als 
preissensibel wahr: 81 Prozent der Kundinnen und Kunden 
von Sharing-Angeboten seien preisbewusste Individuen 
(Kuhnt et al., 2015, 13). Dies hat eine Befragung von 127 
Sharing-Unternehmen ergeben (70 davon aus Europa). Für 
die Nachfrageseite des Unterkunftssektors der Sharing Eco-
nomy ist somit mehrheitlich der Preis beziehungsweise das 
Preis-Leistungs-Verhältnis entscheidend. Dies könnte in 
der Folge Preisdruck bei den Betrieben des traditionellen 
Unterkunftssektors verursachen. 

Finanzielle Anreize sind ebenfalls auf der Angebotsseite von 
Sharing-Plattformen von hoher Bedeutung. In der qualita-
tiven Untersuchung des PeerSharing-Arbeitsberichts wurde 
von allen Befragten als Motivation am häufigsten der Wunsch 
genannt, Geld zu verdienen (Bätzing et al., 2016, 19). Dabei 
wurde auch deutlich, dass die Einnahmen aus der Vermietung 
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über Unterkunftsplattformen zum Teil ein fester Bestand-
teil des regelmäßigen Einkommens sind. In den anschlie-
ßenden Umfragen im Rahmen des Projekts (Gossen et al., 
2017) wurden Anbieterinnen und Anbieter auf Wimdu 
nach dem Grund befragt, warum sie Wohnraum vermieten. 
Auf der Skala von eins bis sieben (Stimme vollkommen zu), 
erreichte die Aussage „Ich nutze Wimdu, um Geld zu ver-
dienen“ einen Durchschnittswert von 5,89. Dies ist der 
höchste Wert. Die Befragten sehen somit in den zusätzlichen 
Verdienstmöglichkeiten den mit Abstand größten Anreiz 
für die Nutzung von Sharing-Plattformen im Unterkunfts-
sektor.

Dieses Ergebnis wird durch die Resultate der pwc-Studie 
bestätigt (pwc, 2015, 18). Die Befragten sahen den größten 
Vorteil aus Anbieterinnen- beziehungsweise Anbietersicht 
auf Sharing-Plattformen in der Möglichkeit, Geld zu ver-
dienen (31 Prozent). 26 Prozent sahen einen Vorteil darin, 
„Zeit und Dinge, die man übrig hat, an andere weiterzuge-
ben“. 21 Prozent sahen keinen Vorteil.

Sowohl für Gäste als auch für Gastgeberinnen sowie Gast-
geber sind für die Nutzung von Sharing-Plattformen im 
Unterkunftssektor also vor allem finanzielle Motive aus-
schlaggebend. Vor diesem Hintergrund ist es vorteilhaft, 
wenn die genutzte Plattform oder die genutzten Plattfor-
men möglichst viele Nutzerinnen und Nutzer auf Ange-
bots- und Nachfrageseite haben. Einerseits möchten die 
Anbieterinnen und Anbieter eine möglichst große Kunden-
gruppe ansprechen, um viele potenzielle Gäste zu erreichen. 
Andererseits ist es auch aus Sicht eines Gastes von Vorteil, 
auf einer großen Plattform präsent zu sein, weil dadurch 
eine große Auswahl und infolge von Wettbewerb möglicher-
weise niedrige Preise zu erwarten sind. Ob solche Konzent-
rationstendenzen tatsächlich gegeben sind, wird im Folgen-
den näher betrachtet.

3.4.3 Konzentrationstendenzen

Die Wettbewerbssituation unter den Sharing-Plattformen 
im Unterkunftssektor zeigt eine deutliche Monopolisierung. 
Hinter dem Marktführer Airbnb mit seinen 100.000 Ange-
boten folgen weit abgeschlagen Wimdu (12.000 Angebote) 
und 9flats (2.000; siehe auch Kapitel 2.1.2). Insgesamt gibt es 
weit weniger verschiedene Plattformen als in den Sektoren 
Mobilität und Alltagsgegenstände (vgl. Kapitel 2.1). Im 
Unterkunftssektor scheinen Netzwerkeffekte eine beson-
ders tragende Rolle zu spielen. Die Fusion von 9flats und 
Wimdu (Kotowski, 2016) deutet darauf hin, dass eine Bün-
delung der Nutzerinnen und Nutzer, also eine Ausweitung 

der Nachfrager- und Angebotsbasis, zentral ist für die 
erfolgreiche Durchsetzung einer Plattform.

Netzwerkeffekte treten auf, wenn der Nutzen einer Plattform 
für die Nutzerinnen und Nutzer auf allen Seiten umso grö-
ßer ist, je mehr andere Nutzerinnen und Nutzer vorhanden 
sind (Rochet/Tirole, 2003, 990). Je mehr Anbieterinnen und 
Anbieter auf einer Unterkunftsplattform ein Inserat schalten, 
desto mehr potenzielle Gäste suchen auch auf dieser Platt-
form, und vice versa. Ab einer kritischen Masse an Nutze-
rinnen und Nutzern auf allen Seiten der Plattform setzen 
Netzwerkeffekte ein und schnelles Wachstum erfolgt 
(Evans, 2009). Der Effekt, dass Erfolg (in der Anziehung von 
Nutzerinnen und Nutzern) weiteren Erfolg bewirkt, wird 
auch als positiver Feedbackeffekt bezeichnet (Shapiro/
Varian, 1999, 175 ff.).

Dieser ist insbesondere im Unterkunftssektor der Sharing 
Economy stark, weil dieser sehr früh von Airbnb dominiert 
wurde und Airbnb internationaler Marktführer in einem 
Segment ist, das an sich international ist: Reisetätigkeit und 
damit das Unterkunftssuchen sind per se potenziell inter-
nationale Vorgänge. Dies steht im Gegensatz zum Mobili-
tätssektor und zum Sharen von Alltagsgegenständen, die 
immer auch eine streng lokale Komponente haben: Ein 
New Yorker leiht sich vermutlich keine Bohrmaschine in 
Berlin aus. Unterkunftsgesuche hingegen sind oft überna-
tional: Will ein deutscher Unterkunftsanbieter möglichst 
vielen Nachfragerinnen und Nachfragern offenstehen, sucht 
er sich also eine internationale Plattform, die in vielen Spra-
chen Menschen in vielen Ländern anspricht, die eine Reise 
nach Deutschland planen. Airbnb hat sich sehr schnell sehr 
stark in vielen Ländern positioniert und wird in 25 Sprachen 
angeboten (Airbnb, 2017f.). Deshalb haben auch neu auftre-
tende Konkurrenten und Nachzügler geringe Chancen gegen 
dieses etablierte „natürliche Monopol“ und der Unterkunfts-
sektor wird tendenziell konzentrierter. Konkurrenz gibt es 
nur noch durch Spezialisierung und Abgrenzung, daher 
auch die Tendenz von Wimdu, sich eher Ferienwohnungen 
zu widmen (s. Kapitel 2.1.2). 

Ein natürliches Monopol ist dadurch gekennzeichnet, dass 
ein Unternehmen alleine die Nachfrage zu geringeren Kos-
ten befriedigen kann als mehrere Unternehmen (Posner, 
1969, 548). Natürliche Monopole treten in Märkten mit 
einer Netzinfrastruktur auf, beispielsweise in der Wasser-
versorgung – dort sind die Durchschnittskosten geringer, 
wenn es ein Wassersystem statt mehrerer gibt. Onlineplatt-
formen weisen im Normalfall hohe Skaleneffekte auf 
(Evans/Schmalensee, 2007, 167 f.): Die fixen Kosten für Ent-
wicklung, Aufbau und Unterhalt der Plattform sind hoch, 
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die variablen Kosten sind dagegen sehr niedrig, so dass bei 
einer zunehmenden Anzahl an Nutzerinnen und Nutzern 
die durchschnittlichen Kosten pro Nutzer abnehmen  
(s. Kapitel 3.4.1). In diesem Sinne gibt es Parallelen zwischen 
der natürlichen Monopolisierung und der Entwicklung im 
Sharing-Economy-Unterkunftssektor. Das natürliche 
Monopol bildet sich, weil es zunächst Vorteile für alle hat. 
Anbieterinnen und Anbieter wählen die Plattform mit den 
meisten potenziellen Gästen und diese gehen dorthin, wo 
die meisten Angebote sind. Das ist seit Jahren bei Airbnb 
der Fall und verstärkt sich noch, da viele neue Nutzerinnen 
und Nutzer auf eine immer breitere bereits vorhandene 
Nutzerzahl bei Airbnb treffen. Airbnb selbst hat aufgrund 
der großen Nutzerzahl und der damit anfallenden analysier-
baren Datenmengen die Möglichkeit, sein Geschäftsmodell 
kontinuierlich zu verbessern und damit wiederum mehr 
Nutzer anzulocken – mit dem möglichen Resultat einer weiter 
zunehmenden Marktkonzentration im Sharing-Economy- 
Unterkunftssektor. Eine Veränderung des Ge  schäftsmodells – 
wie etwa die Ausweitung auf andere Angebotsarten – könnte 
allerdings auch zur Folge haben, dass keine oder geringere 
Konzentrationstendenzen auftreten.

Die beschriebenen Konzentrationstendenzen beschränken 
sich im Unterkunftssektor jedoch nicht auf die Sharing-
Plattformen, sondern schließen auch das Hotelgewerbe mit 
ein. Gerade vor dem Hintergrund der zunehmenden Digi-
talisierung, aber auch mit Blick auf Wettbewerb durch Home-
sharing stehen Hotels unter Anpassungsdruck (Goebel et al., 
2016). Die Folge sind Zusammenschlüsse im Hotelsegment, 
die zu großen Hotelketten führen. Die Vielzahl an Hotels 
macht es jedoch unwahrscheinlich, eine ähnlich starke 
Konzentration wie im kostenpflichtigen Homesharing zu 
erreichen.

3.5  Effekte auf die Verfügbarkeit von Wohnraum

Mittlerweile ist unumstritten, dass auf Sharing-Plattformen 
im Unterkunftssektor zum Teil herkömmliche Wohnungen 
ausschließlich für Kurzzeitvermietungen beispielsweise an 
Touristen angeboten werden, anstatt sie langfristig zu ver-
mieten (zum Beispiel Süddeutsche Zeitung, 2017b). Dies kann 
zu einer Knappheit von Wohnraum beitragen und die Preise 
für Wohnraum steigern. Dies ist jedoch nur dann der Fall, 
wenn Wohnraum im Ergebnis tatsächlich knapp ist. Darüber 
hinaus können auch andere Aspekte, wie etwa die Woh-
nungsbaupolitik, ursächlich für Preissteigerungen und 
Wohnraumknappheit sein. Eine Analyse der Effekte der 
Sharing Economy auf die Verfügbarkeit von Wohnraum 
muss daher differenziert erfolgen.

Die in Kapitel 3.1 analysierten Daten des Angebots auf Airbnb 
geben auf Ebene der Bundesländer und der deutschen 
Städte mit den meisten Inseraten keine Hinweise auf eine 
umfangreiche professionalisierte Vermietung von Wohn-
raum. Damit lässt sich anhand dieser von Airbnb zur Ver-
fügung gestellten Daten auch kein Wohnraumentzug bele-
gen, zumindest nicht auf den analysierten Ebenen. Dies ist 
jedoch keinesfalls gleichbedeutend damit, dass dieser tat-
sächlich nicht vorliegt. Auf der Ebene von einzelnen Stadt-
vierteln oder sogar Straßenzügen kann theoretisch Wohn-
raumentzug vorgenommen werden. Webscraping-Projekte 
geben Hinweise darauf, dass dies für einige Straßen etwa  
in Berlin der Fall sein könnte (Skowronnek et al. (2015),  
Cox (2017)). Im Folgenden wird der mögliche Zusammen-
hang zwischen Wohnraumverfügbarkeit und der Sharing 
Economy im Unterkunftssektor anhand sekundärer Quel-
len daher genauer analysiert.

Der deutsche Wohnungs- beziehungsweise Häusermarkt 
entwickelt sich in ländlichen und städtischen Regionen 
unterschiedlich (s. Abbildung 3-9). In vielen ländlichen 
Regionen existieren Überkapazitäten und zudem wurde am 
Bedarf vorbei gebaut (Deschermeier et al., 2017a). Dort wur-
den zwischen 2011 und 2015 20 Prozent mehr Wohnungen 
gebaut, als tatsächlich vor dem Hintergrund von demogra-
fischem Wandel und Leerstand infolge von Abwanderung 
gebraucht wurden. Zudem wurden mehr als doppelt so 
viele Einfamilienhäuser gebaut, wie benötigt werden. Die 
Folge sind Leerstand und niedrige Mieten in vielen Teilen 
von Deutschland. Vor diesem Hintergrund könnten Ange-
bote wie die der Sharing Economy, aber auch typische Feri-
enunterkünfte eine Chance sein, um diesem Problem zu 
begegnen. Einerseits würden so eventuell leerstehende 
Objekte vermietet. Andererseits wurde nachgewiesen, dass 
insbesondere Airbnb zu einer Belebung des Tourismus füh-
ren kann (Fang et al., 2016). Diese Einschätzung bestätigt 
eine Anfrage des BMWi bei den deutschen Bundesländern. 
In dieser wurde deutlich, dass Regionen, welche mit Leer-
stand zu kämpfen haben, wie zum Beispiel das Saarland, 
die touristischen Regionen Sachsen-Anhalts oder der Raum 
Görlitz in Sachsen, im Homesharing eine Chance sehen. 

Anders stellt sich die Situation auf dem Wohnungsmarkt in 
den großen deutschen Städten dar. Laut Deschermeier et al. 
(2017a) wurden zwischen 2011 und 2015 in den sieben 
größten Städten lediglich 32 Prozent des bestehenden Bau-
bedarfs auch tatsächlich gebaut. Die Folge sind steigende 
Kaufpreise und damit auch steigende Mieten. Im Frühjahrs-
gutachten Immobilienwirtschaft 2017 des Rates der Immo-
bilienweisen wird in diesem Zusammenhang für Wohnim-
mobilien festgestellt: „Die Preisübertreibung liegt zwischen 
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36 % in Düsseldorf, gut 40% in Frankfurt und Hamburg, um 
die 50 % in Köln, Berlin und Stuttgart sowie 75% in München“ 
(Feld et al., 2017, 13). Werden dem Wohnungsmarkt durch 
Anbieterinnen und Anbieter auf Sharing-Plattformen zu -
sätzlich Objekte entzogen, könnte diese Situation womög-
lich verschärft werden. Es ist nicht davon auszugehen, dass 

eine starke Einschränkung oder gar ein Verbot von Home-
sharing auf die Situation auf dem Wohnungsmarkt einen 
nennenswerten Effekt hätte. Dazu sind die Angebotszahlen – 
insbesondere von Wohnungen, bei denen zu vermuten ist, 
dass es sich nicht um die Hauptwohnung der Anbieterin 
oder des Anbieters handelt – zu gering (vgl. 3.1).

Baubedarf

übererfüllt (>110 %)

erfüllt (90 %–110 %)

nicht erfüllt (<90 %)

Kein Bedarf

Abbildung 3-9: Bautätigkeit und Baubedarf in Deutschland

Kreise und kreisfreie Städte, 2011 bis 2015

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln, 2017
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Dennoch befürchten einige Bundesländer in der Befragung 
durch das BMWi eine zusätzlich Verknappung auf dem 
Wohnungsmarkt aufgrund der Sharing Economy im Unter-
kunftssektor. Negative Auswirkungen werden vor allem in 
Ballungsgebieten, wie Hamburg und Umland (Schleswig-
Holstein), Berlin, Dresden (Sachsen), Leipzig (Sachsen), 
München (Bayern), im Rhein/Maingebiet (Hessen) sowie 
speziell in Frankfurt am Main, gesehen. Jedoch auch in tou-
ristischen Regionen werden zum Teil negative Auswirkun-
gen („Rollladensiedlungen“) erwartet, wie zum Beispiel auf 
Sylt (Schleswig-Holstein) oder den Ostfriesischen Inseln 
(Niedersachsen).  

Die Frage ist, in welchem Umfang die Sharing Economy 
dem Wohnungsmarkt in besonders betroffenen Regionen 
Wohnungen entzieht und welche Effekte damit einherge-
hen. Die vorhandenen Studien, welche die Wirkungen der 
Sharing Economy im Unterkunftssektor auf den Woh-
nungsmarkt untersuchen, kommen nicht zu einem eindeu-
tigen Ergebnis. Dies liegt zum einen, wie oben angespro-
chen, an der Unterschiedlichkeit der regionalen und 
lokalen Gegebenheiten, die sich auf die Ergebnisse auswir-
ken. Die meisten Analysen fokussieren sich daher auf Ber-
lin. Zum anderen sind die Ergebnisse solcher Untersuchun-

gen abhängig vom Zeitpunkt der Datenerhebung sowie den 
verwendeten Daten. Im Folgenden werden die vorhande-
nen Studien mit Schwerpunkt Berlin vor diesem Hinter-
grund betrachtet.

Grundsätzlich steht der Wohnungsmarkt in Berlin großen 
Herausforderungen gegenüber. In Berlin wird ein stetiges 
Bevölkerungswachstum verzeichnet (s. Abbildung 3-10). 
Während am 31.12.2004 rund 3,3 Millionen Menschen in 
Berlin lebten, waren es Ende 2016 bereits fast 3,7 Millionen. 
Seit 2010 hat das Tempo des Anstiegs der Bevölkerung zudem 
stark zugenommen. Die Situation auf dem Wohnungsmarkt 
hat sich durch die Aufnahme Geflüchteter seit 2015 zusätz-
lich verschärft. Dies wird insbesondere an Schlagzeilen wie 
„Der Kampf um Wohnungen beginnt“ (Zeit Online, 2015) 
bereits im Jahr 2015 deutlich. Durch die relativ geringe Bau-
tätigkeit und den starken Zuzug kommt es zu einer eklatan-
ten Unterversorgung der Bevölkerung mit Wohnraum.  
Eine Studie für die Fraktion von DIE LINKE im Berliner 
Abgeordnetenhaus kam im Jahr 2016 zu dem Schluss, dass 
ein absoluter Wohnungsmangel von 125.000 Wohnungen 
in Berlin besteht (Holm, 2016). Wimdu geht 2017 von 
einem Fehlen von 200.000 Wohnungen in der Hauptstadt 
aus (Wimdu, 2017c).
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Abbildung 3-10: Einwohnerinnen und Einwohner in Berlin seit 2004

Angaben jeweils am 31.12. eines Jahres

Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, 2017
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Die Folge dieser Entwicklungen sind insbesondere starke 
Mietsteigerungen (s. Abbildung 3-11). Im Vergleich der sieben 
größten deutschen Städte sticht Berlin mit den höchsten 
Mietsteigerungen heraus. 2016 entsprach die Durchschnitts-
miete bei einer Neuvermietung mehr als 140 Prozent des 
Wertes von 2005. In Hamburg, der Stadt mit dem zweit-
höchsten Anstieg, waren es „nur“ fast 130 Prozent. Beim 
Anstieg der durchschnittlichen Miete bei Neuvermietung 
handelt es sich um einen langfristigen Trend, der in Berlin 
bereits seit dem Jahr 2009 besteht. Die Markteintritte der 
Sharing-Anbieter im Unterkunftssektor in Berlin erfolgten 
meist mindestens zwei Jahre später; eine umfangreiche 
Nutzung noch später. Ein direkter Effekt der Markteintritte 
auf die Mietsteigerungen in Berlin ist nicht festzustellen. 

Dennoch besteht die Befürchtung, dass professionalisierte 
Vermieter gerade in Berlin zunehmend ganze Wohnungen 
über Sharing-Plattformen anbieten, die zuvor klassischer 
Wohnraum waren und so nun dem Wohnungsmarkt dauer-
haft entzogen werden. Daher geht das Berliner Abgeordne-
tenhaus mithilfe des Berliner Zweckentfremdungsverbots 
(Zweckentfremdungsverbot-Gesetz – ZwVbG) vom November 
2013 gegen eine Veränderung der Nutzung von städtischem 
Wohnraum vor, die auch solche Anbieterinnen und Anbieter 

auf Sharing-Plattformen trifft. Ziel ist es, eine weitere Ver-
schärfung der Wohnraumknappheit in Berlin zu verhindern. 
Laut diesem Gesetz „darf Wohnraum im Land Berlin oder 
in einzelnen Bezirken nur mit Genehmigung des zuständi-
gen Bezirksamts zweckentfremdet werden, soweit die Ver-
sorgung der Bevölkerung mit ausreichendem Wohnraum 
zu angemessenen Bedingungen besonders ge  fährdet ist“  
(§ 1 Abs. 1 ZwVbG). Seit dem 1. Mai 2014 ist das Gesetz in 
Kraft; es gab einen Übergangszeitraum für bereits als Feri-
enwohnung genutzten Wohnraum bis zum 30. April 2016. 
Aufgrund rechtlicher und anwendungsbezogener Heraus-
forderungen soll das ZwVbG mit dem zweiten Gesetz zur 
Änderung des Zweckentfremdungsverbot-Gesetzes überar-
beitet werden, welches derzeit (Februar 2018) als Beschluss-
vorlage vorliegt (Berliner Abgeordnetenhaus, 2018).

In Berlin ist ein Zweckentfremdungsverbot grundsätzlich 
keine neue Erscheinung. Es gab bereits 1972 eine eigene 
Verordnung, die das Verbot der Zweckentfremdung zum 
Inhalt hatte (Berliner Zweckentfremdungsverbot-Verord-
nung (ZwVbVO) vom 25. Juli 1972). Auch anderen Städten 
ist diese Art des Vorgehens vertraut. Beispielsweise ist in 
Hamburg seit 1982 das Hamburgische Wohnraumschutz-
gesetz (HmbWoSchG) in Kraft. 
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Abbildung 3-11: Entwicklung der Durchschnittsmieten

bei Neuvermietung für Wohnungen in Mehrfamilienhäusern in den sieben größten deutschen Städten, 2005=100

Quelle: Deschermeier et al., 2017b
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Die Ergebnisse von Studien, welche sich mit den Auswirkun-
gen der Sharing Economy im Unterkunftssektor auf die 
Verfügbarkeit von Wohnraum beschäftigen, sind auch vor 
dem Hintergrund dieser Anpassungen der Rechtslage in 
Berlin zu beurteilen. Eine der wenigen Untersuchungen zu 
diesem Thema für Deutschland kommt zu dem Schluss, 
dass in allen deutschen Städten ab 50.000 Einwohnern (ins-
gesamt circa 187 Städte) 2015 zusammen 46.400 Wohnungen 
dem Wohnungsmarkt durch Sharing-Anbieterinnen und 
-Anbieter entzogen wurden (GBI, 2016). Ein besonderer 
Schwerpunkt bei dieser Betrachtung ist dabei Berlin. Hier 
wurden laut der Studie 14.400 Privatunterkünfte dauerhaft 
an Touristen vermietet. Insbesondere 7,7 Prozent der Berli-
ner Wohnungen bis 40 Quadratmeter standen so für dauer-
hafte Mietverhältnisse nicht zur Verfügung. Während die 
Berechnungsmethode dieser Studie unklar bleibt, nehmen 
Skowronnek et al. (2015) eine Analyse auf Basis gescrapter 
Daten vor. Sie kommen ebenfalls für 2015 zu dem Ergebnis, 
dass 11.701 Berliner Wohneinheiten (0,4 Prozent aller Woh-
nungen) auf Airbnb zu finden sind. Der überwiegende Teil 
der angebotenen Wohnungen wurde somit möglicherweise 
im Rahmen von Homesharing vermietet und nicht dem 
Wohnungsmarkt entzogen. Bezogen auf das gesamte Berli-
ner Stadtgebiet legen diese Ergebnisse für 2015 nahe, dass 
es keine flächendeckenden Probleme mit Wohnraument-
zug durch kontinuierliche Vermietung über Sharing-Platt-
formen geben kann, denn dazu sind die Zahlen relativ zu 
allen Wohnungen in der Stadt zu gering. Dies kann sich in 
einzelnen Stadtteilen oder Straßenzügen natürlich anders 
darstellen, lässt sich aber anhand der zur Verfügung stehen-
den Studien nicht weiter präzisieren (s. Kapitel 3.1).

Diese grundsätzliche Schlussfolgerung bestätigen Daten aus 
dem Jahr 2016. Für das erste Halbjahr 2016 wurde vom  
Institut für Stadt-, Regional- und Wohnforschung Berlin 
festgestellt (GEWOS, 2016), dass 11.751 Objekte auf Airbnb 
zur Verfügung standen (0,6 Prozent des gesamten Berliner 
Wohnungsbestands). 63 Prozent davon wurden bis zu 30 Tage 
vermietet. Bei diesen Objekten ist anzunehmen, dass es  
sich um regulär vermietete Wohnungen handelt. Lediglich 
20 Prozent (rund 2.350 Wohnungen oder 0,1 Prozent aller 
Wohnungen in Berlin) standen an mehr als 60 Tagen zur 
Verfügung. Kontinuierliche Vermietung über Sharing-Platt-
formen scheint also allenfalls einen geringen Teil des Ange-
bots auf diesen Plattformen und einen äußerst geringen 
Anteil des gesamten Wohnungsbestands in Berlin auszu-
machen. Zu ähnlichen Resultaten kommen Chaves et al. 
(2017). Für Februar 2016 werden 11.000 ganze Wohnein-
heiten in Berlin auf der Airbnb-Webseite angeboten. Diese 
Ergebnisse decken sich mit den Resultaten der Primär-
datenanalyse in Kapitel 3.1.

Die Wirkung des Zweckentfremdungsverbot-Gesetzes in 
Berlin ist aufgrund der Datenlage kaum zu beurteilen. Wird 
eine Schätzung von Wimdu zugrunde gelegt, ist die Wirkung 
als eher gering einzustufen. Wimdu geht davon aus, dass 
durch das Zweckentfremdungsverbot in Berlin 1.500 Woh-
nungen dem Wohnungsmarkt wieder zugeführt werden 
konnten (Wimdu, 2017c). Chaves et al. (2017) schätzen einen 
Rückgang der auf Airbnb von professionalisierten Anbiete-
rinnen und Anbietern online gestellten Wohnungen von 
2.000 auf 1.000. Gemäß der Berliner Senatsverwaltung für 
Wohnen sind seit Inkrafttreten des Zweckentfremdungs-
verbots im Jahr 2014 maximal 4.000 Wohnungen dem 
Wohnungsmarkt in Berlin wieder zugeführt worden, die 
zuvor an Touristen vermietet worden waren (Lehmann/
Loy, 2018). In Anbetracht des bestehenden Mangels an 
Wohnraum in Berlin von bis zu 200.000 Wohneinheiten 
sind diese Größenordnungen verhältnismäßig klein. Das 
Potenzial, in Berlin Wohnungen aus der Sharing Economy 
in den klassischen Wohnungsmarkt zurückzuführen und 
diesen so zu entlasten, ist bezogen auf ganz Berlin also ver-
mutlich eher gering. Es ist dennoch denkbar, dass sich dies 
auf mikrolokaler Ebene anders darstellt, insbesondere wenn 
die Wohnungen lokal konzentriert gelegen sein sollten. 

Dies hat auch das Berliner Abgeordnetenhaus erkannt. In 
der ersten Beschlussvorlage zum zweiten Gesetz zur Ände-
rung des Zweckentfremdungsverbot-Gesetzes sollte die 
Nutzung von Wohnraum unter anderem im Rahmen der 
Sharing Economy erst ab 60 Tagen genehmigungspflichtig 
werden (Berliner Abgeordnetenhaus, 2018). Vor dem Hin-
tergrund, dass eine Wohnung im Jahr 2015 durchschnittlich 
an 34 Tagen und im Jahr 2016 durchschnittlich an 28 Tagen 
vermietet war (ebenda, 13), geht das Abgeordnetenhaus davon 
aus, dass in der überwiegenden Zahl der Fälle die eigene 
Wohnung zur Verfügung gestellt wird. Zudem verweist das 
Abgeordnetenhaus darauf, dass eine Vermietung im Rah-
men des Homesharing „in vielen Fällen für die Betroffenen 
erforderlich“ ist (Berliner Abgeordnetenhaus, 2018, 13).

3.6  Problemlagen in der Sharing Economy im 
Unterkunftssektor

Mit einer zunehmenden Nutzung von Sharing-Angeboten 
im Unterkunftssektor geht auch die Frage einher, welche 
Qualität diese Angebote haben. Insbesondere ist relevant, 
ob es spezifische, eindeutig und mehrheitlich bestätigte 
Problemlagen gibt, welche regulatorische Eingriffe erfor-
derlich machen könnten. Grundsätzlich ist es schwierig, 
bestehende Problemlagen in der Sharing Economy zu iden-
tifizieren. Bestehende Studien und Gutachten stellen vor 
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allem auf Sicherheit, Zuverlässigkeit und Sauberkeit ab  
(vgl. Monopolkommission, 2016; pwc, 2015). Ein Ansatzpunkt 
ist die Analyse von quantitativen Bewertungen bestimmter 
Aspekte, wie etwa Sauberkeit, auf den Plattformen selber. 
Bei Airbnb ist Sicherheit ein einzelnes Bewertungskriterium, 
welches die Gäste mit Sternen beurteilen können. Alter-
nativ dazu lassen sich über freihändische Kommentare auf 
den Plattformen oder in speziellen Foren Problemlagen 
ableiten. Die Bewertungssysteme von Online-Plattformen 
neigen jedoch zu Verzerrungen, oft positiver Art: Die Bewer-
tungen sind tendenziell nach oben verzerrt, weil Nutzerinnen 
und Nutzer vor negativen Bewertungen zurückschrecken 
(vgl. Tadelis, 2016; Dellarocas/Wood, 2008; Nosko/Tadelis, 
2015). Andererseits ist zu beobachten, dass Nutzer beson-
ders bei extremen Erfahrungen bewerten, also zu extrem 
guten oder extrem schlechten Bewertungen neigen. Mittel-
mäßige Bewertungen gibt es kaum. Dazu kommt bei der 
Auswertung von Texten beispielsweise in Form von Forums-
beiträgen, dass eine Kategorisierung und damit Vergleich-
barkeit meist nur schwer umsetzbar ist.

Deshalb wurde für die Analyse in dieser Studie der Weg 
gewählt, Anbieterinnen und Anbieter wie auch Nachfrage-
rinnen und Nachfrager der Sharing Economy im Unter-
kunftssektor konkret zu den Problemlagen zu befragen.  
Ein Bestandteil der Befragungen war eine Onlinebefragung 
von Internetnutzerinnen und -nutzern im Jahr 2016 in 
Deutschland (s. Kapitel 3.2). Die geschichtete Zufallsstich-
probe ist repräsentativ für die Onlinebevölkerung in 
Deutsch land nach den Merkmalen Alter, Geschlecht und 
Bundesland. Zusätzlich wurden weitere, nichtrepräsen-
tative Um  fragen unter anderem über Twitter und Face-
book geschaltet, um die Datenbasis zu erweitern (s. auch 
Kapitel 3.1). Wie bereits bei den Gründen für die Nachfrage 
von Sharing-Unterkünften (s. Abbildung 3-7) geschehen, 
zeichnen sich in der Zusatzstichprobe durchaus andere 
Präferenzen und Einschätzungen ab. Diese helfen, die 
Ergebnisse der repräsentativen Stichprobe einzuordnen, 
und dienen der Illustration. Dennoch wird im Folgenden 
aufgrund der besseren Belastbarkeit und Übertragbarkeit  
in erster Linie auf die Ergebnisse der repräsentativen 
Hauptstichprobe abgestellt.

Grundsätzlich gilt, dass bei den abgefragten Einschätzun-
gen entlang einer Skala von 1 bis 5 bewertet wurde. Bei der 
Interpretation der Ergebnisse existieren Spielräume. So ist 
es beispielweise vom Blickwinkel abhängig, ob ein Anteil 
von 80 Prozent, der bei einer Frage „Stimme (voll und ganz) 
zu“ angegeben hat, als hoch oder niedrig zu bewerten ist. 
Dies gilt umso mehr, als es für die gestellten Fragen keine 
Literatur gibt, die als Vergleich herangezogen werden 

könnte. Diese Herausforderung wird bei der Interpretation 
der Ergebnisse berücksichtigt.

Es ist des Weiteren zu berücksichtigen, dass sich Problem-
lagen unter Umständen regional oder lokal (bis auf den 
einzelnen Straßenzug/die einzelne Wohnung) sehr unter-
schiedlich darstellen können. Empirische Evidenz dazu 
liefert weder die dieser Studie zugrundeliegende Datenba-
sis noch eine gesonderte Befragung der Bundesländer.

3.6.1 Problemlagen unter Sharing-Economy-Gästen

Für die Gäste der Sharing Economy wurden Sauberkeit und 
Sicherheitsaspekte als potenzielle Problembereiche identifi-
ziert. In der oben angesprochenen repräsentativen Online-
befragung wurden 195 Personen zwischen 18 und 72 Jahren 
in Deutschland befragt, die angaben, im Jahr 2016 Gast in 
einer inländischen Sharing-Unterkunft gewesen zu sein. 
Außerdem gaben etwa 230 Personen zwischen 19 und  
93 Jahren (98,7 Prozent davon bis 73 Jahre) aus der Zusatz-
stichprobe, auf die dies auch zutrifft, zu den Problemlagen 
ihre Einschätzung. Insbesondere wurden dabei die Themen 
Sauberkeit und Sicherheit der Unterkunft abgefragt. Außer-
dem wurden Unfälle während des Aufenthaltes sowie die 
damit verbundenen Versicherungsleistungen einbezogen. 
Eventuelle Verzerrungen in den Antworten sind unter 
anderem dem zeitlichen Abstand zwischen Übernachtung 
und Befragungszeitpunkt geschuldet. Genauere Ergebnisse 
würden vermutlich erzielt, wenn die Befragung während 
des Aufenthaltes in der Sharing-Unterkunft erfolgt wäre. 
Aufgrund der geringen Fallzahlen in Unterkategorien sind 
die Ergebnisse aus Unterstichproben zudem mit Vorsicht 
zu interpretieren. Diejenigen Befragten, die mehrmals Sha-
ring-Unterkünfte gebucht hatten, wurden gebeten, eine 
durchschnittliche Einschätzung zu geben. Im Folgenden 
werden die einzelnen Faktoren beleuchtet. Ausführlichere 
Ergebnisse und Interpretationen werden im Anhang darge-
stellt.

Sauberkeit und Hygiene waren laut der repräsentativen 
Befragung bei den Sharing-Unterkünften kein Problem. 
Der Aussage „Die gebuchten Unterkünfte waren sauber und 
hygienisch“ stimmten jeweils mehr als 80 Prozent der 
Befragten der Hauptstichprobe und der Zusatzstichprobe 
zu (s. Abbildung 8-1). Aufgrund der unterschiedlichen Hygi-
eneansprüche der verschiedenen Gäste ist davon auszuge-
hen, dass eine Zustimmung zu 100 Prozent unrealistisch ist. 

Hinsichtlich der Elektrik und elektrischer Geräte gab es 
Anlass zur Beschwerde, allerdings waren die Beschwerden 
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in der Minderheit. Jeweils 79 Prozent der Befragten stimm-
ten der Aussage „Die Elektrik sowie die elektrischen Geräte 
der Unterkünfte erschienen mir sicher“ entweder zu oder 
voll und ganz zu (s. Abbildung 8-2). Die Vergleichbarkeit 
dürfte etwas leichter sein als bei der Sauberkeit, da frappie-
rende Mängel wie offene Kabel gleichermaßen sichtbar 
sind. Allerdings ist anzunehmen, dass Gäste mehr auf Sau-
berkeit als auf sichere Elektrik achten, weshalb der Sauber-
keitsaspekt vermutlich besser aus dem Gedächtnis abrufbar 
ist. Zudem dürfte es nur bei erheblichen Mängeln zu einer 
negativen Bewertung kommen, da diese Mängel eher im 
Gedächtnis bleiben. Vermutlich sind die Bewertungen in 
diesem Themenfeld also leicht positiv verzerrt. In der Folge 
sollte die fehlende Zustimmung von 9 Prozent der Befrag-
ten durchaus ernst genommen werden, auch, weil bei einem 
schlechten Zustand der Elektrik von Gebäuden zumeist 
von einem anderen Risiko ausgegangen werden kann als 
bei einer schlechten Sauberkeit einer Unterkunft. 

Für die Sicherheit einer Unterkunft spielt auch die Bausub-
stanz eine Rolle. Der Aussage „Die Bausubstanz, z. B. Fenster, 
Böden, Treppen, war soweit erkennbar in einem sicheren 
Zustand“ traf auf deutliche Zustimmung unter den Befrag-
ten: 83 Prozent stimmten dieser Aussage zu oder voll und 
ganz zu (s. Abbildung 8-3). Auch bei der Bausubstanz ist 
davon auszugehen, dass sich Gäste nur bei extrem negati-
ven Erfahrungen und auffälligen Mängeln hinreichend an 
diese erinnern, so dass vermutlich eine leichte Verzerrung 
in Richtung positiver Bewertung vorhanden ist. Vor diesem 
Hintergrund sollten auch die 4 Prozent der Befragten (Zusatz-
stichprobe: 6 Prozent) bewertet werden, die der Aussage 
überhaupt nicht zustimmten.

Bei der Aussage „Es waren ausreichende Vorkehrungen für 
Brandschutz getroffen (z. B. Rauchmelder, Feuerlöscher, 
freier Zugang zum Ein- bzw. Ausgang, Informationen für 
den Brandfall)“ war das Antwortverhalten uneinheitlicher. 
Gut ein Fünftel der Befragten wusste gar keine Antwort, ein 
Fünftel befand „weder noch“ (s. Abbildung 8-4). Auf diesen 
Aspekt von Sicherheit scheinen viele Gäste nicht geachtet 
zu haben. Dennoch bewertet auch in diesem Fall die Mehr-
heit der Befragten (47 Prozent) den Brandschutz als gege-
ben. Die Ergebnisse zeigen, dass Missstände oft nur zu Pro-
blemen werden, wenn es zu entsprechenden Vorfällen 
kommt. Eines fehlenden Brandschutzes werden Gäste oft 
erst im Notfall, im Fall des Brandes, gewahr. Deshalb konn-
ten auch viele Gäste überhaupt keine Aussage zum Grad 
des Brandschutzes machen. Regulatorische Eingriffe 
erscheinen auf Basis dieser Daten nicht notwendig. Aller-
dings kann der Brandschutz schon durch die Installation 
eines Rauchmelders erheblich verbessert werden. Die 

Rauchmelderpflicht ist bereits für alle Bundesländer be -
schlossen, einige Bundesländer befinden sich allerdings 
noch in der Übergangsphase.

Im weitesten Sinne zählt auch zur Sicherheit, wenn es  
Probleme mit Nachbarn von Sharing-Unterkünften gibt. 
In der Vergangenheit haben sich Berichte gehäuft, laut 
denen es durch Sharing-Gäste beispielsweise zu Ruhe-
störungen gekommen ist, was zu Konflikten mit der Nach-
barschaft geführt hat (zum Beispiel Vooren, 2016). Dieser 
Aspekt ist laut der Befragung nicht unerheblich: Knapp ein 
Viertel der Befragten (ein Fünftel der Zusatzstichprobe) 
stimmte der Aussage „Es gab Schwierigkeiten mit den 
Nachbarn der Sharing-Unterkunft (z. B. Beschwerden über 
Ruhestörungen)“ zu (s. Abbildung 8-5). Dies ist vor allem 
vor dem Hintergrund erstaunlich, dass die Nachbarn selbst 
nicht zur Zielgruppe der Befragung zählten und befragt 
wurden. Diese hätten vermutlich eher von Problemen 
berichtet als die mutmaßlichen Nachfragerinnen und 
Nachfrager der Sharing-Unterkünfte. Im Vergleich zu den 
anderen in der Befragung berücksichtigten Aspekten sind 
Vorfälle mit den Nachbarn eine relativ häufig auftretende 
Problemlage, die jedoch vielschichtig ist. Generell wird in 
Deutschland die Polizei bei einer Störung der Nachtruhe 
gerufen, bei wiederholten Vorfällen das Ordnungsamt 
informiert. Darüber hinaus erscheinen zusätzliche regula-
torische Eingriffe fehlgesetzt.

Die Bewertung der Sicherheitsaspekte wird im Folgenden 
ergänzt durch die tatsächliche Gefahrenlage mittels Befra-
gung der Gäste nach Unfällen. Immerhin 8 Prozent der 
befragten Gäste haben sich 2016 bei einem Aufenthalt in 
einer Sharing-Unterkunft verletzt, die meisten von ihnen 
Männer unter 35 Jahren. In der Zusatzstichprobe war es 
weniger als ein Prozent der Befragten. Letzteres deckt sich 
mit den Ergebnissen der Befragung der EU-Kommission 
(2012). Generell kann keine Aussage über die Schwere der 
Verletzung und vor allem auch die Ursächlichkeiten 
gemacht werden. Es ist denkbar, dass ein Teil der Unfälle 
auf eigene Fahrlässigkeit, etwa im Umgang mit scharfen 
Gegenständen, zurückzuführen ist, und nicht mit eventuel-
len Missständen in der Wohnung wie etwa unsicherer Bau-
substanz verbunden ist. Dies bestätigen auch die Ergebnisse 
der EU-Kommission: 54 Prozent der Befragten gaben dort 
an, dass der betreffende Unfall ihr eigener Fehler war (EU-
Kommission, 2014b, 13). Auch ist denkbar, dass die Verlet-
zungen nicht unmittelbar in der Wohnung selbst erfolgten, 
unter der Annahme, dass die Frage missverstanden wurde. 
Die Schäden aus den Vorfällen, darunter etwa Arztkosten, 
wurden dennoch zum größten Teil über die Versicherung 
des Gastgebers abgewickelt, gefolgt von der Versicherung 
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der Gäste. In drei von insgesamt 15 Fällen wurde auch die 
Versicherung der Plattform, über die gebucht wurde, mit 
einbezogen. In der Zusatzstichprobe wurden beide aufge-
tretenen Unfälle über die Versicherung der Plattform abge-
wickelt.

Die vorstehende Analyse basierend auf einer repräsentati-
ven Befragung liefert keine Ergebnisse, die auf einen ein-
deutigen, verstärkten Regulierungsbedarf von Sharing-
Unterkünften hindeuten. Dieser wäre etwa nachvollziehbar, 
wenn eine Mehrheit einen bestimmten Sicherheitsaspekt 
beanstandet hätte. Am ehesten besteht noch Regulierungs-
bedarf im Fall der Elektrik, der allerdings unabhängig von 
der Sharing Economy für alle Wohnungen gilt. In diesem 
Bereich gab es im Vergleich die meisten Sicherheitsbeden-
ken durch die Gäste. Es liegt nach derzeitigen Erkenntnissen 
jedoch kein Marktversagen vor, das Eingriffe staatlicher-
seits erfordern würde. Der Übernachtungsmarkt reguliert 
sich in diesem Sinne selbst. Unzufriedene Gäste könnten 

Gastgeber öffentlichkeitswirksam durch das Bewertungs-
system der Plattformen sanktionieren und sie somit sogar 
vom Markt drängen. Der Eindruck der Nichtnotwendigkeit 
regulatorischer Eingriffe ändert sich auch nicht beim Blick 
auf die zusätzlich erhobenen Nachfragerzahlen der Zusatz-
stichprobe – die Tendenzen in den jeweiligen Sicherheits- 
und Sauberkeitsaspekten bleiben gleich.

Ebenfalls ändert sich dieses Bild nicht durch die repräsen-
tative Befragung derjenigen, die im Jahr 2016 keine Sha-
ring-Unterkunft in Deutschland gebucht haben (1.819 
Befragte der Hauptstichprobe und 339 Befragte der Zusatz-
stichprobe). Gefragt nach den Gründen für die ausblei-
bende Buchung, spielen Aspekte der Sicherheit und der 
Hygiene nur eine marginale Rolle. Lediglich 8 Prozent 
(Zusatzstichprobe: 14 Prozent) buchten nicht aus Gründen 
der mangelnden Hygiene, der unsicheren Elektrik, des 
mangelnden Brandschutzes oder der unsicheren Bausubs-
tanz (s. Abbildung 3-12). Auch der unklare Versicherungs-
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Abbildung 3-12: Gründe gegen eine Sharing-Buchung in Deutschland

Anteil der Befragten, die aufgrund des jeweiligen Aspektes im Jahr 2016 keine Unterkunft über eine Sharing-Plattform 
gebucht haben, in Prozent; Hauptstichprobe: n=1.819; Zusatzstichprobe: n=339

Quelle: eigene Berechnungen der Gutachter 
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schutz im Schadensfall spielte nur für fünf Prozent der 
Befragten (Zusatzstichprobe: 10 Prozent) eine Rolle. Die 
meisten Befragten hatten deshalb keine Sharing-Unter-
kunft gebucht, weil sie Sharing-Plattformen nicht kennen, 
keine Reise in Deutschland unternommen hatten oder her-
kömmliche Übernachtungsformen wie Hotels und Pensionen 
bevorzugt haben. Bei den Befragten der Zusatzstichprobe 
war die mangelnde Reisetätigkeit in Deutschland der 
Hauptgrund, gefolgt von der Wertschätzung herkömmlicher 
Übernachtungsformen. Dies deutet darauf hin, dass Sharing- 
Unterkünfte vor allem auch als Ergänzung zum bestehenden 
Angebot und nicht nur als Substitut wahrgenommen werden.

Insgesamt liefert die Analyse der Antworten aus Haupt- und 
Zusatzstichprobe ein scharfes Bild der potenziellen Problem-
lagen bei Sharing-Übernachtungen. Auch die Hinzuziehung 
der Befragungsergebnisse einer heterogenen, nicht repräsen-
tativen Zusatzstichprobe zeigt keine gravierenden Problem-
lagen, die dringende Handlungsoptionen nach sich zögen. 

3.6.2  Problemlagen unter Sharing-Economy-
Anbieterinnen und -Anbietern

Im Gegensatz zu der Gästeseite ist für die Angebotsseite der 
Sharing Economy im Unterkunftssektor keine repräsentative 
Auswertung möglich. In der repräsentativen Hauptstichprobe 
gibt es nur 23 Anbieterinnen und Anbieter. Die Zusatzstich-
probe ist nicht repräsentativ, führt aber zu einer Gesamt-
zahl von 583 Anbieterinnen und Anbietern. Zusammenge-
nommen liegen also Antworten von 606 Anbieterinnen 
und Anbietern vor. Die folgende Problemlagenanalyse 
erfolgt auf Basis der Haupt- und Zusatzstichprobe, ist des-
halb aber nicht repräsentativ. Die Datenbasis reduziert sich 
dadurch, dass einige Anbieterinnen und Anbieter im Jahr 
2016 keine gebuchten Nächte zu verzeichnen haben. Im 
Folgenden werden nur diejenigen Anbieterinnen und 
Anbieter betrachtet, die eine positive Anzahl gebuchter 
Nächte angegeben haben. Dies ist bei 21 Anbieterinnen und 
Anbietern aus der Hauptstichprobe und 467 aus der 
Zusatzstichprobe, also insgesamt 488 Anbieterinnen und 
Anbietern, der Fall.

Schadensfälle

Die befragten Gastgeberinnen und Gastgeber hatten im 
Jahr 2016 zwischen einer (6 Prozent) und 1.835 (ein Fall) 
Buchungen für ihre Sharing-Unterkunft bzw. Sharing-
Unterkünfte aufzuweisen. Zahlen über 365 sind möglich, 
wenn Gastgeber mehrere Sharing-Unterkünfte, etwa meh-

rere Zimmer, vermieten. 90 Prozent der befragten Gastgeber 
hatten weniger als 65 Buchungen, die Hälfte weniger als 15.

Fast alle (484) Anbieterinnen und Anbieter beantworteten 
die Frage, ob es zu Schäden an ihrer Unterkunft gekommen 
sei. Bei den meisten Gastgebern (58 Prozent) kam es 2016 
zu keinen „Schäden an der Unterkunft, Hausrat oder Sons-
tigem“ durch den Gast (s. Abbildung 3-13). 22 Prozent der 
Gastgeberinnen und Gastgeber gaben an, es sei zu einem 
Schaden gekommen. Zwei Schäden gab es für 11 Prozent 
der Gastgeber. Im Schnitt kam es zu weniger als einem 
Schaden pro Gastgeber. Die Anzahl der Schäden pro Buchung 
lag bei etwa 0,06: Bei jeder 17. Buchung kam es zu Schäden.     

Rund 190 der Gastgeberinnen und Gastgeber mit Schäden 
(40 Prozent derer, die sich überhaupt zu Schäden äußern) 
im Jahr 2016 beantworteten die Frage nach der Schadens-
regulierung. 65 Prozent von 192 Gastgeberinnen und Gast-
geber gaben an, es hätte bei keinem der Schäden Probleme 
mit der Versicherung des Gastes gegeben; die anderen drei 
Gastgeberinnen und Gastgeber äußerten sich nicht zu der 

Keine Schäden Ein Schaden Zwei Schäden

Drei Schäden Mehr als drei Schäden

58

5
4

11

22

Abbildung 3-13: Schadensfälle in Sharing-Unterkünften 
in Deutschland

Anteil der Gastgeberinnen und Gastgeber, die Schäden 
im Jahre 2016 vorzuweisen hatten (Frage: „Bei wie vie-
len Ihrer Buchungen kam es zu Schäden an der Unter-
kunft, Hausrat oder Sonstigem?“), in Prozent, n=484 
(nichtrepräsentative Kombination aus Haupt- und 
Zusatzstichprobe), 2016

Quelle: eigene Berechnung der Gutachter 
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Frage. 23 Prozent gaben an, es hätte bei einem der Schäden 
Probleme gegeben. Vereinzelt wurde auch von mehreren 
Schäden berichtet, bei denen es Probleme gab. Bei jedem 
dritten Schaden kam es zu einem Problem mit der Versi-
cherung des Gastes.

Weniger Probleme gab es mit der Schadensregulierung 
durch die Versicherung der Plattform (wie zum Beispiel die 
Gastgeber-Garantie oder die Versicherung zum Schutz von 
Gastgeberinnen und Gastgebern bei Airbnb): 78 Prozent der 
189 Gastgeberinnen und Gastgeber, die diese Frage beant-
worteten, gaben an, es habe bei keinem der Schäden Prob-
leme mit der Versicherung der Plattform gegeben. 15 Pro-
zent berichten von einem problematischen Schadensfall, 
drei Prozent von zwei Problemfällen. Die Aussage, es habe 
Probleme gegeben, bedeutet jedoch nicht, dass die Versi-
cherung schlussendlich nicht gegriffen hat. Insgesamt 
scheint der Versicherungsmechanismus im Schadensfall zu 
funktionieren. 

Gut gewappnet für den Schadensfall waren eher wenige 
der Gastgeberinnen und Gastgeber. Lediglich 42 Prozent 
hatten 2016 eine private Haftpflichtversicherung, die auch 
Schäden im Rahmen der Vermietung der Unterkunft abdeckt, 

41 Prozent eine Hausratversicherung. Sonstige Versicherun-
gen hatten nur 7 Gastgeberinnen und Gastgeber. 

Zwar kommt es immer wieder zu Schäden durch den Gast 
bei Sharing-Übernachtungen, in der Regel sind die Buchun-
gen mit Schaden jedoch in der Minderheit. Wenn es zu 
Schäden kommt, ist der finanzielle Ausgleich durch Versi-
cherungen sowohl der Plattform als auch des Gastes in der 
Regel unproblematisch, vor allem wenn es die Versicherung 
der Plattformen betrifft.

Gründe gegen eine Vermietung über Sharing-Plattformen

Die Gründe, warum Befragte im vergangenen Jahr keine 
Unterkunft über eine Sharing-Plattform angeboten haben, 
liefern noch weitere Indizien für potenzielle Problemlagen 
der Anbieterinnen und Anbieter. Die meisten der Befragten 
sind nicht als Gastgeberinnen und Gastgeber in Erscheinung 
getreten, weil sie keine fremden Personen in ihren persön-
lichen Räumen mögen (62 Prozent der Hauptstichprobe,  
55 Prozent der Zusatzstichprobe; s. Abbildung 3-14).  
28 Prozent sind „nicht auf einen Nebenverdienst angewie-
sen“ (Zu  satzstichprobe: 23 Prozent) und verzichten deshalb 

Hauptstichprobe Zusatzstichprobe 
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22% 

14% 

28% 

12% 

16% 

8% 

7% 

55% 

32% 

25% 

23% 

22% 

20% 

11% 

7% 

Will keine fremden
Personen

Angst vor
Beschädigung

Kein Vertrauen in
Bewertung

Kein Nebenverdienst
nötig

Sonstige Gründe

Saubermachen
anstrengend

Regelungen unbekannt

Verunsicherung

Abbildung 3-14: Gründe gegen die Vermietung auf Sharing-Plattformen in Deutschland

Anteil der Befragten, die aufgrund des jeweiligen Aspektes im Jahr 2016 keine Unterkunft über eine Sharing-Plattform  
angeboten haben, in Prozent; Hauptstichprobe: n=1.991, Zusatzstichprobe: n=493

Quelle: eigene Berechnung der Gutachter 
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auf eine Vermietung. 16 Prozent (Zusatzstichprobe: 20 Pro-
zent) ist das Saubermachen und Vorbereiten der Unterkunft 
zu anstrengend. Diejenigen, die „sonstige Gründe“ angegeben 
haben, merken oft an, dass sie keinen Platz für Vermietungen 
haben.

Zudem gibt es auch viele Gründe, nicht zu vermieten, die 
direkt mit eventuellen Regulierungen in Verbindung stehen. 
7 Prozent der Befragten sind durch die öffentliche Diskussion 
verunsichert und haben Angst, dass die Vermietung rechtlich 
nicht erlaubt ist. 8 Prozent (11 Prozent in der Zu  satz stich probe) 
wissen nicht genau, welche rechtlichen Regelungen, etwa 
hinsichtlich des Brandschutzes, sie beachten müssen, und 
scheuen sich deshalb noch vor einer Vermietung, obwohl 
sie Interesse an dieser hätten. Gut ein Fünftel hat Angst vor 
einer Beschädigung der Unterkunft ohne Klärung der Haf-
tung, in der Zusatzstichprobe sogar 32 Prozent. 14 Prozent 
vertrauen der Bewertung auf den Plattformseiten nicht 
und fürchten unangenehme Gäste. In der Zusatzstichprobe 
ist das sogar für ein Viertel der Befragten ein Hemmnis. 

Die letzteren Punkte deuten auf einen Klärungsbedarf  
hinsichtlich Regelungen und Haftungsfragen sowie einen 
Verifizierungsbedarf der Bewertungssysteme hin 

3.7 Empirische Schlussfolgerungen

Die verfügbaren Daten in den drei Sektoren Unterkunft, 
Mobilität und Alltagsgegenstände erlauben es, ein Bild der 
Bedeutung der Sharing Economy in Deutschland zu zeichnen. 
Es gibt zahlreiche Unternehmen, die innerhalb verschiede-
ner Geschäftsmodelle in der Sharing Economy tätig sind. 
Besonders in den Sektoren Mobilität und Unterkunft hat 
die Anzahl der Nachfragerinnen und Nachfrager der Dienst-
leistungen bereits eine relevante Höhe erreicht. In diesen 
beiden Bereichen werden zudem zahlreiche Personen selbst 
auf der Anbieterseite aktiv, indem sie ihre Fahrzeuge wie 
Autos oder Fahrräder oder ihre Wohnung teilweise oder 
komplett vermieten. Insgesamt ist die Bedeutung der Sha-
ring Economy in Deutschland jedoch vergleichsweise gering.

Das Bild der Sharing Economy ist auf Basis der zur Verfügung 
stehenden Daten keineswegs vollständig. Im Gegenteil, die 
Datenlage ist sehr lückenhaft. Dies gilt auch für den Unter-
kunftssektor der Sharing Economy, für den im Rahmen 
weitergehender Fragestellungen noch konkretere Analysen 
vorgenommen wurden als für die beiden anderen Sektoren. 
Trotz umfassender Recherche, eigener Erhebung in Form 
einer Befragung und der Nutzung exklusiver Daten von 
Airbnb erlauben die Daten nur die Beantwortung einzelner 

Fragen für ausgewählte Raumregionen. Ein Beispiel: Die 
zur Verfügung stehenden Daten zu den Problemen mit 
Nachbarn bei Sharing-Economy-Unterkünften stammen 
aus einer Befragung der Nachfragerseite. Die Nachbarschaft 
selber war nicht einbezogen. Entsprechend kann das Ergeb-
nis nur einen ersten Hinweis auf möglicherweise bestehende 
Probleme geben, aber keinesfalls eindeutig sein. 

Ähnliches gilt für die Daten zum Angebot an Unterkünften 
bei Airbnb. Zwar lässt sich auf Basis der vorliegenden Daten 
davon ausgehen, dass die Mehrzahl der aktiven Angebote 
bei Airbnb dem klassischen Homesharing zuzuordnen ist. 
Die betrachteten Ebenen der Bundesländer und wichtigsten 
deutschen Städte legen nahe, dass eine regelmäßig kurz-
fristige Vermietung und damit ein Wohnraumentzug dort 
nicht in nennenswertem Umfang auftreten. Dies lässt jedoch 
keine Aussage über mikrolokale Räume wie Stadtviertel 
oder einzelne Straßenzüge zu, in denen dennoch Problem-
lagen möglich sind. Auch detaillierte Informationen für 
Gebiete außerhalb der Ballungszentren fehlen. So ist z. B. 
die Situation entlang der Nord- und Ostseeküste unbekannt, 
genauso wie die Lage im Schwarzwald, Thüringer Wald, 
Harz oder am Bodensee. Letztlich bleibt die Identifikation 
und Analyse von Problemlagen der Sharing Economy im 
Unterkunftssektor damit auch eine mikrolokale Aufgabe. 
Dies bildet die Voraussetzung für eventuelle regulatorische 
Eingriffe zur Abmilderung, Verhinderung oder Beseitigung 
dieser Problemlagen. In der Praxis bedeutet dies, dass ein-
zelne Kommunen und Städte kleinteilig mithilfe von zu 
erhebenden Daten prüfen müssen, ob die Sharing Economy 
im Unterkunftssektor in diesen Räumen zu Problemen 
führt. Erst bei Vorliegen einer entsprechenden Evidenz ist 
dann eine Regulierung für diese Räume gangbar. Nur so 
kann gewährleistet werden, dass die Maßnahmen erforder-
lich bzw. verhältnismäßig sind. 

Vor diesem Hintergrund wird in den folgenden Kapiteln 
ein Schwerpunkt darauf gelegt, welche Optionen für Regu-
lierung sich bei Vorliegen einer Problemlage ergeben. Dabei 
wird in Kapitel 5 zunächst beispielhaft aufgezeigt, wie die 
Regulierung der Sharing Economy im Unterkunftssektor in 
sechs Städten weltweit ausgestaltet ist. In Kapitel 5 wird 
dann insbesondere auf Handlungsoptionen in den Berei-
chen Besteuerung, Wohnraumvermietung, Schutz der 
Stadtbevölkerung und Verbraucherschutz eingegangen 
sowie außerdem die Option der Registrierungspflicht vor-
gestellt. Reallabore, die in Kapitel 6 vorgeschlagen werden, 
dienen dann dazu, die Effekte einer regulatorischen Maß-
nahme zu prüfen. Auch im Kontext der Sharing Economy 
können sie deshalb wertvolle Hinweise geben, wenn auf 
mikrolokaler Ebene Handlungsbedarf identifiziert würde.
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4.  Regulierungsbeispiele aus der  
Praxis für die Sharing Economy  
im Unterkunftssektor 

78



Zahlreiche Städte und Regionen weltweit haben inzwischen 
Regulierungsrahmen für die Sharing Economy im Unter-
kunftssektor vorgegeben. Jeder regulatorische Eingriff an 
sich ist immer von den Rahmenbedingungen vor Ort und 
den empirisch nachweisbaren Effekten der Sharing Economy 
abhängig. Im Folgenden wird anhand von fünf Beispielen – 
Amsterdam, Chicago, Paris, San Francisco und Wien – aufge-
zeigt, wie die Behörden in diesen Städten bei der Regulierung 
der Sharing Economy im Unterkunftssektor vorgegangen 
sind.

Die Darstellung der Regulierungsbeispiele ist deskriptiv. 
Eine Evaluierung der nachfolgenden Regulierungsbeispiele 
ist nicht möglich ist, da die Problemlagen in den jeweiligen 
Städten vor Implementierung der jeweiligen Regulierung 
nicht recherchiert werden konnten. Auch Studien zur Effi-
zienz und Effektivität der jeweiligen Maßnahmen fehlen.

4.1 Amsterdam

Hinsichtlich der rechtlichen Anforderungen an die Vermie-
tung von Privatunterkünften in Amsterdam ist zwischen 
drei Kategorien von Unterkünften zu unterscheiden:

Urlaubsvermietung („vakantieverhuur“): Vermietung ganzer 
Unterkünfte für die Dauer von einem Tag bis zu zwei Mona-
ten. Es muss sich um den Hauptwohnsitz des Vermieters 
handeln. Die Zahl der Gäste darf höchstens vier Personen 
betragen. Die Obergrenze für diese Form der Urlaubsver-
mietung liegt bei 60 Tagen im Jahr.29 Die maximale Gäste-
zahl pro Vermietung ist auf vier Personen begrenzt. Diese 
Form der Urlaubsvermietung ist nicht erlaubnispflichtig. 
Im Juli 2017 hat die Stadt Amsterdam jedoch mit Wirkung 
ab 01.10.2017 eine Meldepflicht eingeführt.30 Danach ist jede 
Vermietung über ein digitales Meldesystem anzuzeigen.  
Ein Verstoß gegen die Meldepflicht kann mit einer Geldbuße 
von 6.000 EUR geahndet werden. Verstößt die Vermietung 
auch gegen weitere gesetzliche Vorgaben (z. B. die Obergrenze 
von 60 Tagen), so beträgt die Geldbuße bis zu 20.500 EUR.

Kurzaufenthalt („shortstay“): Vermietung ganzer Unterkünfte 
für mindestens sieben aufeinanderfolgende Nächte bis maxi-
mal sechs Monate. Die Zahl der Gäste darf höchstens vier 
Personen betragen. Für die Vermietung von Unterkünften 
als „shortstay“ ist eine Erlaubnis erforderlich, die für zehn 
Jahre erteilt wird. Die Regeln für „shortstay“ wurden im 
Jahr 2009 in erster Linie mit dem Ziel eingeführt, zusätzli-
che Unterkünfte für (ausländische) Gäste zu schaffen, die 
sich aus beruflichen Gründen für einen gewissen Zeitraum 
in Amsterdam aufhalten. Da Anfang 2014 die angestrebte 
Zahl von ca. 800 Unterkünften der Kategorie „shortstay“ 
erreicht wurde, werden seit Januar 2014 keine neuen 
Genehmigungen für „shortstay“ erteilt.31  

Fremdenzimmer („Bed & Breakfast“): Vermietung eines 
(unselbstständigen) Teils einer Wohnung (max. 40 Prozent 
der Wohnungsfläche). Der überwiegende Teil der Wohnung 
muss daher weiterhin durch den Hauptbewohner genutzt 
werden. Im Unterschied zum „vakantieverhuur“ muss der 
Hauptbewohner während des Aufenthalts der Gäste anwesend 
sein. Eine Verwaltung des „Bed & Breakfast“ durch Dritte ist 
nicht zulässig. Es dürfen nicht mehr als vier Schlafplätze 
vermietet werden. Eine Erlaubnispflicht besteht nicht, die 
Einrichtung eines „Bed & Breakfast“ muss jedoch bei der 
Stadt Amsterdam angemeldet werden.32 

Im Dezember 2014 hat die Stadt Amsterdam (soweit er  sicht-
lich als erste europäische Stadt) mit Airbnb eine Vereinbarung 
getroffen, mit dem Ziel, die Durchsetzung der oben genannten 
Regeln zu verbessern. Unter anderem sieht die Vereinbarung 
vor, dass Airbnb die Touristensteuer bei den Buchungen 
einbehält und an die Stadt abführt. Ende 2016 wurde die 
Vereinbarung neu gefasst und bis zum 31.12.2018 verlän-
gert. In ihrer aktuellen Fassung sieht die Vereinbarung u. a. 
folgende Maßnahmen vor:33 

zz Halbjährlich informiert Airbnb die Anbieter per E-Mail 
über die geltenden Regelungen für die Vermietung von 
Privatunterkünften. Der Inhalt der E-Mail wird mit der 
Stadt Amsterdam abgestimmt.34 

29 Amsterdam verschärft die Vermietung von Wohnungen an Touristen über Peer-to-Peer-Sharing-Plattformen. Anwohner dürfen ganze Wohnungen 
oder Häuser ab 2019 nur noch für maximal 30 Tage im Jahr vermieten (vgl. z. B. http://www.uni-muenster.de/NiederlandeNet/aktuelles/archiv/2018/
januar/0111Airbnb_Amsterdam.html, zuletzt abgerufen am 18.02.2018).

30 Siehe https://www.amsterdam.nl/wonen-leefomgeving/wonen/bijzondere-situaties/vakantieverhuur/melden/.
31 Siehe https://www.amsterdam.nl/wonen-leefomgeving/wonen/woningeigenaren/verhuren/shortstaybeleid/.
32 Für die Anmeldung stellt die Stadt Amsterdam ein Online-Formular zur Verfügung. 

https://formulieren.amsterdam.nl/tripleforms/LoketAmsterdam/formulier/nl-NL/evAmsterdam/scBedBrea fast.aspx/fBB_Inleiding.
33  Vereinbarung zwischen der Stadt Amsterdam und Airbnb (November 2016), verfügbar unter: 

https://www.amsterdam.nl/publish/pages/593837/overeenkomst_gemeente_amsterdam_en_airbnb.pdf.
34 Ziff. 3.2 der Vereinbarung zwischen der Stadt Amsterdam und Airbnb (November 2016).
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zz Airbnb richtet auf der persönlichen Profilseite des 
Anbieters einen Zähler ein. Dieser zeigt die Zahl der 
bereits erfolgten Übernachtungen im Kalenderjahr an. 
Wird die Zahl von 50 Übernachtungen erreicht, so wird 
der Anbieter durch einen visuellen Hinweis darauf auf-
merksam gemacht, dass die Obergrenze von 60 Über-
nachtungen bald erreicht ist.35 

zz Halbjährlich übermittelt Airbnb der Stadt Amsterdam 
aggregierte Daten über die Tätigkeit des Vermittlungs-
portals (u. a. Gesamtzahl der aktiven und inaktiven Gast-
geber, Gesamtzahl der Übernachtungen im vergangenen 
Kalenderjahr, Gesamtzahl ganzer Wohnungen sowie ein-
zelner Zimmer, Gesamtzahl von Angeboten für mehr als 
vier Personen).

Auf Grundlage der Vereinbarung mit der Stadt Amsterdam 
hat Airbnb im März 2017 eine automatische Begrenzung 
(„automated limit“) eingeführt, um sicherzustellen, dass 
Wohnungen nur für max. 60 Tage vermietet werden können. 
Eine längere Vermietung über die Vermittlungsplattform 
soll danach nur möglich sein, wenn der Anbieter nachweist, 
dass er über eine entsprechende Erlaubnis (etwa als Bed & 
Breakfast oder „shortstay“) verfügt.36 

Eine im Jahr 2016 im Auftrag der Stadt Amsterdam durch-
geführte Evaluierung hat ergeben, dass die Anzahl der Pri-
vatunterkünfte, die mindestens einmal im Jahr an Touris-

ten vermietet werden, im Jahr 2015 im Vergleich zum 
Vorjahr um 33 Prozent auf insgesamt 22.000 Wohnungen 
gestiegen ist.37 Vor diesem Hintergrund hat Amsterdam 
zum 01.10.2017 die bereits erwähnte Meldepflicht für 
Urlaubsvermietung („vakantieverhuur“) eingeführt.38 

Einen Überblick über die Regulierung liefert Tabelle 4-1.

4.2 Chicago

Im Juni 2016 und Februar 2017 hat die Stadt Chicago neue 
Regeln über die Kurzzeitvermietung von Wohnungen 
(„short-term residential rentals“) eingeführt, die in der 
„Shared Housing Ordinance“ (SHO) zusammengefasst sind.39 
Die SHO sieht unterschiedliche Registrierungs- und Ge -
nehmigungspflichten für Kurzzeitvermietungen sowie 
Internetplattformen vor, über die Kurzzeitvermietungen 
gebucht werden können. Die Verordnung differenziert 
dabei sowohl nach Art der Unterkunft als auch nach Art 
der Vermittlungsplattform.

In Bezug auf Vermittlungsplattformen wird zwischen zwei 
Kategorien unterschieden: Unter den Begriff „short-term 
residential rental intermediary“ fallen Plattformen, die in 
erster Linie genehmigungsfreie Privatunterkünfte („shared 
housing units“) vermitteln (z. B. Airbnb). Unter den Begriff 
„short-term residential rental advertising platform“ fallen 

35 Ziff. 3.3 der Vereinbarung zwischen der Stadt Amsterdam und Airbnb (November 2016).
36 Siehe https://amsterdam.airbnbcitizen.com/new-data-release-amsterdam/; siehe auch Ziff. 3.5 der Vereinbarung zwischen  

der Stadt Amsterdam und Airbnb (November 2016).
37 Evaluatie toeristische verhuur van woningen 2016, S. 10; verfügbar unter:  

https://www.amsterdam.nl/publish/pages/593837/toeristische_verhuur_van_woningen_evaluatie.pdf.
38 Maurice Geluk, Tweede Kamer steunt Amsterdam bij aanpak toeristische verhuur, Het Financieele Dagblad (20.6.2017)  

https://fd.nl/economie-politiek/1206975/amsterdam-zoekt-in-kamer-steun-voor-aanpak-toeristischeverhuur.  
https://www.rundschau-online.de/wirtschaft/nur-30-tage-im-jahr-amsterdam-verschaerft-regeln-fuer-airbnb-weiter-29462992.

39  Siehe https://www.cityofchicago.org/content/dam/city/depts/bacp/Small%20Business%20Center/sharedhousingordinanceamendments.pdf.

Tabelle 4-1: Regulierungsüberblick für Amsterdam 

Quelle: Dredge et al., 2016, 38

Beherbergungsart Privat/Kommerziell Genehmigungspflicht
Mindest-

aufenthaltsdauer
Maximale 

Aufenthaltsdauer
Maximale Anzahl 

der Gäste

Urlaubsvermietung 
(vakantieverhuur) Erstwohnsitz

ohne Genehmigungs-
pflicht; mit Melde-

pflicht
1 Nacht 2 Monate 4

Kurzaufenthalt 
(shortstay) genehmigungspflichtig 7 Nächte 6 Monate 4

Fremdenzimmer (Bed & 
Breakfast) Erstwohnsitz

ohne Genehmigungs-
pflicht; mit Melde-

pflicht
1 Nacht 4
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Plattformen, die in erster Linie genehmigungspflichtige 
Vacation rentals, Bed & Breakfast und Hotels vermitteln  
(z. B. VRBO, HomeAway). Plattformen der ersten Kategorie 
werden sowohl bei der behördlichen Registrierung von 
Anbietern als auch bei der Abführung der Übernachtungs-
steuer („hotel accommodation tax“) eingebunden. Bei Platt-
formen der zweiten Kategorie ist dies nicht der Fall. Dort 
registrierte Anbieter müssen selbst bei der zuständigen 
Behörde eine Genehmigung beantragen und auch selbst 
die Übernachtungssteuer abführen.

In Bezug auf die Art der Unterkunft unterscheidet die SHO 
zwischen drei Kategorien, für die unterschiedlich strenge 
rechtliche Anforderungen gelten:

zz Shared Housing Unit: Die geringsten Anforderungen 
gelten für „Shared Housing Units“ (SHU). Darunter fallen 
nach Art. 4-14-010 SHO Wohneinheiten mit sechs oder 
weniger Schlafräumen, die ganz oder teilweise für die 
vorübergehende Benutzung durch Gäste vermietet wer-
den. Für eine SHU ist keine Gewerbeerlaubnis („Business 
License“) erforderlich. SHUs, die über eine „short term 
rental intermediary platform“ angeboten werden, unter-
liegen jedoch einer Registrierungspflicht. Die Registrie-
rung erfolgt über die Vermittlungsplattform.40 Die Regis-
trierungsanfrage wird dabei von der Plattform an die 
Stadt Chicago weitergeleitet. Dort wird u. a. geprüft, ob 
dem Betrieb der SHU planungsrechtliche Einwände ent-
gegenstehen. Wird die Registrierungsanfrage positiv 
beschieden, wird eine Registrierungsnummer erteilt, die 
gut sichtbar im entsprechenden Sucheintrag auf der 
Plattform anzugeben ist.41 Die Registrierung ist jährlich 
zu erneuern42 und ist nicht übertragbar.43 Die anfallende 
„hotel accommodation tax“ wird über die Plattform 
abgeführt. Vermieter, die mehr als eine SHU anbieten, 
müssen bei der Stadt Chicago eine Gewerbeerlaubnis als 
„Shared Housing Unit Operator“ beantragen.44  

zz Vacation Rental: Strengere Anforderungen als für SHUs 
gelten für Vacation Rentals. Hierunter fallen gem. Art. 
4-6-300 SHO ebenfalls Wohneinheiten mit sechs oder 
weniger Schlafräumen, die zur vorübergehenden Nutzung 
Gästen angeboten werden. Der Unterschied zu SHUs 
besteht im Wesentlichen darin, dass Vacation Rentals 
nicht über eine „short-term residential rental intermedi-
ary platform“ (z. B. Airbnb) angeboten werden, sondern 
über eine „short-term residential advertising platform“ 
(z. B. VRBO, HomeAway). Hierfür ist eine besondere 
Gewerbeerlaubnis („Vacation Rental License“) erforder-
lich, die nicht über die Online-Plattform, sondern direkt 
bei der Stadt Chicago zu beantragen ist. Für Vacation 
Rentals besteht darüber hinaus eine Versicherungspflicht. 
Erforderlich sind eine Feuerversicherung sowie eine 
Haftpflichtversicherung über mindestens 1 Mio. USD 
(pro Schadensfall).45 Die von der Stadt Chicago vergebene 
License Number ist in der Werbung für das Vacation 
Rental anzugeben.

zz Bed & Breakfast: In eine dritte Kategorie fällt der Betrieb 
eines „Bed & Breakfast“. Darunter fällt gem. Art. 4-6-290 
SHO ein vom Vermieter bewohntes Gebäude, in dem elf 
oder weniger Räume vermietet werden. Auch hierfür ist 
eine besondere Gewerbeerlaubnis erforderlich, die u. a. 
ein „valid certificate in food handling and sanitation 
issued by the Department of Health“ voraussetzt. 

Einen Überblick über das Registrierungsverfahren für 
Shared Housing Units in Chicago bietet das folgende 
Schaubild:

40 Zu den Einzelheiten des Registrierungsverfahrens siehe Art. 4-14-020 Chicago Shared Housing Ordinance.
41 Art. 4-14-020(f) Chicago Shared Housing Ordinance.
42 Art. 4-14-020(h) Chicago Shared Housing Ordinance.
43 Art. 4-14-020(i) Chicago Shared Housing Ordinance.
44 Siehe https://www.cityofchicago.org/content/dam/city/depts/bacp/general/Shared_Housing_Unit_Operator_Fact_Sheet-062117.pdf.
45 Art. 4-6-300(f)(1) Chicago Shared Housing Ordinance.

814. REGULIERUNGSBEISPIELE AUS DER PRAXIS  FÜR DIE SHARING ECONOMY IM UNTERKUNFTSSEKTOR 4. REGULIERUNGSBEISPIELE AUS DER PRAXIS  FÜR DIE SHARING ECONOMY IM UNTERKUNFTSSEKTOR 

https://www.cityofchicago.org/content/dam/city/depts/bacp/general/Shared_Housing_Unit_Operator_Fact_Sheet-062117.pdf


Shared Housing Registration Flow

Shared Housing Host:
Submits Registration

information to its licensed
Short Term Residential Rental 

Intermediary Platform.

Licensed Short Term Residential 
Rental Intermediary:

Submits required registration 
information for all City of Chicago 
shared housing units listed on its 

platform.

NO APPEAL of DENIAL 
Within 10 days, if the shared 
housing host chooses not to 

appeal the denial, the status of the 
unit will default to �nal denial 

which requires the host to remove 
the unit from the platform. 

Therefore, the unit is not lawfully 
available for listing on a platform 

or for rental.

APPEAL of DENIAL:
There are three (3) options to 
appeal the denial. The appeal 

options are speci�c to the type of 
ineligibility of the shared housing 
unit. The Cityʼs communication to 

the shared housing host will advise 
of appeal options.

City of Chicago:
Noti�es the host of a

scheduled hearing date.

Host:
Files an appeal with the City of 

Chicago within 10 days.

HEARING
Hearings held at City 

Hall, 121 N. LaSalle St. 
Room 805.

APPROVED:
Upon approval from the City of 

Chicago, the shared housing host 
must immediately update the 

listing on the platform with the 
assigned registration number; 
registration is valid for 1 year. 

DENIED:
The dwelling unit is ineligible
for listing on a shared housing 
platform. Failure to remove the 

listing within 15 days is a violation 
and subject to �nes and penalties 

up to $ 5,000. 

City of Chicago:
Reviews individual registration 

materials for eligibility. City
noti�es licensed platform and 
individual shared housing host 
(email and US Mail, if available)

of approval or denial.

DENIED:
Upon noti�cation from the City 
of Chicago, host has the option 
to appeal the decision by �ling 

an appeal with the City of 
Chicago within 10 days.

APPROVED:
Upon noti�cation of approval from 
the City of Chicago, the approved 
host must immediately update the 

listing on the platform with the 
assigned registration number; 

registration is valid for one year.
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Abbildung 4-1: Registrierungsverfahren für Shared Housing Units in Chicago

Quelle: City of Chicago, 2017
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4.3 Paris

Der Regulierungsrahmen für die Vermietung von Privatun-
terkünften ist in Frankreich jüngst durch die Loi n° 2016-
1312 du 7 octobre 2016 pour une République numérique 
sowie das zugehörige Décret n° 2017-678 du 28 avril 2017 
geändert worden. Die folgende Darstellung beschränkt sich 
auf einen Überblick über jene Änderungen, welche die 
Registrierung von Privatunterkünften betreffen. Seit der 
jüngsten Reform gelten in Frankreich zwei unterschiedliche 
Arten von Meldepflichten für Kurzzeitvermietungen, die in 
Art. L324-1-1 I. und Art. L324-1-1 II. des Code du tourisme 
geregelt sind.

Gemäß Art. L324-1-1 I. Code du tourisme ist die kurzzeitige 
Vermietung einer Touristenunterkunft („meublé de tourisme“) 
bei der jeweiligen Kommune anzuzeigen. Die Meldepflicht 
entfällt, wenn es sich bei der Unterkunft um den Haupt-
wohnsitz („résidence principale“) des Vermieters handelt. 
Dies ist grundsätzlich der Fall, wenn der Vermieter die 
Unterkunft mindestens acht Monate bewohnt. Für eine 
Kurzzeitvermietung des Hauptwohnsitzes von bis zu vier 
Monaten besteht nach Art. L324-1-1 I. Code du tourisme 
somit keine Meldepflicht.

Artikel L324-1-1 II. Code du tourisme sieht vor, dass be -
stimmte Kommunen (insbes. Großstädten mit mehr als 
200.000 Einwohnern46) per Ratsbeschluss eine strengere 
Meldepflicht einführen können, die keine Ausnahme für 
die Vermietung von Hauptwohnsitzen vorsieht. In diesem 
Fall muss eine Anmeldung auf elektronischem Wege ermög-
licht werden. Die Einzelheiten der Anmeldung legt Art. 
D324-1-1 II. Code du tourisme fest. Danach wird bei der 
Anmeldung eine eindeutige Identifikationsnummer erteilt. 
Durch Art. L324-2-1 II. Code du tourisme werden die Betrei-
ber von Online-Plattformen verpflichtet, in einer Annonce 
für die Unterkünfte diese Identifikationsnummer anzugeben. 
Darüber hinaus bestimmt Art. L324-2-1 II. Code du tourisme, 
dass die Online-Plattformen im Falle der Vermietung einer 
„résidence principale“ sicherstellen müssen, dass die gesetz-
liche Obergrenze von 120 Übernachtungen pro Kalenderjahr 
nicht überschritten wird. Der Stadtrat von Paris hat am 

13.07.2017 beschlossen, die erweiterte Meldepflicht nach 
Art. L324-1-1 II. Code du tourisme einzuführen.47 Seit dem 
01.12.2017 ist die Angabe der Registrierungsnummer für 
Annoncen auf Online-Plattformen verpflichtend.

4.4 San Francisco

Die Zulässigkeit einer Kurzzeitvermietung (d. h. die Vermie-
tung von ganzen Unterkünften oder Teilen von Unterkünf-
ten für weniger als 30 aufeinanderfolgende Tage) ist in San 
Francisco an mehrere Voraussetzungen geknüpft.48 Erforder-
lich ist zunächst, dass es sich bei der vermieteten Unterkunft 
um den Hauptwohnsitz des Vermieters handelt. Dies setzt 
voraus, dass der Vermieter die Unterkunft an mindestens 
275 Tagen im Jahr bewohnt. Ferner ist eine doppelte Regist-
rierung erforderlich: Zum einen ist bei dem Office of the 
Treasurer & Tax von San Francisco ein „Business Registration 
Certificate“ zu beantragen, da die Erwirtschaftung von Ein-
künften durch Kurzzeitvermietung als „business“ qualifiziert 
wird. Zum anderen ist eine Anmeldung bei dem Office of 
Short-Term Rentals (OSTR) erforderlich, um den Status als 
„certified host“ zu erlangen.49 Dabei wird im Wesentlichen 
überprüft, ob der Vermieter tatsächlich seinen Hauptwohn-
sitz in der Unterkunft hat. Künftig werden diese Verfahren 
vereinfacht, da die Vermittlungsplattform Airbnb ab dem 
06.9.2017 die Möglichkeit anbietet, dass Anbieter von Unter-
künften ein „Short-Term Residential Rental Certificate“ und 
ein „Business Registration Certificate“ direkt über die Web-
site von Airbnb beantragen können.50 

Registrierte Unterkünfte können ohne die Anwesenheit des 
Vermieters für maximal 90 Nächte pro Jahr vermietet werden 
(sogenannte „un-hosted rentals“). Für die Vermietung wäh-
rend der Anwesenheit des Vermieters gilt keine Obergrenze 
(sog. „hosted rentals“). Registrierte Vermieter sind verpflichtet, 
vierteljährlich einen elektronischen Bericht über die Anzahl 
der Übernachtungen an das OSTR zu übermitteln. Ferner ist 
das „Business Certificate“ jährlich und das vom OSTR erteilte 
Certificate alle zwei Jahre zu erneuern. Bestimmte Wohnein-
heiten (z. B. Wohneinheiten des Inclusionary Affordable 
Housing Program) sind von der Registrierung ausgeschlossen.  

46 Vgl. Art. L631-7 Code de la construction et de l’habitation.
47 Siehe Conseil de Paris, 2017 DLH 128 Obligation d’enregistrement de la déclaration préalable prévue à l’article L.314-1-1 du Code du tourisme 

– Création du téléservice correspondant, verfügbar unter: http://a06.apps.paris.fr/a06/jsp/site/plugins/solr/modules/ods/DoDow load.jsp?id_
document=136778&items_per_page=20&sort_name=&sort_order=&terms=téléservice&query=téléservice.

48 Zum Folgenden siehe https://shorttermrentals.sfgov.org/about.
49 Einen Überblick über das Registrierungsverfahren bietet der „Short Term Residential Rental Guide“ der Stadt San Francisco, der online verfügbar ist: 

https://businessportal.sfgov.org/start/starter-kits/shorterm-rental.
50 Siehe https://www.airbnb.de/help/article/871/san-francisco--ca.
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Neben den Anforderungen an den Anbieter der Unterkunft 
gelten gemäß Sec. 41A.5(g)(4) San Francisco Administrative 
Code auch besondere Pflichten für Online-Vermittlungs-
plattformen.51 Insbesondere sind die Online-Plattformen 
verpflichtet zu überprüfen, ob eine Unterkunft beim OSTR 
registriert ist, bevor sie eine Vermittlungsdienstleistung 
anbieten oder eine Vermittlungsgebühr erheben dürfen. 
Ferner müssen die Plattformen monatlich eine eidesstattliche 
Erklärung abgegeben, dass sie bei der Überprüfung der 
Registrierung von Gastgebern die angemessene Sorgfalt 
(„reasonable care“) beachtet haben. Schließlich sind sie ver-
pflichtet, die Daten über die Gastgeber und Transaktionen 
für mindestens drei Jahre aufzubewahren und diese auf 
Verlangen dem OSTR zur Verfügung zu stellen.

Welche Anforderungen die Betreiber der Plattformen erfül-
len müssen, um dem Gebot der „reasonable care“ zu genügen, 
hat die Stadt San Francisco in einer Verwaltungsrichtlinie 
konkretisiert.52 Darin ist zum einen vorgesehen, dass die 
Plattform von ihren Nutzern bei der Registrierung auf der 
Plattform zwingend die vom OSTR erteilte Registrierungs-
nummer abfragt. Zum anderen werden verschiedene Mög-
lichkeiten für den Datenabgleich zwischen Plattform und 
Behörde genannt. Eine Option ist die Einrichtung eines auto-
matischen Datenabgleichs über ein Application Program 
Interface (API). Alternativ kann die Plattform die von ihr er -
hobenen Daten monatlich in Form einer Tabelle („spread-
sheet“) dem OSTR übermitteln. Eine weitere Option besteht 
darin, dass die Plattform sich von jedem Nutzer eine elekt-
ronische Kopie des vom OSTR ausgestellten Certificate vor-
legen lässt und diese zusammen mit den Adressdaten des 
Nutzers an das OSTR übermittelt.

Im Juni 2016 hatten die Betreiber der Plattformen Airbnb 
und HomeAway wegen der oben genannten Regelungen 
Klage gegen die Stadt San Francisco erhoben.53 Ein Antrag 
der Kläger auf vorläufigen Rechtsschutz wurde im Novem-
ber 2016 abgewiesen.54 Daraufhin wurde das Verfahren im 
Mai 2017 durch einen Vergleich beendet.55 

Die Kurzzeitvermieter müssen eine Haftpflichtversiche-
rung in Höhe von mindestens 500.000,- Dollar abschließen, 
sofern sie nicht über Airbnb vermieten; bei Airbnb ist die 
Haftpflichtversicherung nämlich inklusive.56   

Der Gast muss eine Steuer, die Transient Occupancy Tax, in 
Höhe von 14 Prozent des Buchungsbetrags inklusive der 
Reinigungsgebühr bezahlen. Die Vermieter ziehen diese 
Steuer i. d. R. ein und führen sie an die Stadt ab. Wird über 
eine sog. „Qualified Website Company“ vermietet (zu der 
bislang nur Airbnb zählt), dann wird die Steuer von der 
Plattform eingezogen und abgeführt.57 

4.5 Wien

Seit dem Jahr 2013 besteht in Wien eine Pflicht zur Erhebung 
einer Tourismusabgabe („Ortstaxe“) auch für Vermieter von 
Privatunterkünften. Um die Durchsetzung der Ortstaxen-
pflicht zu verbessern, hat der Wiener Landtag im September 
2016 eine Änderung des Wiener Tourismusförderungsge-
setzes (WTFG) beschlossen. Zum Hintergrund der Gesetzes-
novelle gehört, dass das österreichische Finanzministerium 
im Jahr 2015 ein (bislang offenbar erfolgloses) Amtshilfe-
ersuchen an Irland gestellt hat, um von der dort ansässigen 
Europazentrale von Airbnb Daten österreichischer Vermieter 
zu erhalten.58 § 15 Abs. 1 WTFG n. F. bestimmt, dass die Inha-
ber von Unterkünften die einzelnen Unterkunftseinheiten 
bei dem Magistrat der Stadt Wien anzumelden haben. Ergänzt 
wird diese Meldepflicht durch eine in § 15 Abs. 2 WTFG n. F. 
geregelte Auskunftspflicht der Online-Plattformen. Danach 
haben „Diensteanbieter“ i. S. d.  E-Commerce-Gesetzes im 
Bereich des Tourismus die nach ihren Geschäftsunterlagen 
vorhandenen Identifikationsdaten (Bezeichnung, Name, 
Geschlecht, Geburtsdaten, Rechtsform) und Kontaktdaten 
der bei ihnen registrierten Unterkunftgeber sowie sämtli-
che Adressen der bei ihnen registrierten Unterkünfte im 
Gebiet der Stadt Wien dem Magistrat bis zum 15. des der 
jeweiligen Registrierung folgenden Monats in einer auto-

51 Zum Folgenden siehe https://shorttermrentals.sfgov.org/sites/default/files/OSTR_Letter_to_Platfoms_Admin_Guidelines073117.pdf.
52 Short-Term Rental Guidelines, online verfügbar unter:  

https://shorttermrentals.sfgov.org/sites/default/files/OSTR_Admin_Guidelines_for_Platforms.pdf.
53 Airbnb Inc. et al. v. City and County of San Francisco, Case No. 3:16-cv-03615-JD.
54 Order Re Preliminary Injunction, 8 November 2016, Case No. 3:16-cv-03615-JD, Document 74.
55 Siehe https://www.sfcityattorney.org/2017/05/01/herrera-repels-legal-challenge-short-term-rental-law-securessettlement-airbnb-homeaway/.
56 Vgl. http://businessportal.sfgov.org/start/starter-kits/short-term-rental. Zuletzt abgerufen am 27.07.2017.
57 Vgl. http://businessportal.sfgov.org/start/starter-kits/short-term-rental. Zuletzt abgerufen am 27.07.2017.
58 Siehe „Steuern: Wien will Daten von Airbnb & Co“, Die Presse, 14.2.2017, verfügbar unter:  

http://diepresse.com/home/wirtschaft/economist/5169243/Steuern_Wien-will-Daten-von-Airbnb-Co.
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mationsunterstützt auswertbaren Form anzuzeigen. Der 
Magistrat kann bezüglich Art und Struktur der Datenüber-
tragung Festlegungen treffen. Laut Gesetzesbegründung 
soll durch die Meldepflicht ein effizienter Abgabenvollzug 
sichergestellt werden.59 Nach der Gesetzesbegründung soll 
die Auskunftspflicht nicht nur Vermittlungsplattformen 
(z. B. Airbnb) treffen, sondern auch Agenturen, die für Unter-
künfte, wie beispielsweise Ferienwohnungen, Dienstleistun-
gen (wie Schlüsselübergabe, Reinigung, Kontakt mit dem 
Gast, Vertrieb) erbringen und diese Unterkünfte über ihre 
eigene Website oder eine Vermittlungsplattform anbieten.60  
Gemäß § 15 Abs. 3 WTFG wird der Magistrat der Stadt Wien 
zugleich ermächtigt, mit den „Diensteanbietern“, also ins-
besondere den Betreibern von Vermittlungsplattformen, 
Vereinbarungen über die Erhebung der Ortstaxe bei den bei 
ihnen registrieren Anbieterinnen und Anbietern von Unter-
künften zu treffen. Für den Fall des Abschlusses einer solchen 
Vereinbarung ist vorgesehen, dass die Diensteanbieter neben 
dem Unterkunftinhaber für die Entrichtung der Ortstaxe 
haften. Die Stadt Wien geht also gewissermaßen zweigleisig 
vor: Einerseits wird die Möglichkeit geschaffen, eine Ver-
einbarung mit den Vermittlungsplattformen über die Erhe-

bung von Steuern zu treffen, wie dies etwa seit 2014 in 
Amsterdam und seit dem 01.07.2017 auch in Zug in der 
Schweiz der Fall ist.61 Andererseits wird mit der neu einge-
führten Auskunftspflicht nach § 15 Abs. 2 WTFG ein Mittel 
zur besseren Durchsetzung der Abgabenpflicht geschaffen, 
falls keine Vereinbarung zustande kommen sollte. Inzwi-
schen haben weitere österreichische Bundesländer ange-
kündigt, dem Wiener Vorbild zu folgen. So wurde etwa mit 
Wirkung zum 01.01.2018 eine Novelle des Vorarlberger 
Tourismus gesetzes verabschiedet, die u. a. eine Auskunfts-
pflicht der Vermittlungsplattform für die Durchsetzung 
von Abgabenpflichten vorsieht.

Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass in Portugal durch 
Art. 42 Decreto-Lei n°. 80/2017 zum 1. Juli 2017 eine gesetz-
liche Regelung eingeführt wurde, nach der elektronische 
Plattformen, über die Privatunterkünfte („alojamentos loca-
les“) angeboten werden, verpflichtet sind, auf der Plattform 
die jeweilige Registrierungsnummer des Anbieters aus dem 
Nationalen Tourismusregister anzugeben.62 Eine Pflicht zur 
Registrierung der Anbieter von „alojamentos locales“ ergibt 
sich aus Decreto-Lei 128/2014.40.

59   Entwurf des Gesetzes, mit dem das Gesetz betreffend die Tourismusförderung in Wien geändert wird (LGBl 7/2017), kundgemacht am 17.2.2017, Beila-
ge 23/2016, S. 6, verfügbar unter http://www.wien.gv.at/ma08/histgesetzentwurf/2016/beilage-23-16.pdf.

60 Ibidem.
61 Siehe „Airbnb vereinbart erste Ortstaxenvereinbarung in der Schweiz“, Der Standard, 18.6.2017, verfügbar unter:  

http://derstandard.at/2000059418713/Airbnb-fixiert-erste-Ortstaxen-Vereinbarung-im-deutschsprachigen-Raum.
62  Diário da República n.º 125/2017, Série I de 2017-06-30, S. 3315.
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Die vorliegenden Daten (s. Kapitel 3) zeigen derzeit auf Ebene 
des Bundes, der Länder und der wichtigsten Städte für die 
Sharing Economy im Unterkunftssektor keinen dringenden 
Handlungsbedarf auf. Das bedeutet jedoch nicht, dass dies 
auch für einzelne Stadtviertel oder Straßenzüge gilt. Zudem 
kann sich die Situation theoretisch zukünftig so verändern, 
dass regulatorische Eingriffe unabdingbar sind. Vor diesem 
Hintergrund werden in diesem Kapitel Handlungsoptionen 
für eine Regulierung der Sharing Economy im Unterkunfts-
sektor vorgestellt. Dabei wird zunächst auf eine Registrie-
rungspflicht eingegangen; anschließend werden Status quo 
und regulatorische Maßnahmen für die Themenfelder Be -
steuerung, Wohnraumversorgung, Schutz der Stadtbevölke-
rung und Verbraucherschutz dargelegt. Dabei werden nicht 
nur mögliche Änderungen auf der Ebene des materiellen 
Rechts erörtert, sondern auch Fragen der effektiven Rechts-
durchsetzung.

5.1 Registrierungspflicht

Wie in den vorangegangenen Kapiteln bereits angedeutet 
wurde, würde die Durchsetzung der bereits geltenden oder 
gegebenenfalls noch einzuführenden Regulierungsvorschrif-
ten im Zusammenhang mit der Steuererhebung, der Steue-
rung der Vermietung von Privatunterkünften an Touristen 
sowie dem Schutz der Stadtbevölkerung durch eine Regist-
rierung der Anbieter wesentlich erleichtert. Vor der näheren 
Erörterung der einzelnen Regulierungsziele (s. Kapitel 5.2 
bis 5.5) wird daher zunächst die Frage einer Registrierungs-
pflicht für Anbieterinnen und Anbieter von Privatunter-
künften behandelt. Die Frage einer Registrierungspflicht, 
die alle hier erörterten Regulierungsziele betrifft, wird damit 
gewissermaßen „vor die Klammer“ gezogen. Dabei wird auch 
auf europarechtliche Vorgaben für eine solche Registrie-
rungspflicht eingegangen.

5.1.1 Behördliche Registrierung

Die Anmeldung der Anbieter könnte zum einen auf kom-
munaler Ebene bei der örtlich zuständigen Behörde erfolgen. 

Dabei würde eine eindeutige Identifikationsnummer 
erteilt, die bei Annoncen auf Vermittlungsplattformen an -
zugeben ist. Hierbei müsste sichergestellt werden, dass auf 
den Online-Plattformen nur Angebote ordnungsgemäß 
registrierter Anbieter angezeigt werden. Als mögliches Vor-
bild kommen etwa die in den „Short-Term Rental Guidelines“ 
der Stadt San Francisco genannten Vorgehensweisen in 
Betracht.63 Besonders effizient wäre wohl der automatische 
Datenabgleich über ein Application Program Interface (API). 
Alternativ käme auch das von der Stadt Wien praktizierte 
Modell in Betracht, nach dem die Plattformen verpflichtet 
werden, die Daten neuer Nutzer regelmäßig der zuständigen 
Behörde zu übermitteln, die ihrerseits einen Datenabgleich 
mit den bei ihr registrierten Anbietern durchführt. Will man 
eine direkte Übermittlung der Nutzerdaten zwischen Behörde 
und Plattform vermeiden, wäre zu erwägen, ob die zustän-
dige Behörde einen Datenabgleich mittels anderer technischer 
Methoden durchführen kann. Diesen Weg hat Berichten 
zufolge offenbar die Stadt Amsterdam gewählt, die im Jahr 
2016 ein DataLab eingerichtet hat und Berichten zufolge 
mittels „Scraping“ systematisch Daten von Vermittlungs-
plattformen sammelt und auswertet.64  

5.1.2 Registrierung über die Vermittlungsplattform

Um den behördlichen Aufwand zu reduzieren, könnte man 
auch erwägen, die Anmeldung direkt über die jeweilige  
Ver  mittlungsplattform durchzuführen, wie dies seit 2017  
in Chicago und San Francisco praktiziert wird. (sog. Pass-
Through- Registration). Will man eine Beteiligung der Behörde 
am Registrierungsverfahren vermeiden, müsste die Platt-
form selbst einen Identitätsnachweis durchführen. Bis vor 
kurzem stand einer Fernidentifizierung durch Scannen des 
Personalausweises § 20 Abs. 2 PAuswG entgegen.65 Mit der 
zum 15.07.2017 in Kraft getretenen Änderung des PAuswG 
durch das Gesetz zur Förderung des elektronischen Identi-
tätsnachweises66 dürfte dies künftig möglich sein.67 Bei der 
Verarbeitung der so erhobenen Ausweisdaten sind selbst-
verständlich die Vorgaben des Datenschutzrechts zu beach-
ten. Als datenschutzfreundliche Alternative käme künftig 
eine Identitätsüberprüfung mit der eID-Funktion des  

63 Short-Term Rental Guidelines, online verfügbar unter:  
https://shorttermrentals.sfgov.org/sites/default/files/OSTR_Admin_Guidelines_for_Platforms.pdf.

64 Vgl. Evaluatie toeristische verhuur van woningen 2016, S. 25; siehe auch Amsterdam opent Open Datalab, auch https://ibestuur.nl/nieuws/amsterdam-
opent-open-datalab. Zur Zulässigkeit ähnlicher Maßnahmen vgl. Schröder, Bau- und ordnungsrechtliche Fragen der kurzzeitigen Wohnraumvermie-
tung über Internetportale im Rahmen der Sharing Economy, GewArch 2015, 392 (395 f.).

65 Vgl. VG Hannover, Urt. v. 28.11.2013 – 10 A 5342/11, ZD 2014, 266.
66 BGBl. I 2017, S. 2310.
67 Vgl. die Gesetzesbegründung zu § 20 PAuswG n.F., BT-DRs. Drucksache 18/11279, S. 28 f.
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Personalausweises unter Einschaltung eines Identifizie-
rungsdiensteanbieters („digitales Postident“) in Betracht.68 

Die Vergabe einer eindeutigen Identifikationsnummer durch 
die Plattform bereitet Schwierigkeiten bei Anbietern, die 
ihre Unterkünfte über mehrere Vermittlungsplattformen 
anbieten („Multihoming“). Eine Lösung könnte auch hier 
möglicherweise die Einrichtung eines Application Program 
Interface (API) bieten, das die unterschiedlichen Plattformen 
mit einer behördlichen Datenbank verknüpft, aus der für 
jede Registrierungsanfrage eine eindeutige Registrierungs-
nummer vergeben wird. Dabei müsste allerdings jeweils auto-
matisch geprüft werden, ob für die Unterkunft bereits eine 
Registrierungsnummer erteilt wurde. Inwieweit dies tech-
nisch möglich und praktikabel ist, könnte im Rahmen eines 
Reallabors untersucht werden (vgl. dazu auch Kapitel 6.3).

Eine mögliche Alternative wäre eventuell die Anknüpfung 
an bereits bestehende Meldepflichten, etwa die Anzeigepflicht 
nach § 8 Abs. 1 Rundfunkbeitragsstaatsvertrag (RBeitrStV). 
So könnten die Anbieter verpflichtet werden, bei der Regis-
trierung auf der Vermittlungsplattform die für die Erhebung 
des Rundfunkbeitrags erteilte Beitragsnummer anzugeben. 
Die Plattformen könnten ihrerseits verpflichtet werden, 
nur Inserate anzuzeigen, in denen eine Beitragsnummer 
angegeben wird. Dies würde es der zuständigen Behörde 
ermöglichen, die Identität der Anbieter zu ermitteln.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Durchsetzung 
bereits geltender oder neu einzuführender Meldepflichten 
durch eine noch näher zu konkretisierende Beteiligung der 
Vermittlungsplattformen wohl deutlich erleichtert werden 
würde. Hierfür spricht insbesondere der Umstand, dass die 
erforderlichen Daten über die Identität der Anbieter und den 
Umfang der Vermietungstätigkeit bei der Plattform ohnehin 
erhoben werden, die Plattform daher sozusagen als „cheapest 
information provider“ anzusehen ist. Auch auf europäischer 
Ebene werden derartige Regulierungsansätze, die auf eine 
Einbindung der Plattform zielen, derzeit unter dem Stich-
wort „data-driven delegation“ diskutiert (vgl. Sundararajan 
2017, 21 ff.). Das Spektrum der Handlungsmöglichkeiten 
reicht dabei von einer Pflicht zur Angabe von Registrierungs-
nummern auf der Plattform über einen Datenaustausch 
zwischen Plattform und Behörde bis hin zu einer Delegation 
des Registrierungsverfahrens an die Plattform. 

5.1.3 Europarechtliche Vorgaben

Aus europarechtlicher Perspektive stellt sich vor allem die 
Frage, ob die hier knapp skizzierten Handlungsoptionen 
zur Einführung einer Registrierungspflicht für Anbieterin-
nen und Anbieter von Privatunterkünften mit den Vorga-
ben der Dienstleistungsrichtlinie 2006/123/EG (DLRL) und 
der E-Commerce-Richtlinie 2000/31/EG (ECRL) im Ein-
klang stehen.69 

a) Dienstleistungsrichtlinie

Die Einführung einer Registrierungspflicht für Kurzzeitver-
mietungen dürfte grundsätzlich mit der DLRL vereinbar 
sein. Der Anwendungsbereich der DLRL in Bezug auf eine 
Registrierungspflicht für die Anbieter von Kurzzeitvermie-
tungen dürfte eröffnet sein. Unter den Begriff der Dienst-
leistung im Sinne der Richtlinie fällt gem. Art. 4 Nr. 1 DLRL 
jede von Art. 57 AEUV erfasste selbstständige Tätigkeit, die 
in der Regel gegen Entgelt erbracht wird.70 Nicht zwingend 
erforderlich ist, dass die Schwelle zur gewerblichen Tätigkeit 
überschritten wird.71 Demnach fällt die gelegentliche Ver-
mietung privater Unterkünfte grundsätzlich in den Anwen-
dungsbereich der DLRL.

Etwas anderes könnte sich aus 9. Erwägungsgrund der DLRL 
ergeben. Danach findet die Richtlinie keine Anwendung auf 
„Vorschriften bezüglich der Stadtentwicklung oder Boden-
nutzung, der Stadtplanung und der Raumordnung, Baunor-
men sowie verwaltungsrechtliche Sanktionen, die wegen 
der Nichteinhaltung solcher Vorschriften verhängt werden“. 
Soll die Registrierungspflicht primär Zwecken der Stadtent-
wicklung oder zur Durchsetzung bauordnungsrechtlicher 
Anforderungen dienen, könnte dies bedeuten, dass die DLRL 
auf eine solche Registrierungspflicht nicht anwendbar ist. 
Die Ausnahmeregelung gilt jedoch nur für solche Anforde-
rungen, „die nicht die Dienstleistungstätigkeit als solche 
regeln oder betreffen, sondern von Dienstleistungserbringern 
im Zuge der Ausübung ihrer Wirtschaftstätigkeit genauso 
beachtet werden müssen wie von Privatpersonen.“ Der  
9. Erwägungsgrund der Richtlinie gilt demnach nur für sog. 
„Jedermann-Anforderungen.“ 72 Nach der jüngsten Recht-
sprechung des EuGH gilt die Ausnahme beispielsweise nicht 
für Vorschriften in einem Bauleitplan einer Gemeinde, die 

68 Vgl. §§ 19a, 21 b PAuswG.
69 Vgl. Mitteilung der Kommission, Europäische Agenda für die kollaborative Wirtschaft, COM(2016) 356.
70 Krames, in: Schlachter/Ohler, Europäische Dienstleistungsrichtlinie, 2008, Art. 2 Rn. 4.
71 Vgl. Streinz/Leible, in: Schlachter/Ohler, Europäische Dienstleistungsrichtlinie, 2008, Art. 2 Rn. 4.
72 Vgl. Schübel-Pfister, EU-Dienstleistungsrichtlinie und nationales Baurecht, ZfBR 2008, 242 (243).
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die Tätigkeiten des Einzelhandels mit Waren in Gebieten 
außerhalb des Stadtzentrums dieser Gemeinde verbieten.73  
Zur Begründung verweist der EuGH darauf, dass sich eine 
solche Regelung nur an Personen richtet, die eine derartige 
Tätigkeit aufnehmen wollen, und nicht an Privatpersonen.74 
In gleicher Weise dürfte auch eine Registrierungspflicht für 
Kurzzeitvermietungen, die an eine bestimmte gegen Entgelt 
erbrachte Tätigkeit anknüpft, wohl nicht unter die Ausnah-
meregelung fallen.75 

Bejaht man somit die Anwendbarkeit der DLRL, so dürfte 
die Registrierungspflicht für Anbieter von Privatunterkünf-
ten als Genehmigungsregelung i. S. v. Art. 9 DLRL zu qualifi-
zieren sein.76 Der Begriff der Genehmigungsregelung (Art. 4 
Nr. 6 DLRL) ist weit auszulegen und umfasst auch bloße 
Anzeigepflichten, sofern die Ausübung der Tätigkeit ohne 
oder vor der Anzeige rechtswidrig ist, wenn also die Anzeige 
Rechtmäßigkeitsvoraussetzung für die Ausübung der Tätig-
keit ist.77 Dies dürfte – je nach Ausgestaltung der Registrie-
rungspflicht – zu bejahen sein. Eine solche Genehmigungs-
regelung ist gemäß Art. 9 Abs. 1 DLRL nur zulässig, wenn 
sie (1) nicht diskriminierend, (2) durch zwingende Gründe 
des Allgemeininteresses gerechtfertigt und (3) verhältnis-
mäßig ist.

Das Verbot diskriminierender Regelungen ist bei einer all-
gemeinen Registrierungspflicht, die eine sowohl praktisch 
als auch rechtlich unterschiedslos beschränkende Maßnahme 
darstellt, nicht berührt. Als zwingender Grund des Allgemein-
interesses, der zur Rechtfertigung der Meldepflicht dienen 
könnte, kommt hier insbesondere die Sicherstellung der 
Wirksamkeit der Steueraufsicht in Betracht.78 Soweit es darum 
geht, Störungen durch eine zu große Zahl von Touristen in 
Wohngebieten zu verhindern, dürfte auch der Schutz der 
öffentlichen Ordnung und der städtischen Umwelt ein-
schlägig sein.79 Entscheidend ist letztlich, dass die Meldepflicht 
so ausgestaltet ist, dass der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
gewahrt ist. Dies lässt sich nur anhand der konkret beab-

sichtigen Maßnahme beurteilen. Zur Wahrung des Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatzes sollte das Registrierungsverfah-
ren einfach, kostengünstig und nach Möglichkeit online 
durchzuführen sein.

Soweit mit der Registrierungspflicht für Anbieter von 
Unterkünften auch Verpflichtungen der Online-Plattform 
verbunden sind (z. B. Mitwirkung an der Registrierung, 
Übermittlung von Daten), liegt eine Beschränkung der 
Dienstleistungsfreiheit des Plattformbetreibers vor, die an 
Art. 16 Abs. 3 DLRL zu messen ist. Auch insoweit gilt, dass 
diese (1) nicht diskriminierend, (2) durch zwingende Gründe 
des Allgemeininteresses gerechtfertigt und (3) verhältnis-
mäßig sein müssen. Für die oben skizzierten Maßnahmen, 
insbesondere den automatisierten Datenabgleich über ein 
API, dürfte dies wohl zu bejahen sein.

b) E-Commerce-Richtlinie

Rechtspflichten, die den Betreiber der Vermittlungsplatt-
form im Zusammenhang mit der Registrierungspflicht für 
Anbieter von Unterkünften treffen, sind zusätzlich an den 
Vorschriften der ECRL zu messen. Den Ausgangspunkt der 
rechtlichen Beurteilung bildet dabei Art. 4 Abs. 1 ECRL. 
Danach dürfen die Mitgliedstaaten für Plattformen, deren 
Tätigkeit als „Dienst der Informationsgesellschaft“ (Art. 2 lit. 
a ECRL) zu qualifizieren ist, keine spezifischen Zulassungs-
anforderungen vorsehen. Beschränkt sich die Tätigkeit der 
Plattform auf die Vermittlung von (Privat-)Unterkünften, 
so ist die Tätigkeit damit grundsätzlich zulassungsfrei.80 

Soweit die Plattformbetreiber für Verstöße der Anbieter 
gegen die Registrierungspflicht in die Verantwortung ge -
nommen werden sollen, sind ferner die Haftungsprivilegien 
der Art. 12 bis 15 ECRL zu beachten. Konkrete Auskunfts-
ansprüche gegenüber dem Plattformbetreiber zur Offenle-
gung anonymer Inserate, wie sie etwa § 5 Abs. 2 S. 2 ZwVbG 

73 EuGH, 30.1.2018, C-360/15 und C-31/16, ECLI:EU:C:2018:44, Rn. 121–125.
74 EuGH, a. a. O., Rn. 124.
75 Anders offenbar Brauneck, Sharing Economy in der EU – Übernachtungsplattform schlägt Zweckentfremdungsverbot für Wohnraum?  

EWS 2016, 340 (341) in Bezug auf das Berliner Zweckentfremdungsverbotsgesetz.
76 Vgl. Ranchordas, Analytical paper on market access requirements in the short term accommodation rental sector in Stockholm,  

Budapest and Brussels, 2017, S. 92.
77 Cornils, in: Schlachter/Ohler, Europäische Dienstleistungsrichtlinie, 2008, Art. 9 Rn. 20. Nicht unter Art. 9 DLRL fallen dagegen  

solche Anzeigepflichten, die keine Rechtmäßigkeitsvoraussetzung, sondern nur eine „Nebenpflicht darstellen (z. B. § 14 GewO).
78 Müller-Graff, in: Streinz, EUV/AEUV, 2. Aufl. 2012, Art. 56 AEUV Rn. 107 m.w.N.
79 Cornils, in: Schlachter/Ohler, Europäische Dienstleistungsrichtlinie, 2008, Art. 9 Rn. 29.
80 Die rechtliche Beurteilung fiele dagegen anders aus, wenn die Plattform neben Vermittlungsdiensten weitere Dienstleistungen erbringt und im Ergebnis 

selbst als Anbieter der Kurzzeitvermietung anzusehen ist, vgl. Mitteilung der Kommission, Europäische Agenda für die kollaborative Wirtschaft, 
COM(2016) 356, S. 6.
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Berlin vorsieht, sind mit Art. 15 Abs. 2 ECRL vereinbar.81 
Danach können die Mitgliedstaaten die Anbieter von Diens-
ten der Informationsgesellschaft dazu verpflichten, die 
zuständigen Behörden unverzüglich über mutmaßliche 
rechtswidrige Tätigkeiten oder Informationen der Nutzer 
ihres Dienstes zu unterrichten, oder dazu verpflichten, den 
zuständigen Behörden auf Verlangen Informationen zu 
übermitteln, anhand deren die Nutzer ihres Dienstes, mit 
denen sie Vereinbarungen über die Speicherung geschlossen 
haben, ermittelt werden können.

Ob eine generelle Pflicht zur regelmäßigen Übermittlung 
von Nutzerdaten auf Art. 15 Abs. 2 ECRL gestützt werden 
kann, ist eher zweifelhaft. Aus unionsrechtlicher Sicht dürfte 
es dagegen zulässig sein, von der Plattform die Installation 
eines Zählers zu verlangen und bei Überschreiten der Ober-
grenze für Übernachtungen die Herausgabe der Daten des 
Nutzers zu fordern. Effektiver und effizienter dürfte allerdings 
die – in Paris und Amsterdam angewendete – Regelung sein, 
dass der Account des Nutzers bei Erreichen der jährlichen 
Obergrenze bis zum Ende des Jahres deaktiviert wird.

Bei der Ausgestaltung der Verpflichtungen des Plattform-
betreibers ist zu beachten, dass die Mitgliedstaaten gemäß 
Art. 15 Abs. 1 ECRL dem Betreiber der Online-Plattform keine 
allgemeine Verpflichtung auferlegen dürfen, die von ihnen 
übermittelten oder gespeicherten Informationen zu über-
wachen oder aktiv nach Umständen zu forschen, die auf eine 
rechtswidrige Tätigkeit hinweisen. Nach Erwägungs grund 
48 der ECRL lässt die Richtlinie jedoch die Möglichkeit 
unberührt, dass die Mitgliedstaaten von Diensteanbietern, 
die von Nutzern ihres Dienstes bereitgestellte Informatio-
nen speichern, verlangen, die nach vernünftigem Ermessen 
von ihnen zu erwartende und in innerstaatlichen Rechts-
vorschriften niedergelegte Sorgfaltspflicht anzuwenden, um 
bestimmte Arten rechtswidriger Tätigkeiten aufzudecken 
und zu verhindern.82 Zwar sind die Erwägungsgründe der 
ECRL nicht selbst Rechtsquelle, sondern können lediglich 
als Rechtserkenntnisquelle bei der Auslegung des Normtex-
tes herangezogen werden.83 Mit Blick auf Erwägungsgrund 
48 der ERCL dürfte Art. 15 Abs. 1 ECRL jedoch dahingehend 
auszulegen sein, dass die Einrichtung einer Datenschnitt-

stelle, über die automatisch überprüft wird, ob ein Nutzer 
behördlich registriert ist, mit der ECRL vereinbar ist, sofern 
dies mit verhältnismäßig geringem technischen Aufwand 
zu bewerkstelligen ist.

Zu berücksichtigen ist schließlich, dass sich der Betreiber 
einer Vermittlungsplattform nach der Rechtsprechung  
des EuGH84 nur dann auf die Haftungsprivilegien der Art. 
14 f. ECRL berufen kann, wenn er sich darauf beschränkt, 
seinen Dienst mittels rein technischer und automatischer 
Verarbeitungen der von einem Dritten eingegebenen Daten 
neutral zu erbringen. Verlässt der Anbieter seine neutrale 
Vermittlerposition und spielt er eine aktive Rolle, ist eine 
Berufung auf die Art. 14 f. ECRL ausgeschlossen.85 Ob dies 
der Fall ist, kann nicht pauschal beurteilt werden, sondern 
hängt vom jeweiligen Geschäftsmodell des Plattformbetrei-
bers ab. Beschränkt sich die Plattform darauf, eine Suche von 
Angeboten anhand bestimmter Kriterien zu ermöglichen, 
dürfte es sich um eine neutrale Plattform im Sinne der Recht-
sprechung des EuGH handeln. Unschädlich ist grundsätz-
lich auch der Betrieb eines Bewertungssystems (ob mit oder 
ohne Wortfilter).86 Übt der Plattformbetreiber jedoch eine 
weitergehende Kontrolle über die Anbieter aus (etwa durch 
detaillierte Anforderungen an die Ausstattung der Unter-
kunft und eine Überprüfung der Unterkunft vor Ort wie im 
Falle von Airbnb Plus), so könnte der Plattformbetreiber 
möglicherweise seine neutrale Position aufgeben und dadurch 
die Haftungsprivilegien der Art. 14 f. ECRL verlieren.87  

5.2 Besteuerung

5.2.1 Besteuerung – Status quo

Durch den Markteintritt von Peer-to-Peer-Sharing-Plattfor-
men ist das Angebot an Vermietungen von Privatunterkünf-
ten z. B. an Touristen oder Geschäftsreisende insbesondere 
in Großstädten gestiegen, womit nicht nur eine Erhöhung 
der Nachfrage nach diesen, sondern auch eine Intensivierung 
des Wettbewerbs im Beherbergungssektor verbunden ist 
(vgl. hierzu Kapitel 2.3.2). Das ist an sich unproblematisch: 
Wettbewerbsintensivierung ist aus volkswirtschaftlicher 

81 Vgl. VG Berlin, Beschl. v. 20.7.2017, VG 6 L 162.17, ZD 2017, 494; VG Berlin, Urt. v. 14.3.2018, VG 6 K 676.17.
82 Vgl. auch BGH, Urt. v. 19.3.2015, I ZR 94/13, GRUR 2015, 1129, Rn. 31 – Hotelbewertungsportal.
83 EuGH, Urt. v. 13.7.1989, Rs. 215/88, ECLI:EU:C:1989:331, Rn. 31 – Casa Fleischhandel/BALM.
84 EuGH, Urt. v. 12.7.2011, C-324/09, Slg. 2011, I-6011, Rn. 106 ff. – L’Oreal / Ebay.
85 Vgl. Erwägungsgründe 42 f. ECRL.
86 Vgl. BGH, Urt. v. 19.3.2015, I ZR 94/13, GRUR 2015, 1129, Rn. 35 – Hotelbewertungsportal.
87 Vgl. Hacker, UberPop, UberBlack, and the Regulation of Digital Platforms after the Asociación Profesional Elite Taxi Judgment oft he CJEU, ERCL 2018, 

80 (93).
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Sicht wünschenswert, da sie in der Regel zu mehr Auswahl 
für die Verbraucher führt, die Preise senkt und die Angebots-
qualität verbessert. Allerdings setzt ein wirkungsvoller Wett-
bewerb im Beherbergungssektor voraus, dass alle Wettbe-
werber – egal ob sie ein Hotel oder eine Pension betreiben 
oder auf einer Sharing-Plattform Wohnraum professionell 
vermieten – einer vergleichbaren Regulierung im Hinblick 
auf Steuern wie Gewerbe- und Umsatzsteuer sowie Abgaben 
wie Kurtaxe und Tourismusabgabe unterliegen („level play-
ing field“). Nur so können Wettbewerbsverzerrungen, die 
mit diversen distributiven Wirkungen zu Lasten beispiels-
weise der Hotellerie verbunden sein können, begrenzt werden. 
Ziel des folgenden Kapitels ist es daher zu prüfen, inwieweit 
die Rechtsvorschriften im Hinblick auf Steuern auch für die 
Vermieter gelten, die Wohnraum über Peer-to-Peer-Sharing- 
Plattformen anbieten. Dabei ist zwischen unterschiedlichen 
Steuerarten – Gewerbesteuer, Umsatzsteuer, Beherbergungs-
steuer und Einkommensteuer – zu differenzieren.

Gemäß § 2 Abs. 1 S. 1 GewStG unterliegt grundsätzlich jeder 
stehende Gewerbebetrieb, der im Inland betrieben wird, der 
Gewerbesteuer. Der Begriff des Gewerbebetriebes ist dabei 
identisch mit dem Begriff des gewerblichen Unternehmens 
im Einkommensteuerrecht (§ 2 Abs. 1 S. 2 GewStG, § 15 Abs. 
2 EStG). Dafür muss die Tätigkeit über eine bloße Vermögens-
verwaltung hinausgehen.88 Die Vermietung einer einzelnen 
Privatunterkunft stellt regelmäßig keine gewerbliche Betä-
tigung dar, weil die Vermietung in der Regel nicht über den 
Rahmen der privaten Vermögensverwaltung hinausgeht.89  
Anders ist dies zu beurteilen, wenn die Wohnung „in hotel-
mäßiger Weise“ angeboten wird. Dies setzt voraus, dass, neben 
der Bereithaltung der Räume, sachliche und personelle 
Vor  kehrungen erforderlich sind, wie sie mit der üblichen 
Vermietung von Wohnungen nicht verbunden sind. Die 
Rechtsprechung hat dies in der Vergangenheit insbesondere 
in Fällen bejaht, in denen eine für kurzfristiges Wohnen voll 
eingerichtete und ausgestattete Eigentumswohnung in einem 
Feriengebiet im Verbund mit einer Vielzahl gleichartig ge -

nutzter Wohnungen anderer Wohnungseigentümer liegt 
und zu einer einheitlichen Wohnanlage gehört sowie die 
Werbung für kurzfristige Vermietung und die Verwaltung 
einer für die Wohnanlage bestehenden Feriendienstorgani-
sation übertragen wurde.90 Aber auch die Vermietung einer 
einzelnen Eigentumswohnung außerhalb einer Ferienan-
lage kann, sofern die Wohnung „in hotelmäßiger Weise“ 
angeboten wird, eine gewerbliche Tätigkeit darstellen.91  
Dies ist etwa dann zu bejahen, wenn sachliche und perso-
nelle Vorkehrungen getroffen werden (z. B. in Form einer 
Rezeption), die es gestatten, auch Gäste ohne vorherige 
Buchung aufzunehmen.92 Gewerblichkeit i. S. v. § 2 Abs. 1 S. 1 
GewStG liegt auch vor, wenn über das reine Vermieten hin-
aus Nebenleistungen (z. B. Frühstücksservice, Ferienbetreu-
ung) angeboten werden, die eine Organisation nach Art einer 
Fremdenpension erfordern.93 Damit erfordert die Feststellung 
einer gewerblichen Tätigkeit i. S. d. GewStG bei der Vermie-
tung von Privatunterkünften eine Einzelfallprüfung. Zu 
beachten ist darüber hinaus, dass für natürliche Personen 
und Personengesellschaften ein Freibetrag i. H. v. 24.500 EUR 
gewährt wird (§ 11 Abs. 1 Nr. 1 GewStG). Ist die Vermietung 
von Privatunterkünften als gewerblich einzustufen, so greift 
die Gewerbesteuerpflicht daher nur für Vermieter, die jähr-
lich mindestens 24.500 Euro Gewinn94 erzielen.

Gemäß § 4 Nr. 12 S. 1 UStG sind Vermietungsumsätze aus 
der Nutzungsüberlassung von Grundstücken und Grund-
stücksteilen grundsätzlich von der Umsatzeuer befreit. Die 
Steuerbefreiung dient im Wesentlichen dem sozialpolitischen 
Ziel, Wohnungsmieten niedrig zu halten.95 Von der Befreiung 
ausgenommen ist die Vermietung von Wohn- und Schlaf-
räumen zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden (§ 4 
Nr. 12 S. 2 UStG). Damit soll eine Abgrenzung insbesondere 
zu Vermietungsumsätzen des Hotelgewerbes erzielt werden.96 
Nach der Rechtsprechung des BFH gilt eine Beherbergung 
als kurzfristig, wenn sie maximal sechs Monate dauert.97 Zu 
beachten ist, dass Kleinunternehmer gemäß § 19 Abs. 1 UStG 
von der Erhebung der Umsatzsteuer ausgenommen werden.98 

88 Blümich/Drüen, 138. Aufl. 2018, GewStG § 2 Rn. 83.
89 BFH, Urt. v. 24.10.2000 – IX R 58/97, DStRE 2001, 633.
90 Siehe etwa BFH, Beschl. v. 17.3.2009 - IV B 52/08, BFH/NV 2009, 1114; BFH, Urt. v. 25.6.1976 – III R 167/73, NJW 1976, 1863; siehe auch Finanzgericht 

Berlin-Brandenburg, Urt. v. 24.11.2016 – 9 K 9292/13, BeckRS 2017, 94407.
91 BFH, Urt. v. 14.1.2004 – X R 7/02, BFH/NV 2004, 945; BFH, Urt. v. 14.12.2004 – IX R 70/02, BFH/NV 2005, 1040.
92 BFH, Urt. v. 14.1.2004 – X R 7/02, BFH/NV 2004, 945.
93 Wirfler, in: Beck’sches Steuer- und Bilanzrechtslexikon, Edition 41 (Stand: 1.12.2017), Stichwort: Ferienhaus und Ferienwohnung, Rn. 4.
94 Der Gewinn ist das positive Betriebsergebnis. Er ergibt sich aus der Differenz zwischen dem Erlös und den Kosten. 
95 Bunjes/Heidner, 16. Aufl. 2017, UStG § 4 Nr. 12 Rn. 1.
96 Bunjes/Heidner, 16. Aufl. 2017, UStG § 4 Nr. 12 Rn. 41.
97 BFH, Urt. v. 27.10.1993 – XI R 69/90, BFH/NV 1994, 744.
98 Der Unternehmer kann gem. § 19 Abs. 2 UStG auf die Anwendung der Kleinunternehmerregelung verzichten.
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Die Kleinunternehmerregelung findet Anwendung auf  
Vermieter von Privatunterkünften, wenn der Umsatz im 
vorangegangenen Kalenderjahr maximal 17.500 Euro nicht 
überstiegen hat und im laufenden Jahr voraussichtlich 
50.000 Euro nicht übersteigen wird.

Zusätzlich zur Gewerbe- und Umsatzsteuerpflicht können 
für die Vermieter kommunale Steuer- und Abgabepflichten 
bestehen. Exemplarisch sei hier auf Tourismusabgaben 
(Bettensteuer, Beherbergungssteuer) verwiesen. Grundsätz-
lich steht es den Kommunen, in denen kommunale Steuern 
und Abgaben erhoben werden, frei, Bagatell- bzw. Freigren-
zen für die gelegentliche Vermietung von Privatunterkünf-
ten zu definieren, um den mit der Erhebung verbundenen 
Verwaltungsaufwand zu reduzieren. Allerdings kann das zu 
Wettbewerbsverzerrungen zwischen den verschiedenen 
Anbietern des Beherbergungssektors führen. Folglich sollten 
derartige Steuern und Abgaben nach Möglichkeit von allen 
Anbietern des Beherbergungssektors entrichtet werden 
(Monopolkommission, 2016, Rz.: 1220).

Es bleibt ergänzend zu erwähnen, dass die Einkünfte aus 
der Vermietung von Privatunterkünften gem. § 21 Abs. 1 
EStG der Einkommensteuer unterliegen und zwar auch 
dann, wenn es sich nur um eine gelegentliche Vermietung 
handelt. Bei der vorübergehenden Vermietung von selbst 
genutztem Wohnraum kann allerdings im Einverständnis 
mit dem Steuerpflichtigen aus Vereinfachungsgründen von 
einer Besteuerung abgesehen werden, wenn die Einnahmen 
den Betrag von 520 EUR pro Jahr nicht übersteigen.99 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Gewerbe- und 
Umsatzsteuerpflicht theoretisch auch für Privatanbieter 
gelten, die über Online-Vermittlungsplattformen vermieten, 
wenn sie die in den jeweiligen Steuergesetzen bestimmten 
Kriterien erfüllen. Ferner sind Privatanbieter in der Regel 
auch zur Abführung der kommunalen Steuern und Abgaben 
verpflichtet, sofern die Kommunen auf die Definition von 
Bagatell- bzw. Freigrenzen für die gelegentliche Vermietung 
von Privatunterkünften verzichten. Wettbewerbsverzerrun-
gen sind daher weniger in der bestehenden Regulierung, 
sondern vielmehr in der Durchsetzbarkeit des geltenden 
Rechts begründet. Diese ist in der Sharing Economy deutlich 

schwieriger als bei traditionellen Gewerbebetrieben des 
Beherbergungssektors. Ziel des folgenden Abschnitts ist es 
daher, Instrumente zu erläutern, die geeignet sind, diesem 
Problem entgegenzuwirken.

5.2.2 Durchsetzung der Steuererhebung

Die Abgrenzung der gewerblichen von der nicht gewerblichen 
Vermietung von Privatunterkünften im Sinne des Gewerbe-
steuerrechts ist oft schwierig und bedarf einer Einzelfall-
prüfung. Dadurch entstehen Grauzonen. Das schafft nicht nur 
Rechtsunsicherheit für die Vermieterinnen und Vermieter, 
sondern erschwert auch die Durchsetzung der Steuerpflicht. 
Angesichts des zunehmenden Angebots an über das Internet 
vermittelten Privatunterkünften könnte sich eine breit an -
gelegte Überprüfung für die Finanzämter aufgrund des damit 
verbundenen Prüfaufwandes als schwierig erweisen. Um 
Rechtssicherheit zu schaffen und Einzelfallprüfungen zu 
vermeiden, kann die Einführung von Schwellenwerten sinn-
voll sein (Europäische Kommission, 2016b, S. 5f.; Monopol-
kommission, 2016, Rz.: 1306). Die Schwellenwerte können 
sich z. B. auf die Umsätze pro Jahr100 und/oder die Anzahl 
von Übernachtungen pro Jahr beziehen – gegebenenfalls 
differenziert nach Erst- und Zweitwohnsitz oder ob die 
gesamte Unterkunft oder nur ein Teil der Unterkunft ver-
mietet wird. Bei Unterschreitung der Schwellenwerte bzw. 
der Bagatellgrenze würde die Vermietung pauschal als nicht 
gewerblich im gewerbesteuerrechtlichen Sinn gelten. 

Die Festlegung der Schwellenwerte kann in den jeweiligen 
Steuergesetzen bzw. -satzungen erfolgen. Zuständig für die 
Festlegung von Schwellenwerten ist dabei grundsätzlich die 
Gebietskörperschaft, welche die Steuervorschrift erlässt 
(z. B. der Bund für die Einkommensteuer, die jeweilige 
Kommune für Beherbergungssteuern).

In der Praxis wird bei den Schwellenwerten oft auf die Anzahl 
der vermieteten Nächte pro Jahr abgestellt (s. Tabelle 5-1). 
Beispielsweise liegt in Amsterdam die Obergrenze für die 
Hauptwohnung bei 60 Vermietungstagen im Jahr, ab 2019 
wird sie auf 30 Tage reduziert. Die Zahl der Gäste darf höchs-
tens vier Personen betragen. In San Francisco beträgt die 

99 R 21.2 Abs. 1 der Einkommensteuer-Richtlinien 2012 (EStR 2012). Dies gilt entsprechend bei vorübergehender Untervermietung von Teilen einer ange-
mieteten Wohnung, die im Übrigen selbst genutzt wird.

100 So schlagen z. B. einige Unternehmen der Sharing Economy in einer Petition im Jahr 2014 die Einführung einer Wertgrenze für die Nicht- 
Gewerblichkeit von EUR 5.000 vor. Wenn durch die Vermietung privater Ressourcen innerhalb von zwölf Monaten mehr als 5.000 Euro erwirtschaftet 
werden, liegt eine gewerbliche Nutzung des Wohnraumes vor. Hinweis zur Quelle: Die Homepage der Initiatoren der Petition (http://www.werteilth-
atmehr.de) ist mittlerweile offline. Zum Inhalt der Petition siehe etwa Weigert, M., Onlinepetition zur Ökonomie des Teilens: Elf Startups fordern 
nutzerfreundliche Gesetze, https://www.foerderland.de/digitale-wirtschaft/netzwertig/news/artikel/onlinepetition-zur-oekonomie-des-teilens-elf-
startups-fordern-nutzerfreundliche-gesetze/, zuletzt abgerufen am 9.1.2018.
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Obergrenze für die Hauptwohnung hingegen 90 Nächte pro 
Jahr, sofern der Anbieter abwesend ist. Bei Anwesenheit darf 
er beliebig viele Nächte pro Jahr vermieten. In Paris darf die 
Hauptwohnung an 120 Tagen pro Jahr vermietet werden 
(Baumann, 2017). 

Bei den in Tabelle 5-1 skizzierten Schwellenwerten dürfte 
es sich um wohnungspolitisch motivierte Regelungen han-
deln, die sich nicht ohne weiteres auf steuerliche Fragen 
auswirken. Für das Steuerrecht bieten sich eher Schwellen-
werte an, die nicht an die Dauer der Vermietung (30, 60, 90 
Tage) anknüpfen, sondern den erzielten Erlös. Denkbar 
wäre etwa eine Pauschalbesteuerung bis zu einem 
bestimmten Betrag. 

Um Kontrollen zu ermöglichen und Bagatellgrenzen 
durchzusetzen, kann eine Registrierung der Privatanbiete-
rinnen und Privatanbieter bei den zuständigen Behörden 
oder den Vermittlungsplattformen in Kombination mit der 
Vergabe einer Identifikationsnummer pro Anbieter und 
Unterkunft angezeigt sein, die bei jedem Inserat/Annonce 
anzugeben ist. Dabei müsste sichergestellt werden, dass auf 
den Online-Plattformen nur Angebote ordnungsgemäß 
registrierter Anbieter angezeigt werden. Eine entspre-
chende Regelung sieht nunmehr § 5 Abs. 6 des im April 

2018 novellierten Berliner Zweckentfremdungsverbot-
Gesetzes (ZwVbG) vor. Die Registrierungspflicht allein 
reicht vermutlich jedoch nicht aus, um die Steuerpflicht 
effektiv durchzusetzen und die Ungleichheit bei der Durch-
setzung der Steuerpflicht in der Steuererhebung zu redu-
zieren. Die Vermittlungsplattformen müssten zusätzlich die 
für die Steuererhebung relevanten Daten, wie z. B. Name 
und Vorname des Vermieters, Adresse der als Ferienunter-
kunft an  gebotenen Wohnung, Anzahl der gebuchten Über-
nachtungen und Höhe der Einnahmen der Vermieterinnen 
und Vermieter, an das Finanzamt und andere Aufsichts-
behörden melden, damit diese prüfen können, ob die Ver-
mieterinnen und Vermieter steuerpflichtig sind bzw. ihren 
Steuerverpflichtungen nachgekommen sind. Die Kommu-
nikation der Informationen kann auf einer freiwilligen 
Selbstverpflichtung der Vermittlungsplattformen oder 
einer freiwilligen Vereinbarung zwischen den jeweiligen 
Vermittlungsplattformen und den zuständigen Behörden 
erfolgen. Eine andere Möglichkeit besteht in der gesetzlichen 
Verpflichtung der Vermittlungsplattformen zur Weitergabe 
der Daten an die zuständigen Behörden. Zusätzlich sollten 
Vermieterinnen und Vermietern, die vergessen haben, ihre 
Vermietungseinkünfte anzugeben, Sanktionen z. B. in Form 
einer Geldbuße oder einer Verdopplung des Steuersatzes 
angedroht werden. 

101  Siehe Kapitel 5.3.1.
102 Siehe Kapitel 4.1.
103 http://japanpropertycentral.com/2018/03/kyoto-approves-minpaku-rule-requiring-host-to-be-within-10-minute-radius-of-property/, zuletzt abge-

rufen am 15.5.2018.
104 https://www.airbnb.co.uk/help/article/1379/responsible-hosting-in-the-united-kingdom, zuletzt abgerufen am 15.5.2018.
105 Siehe Kapitel 4.4.
106 Siehe Kapitel 4.3.
107 https://commercialobserver.com/2018/05/la-city-council-greenlights-rules-to-limit-airbnb-rentals/, zuletzt abgerufen am 15.5.2018.

Tabelle 5-1: Beispiele für Schwellenwerte 
Ausgewählte Städte

Quelle: eigene Darstellung der Gutachter  

Stadt Schwellenwert – Vermietungstage pro Jahr

Frankfurt (Deutschland)101 8 Wochen

Amsterdam (Niederlande)102 60 Vermietungstage; ab 2019 30 Vermietungstage pro Jahr.  
Anzahl der Gäste ist auf maximal 4 begrenzt.

Kyoto (Japan)103 60 Tage; nur zwischen 15.01. und 15.03.

London (Großbritannien)104 90 Tage

San Francisco (USA)105 90 Vermietungstage pro Jahr in Abwesenheit des Vermieters, sonst unbegrenzt.  
Keine Begrenzung der Anzahl der Gäste.

Paris (Frankreich)106 120 Vermietungstage pro Jahr für die Hauptwohnung. Anzahl der Gäste ist begrenzt.

Los Angeles (USA)107 120 Tage (geplant)
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Eine andere Möglichkeit, Steuern und Abgaben durchzu-
setzen, ist es, die Vermittlungsplattformen mit der Einzie-
hung und Abführung dieser zu betrauen. Die Einbeziehung 
der Vermittlungsplattformen ist in der Praxis insbesondere 
bei der Abführung von Tourismussteuern bzw. -abgaben 
von Relevanz. Die Vermittlungsplattformen könnten die je 
nach Region anfallenden Steuern und Abgaben von den 
Gästen einfordern und im Namen der Gastgeber an die 
zuständigen Behörden übermitteln. Grundlegend hierfür 
ist eine Vereinbarung mit den Online-Plattformen. In 
Deutschland hat beispielsweise Dortmund als erste Stadt 
eine derartige Vereinbarung (Beherbergungsabgaben-Ver-
einbarung) ge  schlossen. In der Vereinbarung verpflichtet 
sich Airbnb, ab dem 1. Januar 2018 für alle Dortmunder 
Gastgeber, die über Airbnb eine Unterkunft anbieten, die 
Beherbergungsabgabe in Höhe von 7,5 Prozent von den 
Gästen automatisiert über die Plattform einzuziehen und 
an die Stadt Dortmund weiterzuleiten. Der Vorteil eines 
solchen digitalen Einziehungs verfahrens liegt u. a. auch in 
der Entlastung der Gastgeber und der Verwaltung der Stadt 
Dortmund. Internationale Beispiele hierfür sind z. B. Ams-
terdam, Paris und San Francisco. Airbnb hat nach eigenen 
Angaben bereits über 310 solcher Kooperationen mit Städ-
ten und Gemeinden weltweit geschlossen.108 

Zusätzlich zu einer solchen Kooperation bei der Erhebung 
und Abführung von Steuern und Abgaben wird diskutiert, 
die Online-Plattformen zu verpflichten, die Anbieterinnen 
und Anbieter von Privatunterkünften hinsichtlich ihrer 
Steuerpflichten zu informieren. Ob es einer derartigen Ver-
pflichtung tatsächlich bedarf, ist fraglich. Die meisten Ver-
mittlungsdienste geben ihren Nutzern solche Informationen 
bereits heute freiwillig als Service an die Hand. Manche 
Plattformen weisen ihre Anbieterinnen und Anbieter zudem 
in einer jährlichen Erinnerung per E-Mail auf ihre Einkom-
menssteuerpflicht hin oder schicken ihnen eine Jahresauf-
stellung ihrer über die Plattform generierten Einnahmen 
(Monopolkommission, 2016, Rz.: 1329). 

5.3 Steuerung der Vermietungstätigkeit

5.3.1  Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum –  
Status quo

Die Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum stellt sich 
in Deutschland – wie in Kapitel 3.5 bereits erläutert wurde – 

sehr heterogen dar. Während in vielen ländlichen Regionen 
insbesondere im Osten Deutschlands Überkapazitäten be -
stehen, liegt in vielen Städten, wie z. B. Hamburg, München, 
Köln, Berlin und Düsseldorf, Wohnungsknappheit vor. Die 
Folge sind signifikant steigende Immobilienpreise und 
Mieten (Möbert, 2017). 

Wird dem Wohnungsmarkt zusätzlich Wohnraum durch 
professionelle Anbieterinnen und Anbieter auf Sharing-
Plattformen entzogen, könnte der Wohnungsmangel wo -
möglich verschärft werden. Dies kann nicht ausgeschlossen 
werden, da davon auszugehen ist, dass die Popularität der 
Vermittlungsplattformen sowohl bei den Anbietern und 
Anbieterinnen als auch den Nachfragern und Nachfrage-
rinnen von Privatunterkünften weiter wachsen wird. So 
haben z. B. in Deutschland im Jahr 2016 33 Prozent der 
Unternehmen mit mehr als 500 Beschäftigten, denen diese 
Form der Sharing Economy bekannt ist, die Nutzung von 
Unterkunftsplattformen erlaubt (vgl. Kapitel 2.1.4). Ferner ist 
die Zahl von Geschäftsreisenden, für die Wohnraum-Sharing 
eine Alternative zum Hotelaufenthalt darstellt, gestiegen, so 
dass die Nutzung von Peer-to-Peer-Sharing-Plattformen nicht 
mehr nur auf den Freizeitbereich be  schränkt ist (Peuckert 
et al. 2017, 20). Die wachsende Be  deutung der Sharing-Platt-
form als Alternative zu Online-Reiseportalen wie hrs.de 
oder booking.com zeigt sich auch darin, dass der Schweizer 
Hotelverband seinen Mitgliedern die Nutzung von Airbnb 
als Vertriebskanal empfiehlt (Swiss Hotel Association, 2016; 
Peuckert et al. 2017, 20). In der Konsequenz besteht die Gefahr, 
dass sich signifikante Problemlagen insbesondere in den 
Hotspots, wie z. B. Berlin, München, Hamburg oder Köln, 
ergeben (Behrendt et al., 2017, 62). 

Vor diesem Hintergrund ist es vorausschauend, mögliche 
Instrumente zu diskutieren, die eine Steuerung der Vermie-
tung über Sharing-Plattformen bieten. 

5.3.2 Instrumente zur Steuerung der Vermietung von 
Privatunterkünften an Touristen

Zweckentfremdungsverbote – Überblick

Um der Wohnungsknappheit entgegenzuwirken, haben 
einige Städte, in denen vor allem bezahlbarer Wohnraum 
rar ist, Regelungen getroffen, die einer Zweckentfremdung 
von Wohnraum entgegenwirken sollen. Derartige Regelungen 

108  Vgl. https://www.presseportal.de/pm/105895/3771247, zuletzt abgerufen am 11.01.2018; https://www.ruhrnachrichten.de/Staedte/Dortmund/Betten-
steuer-Deal-zwischen-Dortmund-und-Airbnb-954112.html, zuletzt abgerufen am 18. Februar 2018.
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sind keine völlig neue Erscheinung.109 Bereits als Reaktion auf 
die Wohnungsknappheit der 1960er Jahre wurden durch das 
Gesetz zur Verbesserung des Mietrechts und zur Begren-
zung des Mietanstiegs sowie zur Regelung von Ingenieur- 
und Architektenleistungen (MRVG) vom 04.11.1971 die 
Landesregierungen ermächtigt, für Gemeinden, in denen 
eine besondere Wohnungsknappheit herrscht, Zweckent-
fremdungsverbote zu erlassen. Die Verfassungsmäßigkeit 
dieser Regelung hat das BVerfG im Jahr 1975 bestätigt.110 Als 
Zweck entfremdung wurde dabei in Art. 6 § 1 Abs. 1 S. 2 
MRVG ausdrücklich auch die Verwendung von Wohnraum 
zur „dauernden Fremdenbeherbergung, insbesondere einer 
gewerblichen Zimmervermietung oder der Einrichtung 
von Schlafstellen“ angesehen. Von der Befugnis zum Erlass 
entsprechender Zweckentfremdungsverbote haben zunächst 
zahlreiche Länder Gebrauch gemacht. Einige Bundesländer 
haben die landesrechtlichen Regelungen später wegen eines 
nicht mehr feststellbaren Wohnraummangels wieder auf-
gehoben (so etwa Hessen im Jahr 2004).111 Seit der Födera-
lismusreform I im Jahr 2006 ist die Zuständigkeit für das 
Zweckentfremdungsrecht auf die Länder übergegangen. 
Eine Reihe von Bundesländern hat inzwischen Regelungen 
zum Schutz vor der Zweckentfremdung von Wohnraum 
erlassen. In weiteren Bundesländern wird derzeit die Ein-
führung derartiger Regelungen erwogen.112 

Das bundesweit wohl bekannteste Beispiel ist das vieldis-
kutierte Berliner Gesetz über das Verbot der Zweckent-
fremdung von Wohnraum (Zweckentfremdungsverbot-
Gesetz – ZwVbG) vom 29.11.2013.113 Im März 2018 wurde 
das ZwVbG novelliert.114 Im Folgenden wird – soweit nicht 
anders angegeben – die neue Fassung des ZwVbG zugrunde 
gelegt. Das ZwVbG dient insbesondere dazu, die Umwand-
lung von Wohnraum in Ferienunterkünfte zu verhindern, 
indem Wohnraum im Land Berlin oder in einzelnen Bezir-
ken nur mit Genehmigung des zuständigen Bezirksamts 
zweckentfremdet bzw. als Ferienunterkunft angeboten 

werden darf, sofern die Versorgung der Bevölkerung mit 
ausreichendem Wohnraum zu angemessenen Bedingungen 
als gefährdet eingestuft wird (§ 1 Abs. 1 ZwVbG). Ob die 
Voraussetzungen für ein Zweckentfremdungsverbot im Land 
Berlin oder in einzelnen Bezirken vorliegen, entscheidet 
der Senat (§ 1 Abs. 2. ZwVbG). Zum anderen wird mit dem 
ZwVbG das Ziel verfolgt, den bis dato als Ferienunterkunft 
genutzten Wohnraum dem regulären Wohnungs- bzw. Miet-
markt zuzuführen. Hierzu räumt es dem zuständigen Bezirks-
amt das Recht ein zu verlangen, dass die oder der Verfügungs-
berechtigte oder Nutzungsberechtigte den Wohnraum, der 
ohne die erforderliche Genehmigung zweckentfremdet ge -
nutzt wird, wieder dauerhaften Wohnzwecken zuführt (§ 4 
Abs. 1 S. 1 ZwVbG). Falls erforderlich, kann das zuständige 
Bezirksamt auch die Räumung des zweckentfremdeten 
Wohnraumes anordnen (§ 4 Abs. 1 S. 3 ZwVbG). Für den Fall, 
dass Wohnraum beseitigt oder so verändert wurde, dass er 
für Wohnzwecke nicht mehr geeignet ist, hat die oder der 
Verfügungsberechtigte die Pflicht, ihn auf Verlangen des 
zuständigen Bezirksamts auf eigene Kosten in einem ent-
sprechenden für Wohnzwecke geeigneten Zu  stand wieder-
herzustellen und dem regulären Wohnungs- bzw. Mietmarkt 
zuzuführen (§ 4 Abs. 2 ZwVbG). Bei einem Verstoß gegen 
das Zweckentfremdungsgesetz drohen Geldbußen bis zu 
500.0000 Euro (§ 7 Abs. 4 ZwVbG). Auf die einzelnen, für 
Kurzzeitvermietung relevanten Vorschriften des ZwVbG 
wird in den folgenden Abschnitten näher eingegangen.

Auch in einigen anderen Bundesländern gelten Regelungen 
zum Schutz vor der Zweckentfremdung von Wohnungen: 

zz Baden-Württemberg hat im Jahr 2013 Kommunen mit 
Wohnungsmangel die Möglichkeit eingeräumt, ein 
Zweckentfremdungsverbot zu erlassen.115 Bislang haben 
die Städte Freiburg, Heidelberg, Konstanz, Stuttgart und-
Tübingen von der Befugnis zum Erlass entsprechender 
Satzungen Gebrauch gemacht.

109 Siehe dazu Schröer/Kullick, NZBau 2013, 624 ff. 
110  BVerfG NJW 1975, 727.
111 Schröer/Kullick, NZBau 2013, 624.
112 Im Februar 2017 hat die niedersächsische Landesregierung den Entwurf eines Gesetzes über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohn raum 

beschlossen. Aufgrund der Landtagswahl im Oktober 2017 wurde das Gesetzesvorhaben zunächst nicht weiterverfolgt. Ob die neue Landes regierung 
das Gesetzesvorhaben wieder aufgreift, ist unklar. Im April 2018 wurde in die Bremische Bürgerschaft ein Gesetzentwurf für ein Wohnraumschutzge-
setz eingebracht, der u. a. vorsieht, dass Wohnraum ohne Genehmigung nur maximal 90 Tage im Jahr für Kurzzeitvermietungen genutzt werden darf, 
vgl. Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen in der Bremischen Bürgerschaft v. 24.04.2018, Drs. 19/1646.

113 Gesetz über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum (Zweckentfremdungsverbot-Gesetz – ZwVbG) v. 29.11.2013 (GVBl. S. 626), zuletzt geän-
dert am 9.4.2018 (GVBl. S. 211). Die Verfassungsmäßigkeit des Berliner Zweckentfremdungsverbotsgesetzes ist Gegenstand einer kontroversen Debatte. 
Im April 2017 hat das OVG Berlin-Brandenburg dem Bundesverfassungsgericht die Frage zur Entscheidung vorgelegt, ob die Regelungen des ZwVbG 
insoweit mit dem Grundgesetz vereinbar sind, als sie eine Rückwirkung entfalten, vgl. OVG Berlin, Beschl. v. 6.4.2017 – OVG 5 B 14.16, BeckRS 2017, 
106491; siehe dazu Weber, NZM 2017, 584 ff.

114 Zweites Gesetz zur Änderung des Zweckentfremdungsverbot-Gesetzes v. 9.4.2018 (GVBl. S. 211).
115 Gesetz über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum (ZwEWG) vom 19.12.2013 (GBl. S. 484).
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zz In Bayern gilt seit 2007 das Gesetz über das Verbot der 
Zweckentfremdung von Wohnraum, das zuletzt mit 
Wirkung ab 29.06.2017 geändert wurde.116 Bislang hat 
München als einzige Großstadt in Bayern eine Zweck-
entfremdungssatzung erlassen.117 

zz In Hamburg enthält das Hamburgische Wohnraum-
schutzgesetz Regelungen zur Bekämpfung von Zweck-
entfremdungen.118 

zz In Hessen fand ein 2017 in den Landtag eingebrachter 
Gesetzentwurf für ein Zweckentfremdungsgesetz keine 
Mehrheit.119 Der im Jahr 2017 neugefasste § 12a Hessisches 
Wohnungsaufsichtsgesetz (HWoAufG) ermöglicht es 
jedoch Gemeinden mit angespannten Wohnungsmärk-
ten, Satzungen mit einem Genehmigungsvorbehalt für 
die Umwandlung von Wohnraum zu Ferienwohnungen 
vorzusehen.120 Gestützt auf § 12a HWoAufG hat die Stadt 
Frankfurt im März 2018 eine Ferienwohnungssatzung 
erlassen.121 

zz In Mecklenburg-Vorpommern122 sieht das Zweckent-
fremdungsübertragungsgesetz aus dem Jahr 1996 vor, 
dass die Kommunen über die Einführung von Zweck-
entfremdungsverboten entscheiden.

zz Bis Ende 2006 sah in Nordrhein-Westfalen die Verord-
nung über das Verbot der Zweckentfremdung von 
Wohnraum (ZweVO) für bestimmte Regionen Zweckent-
fremdungsverbote vor. Nach Aufhebung der Verordnung 
gab es zwischenzeitlich keine derartige Regelung. Seit 
2012 sieht § 10 Wohnungsaufsichtsgesetz (WAG) vor, 
dass Gemeinden durch Satzung Gebiete mit erhöhtem 

Wohnungsbedarf festlegen können, in denen Wohn-
raum nur mit Genehmigung zweckentfremdet werden 
darf. Derzeit haben lediglich Dortmund (seit 2012), Köln 
und Bonn (seit 2014) sowie Münster (seit 2015) entspre-
chende Zweckentfremdungssatzungen erlassen. In Düs-
seldorf wird die Einführung eines Zweckentfremdungs-
verbotes derzeit erwogen.123

Begriff der Zweckentfremdung

Eine Zweckentfremdung im Sinne der oben genannten 
Regelungen liegt vor, wenn Wohnraum zu anderen Zwecken 
als Wohnzwecken verwendet wird (vgl. § 9 Abs. 2 S. 1 Hmb-
WoSchG). Der Anwendungsbereich der Zweckentfremdungs-
verbote wird daher maßgeblich durch den Begriff der  
Nutzung zu „Wohnzwecken“ bestimmt. Ferner ist zu berück-
sichtigen, dass der Schutzzweck des Zweckentfremdungs-
rechts in erster Linie bei dauerhaften Umnutzungen ganzer 
Wohneinheiten berührt wird. Davon zu unterscheiden ist 
die zeitlich begrenzte Vermietung selbstgenutzten Wohn-
raums während einer kurzfristigen Abwesenheit (z. B. Urlaub), 
durch die dem Wohnungsmarkt kein Wohnraum entzogen 
wird. 

Für die Auslegung des Begriffs „Wohnzwecke“ im Zweck-
entfremdungsrecht kann auf die Rechtsprechung zum Bau-
recht und Wohngeldrecht zurückgegriffen werden.124 Eine 
Wohnnutzung setzt danach eine auf Dauer angelegte Häus-
lichkeit, die Eigengestaltung der Haushaltsführung und des 
häuslichen Wirkungskreises sowie die Freiwilligkeit des Auf-
enthalts voraus.125 Von der auf Dauer angelegten Häuslichkeit 
abzugrenzen ist ein „provisorisches, einem begrenzten Zweck 

116 Gesetz über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum (Zweckentfremdungsgesetz – ZwEWG) v. 10.12.2007 (GVBl. S. 864).
117 Satzung der Landeshauptstadt München über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum (ZeS) v. 5.12.2017 (MüABl. S. 494).
118 Gesetz über den Schutz und die Erhaltung von Wohnraum (Hamburgisches Wohnraumschutzgesetz – HmbWoSchG) v. 8.3.1982 (GVBl. S. 47), zuletzt 

geändert am 21.5.2013 (GVBl. S. 244).
119 Vgl. LT-Drs. 19/4041 und LT-Drds. 19/4643.
120 BeckOK BauNVO/Hornmann, § 13a BauNVO Rn. 28. Ein Gesetz gegen Leerstand und Zweckentfremdung fand im Hessischen Landtag keine Mehrheit 

(vgl. LT-Drs. 19/4041 und LT-Drds. 19/4643). Zu weiteren Möglichkeiten, insbesondere Genehmigungsvorbehalten nach § 22 BauGB, siehe BeckOK 
BauNVO/Hornmann, § 13a BauNVO Rn. 29 f.

121 Satzung der Stadt Frankfurt am Main über die Nutzung von Wohnraum als Ferienwohnung und zu ähnlichen Zwecken (Ferienwohnungssatzung) v. 1.3.2018 
(Amtsblatt der Stadt Frankfurt am Main v. 27.3.2018, Nr. 13, 149. Jhg. S. 488).

122 Gesetz zur Überarbeitung der Aufgaben nach Artikel 6 des Gesetzes zur Verbesserung des Mietrechts und zur Begrenzung des Mietanstiegs sowie zur Rege-
lung von Ingenieur- und Architektenleistungen (Zweckentfremdungsübertragungsgesetz – ZwG M-V) v. 25.6.1996 (GVOBl. M-V S. 286).

123 Siehe Tröschel, Airbnb: Streit in Düsseldorf um Vermietung von Ferienwohnungen, NRZ v. 6.1.2018, https://www.nrz.de/staedte/duesseldorf/streit-um-
ferien-vermietung-von-wohnungen-id213023687.html.

124 VG München, 29.7.2015, Az. M 9 K 14.5596, BeckRS 2015, 52842.
125 BVerwG, 18.10.2017, Az. 4 CN 6.17, BeckRS 2017, 135038; BVerwG, 17.12.2007, Az. 4 B 54/07, BeckRS 2008, 30158; siehe auch BayVerfGH, 16.8.2017, Az. Vf. 

8-VI-16, NZM 2017, 739.
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dienendes Unterkommen“.126 Die Rechtsprechung bejaht 
dies etwa bei der Vermietung an Medizintouristen127 oder 
bei Monteurunterkünften.128 Maßgeblich ist insoweit das 
Nutzungskonzept des Vermieters. An einer auf Dauer ange-
legten Nutzung fehlt es jedenfalls dann, wenn eine Überlas-
sung nur tage- oder wochenweise erfolgt.129 Dagegen wird 
die Wohnnutzung regelmäßig als auf Dauer angelegt zu 
betrachten sein, wenn ein Mietvertrag für einen Zeitraum 
von sechs Monaten oder länger abgeschlossen wird und die 
Nutzung der Räume auch so lange andauert. Bei einer Ver-
mietung von mehr als einem Monat bis zu einem halben 
Jahr ist eine Einzelfallprüfung erforderlich.130 

Um die Anwendung der Zweckentfremdungsverbote zu 
erleichtern, konkretisieren die einschlägigen Vorschriften 
den Begriff der Zweckentfremdung durch eine Reihe von 
Regelbeispielen, die allerdings unterschiedlich ausgestaltet 
sind. 

Mit Blick auf Kurzzeitvermietungen knüpfen die landesrecht-
lichen Regelungen teilweise an den Begriff der „Gewerb-
lichkeit“ an. So bestimmt etwa § 2 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 ZwEWG 
Baden-Württemberg, dass eine Zweckentfremdung vorliegt, 
wenn Wohnraum „nicht nur vorübergehend gewerblich oder 
gewerblich veranlasst für Zwecke der Fremdenbeherbergung 
genutzt wird.“ In ähnlicher Weise stellt § 2 Abs. 1 Nr. 1 des 
Berliner ZwVbG darauf ab, dass Wohnraum „zum Zwecke 
der wiederholten nach Tagen oder Wochen bemessenen 
Vermietung als Ferienwohnung oder einer Fremdenbeher-
bergung, insbesondere einer gewerblichen Zimmervermie-
tung oder der Einrichtung von Schlafstellen, verwendet wird.“ 
Auch das bayerische ZwEWG stellte bis Juni 2017 darauf ab, 
ob eine Wohnung „nicht nur vorübergehend gewerblich 
oder gewerblich veranlasst für Zwecke der Fremdenbeher-
bergung genutzt wird“ (Art. 2 S. 2 Nr. 3 ZwEWG aF). Der 
Begriff der gewerblichen Fremdenbeherbergung wird teil-
weise durch Handreichungen der Verwaltung konkretisiert. 
So erläutert etwa eine Arbeitshilfe131 des baden-württem-
bergischen Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft, dass 

§ 2 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 ZwEWG Baden-Württemberg nament-
lich hotelähnliche Nutzungen oder Nutzungen als Ferien-
wohnung erfasst. Nicht unter das Tatbestandsmerkmal der 
Zweckentfremdung sollen dagegen Untermietverhältnisse 
und mittelfristig möblierte Vermietungen nicht gewerblicher 
Art fallen, da hier der Wohnungszweck erhalten bleibt.

Der Begriff der „Gewerblichkeit“, hat aufgrund des unter-
schiedlichen Begriffsverständnisses im Zweckentfremdungs-, 
Steuer- und Gewerberecht (sog. Relativität des Gewerbeber-
griffs132) Probleme bei der Auslegung der Vorschrift bereitet.133 

Mehr Rechtssicherheit bieten zeitliche Obergrenzen für die 
Zulässigkeit von Kurzzeitvermietungen, die nach Tagen oder 
Wochen bemessen sind. In einigen Bundesländern bzw. 
Kommunen wurden in der jüngsten Zeit entsprechende 
Obergrenzen eingeführt.

Die Regelungen der einzelnen Bundesländer bzw. Kommu-
nen differenzieren dabei zumeist zwischen drei unterschied-
lichen Fallgruppen: (1) Der Kurzzeitvermietung einzelner 
Zimmer innerhalb der Hauptwohnung, (2) der Vermietung 
der Hauptwohnung während einer vorübergehenden 
Abwesenheit und (3) der Kurzzeitvermietung von Neben-
wohnungen.

Kurzzeitvermietung einzelner Zimmer innerhalb der 
Hauptwohnung

Die Kurzzeitvermietung einzelner Zimmer innerhalb der 
Hauptwohnung wirkt sich in aller Regel nicht auf das ver-
fügbare Angebot an Wohnraum aus. Dementsprechend 
stellt diese nach den Vorschriften der meisten der hier 
untersuchten Bundesländer und Kommunen keine Zweck-
entfremdung dar. So bestimmt etwa die Zweckentfrem-
dungssatzung (ZeS) der Stadt München, dass keine Zweck-
entfremdung vorliegt, wenn eine Wohnung durch den 
Verfügungsberechtigten oder den Mieter zu gewerblichen 
oder beruflichen Zwecken mitbenutzt wird, insgesamt jedoch 

126 VGH München, 7.12.2015, Az. 12 ZB 15.2287, BeckRS 2016, 40297; VG München, 15.2.2017, Az. M 9 K 16.5771, BeckRS 2017, 104471.
127 VG München, 14.7.2017, Az. M 9 X 17.2044, BeckRS 2017, 123010; AG Bonn, 30.11.2016, Az. 27 C 13/16.
128 VG Berlin, 23.1.2018, Az. 6 L 756.17.
129 VG München, 29.7.2015, Az. M 9 K 14.5596, BeckRS 2015, 52842; VGH München, 4.9.2013, Az. 14 ZB 13.6, BeckRS 2013, 55726 (zur Abgrenzung zwischen 

Wohnnutzung und Ferienwohnungsnutzung).
130 VG München, 29.7.2015, Az. M 9 K 14.5596, BeckRS 2015, 52842; siehe auch Hinrichs, NZM 2017, 589 (591): „Ab einer Aufenthaltsdauer von  

drei Monaten kann bereits eine Wohnnutzung vorliegen.“
131 Arbeitshilfe des Ministeriums für Finanzen und Wirtschaft zum Gesetz über das Verbot der Zweckentfremdung von Wohnraum (ZwEWG)  

v. 4.9.2014 – Az.: 6-2734/65, ht.
132 Vgl. Siems, NZG 2001, 738 (739); siehe auch bereits BGH NJW 1961, 725 (726).
133 Vgl. Discher, NVwZ 2017, 1102. 
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die Wohnnutzung überwiegt (über 50 v. H. der Gesamtfläche) 
und die Räume nicht baulich derart verändert wurden,  
dass sie für Wohnzwecke nicht mehr geeignet sind (§ 4 Abs. 
2 Nr. 3 FeS). Eine entsprechende Ausnahmeregelung für die 
Vermietung einzelner Zimmer sieht auch § 9 Abs. 2 S. 4 des 
Hamburgischen Wohnraumschutzgesetzes (HmbWoSchG) 
vor. Eine Genehmigungspflicht besteht in diesen Fällen nicht. 
Auch das am 20.04.2018 in Kraft getretene Berliner ZwVbG 
nimmt die Vermietung einzelner Räume in der Hauptwoh-
nung, die den tatsächlichen Lebensmittelpunkt des Verfü-
gungs- oder Nutzungsberechtigten bildet, von einem 
Genehmigungsvorbehalt aus (§ 2 Abs. 2 Nr. 5 ZwVbG).

Die am 28.03.2018 in Kraft getretene Ferienwohnungssat-
zung (FeS) der Stadt Frankfurt am Main sieht demgegen-
über eine strengere Regelung vor. Nach § 3 Abs. 1 FeS darf 
Wohnraum nur mit einer besonderen Genehmigung zur 
wiederholten nach Tagen oder Wochen bemessenen ent-
geltlichen Überlassung als Ferienwohnung sowie zur Frem-
denbeherbergung, insbesondere einer gewerblichen Zim-
mervermietung oder Einrichtung von Schlafstellen, genutzt 
werden. Die Erteilung der Genehmigung setzt grundsätz-
lich die Schaffung von Ersatzwohnraum (§ 4 FewS) oder die 
Entrichtung einer Ausgleichszahlung (§ 5 FewS) voraus. In 
bestimmten Fällen ist die Genehmigung ohne derartige 
Ausgleichsmaßnahmen zu erteilen. Dies gilt u. a. dann, 
wenn lediglich ein Zimmer des vom Hauptnutzers als 
Hauptwohnsitz genutzten Wohnraums für Kurzzeitvermie-
tungen genutzt wird (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 FewS). Auch die Ver-
mietung eines einzelnen Zimmers innerhalb der Haupt-
wohnung als Ferienunterkunft unterliegt damit 
grundsätzlich dem Genehmigungsvorbehalt. Nach § 6 Abs. 
3 gilt der Antrag auf Erteilung einer Ge  nehmigung für die 
in § 6 Abs. 1 genannten Fälle als erteilt, wenn über den 
Antrag nicht innerhalb eines Monates entschieden wurde 
(Genehmigungsfiktion).

Kurzzeitvermietung der gesamten Hauptwohnung

Strengere Anforderungen gelten in der Regel für den Fall, 
dass die gesamte Hauptwohnung während einer vorüber-
gehenden Abwesenheit des Verfügungs- oder Nutzungsbe-
rechtigten als Ferienunterkunft vermietet wird. Ob in der-
artigen Fällen eine Zweckentfremdungsgenehmigung 
erforderlich ist, hing in der Vergangenheit zumeist davon 
ab, ob eine „gewerbliche“ Fremdenbeherbergung vorlag. 

Wegen der oben skizzierten Schwierigkeiten bei der Ab -
grenzung zwischen gewerblicher und nicht gewerblicher 
Fremdenbeherbergung haben in jüngster Zeit einige Bundes-
länder und Kommunen nach Tagen oder Wochen bemessene 
Obergrenzen eingeführt.

So wurde im Rahmen der Novelle des bayerischen ZwEWG 
im Jahr 2017 der Tatbestand der Fremdenbeherbergung daher 
dahingehend geändert, dass nunmehr ganz auf den Begriff 
der Gewerblichkeit verzichtet wird. Nach der neuen Fassung 
des Art. 1 S. 2 Nr. 3 ZwEWG liegt eine Zweckentfremdung 
künftig erst dann vor, wenn der Wohnraum mehr als insge-
samt acht Wochen im Kalenderjahr zur Fremdenbeherber-
gung genutzt wird. Eine Kurzzeitvermietung der Hauptwoh-
nung für bis zu acht Wochen pro Jahr unterliegt demnach 
nicht dem Genehmigungsvorbehalt. Die Einführung einer 
klaren Obergrenze soll nach der Gesetzesbegründung Rechts-
sicherheit schaffen und zugleich den sich ändernden Urlaubs-
gewohnheiten Rechnung tragen.134 Keine Änderung ergibt 
sich bei dem Begriff der Fremdenbeherbergung, der auch 
die Unterbringung von Medizintouristen umfasst.135  

Die im am 28.03.2018 in Kraft getretene Ferienwohnungs-
satzung (FeS) der Stadt Frankfurt am Main stellt demgegen-
über auch die kurzzeitige Vermietung der Hauptwohnung 
unter einen Genehmigungsvorbehalt, ergänzt diese Rege-
lung jedoch ebenfalls um eine zeitliche Obergrenze von 
acht Wochen pro Kalenderjahr. Der Antrag auf Genehmi-
gung ist gem. § 6 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m § 6 Abs. 2 FeS zu erteilen, 
wenn der als Hauptwohnsitz genutzte Wohnraum ganz 
oder teilweise bei Abwesenheit des Hauptnutzers für nicht 
mehr als acht Wochen pro Kalenderjahr für Kurzzeitver-
mietungen genutzt wird. Auch für diese Fälle gilt eine 
Genehmigungsfiktion. Nach § 6 Abs. 3 gilt der Antrag auf 
Erteilung einer Genehmigung als erteilt, wenn über den 
Antrag nicht innerhalb eines Monats entschieden wurde.

Eine deutlich liberalere Regelung enthält das Hamburgische 
Wohnraumschutzgesetz (HmbWoSchG). Nach § 9 Abs. 2 S. 5 
HmbWoSchG liegt bei einer Kurzzeitvermietung der Haupt-
wohnung keine Zweckentfremdung vor, wenn die Nutzung 
des Wohnraums zu anderen Zwecken als Wohnzwecken 
zeitlich so beschränkt ist, dass der Charakter der Wohnung 
als Hauptwohnung unberührt bleibt. Nach der Fachanweisung 
der Hamburger Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 
zur Durchführung des HmbWoSchG ist dies der Fall, wenn 
die Wohnung bezogen auf ein Jahr mehr als sechs Monate 

134 LT-Drs. 17/15781, 5.
135 Vgl. VGH München, 7.12.2015, Az. 12 ZB 15.2287, BeckRS 2016, 40297. 
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als selbstgenutzte Hauptwohnung genutzt wird.136 Im Ergeb-
nis ist damit eine Kurzzeitvermietung der Hauptwohnung 
für bis zu 182 Tage zulässig.

Das am 20.04.2018 in Kraft getretene neue Berliner Zweck-
entfremdungsverbotsgesetz (ZwVbG) stellt auch die Kurz-
zeitvermietung der Hauptwohnung unter einen Genehmi-
gungsvorbehalt. Eine Genehmigung kann auf Antrag u. a. 
dann erteilt werden, wenn überwiegende schutzwürdige 
private Interessen vorliegen. Ein überwiegendes schutz-
würdiges privates Interesse wird bei Hauptwohnung bejaht, 
wenn der Verfügungs- oder Nutzungsberechtigte, der in der 
Hauptwohnung seinen tatsächlichen Lebensmittelpunkt 
begründet hat, diese während seiner Abwesenheit für Kurz-
zeitvermietung nutzt und „der Charakter als Hauptwohnung 
nicht angetastet wird“ (§ 3 Abs. 3 Nr. 2 ZwVbG). Eine nach 
Tagen bemessene Obergrenze sieht das ZwVbG für diese 
Fälle nicht vor. In Anlehnung an die in Hamburg geltende 
Regelung dürften die Voraussetzungen des § 3 Abs. 3 Nr. 2 
ZwVbG wohl zu bejahen sein, wenn die Wohnung weiter-
hin überwiegend (d. h. an mehr als 182 Tagen im Jahr) als 
Hauptwohnung genutzt wird.

Kurzzeitvermietung von Nebenwohnungen

Die Zweckentfremdungsverbote der Bundesländer bzw. 
Kommunen differenzieren teilweise zwischen Haupt- und 
Nebenwohnungen. 

So gilt etwa die weitreichende Ausnahmeregelung aus § 9 
Abs. 2 S. 4 und 5 HmbWoSchG nicht für Nebenwohnungen.137 
Die kurzzeitige Überlassung einer selbstgenutzten Zweit-
wohnung an Touristen ist in Hamburg daher in jedem Falle 
genehmigungspflichtig.138 Das am 20.04.2018 in Kraft getre-
tene neue Berliner Zweckentfremdungsverbotsgesetz (ZwVbG) 
sieht ebenfalls eine Genehmigungspflicht für die Vermie-
tung von Nebenwohnungen vor. Eine Genehmigung kann 
auf Antrag u. a. dann erteilt werden, wenn überwiegende 
schutzwürdige private Interessen vorliegen. Ein solches 
überwiegendes schutzwürdiges privates Interesse ist nach  

§ 3 Abs. 3 Nr. 3 ZwVbG bei Nebenwohnungen jedoch in der 
Regel nur dann anzuerkennen, wenn die Nutzung zu Zwecken 
der Fremdenbeherbergung an höchsten 90 Tagen im Jahr 
erfolgt. Voraussetzung ist ferner, dass es sich um eine „echte“ 
Zweitwohnung handelt, d. h. dass der Antragsteller über 
keine Hauptwohnung und keine weitere Nebenwohnung in 
Berlin verfügt.

Die Einführung der Obergrenze von 90 Tagen für Neben-
wohnungen steht in einem gewissen Spannungsverhältnis 
zur bisherigen Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte. So 
hat das Verwaltungsgericht Berlin in einem viel beachteten 
Urteil aus dem Jahr 2016 einen Anspruch auf eine Ausnahme-
genehmigung nach § 3 Abs. 1 S. 1 ZwVbG a.F. für die Kurz-
zeitvermietung einer Nebenwohnung bejaht.139 Nach Auf-
fassung des Gerichts rechtfertigt der Schutzzweck des ZwVbG 
es nicht, dem Eigentümer zu verwehren, Räumlichkeiten, 
die er selbst gelegentlich als Zweitwohnung nutzt, während 
seiner Abwesenheit als Ferienwohnung zu vermieten. 
Durch eine derartige Kurzzeitvermietung der Zweitwoh-
nung werde die Wohnraumversorgung nicht gefährdet. 
Daher müsse die Genehmigung erteilt werden. Das Verwal-
tungsgericht Berlin betont allerdings, dass dies nur für 
„echte“ Zweitwohnungen gelte, nicht jedoch in Fällen, in 
denen die Funktion des Wohnens ganz unwesentlich ist 
oder nur zum Schein erfolgt.140 

Angabe von Registrierungsnummern 

Um die Durchsetzung der Genehmigungsvorbehalte zu 
erleichtern, bestimmt der im Rahmen der Novelle des  
Berliner ZwVbG neugefasste § 5 Abs. 6 ZwVbG, dass An -
bieter von Kurzzeitvermietungen in Inseraten (etwa auf 
Online-Plattformen) ab 01.08.2018 eine Registrierungsnum-
mer anzugeben haben. Die Registrierungsnummer wird 
vom zuständigen Bezirksamt erteilt, dem die Aufnahme  
der genehmigten zweckfremden Nutzung von Wohnraum 
anzuzeigen ist. Dadurch soll es den zuständigen Bezirksäm-
tern ermöglicht werden, bei begründeten Anhaltspunkten 
zu prüfen, ob eine unerlaubte Zweckentfremdung vorliegt.

136 Fachanweisung der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt zur Durchführung des Hamburgischen Wohnraumschutzgesetzes 
 (HmbWoSchG) gemäß § 45 Abs. 2 und 3 Bezirksverwaltungsgesetz, Ziff. 9.2.2.1.

137 Hinrichs, Nebenwohnungen und Zweckentfremdungsverbot in Hamburg, NZM 2017, 589 (591).
138  Vgl. Hinrichs, NZM 2017, 589 (593), auch zur Frage, unter welchen Voraussetzungen ein Anspruch auf Genehmigung besteht. 
139 VG Berlin, 9.8.2016, Az. VG 6 K 91/16, LKV 2016, 475.
140 VG Berlin, 9.8.2016, Az. VG 6 K 91/16, LKV 2016, 475 (477); siehe auch VG Berlin, 9.8.2016, Az. VG 6 K 112.16; BeckRS 2016, 51175.
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Zweckentfremdungsverbote – Schwellenwerte und  
geografische Reichweite

Der Rückgriff auf Vorschriften zur Einschränkung der Nut-
zung von Wohnraum durch Feriengäste in Form von Zweck-
entfremdungsverboten bedarf, wie im vorangegangenen 
Kapitel erwähnt, der Definition des Tatbestands der Zweck-
entfremdung. Zur Abgrenzung der dauerhaften Vermietung 
von Wohnraum als Ferienunterkunft, die eine Zweckent-
fremdung darstellt, von der gelegentlichen Vermietung von 
Wohnraum als Ferienunterkunft, die keine Zweckentfrem-
dung ist, kann auf Schwellenwerte in Form von maximal 
zulässigen Vermietungstagen zurückgegriffen werden. Hier 
gilt, je kleiner die zulässige Anzahl der Vermietungstage, 
desto unattraktiver ist die Umwidmung des Wohnraumes 
in Ferienunterkünfte: Die Begrenzung der Anzahl der ver-
mietbaren Tage reduziert nämlich die Gewinnrealisierungs-
möglichkeit im Rahmen der Kurzzeitvermietung. Folglich 
sinken die Anreize, Wohnraum dem Wohnungsmarkt zu 
entziehen, um ihn als Touristenunterkunft über die Sharing-
Plattformen zu vermarkten. Durch die Festschreibung von 
Obergrenzen besteht somit die Möglichkeit zu verhindern, 
dass Wohnraum dem regulären Wohnungsmarkt entzogen 
wird, ohne den Vermieterinnen und Vermietern die gelegent-
liche Vermietung vollständig zu verbieten. Im Folgenden wird 
die Wirkung von Schwellenwerten für die Vermietungs-

tätigkeit an einem Rechenbeispiel für eine fiktive Stadt dar-
gestellt. Aus Vereinfachungsgründen wird von sämtlichen 
Kosten der Vermietungstätigkeit sowohl bei Langzeit- als 
auch Kurzzeitvermietung abstrahiert, so dass die Mitein-
nahmen dem Gewinn entsprechen, der durch die Vermietung 
der Immobilie realisiert werden kann. Das Rechenbeispiel 
wird in der Tabelle 5-2 und Tabelle 5-3 verdeutlicht. Die fik-
tive Stadt besteht aus zwei Stadtbezirken, dem Stadtbezirk A 
und dem Stadtbezirk B. Im Stadtbezirk A gibt es drei Woh-
nungen. Davon ist die erste 40 m2, die zweite 60 m2 und die 
dritte 90 m2 groß. Die Miete für die 40 m2 große Wohnung 
beträgt 13 Euro pro Quadratmeter, für die 60 m2 große 
Wohnung 10 Euro pro Quadratmeter und für die 90 m2 große 
Wohnung 12 Euro pro Quadratmeter. Das bedeutet, dass 
die jeweiligen Vermieter im Rahmen der Langzeitvermie-
tung einen Gewinn in Höhe von 6.240 Euro, 7.200 Euro bzw. 
12.960 Euro erzielen können. Durch die Vermietung der 
Wohnungen als Ferienunterkunft können 50 Euro pro Nacht 
bzw. 65 Euro pro Nacht bzw. 80 Euro pro Nacht Gewinn 
erwirtschaftet werden. Folglich wären die Vermieter der 
kleinen Wohnung bei einem Wert in Höhe von 125 Tagen 
indifferent gegenüber einer Umwidmung der Wohnung in 
eine Ferienunterkunft und der Vermietung der Wohnung 
über den regulären Wohnungsmarkt. Die Vermieter der 
mittleren Wohnung wären hingegen bei 111 Tagen und die 
Vermieter der großen Wohnung bei 162 Tagen indifferent. 

Tabelle 5-2: Rechenbeispiel – Indifferenzwerte
Fiktives Beispiel

Quelle: eigene Berechnung der Gutachter

Stadtbezirk A

Miete pro Monat 
bei Langzeitvermietung 
(exklusive aller Kosten, 
wie z. B. Betriebskosten, 
Rücklagen, Steuern etc.)

Jahresgewinn bei 
Langzeitvermietung

Preis pro Nacht 
bei Kurzzeitvermietung 
(exklusive aller Kosten, 

wie z. B. Plattformentgelt, 
Reinigung, Betriebskosten, 

Steuern etc.) 

Indifferenzwert 
(Wert, bei dem Vermieter indifferent 

sind zwischen Langzeitvermietung und 
Kurzzeitvermietung der Wohnung)

Gute Wohnlage

40 m2 x 13 Euro/m2

= 520 Euro/Monat 6.240 Euro/Jahr 50 Euro 125 Tage (6.240 Euro/50 Euro)

60 m2 x 10 Euro/m2

= 600 Euro/Monat 7.200 Euro/Jahr 65 Euro 111 Tage (7.200 Euro/65 Euro)

90 m2 x 12 Euro/m2 =  
1.080 Euro/Monat   12.960 Euro/Jahr 80 Euro 162 Tage (12.960 Euro/80 Euro)

Stadtbezirk B

Normale Wohnlage

40 m2 x 8,5 Euro/m2

= 340 Euro/Monat
4.080

Euro/Jahr 40 Euro 102 Tage

60 m2 x 7,5 Euro/m2

= 450 Euro/Monat 5.400 Euro/Jahr 54 Euro 100 Tage

90 m2 x 7,0 Euro/m2 =  
630 Euro/Monat 

7.560
Euro/Jahr 70 Euro 108 Tage
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Auch im Stadtbezirk B gibt es nur drei Wohnungen. Die Grö-
ßen der Wohnungen entsprechen denen im Stadtbezirk A. 
Allerdings ist die Miete deutlich niedriger. Sie beträgt 8,5 Euro 
pro Quadratmeter für eine Wohnung mit 40 m2, 7,5 Euro pro 
Quadratmeter für eine Wohnung mit 60 m2 und 7 Euro  
pro Quadratmeter für eine Wohnung mit 90 m2. Der Gewinn 
durch die Langzeitvermietung beläuft sich somit bei der  
40 m2 großen Wohnung auf 4.080 Euro pro Jahr, bei der 60 m2 
großen Wohnung auf 5.400 Euro pro Jahr und der 90 m2 
großen Wohnung auf 7.560 Euro pro Jahr. Durch die Ver-
mietung der Wohnungen als Ferienunterkunft können  
40 Euro pro Nacht bzw. 54 Euro pro Nacht bzw. 70 Euro pro 
Nacht Gewinn erwirtschaftet werden. Folglich wären die 
Vermieter der kleinen Wohnung bei einem Wert in Höhe 
von 102 Tagen indifferent gegenüber einer Umwidmung 
der Wohnung in eine Ferienunterkunft und der Vermie-
tung der Wohnung über den regulären Wohnungsmarkt. 
Die Vermieter der mittleren Wohnung wären hingegen bei 
100 Tagen und die Vermieter der großen Wohnung bei 108 
Tagen indifferent. Bei diesem Rechenbeispiel wird unter-
stellt, dass die Vermieterinnen und Vermieter in der Lage 
sind, die Wohnung an mindestens 102, 108 und 100 Tagen 
im Jahr als Ferienunterkunft zu vermieten. 

Beschließt die Beispielstadt etwa, dass im Rahmen der Kurz-
zeitvermietung nicht länger als 180 Tage vermietet werden 
darf, steigen die Anreize aller Vermieterinnen und Vermieter, 

die Kurzzeitvermietung der Langzeitvermietung vorzuzie-
hen, da sie höhere Gewinnrealisierungsmöglichkeiten ver-
spricht (vgl. Tabelle 5-3). Dies ist der Fall, weil der Schwellen-
wert über dem höchsten Indifferenzwert von 162 Tagen 
liegt. Beschließt die Beispielstadt hingegen, dass im Rahmen 
der Kurzzeitvermietung nur 90 Tage vermietet werden darf, 
sinken die Gewinnrealisierungsmöglichkeiten aller Vermieter 
durch die Kurzzeitvermietung unter die Gewinnrealisie-
rungsmöglichkeiten der Langzeitvermietung, da der Schwel-
lenwert unter dem kleinsten Indifferenzwert von 100 Tagen 
liegt. Folglich sinken die Anreize der Vermieter, die Wohnung 
dem regulären Wohnungsmarkt zu entziehen. Dies wird in 
der Tabelle 5-3 verdeutlicht. Beschließt die Beispielstadt 
einen Schwellenwert von 110 Tagen, steigen die Anreize der 
Vermieter, deren Wohnungen in der normalen Wohnlage 
verortet sind, die Wohnung im Rahmen der Kurzzeitver-
mietung anzubieten, da dort höhere Gewinnrealisierungs-
möglichkeiten sind. Etwas anders verhält es sich bei den 
Vermietern, deren Wohnungen sich in der guten Wohnlage 
befinden. Ihre Anreize, die Wohnung als Ferienunterkunft 
zu vermarkten, sinken, da die Gewinnrealisierungsmöglich-
keiten bei der Langzeitvermietung höher sind.

Da die Effektivität der festgelegten Schwellenwerte zum einen 
vom Mietniveau der jeweiligen Stadt, zum anderen vom Preis 
pro Nacht, der im Rahmen der Kurzzeitvermietung erzielt 
werden kann, determiniert wird und beide Parameter im 

Tabelle 5-3: Rechenbeispiel – Gewinnrealisierungsmöglichkeiten bei verschiedenen Schwellenwerten
Fiktives Beispiel

Quelle: eigene Darstellung der Gutachter 

Stadtbezirk A

Miete pro Monat 
bei Langzeitvermietung 
(exklusive aller Kosten, 
wie z. B. Betriebskosten, 
Rücklagen, Steuern etc.)

Jahresgewinn bei 
Langzeitvermietung

Preis pro Nacht 
bei Kurzzeitvermietung 
(exklusive aller Kosten, 

wie z. B. Plattformentgelt, 
Reinigung, Betriebskosten, 

Steuern etc.) 

Schwellenwert: 
180 Tage

Schwellenwert: 
90 Tage

Gute 
Wohnlage

40 m2 x 13 Euro/m2

= 520 Euro/Monat 6.240 Euro/Jahr 50 Euro 9.000 Euro
pro Jahr 

4.500 Euro
 pro Jahr

60 m2 x 10 Euro/m2

= 600 Euro/Monat 7.200 Euro/Jahr 65 Euro 11.700 Euro
 pro Jahr 

5.850 Euro
 pro Jahr

90 m2 x 12 Euro/m2 =  
1.080 Euro/Monat   12.960 Euro/Jahr 80 Euro 14.400 Euro

 pro Jahr
7.200 Euro
 pro Jahr

Stadtbezirk B

Normale 
Wohnlage

40 m2 x 8,5 Euro/m2

= 340 Euro/Monat
4.080

Euro/Jahr 40 Euro 7.200 Euro
 pro Jahr

3.600 Euro
 pro Jahr

60 m2 x 7,5 Euro/m2

= 450 Euro/Monat 5.400 Euro/Jahr 54 Euro 9.720 Euro
 pro Jahr

4.860 Euro
 pro Jahr

90 m2 x 7,0 Euro/m2 =  
630 Euro/Monat 

7.560
Euro/Jahr 70 Euro 12.600 Euro

 pro Jahr
6.300 Euro
 pro Jahr
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Laufe der Zeit variieren können, gilt es die Schwellenwerte 
regelmäßig zu überprüfen und anzupassen. 

An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass Schwellenwerte 
für die Gelegenheitsvermietung auch unabhängig von so -
genannten Zweckentfremdungsverboten implementiert 
werden können. Mehr dazu findet sich weiter unten im 
vorliegenden Kapitel.

Neben der Festlegung von Schwellenwerten muss eine Ent-
scheidung über die geografische Reichweite von Vorschriften 
zur Einschränkung der Nutzung von Wohnraum durch 
Feriengäste erfolgen: Soll das Zweckentfremdungsverbot 
flächendeckend, also z. B. für die ganze Stadt gelten, oder 
nur für bestimmte Stadtbezirke. Eine entsprechende Rege-
lung sieht das 2017 neugefasste bayerische Zweckentfrem-
dungsgesetz (ZwEWG) vor. Nach der Neufassung des ZwEWG 
können Gemeinden künftig Zweckentfremdungssatzungen 
nicht nur für das gesamte Gemeindegebiet, sondern auch 
für einzelne Gemeindeteile erlassen (Art. 1 S. 1 ZwEWG). 
Dies ermöglicht den Gemeinden eine zielgenauere Fein-
steuerung bei der Bekämpfung von wohnungspolitischen 
Fehlentwicklungen. Ein flächendeckendes Zweckentfrem-
dungsverbot ist kritisch zu sehen, wenn die Wohnraumver-
fügbarkeit z. B. zwischen den Stadtbezirken stark variiert. 
Die Umwidmung von Wohnraum in Ferienunterkünfte 
kann dazu beitragen, Stadtbezirke, die hohen Leerstand 
verzeichnen, zu beleben. Durch die zusätzliche Nachfrage 
der Touristen werden für das eine oder andere Angebot  
z.  B. im Bereich der Gastronomie die Rentabilitätsgrenzen 
erreicht bzw. überschritten, so dass sich das Dienstleistungs-
angebot in den vom Leerstand betroffenen Stadtbezirken 
erweitert. Davon profitieren neben Touristen auch die Ein-
wohner (Kagermeier et al. 2015, 71; Dredge et al. 2016, 13). 

Ob die Vorschriften zur Einschränkung der Nutzung von 
Wohnraum als Ferienunterkunft allein ausreichend sind, 
um dem Wohnraumentzug durch Sharing-Plattformen 
entgegenzuwirken, ist fraglich. Ihre Durchsetzung bedarf 
vermutlich einer Registrierungspflicht in Kombination mit 
der Vergabe einer Identifikationsnummer pro Anbieter und 
Unterkunft, die bei jedem Inserat auf den jeweiligen Sharing- 
Plattformen anzugeben ist. Registrieren lassen dürfen sich 
in vom Zweckentfremdungsverbot betroffenen Gebieten 
nur Gelegenheitsvermieter; nicht aber die professionellen 
Vermieter von Ferienunterkünften. Ferner wäre es für die 
Durchsetzung der Zweckentfremdungsverbote von Vorteil, 
wenn gewährleistet werden könnte, dass auf den Online-
Plattformen nur Angebote angezeigt werden, die über eine 
Registrierungsnummer verfügen. Um sicherzustellen, dass 
die Vermieterinnen und Vermieter Schwellenwerte einhalten, 

müssen die Sharing-Vermittlungsplattformen angehalten 
werden, automatisierte Warnhinweise beim Erreichen der 
Obergrenze der vermietbaren Tage zu schalten oder den 
Account bis zum Jahresende zu deaktivieren.

Quoten und Lizenzen zur Steuerung professioneller  
Vermietungstätigkeit

Kommunen, die nicht nur gelegentliche Vermietung, son-
dern z. B. aufgrund von städteplanerischen Aspekten auch 
professionelle Vermietung von Ferienunterkünften über 
Vermittlungsplattformen steuern möchten, können folgende 
Maßnahmen ergreifen.

Quotierung des Angebots: Eine Möglichkeit, die professio-
nelle Vermietung von Wohnraum als Ferienunterkunft zu 
steuern, besteht darin, hierfür eine Genehmigungspflicht 
ein zuführen und die Anzahl der Genehmigungen zu be -
grenzen. Eine derartige Regelung gibt es in Amsterdam. 
Dort werden für die Kategorie „short stay“ keine Genehmi-
gungen mehr erteilt, da 10 Prozent der Gesamtzahl der 
Eigenheime im privaten Sektor erreicht sind (Neubauten 
sind von dieser Regelung ausgenommen).

Durch die Festlegung einer derartigen Grenze kann klar 
definiert werden, wie viel Wohnraum dem Wohnungsmarkt 
für Freizeitzwecke entzogen werden darf. Durch die Befris-
tung der Gültigkeit der Genehmigungen auf 10 Jahre hat 
die Stadt Amsterdam die Möglichkeit – in Abhängigkeit von 
der Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum –, die Anzahl 
der kommerziell angebotenen Ferienunterkünfte über die 
Zeit hinweg zu steuern. 

Der Anteil der Wohnungen, der als Ferienunterkunft ver-
mietet werden darf, kann z. B. von Stadtbezirk zu Stadtbe-
zirk in Abhängigkeit vom Wohnungsleerstand variieren. 
Auf diese Weise kann die Präsenz von Touristen in Stadt-
bezirken mit ihren Vor- und Nachteilen dirigiert werden. 
Problematisch bei der Quotierung des Angebots ist, dass 
ein Erreichen der Grenze und ein damit einhergehender 
Genehmigungsstopp wiederum Anreize setzen, gegen die 
Regeln zu verstoßen und auch ohne Genehmigung an Tou-
risten zu vermieten. Dies gilt umso mehr bei anhaltendem 
Genehmigungsstopp. Damit würde genau das Verhalten 
forciert, welches durch die Implementierung von Regeln 
eigentlich verhindert werden soll. Die effektive Durchset-
zung der Maßnahme erfordert die Einbeziehung der Ver-
mittlungsplattformen in die Regulierung. Mehr dazu später 
im Kapitel. 
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Zusätzlich können bestimmte Wohneinheiten von der 
Genehmigungserteilung gänzlich ausgeschlossen werden, 
um die Verfügbarkeit von Wohnraum für Geringverdiener 
und sozial Schwächere z. B. auch in attraktiven, zentral 
gelegenen Stadtbezirken sicherzustellen. So werden in  
San Francisco für bestimmte Wohneinheiten des „Inclusio-
nary Affordable Housing Program“ keine Genehmigungen 
erteilt. In Amsterdam gilt die genehmigungspflichtige  
Kategorie „short stay“ nur für Wohnungen, deren Miete 
über 710,68,– Euro pro Monat liegt. An dieser Stelle sei dar-
auf verwiesen, dass die Bindung der Genehmigungspflicht 
an die Höhe der Monatsmiete der Wohnung die Gefahr 
birgt, dass Wohnungseigentümer die Mieten direkt oder 
indirekt z. B. über die Modernisierung oder die Ausstattung 
der Wohnung in die Höhe treiben, um die Wohnung als 
Ferienunterkunft vermieten zu können.

System handelbarer Lizenzen: Eine weitere Möglichkeit, 
die professionelle Vermietungstätigkeit zu steuern, wäre ein 
System handelbarer Lizenzen.141 Hierzu müsste ebenfalls 
zu  nächst eine Grenze für den Anteil der Eigenheime im pri-
vaten Sektor definiert werden, der als Ferienwohnung ver-
marktet werden darf. Darauf aufbauend kann die Anzahl 
der Lizenzen bestimmt werden, die Vermieterinnen und 
Vermieter von den jeweiligen Kommunen entweder kosten-
los erhalten oder entgeltpflichtig erwerben müssen. Durch 
die Definition des Anteils der Eigenheime im privaten Sek-
tor, der als Ferienwohnung angeboten werden darf, kann 
das Problem der Wohnungsknappheit adressiert werden.  
Je größer die Wohnungsknappheit, die durch Umwidmung 
von Wohnraum in Ferienunterkünfte verursacht wird, desto 
restriktiver sollte tendenziell der Grenzwert sein. Sinnvoll 
wären auch unterschiedliche Grenzwerte in einer Stadt, die 
je nach „Popularität“ des Bezirks variieren. Genehmigungen 
bzw. Lizenzen werden so lange erteilt, bis der definierte 
Grenz wert erreicht ist. Ab diesem Zeitpunkt können Geneh-
migungen/Lizenzen nur noch durch Kauf einer bereits ge -
währten Genehmigung bzw. Lizenz erlangt werden. Der 
Inhaber der Lizenz erhält Geld als Tausch für seine Lizenz, 
darf seine Wohnung aber ohne Lizenz nicht mehr als Ferie-
nunterkunft vermieten. Neben der räumlichen Gültigkeit 
kann auch die zeitliche Gültigkeit der Lizenzen auf z. B.  
10 Jahre begrenzt werden. Durch die zeitliche Begrenzung 
der Lizenzgültigkeit ergibt sich die Möglichkeit, den Anteil 
der Eigenheime im privaten Sektor, der als Ferienwohnung 
angeboten werden darf, über die Zeit hinweg zu steuern. 

Beim Handel dieser Lizenzen müssen bestimmte Vorgaben 
in Bezug auf die Größe der Wohnung, den Wert oder den 
Ort der Immobilie berücksichtigt werden. Der Preis für die 
Genehmigung wird am Markt anhand von Angebot und 
Nachfrage bestimmt. Hierdurch würde eine Lösung 
geschaffen, die zum einen das Problem einer zunehmen-
den Wohnraumverknappung entschärft, weil der Anteil der 
Eigenheime im privaten Sektor, der für Freizeitzwecke ver-
marktet werden darf, nach oben gedeckelt ist. Zum anderen 
entsteht ein effizienter Auswahlprozess zwischen privatem 
Wohnraum und Ferien- und Freizeitwohnungen. 

Im Gegensatz zu Quoten ist das System handelbarer Lizen-
zen vermutlich deutlich komplexer in der Umsetzung. 
Allerdings könnte es stärker zum Erhalt von bezahlbarem 
Wohnraum und der Wahrung der Tourismusakzeptanz bei-
tragen als die Quotierung des Angebotes: Die Zahlungsbe-
reitschaft der Vermieter bzw. der Vermieterinnen für eine 
Lizenz c. p. steigt mit den Gewinnrealisierungsmöglichkei-
ten durch die Vermietung der Wohnung als Ferienunter-
kunft. Es ist zu vermuten, dass diejenigen Vermieterinnen 
und Vermieter die höchste Zahlungsbereitschaft haben 
werden, die in der Lage sind, nicht nur eine hohe Auslastung, 
sondern auch einen relativ hohen Preis pro Nacht zu erzielen. 
Vor diesem Hintergrund ist anzunehmen, dass es sich primär 
um Wohnungen des oberen Preissegmentes handeln wird, 
die als Ferienunterkunft mittel bis langfristig angeboten 
werden. Um zu verhindern, dass die Vermieterinnen und 
Vermieter von Wohnungen des niedrigen bis mittleren Preis -
s egmentes ihre Gewinnrealisierungsmöglichkeiten durch 
die Erhöhung der Bettenanzahl pro Wohnung erhöhen, 
kann die maximal zulässige Bettenzahl z. B. pro Quadrat-
meter in der Lizenz fixiert werden. Mittel- bis langfristig 
kann jedoch die Gefahr der „Luxussanierung“ nicht ausge-
schlossen werden, so dass auch Wohnungen des niedrigen 
bzw. mittleren Preissegmentes in Ferienunterkünfte umge-
widmet werden können. Eine Möglichkeit, diesem Problem 
zu begegnen, ist, die Anzahl der zulässigen Lizenzen pro 
Käufer zu begrenzen. Auf diese Weise sinkt das Risiko, dass 
finanzstarke Bieterkonsortien die Lizenzen aufkaufen und 
z. B. ganze Wohnblocks in Ferienunterkünfte umwandeln.

Die effektive Durchsetzung des Systems der handelbaren 
Lizenzen bedarf der Einbeziehung der Vermittlungsplatt-
formen in die Regulierung. Mehr dazu später im Kapitel.

141 Vgl. Miller, First Principles for Regulating the Sharing Economy, 53 Harvard Journal of Legislation 148 (2016) 196-200; ders.,  
Transferable Sharing Rights: A Theoretical Model for Regulating Airbnb and the Short-Term Rental Market (October 24, 2014),  
https://ssrn.com/abstract=2514178.
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Kompensationsregelungen: Die Steuerung der Vermietungs-
tätigkeit kann darüber hinaus adressiert werden, indem die 
Erteilung einer Genehmigung für die Vermietung von Wohn-
raum als Ferienunterkunft an bestimmte Bedingungen ge -
knüpft wird, etwa die Schaffung von Ersatzwohnraum oder 
entsprechende Ausgleichszahlungen. So bestimmt etwa § 3 
Abs. 1 des Berliner ZwVbG, dass eine Genehmigung für die 
Zweckentfremdung von Wohnraum u.  a dann erteilt wer-
den kann, wenn angemessener Ersatzwohnraum geschaffen 
wird. Auch in Paris gibt es eine Kompensationsregelung: 
Wenn regulärer Wohnraum in Wohnraum für Freizeitzwecke 
umgewandelt werden soll, dann muss im Gegenzug eine 
andere Immobilie in regulären Wohnraum umgewandelt 
werden. Eine derartige Regelung ist sehr restriktiv und senkt 
grundsätzlich den Anreiz, eine Genehmigung überhaupt zu 
beantragen. Werden die Hürden für einen Genehmigungs-
erhalt so hoch gesetzt, dass die Aussicht auf Erfolg gegen 
null geht, dann werden hierdurch wieder verstärkt Anreize 
gesetzt, sich nicht an die Regeln zu halten. Gegebenenfalls 
geht die Anzahl der Inserate stark zurück. 

Voraussetzung für die Implementierung des Quoten-Modells 
oder des Systems handelbarer Lizenzen ist die Einführung 
von Obergrenzen, z. B. in Form von maximal zulässigen 
Vermietungstagen, zur Differenzierung zwischen Gelegen-
heitsvermietung und professioneller Vermietungstätigkeit. 
Diejenigen, die über die Obergrenzen hinaus vermieten 
möchten, gelten pauschal als professionelle Vermieter bzw. 
Vermieterinnen und müssen – je nach Modell – entweder 
eine Genehmigung beantragen oder eine Lizenz erwerben, 
um legal über Vermittlungsplattformen vermieten zu dür-
fen. Für die Aufnahme der Gelegenheitsvermietung reicht 
hingegen die Registrierung, die jedoch für alle Gelegen-
heitsvermieter und Gelegenheitsvermieterinnen obligato-
risch sein sollte. Die Registrierungs- und Genehmigungs-
pflicht sind für die Generierung von Daten erforderlich, die 
den Ist-Zustand dokumentieren und Zeitreihenanalysen142  
ermöglichen. Mehr zur Datengenerierung durch die Regist-
rierungspflicht findet sich in Kapitel 7.3. Ferner erleichtern 
sie die Identifizierung der Vermieter.

Die Durchsetzung der Maßnahmen bedarf der Einbeziehung 
der Vermittlungsplattformen in die Regulierung. Sie müssen 
zum einen dafür Sorge tragen, dass nur solche Vermieterin-
nen und Vermieter bei ihnen Anzeigen schalten dürfen, die 
entweder zur Kategorie der Gelegenheitsvermieterinnen 

und Gelegenheitsvermieter gehören und über eine Identi-
fikationsnummer verfügen, die ihnen im Rahmen der 
Registrierung zugeteilt worden ist, oder zur Kategorie der 
professionellen Vermieterinnen und Vermieter gehören 
und – je nach Modell – entweder über eine Genehmigung 
oder eine Lizenz verfügen. Ferner ist vorstellbar, dass die 
Online-Vermittlungsplattformen die Einhaltung der Schwel-
lenwerte verantworten, die für die Gelegenheitsvermietung 
gelten, indem sie automatisierte Warnhinweise beim Errei-
chen der Obergrenze vermietbarer Tage schalten oder das 
Angebot bis zum Ende des Jahres deaktivieren. So hat z. B. 
Airbnb auf Grundlage einer Vereinbarung mit der Stadt 
Amsterdam zum 1. März 2017 eine automatische Begrenzung 
eingeführt, um zu gewährleisten, dass Wohnungen nur für 
max. 60 Tage pro Jahr vermietet werden können. Eine längere 
Vermietung über die Vermittlungsplattform ist nur möglich, 
wenn der Vermieter der Wohnung nachweisen kann, dass er 
über eine entsprechende Erlaubnis (etwa als Bed & Break-
fast oder „shortstay“) verfügt.143 Eine automatische Durch-
setzung der Grenzwerte durch Airbnb gibt es auch in London 
und Paris. In Deutschland könnte z. B. eine Genehmigung 
der Behörden bei Quotierung des Angebotes, eine Lizenz 
bei Einführung eines Systems handelbarer Lizenzen oder 
der Gewerbeschein eine längere Vermietungsdauer begrün-
den. Gewerbeschein deshalb, weil es nicht auszuschließen 
ist, dass auch etablierte Anbieter des Beherbergungssektors 
wie Hotels oder Pensionen infolge der Wettbewerbsintensi-
vierung dazu übergehen, vermehrt Inserate bei Sharing-
Plattformen zu platzieren. So empfiehlt z. B. der Schweizer 
Hotelverband, wie in Kap. 5.3.1 bereits erwähnt, seinen Mit-
gliedern die Nutzung von Airbnb als Vertriebskanal (Swiss 
Hotel Association, 2016; Peuckert et al. 2017, 20). 

5.3.3  Szenarienanalyse: Steuerung der 
Vermietungstätigkeit über Sharing-Plattformen

Auch wenn keine Untersuchungen vorliegen, ist davon aus-
zugehen, dass sowohl die Instrumente zur Steuerung der 
Vermietung von Privatunterkünften an Touristen als auch 
die Instrumente zum Schutz der Lebensqualität der Stadt-
bevölkerung sich im Hinblick auf ihre Effektivität unter-
scheiden. Die Effektivität ist im Unterschied zur Effizienz 
ein Kriterium, mit dem sich beschreiben lässt, inwieweit 
eine Maßnahme bzw. ein Instrument geeignet ist, ein vor-
gegebenes Ziel zu erreichen. Die Effektivität ist unabhängig 

142  Zeitreihenanalysen, darunter ist der Vergleich von Zuständen zu unterschiedlichen Zeitpunkten zu verstehen, ermöglichen z. B. die Erstellung von 
Prognosen, das Aufdecken von Trends und plötzlichen Veränderungen. Folglich sind sie grundlegend, um z. B. die Auswirkung von Regulierungsinstru-
menten zu kontrollieren bzw. ihre Effektivität zu beurteilen und der Kommune proaktives Handeln zu ermöglichen.

143 https://www.amsterdam.nl/nieuwsarchief/persberichten/2016/persberichten-1/amsterdam-and-airbnb/, zuletzt abgerufen am 11.01.2018.
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vom Aufwand, der nötig ist, um das Ziel zu erreichen.144  
Vor diesem Hintergrund ist das Ziel des Kapitels, Optionen 
aufzuzeigen, die von den Kommunen in Abhängigkeit vom 
Schweregrad der jeweiligen Problemlage ergriffen werden 
können. Betrachtet werden zunächst Situationen, in denen 
der Handlungsdruck in der Kommune überhaupt nicht 
oder nur sehr niedrig (Szenario 1 in Abbildung 5-1), mäßig 
bis hoch (Szenario 2 in Abbildung 5-1) und hoch bis sehr 
hoch (Szenario 3) durch die Vermietung über Online-Platt-
formen verschärft wird. 

Das Szenario 1 in Abbildung 5-1 ist durch Leerstand bzw. 
niedrige Wohnungsknappheit gekennzeichnet, die Kurz-
zeitvermietung von Wohnraum über Sharing-Plattformen 
trägt – wenn überhaupt – nur in geringem Umfang zur  
Verschärfung der Situation bei. In diesem Szenario besteht 
grundsätzlich kein Handlungsbedarf für die Kommune. Die 
Möglichkeit der Kurzzeitvermietung kann hier dazu beitra-
gen, dem Leerstand entgegenzuwirken. Durch entsprechend 
großzügige Regelungen könnten sogar Anreize zur Nutzung 
von leerstehenden Immobilien geschaffen werden. So sehen 
etwa die sehr strengen Zweckentfremdungsregeln der Stadt 
Kyoto (Japan) weitgehende Ausnahmen für traditionelle höl-
zerne Stadthäuser („machiya“) vor.145 Dadurch soll ein Anreiz 
zur Nutzung und Erhaltung dieser Häuser geschaffen werden.

Wird hingegen ohnehin hohe Wohnungsknappheit in der 
Kommune durch die Vermittlungsplattformen – wie im 
Szenario 2 der Abbildung 5-1 – stark verstärkt, stehen den 
Kommunen verschiedene Maßnahmen zur Verfügung, die 
dem Zweck dienen, die Vermietung von Privatunterkünf-
ten an Touristen zu begrenzen und zu kontrollieren. Da nur 
die dauerhafte Umwidmung von Wohnungen in Ferienun-
terkünfte zur Verknappung des Wohnraumes beiträgt, soll-
ten Schwellenwerte z. B. in Form von maximal zulässigen 
Vermietungstagen definiert werden, um die gelegentlichen 
von den professionellen Vermieterinnen und Vermietern 
abzugrenzen. Als professionelle Vermieterinnen und Ver-
mieter gelten im Rahmen der Szenarienanalyse alle, die über 
die Schwellenwerte hinaus vermieten möchten. Die Vermitt-
lungsplattformen sollten die Gelegenheitsvermieterinnen 
und -vermieter über das Erreichen der Schwellenwerte und 

mögliche Folgen bei Missachtung dieser informieren. Für 
die gelegentliche Vermietung von Wohnraum ist eine 
Registrierungspflicht, für die professionelle Vermietung 
eine Genehmigungspflicht in Kombination mit der Quotie-
rung des Angebotes zu implementieren. Die Quotierung 
des Angebots wird in diesem Szenario dem System handel-
barer Lizenzen vorgezogen, weil es unserer Einschätzung 
nach einfacher und kostengünstiger umgesetzt werden 
kann. Bei Festlegung der Quote ist der Intensität des Prob-
lems Rechnung zu tragen. Je größer die Wohnungsknapp-
heit, die durch Vermittlungsplattformen verursacht wird, 
desto restriktiver sollte tendenziell die Quote sein, also der 
Anteil der Wohnungen in einer Stadt, der als Ferienunter-
kunft vermietet werden darf.

Sowohl im Zuge des Registrierungsprozesses als auch im 
Zuge des Genehmigungsprozesses für professionelle Anbie-
terinnen und Anbieter sollten die Vermieterinnen und  
Vermieter Identifikationsnummern erhalten, die bei allen 
Inseraten sichtbar anzugeben sind. 

Zur Durchsetzung der Maßnahmen könnte Nachbarn die 
Möglichkeit eingeräumt werden, illegale Ferienwohnungen 
dem zuständigen Bezirksamt (unter Angabe der Straße, 
Hausnummer, Postleitzahl, Lage der Ferienwohnung(en), 
Name auf dem Klingelschild (falls vorhanden) sowie nach 
Möglichkeit eines Nachweises für die Vermarktung der 
Wohnung auf Online-Portalen) zu kommunizieren. Die 
Meldung von Zweckentfremdung ist nicht nur in Berlin146, 
sondern z. B. auch in München147, Konstanz148 und Ham-
burg149 möglich. Darüber hinaus könnte die Androhung 
von Bußgeldern bzw. Strafen disziplinierend auf die Ver-
mieterinnen und Vermieter wirken. 

Wohnungen, die als Ferienunterkünfte vermarktet werden, 
könnten zudem durch eine sichtbar angebrachte Markie-
rung in Form einer Plakette z. B. an der Außentür gekenn-
zeichnet werden. Die Plakette könnte für Gelegenheitsver-
mieter bzw. -vermieterinnen im Zuge der Registrierung 
ausgestellt werden. Professionelle Vermieterinnen und Ver-
mieter könnten diese – je nach Modell – entweder zusammen 
mit der Genehmigung oder bei Vorlage einer gültigen Lizenz 

144  Die Effizienz ist hingegen ein Kriterium zur Beschreibung der Wirtschaftlichkeit der Zielerreichung. Anders als die Effektivität ist die Effizienz von 
Maßnahmen bzw. Instrumenten vom damit verbundenen Aufwand abhängig. Eine Maßnahme gilt als effizient, wenn das Ziel mit dem geringstmög-
lichen Aufwand erreicht wird.

145 http://japanpropertycentral.com/2017/12/kyotos-proposed-short-term-letting-rules-to-be-strictest-in-country/, zuletzt abgerufen am 15.05.2018.
146 https://ssl.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/zweckentfremdung_wohnraum/formular/adresswahl.shtml.
147 https://formulare.muenchen.de/process.php?path=soz/soz_zweckentfremdung/soz_zweckentfremdung.
148 http://www.konstanz.de/rathaus/medienportal/mitteilungen/08031/index.html?lang=de.
149 http://www.hamburg.de/wohnraumschutz/4468930/ferienwohnung/.
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erhalten. Eine besondere Schwierigkeit dabei dürfte die Fäl-
schungssicherheit der Plakette sein. Fällt den Nachbarn auf, 
dass die Wohnung an Touristen vermietet wird, ohne dass 
eine Plakette die Wohnung als registrierte Ferienunterkunft 
klassifiziert, könnten sie sich z. B. hilfesuchend an das 
zuständige Bezirksamt wenden.                                                                  

Wird die hohe bis sehr hohe Wohnungsknappheit in der 
Kommune durch die Sharing-Vermittlungsplattformen – 
wie im Szenario 3 der Abbildung 5-1 – stark bis sehr stark 
verschärft, sollte zum einen ein Genehmigungsstopp für 
neue Angebote im Bereich der professionalisierten Vermie-
tungstätigkeit in Erwägung gezogen werden. Im Extremfall 
sind gegebenenfalls Zweckentfremdungsverbote angezeigt. 
Zum anderen muss der Durchsetzung der im Rahmen des 
Szenario 2 skizzierten Maßnahmen eine größere Bedeutung 
beigemessen werden. Von besonderer Relevanz ist hierbei 
die Einbeziehung der Vermittlungsplattformen in die Regu-
lierung. Sie müssen für die Löschung von Inseraten ohne 
eine gültige Identifikationsnummer sorgen sowie die Inse-
rate beim Erreichen der Schwellenwerte deaktivieren, sofern 

ihnen keine Genehmigung vorliegt, die sie zur Vermietung 
über die Schwellenwerte hinaus berechtigt. Darüber hinaus 
sollte ein Genehmigungsstopp für neue Angebote im Bereich 
der professionalisierten Vermietungstätigkeit in Erwägung 
gezogen werden. Im Extremfall sind gegebenenfalls Zweck-
entfremdungsverbote angezeigt.

Da manche Vermieter und Vermieterinnen von Privat-
unterkünften Anreize haben könnten, die Regulierungs-
vorschriften durch die Nutzung verschiedener Online- 
Vermittlungsplattformen zu umgehen, stellt sich die Frage, 
welche Online-Vermittlungsplattformen Verantwortung 
übernehmen sollten bzw. müssten, um sicherzustellen, dass 
durch Plattformwechsel der Vermieterinnen und Vermieter 
von Privatunterkünften die Regulierung nicht ins Leere greift. 
Sind es die Online-Vermittlungsplattformen, die derzeit als 
Peer-to-Peer-Sharing-Plattformen agieren, oder alle Online- 
Vermittlungsportale, deren Geschäftsmodell darin besteht, 
Ferienunterkünfte jeglicher Art an Touristen, Geschäfts-
reisende etc. zu vermieten? Darunter würden z. B. auch  
hrs.de oder booking.com fallen. 

Szenario 3
•  Registrierungsp�icht für Gelegenheitsvermieter/-innen;  
 Vergabe einer Identi�kationsnummer
•  Implementierung von Schwellenwerten für
 Gelegenheitsvermietung; Warnhinweise durch die
 Vermittlungsplattform beim Erreichen dieser
•  Quotierung der professionalisierten
 Vermietungstätigkeit; Genehmigungsp�icht für
 professionalisierte Vermietungstätigkeit
•  Genehmigungsstopp für professionalisierte
 Vermietungstätigkeit; Verp�ichtung der
 Vermittlungsplattformen zur Löschung von
 Angeboten ohne Genehmigung
•  Verbot der Vermietung von staatlich gefördertem
 Wohnraum

Szenario 2
•  Registrierungsp�icht für Gelegenheits-
 vermieter/-innen; Vergabe einer 
 Identi�kationsnummer
•  Implementierung von Schwellenwerten für
 Gelegenheitsvermieter/-innen; Warnhinweise 
 durch die Vermittlungsplattform beim 
 Erreichen dieser
•  Quotierung der professionalisierten Vermietungs-
 tätigkeit; Genehmigungsp�icht für 
 professionalisierte Vermietungstätigkeit
•  Verbot der Vermietung von staatlich 
 gefördertem Wohnraum
•  Durchsetzung: Geldstrafen, Meldebüro für 
 illegale Vermietung
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Abbildung 5-1: Szenarienanalyse zum Wohnungsmarkt

In Abhängigkeit von Wohnungsknappheit und Effekten der Sharing Economy im Unterkunftssektor

Quelle: eigene Darstellung der Gutachter 
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Eine Fokussierung auf Sharing-Plattformen könnte gegebe-
nenfalls die Durchsetzung der Regulierungsmaßnahmen 
erschweren. Dies wäre dann der Fall, wenn die Grenzen 
zwischen den Online-Vermittlungsplattformen verschwim-
men würden. Dies ist mittel- bis langfristig nicht auszu-
schließen. Bereits heute werden bei hrs.de oder booking.com 
zahlreiche Ferienwohnungen auch von Privatpersonen 
angeboten. In Zukunft könnten auch Online-Plattformen, 
die derzeit vor allem auf die Vermittlung von Hotelzimmern 
spezialisiert sind, auch andere Ferienunterkünfte vertreiben. 
Äquivalent könnten traditionelle Beherbergungsbetriebe, 
wie z. B. Hotels und Pensionen, die Peer-to-Peer-Plattfor-
men als Vertriebsplattform für sich entdecken, um auf den 
wachsenden Wettbewerb mit Privatanbietern zu reagieren. 
Die wachsende Bedeutung der Sharing-Plattform als  
Alternative zu Online-Reiseportalen wie z. B. hrs.de oder 
booking.com zeigt sich bereits heute darin, dass der Schwei-
zer Hotelverband seinen Mitgliedern die Nutzung von 
Airbnb als Vertriebskanal empfiehlt (Swiss Hotel Association, 
2016, Peuckert et al. 2017, 20). Darüber hinaus scheint z. B. 
auch Airbnb eine Fortentwicklung seines Geschäftsmodells 
anzustreben. Darauf deutet zumindest die Akquisition des 
Ferienwohnungsanbieters Luxury Retreats hin. Dabei soll es 
jedoch nicht bleiben. Das Ziel von Airbnb ist es, ein Reise-
Rundumanbieter zu werden. Vor diesem Hintergrund ist zu 
erwarten, dass Airbnb sich in den nächsten Jahren von 
einer „reinen“ Peer-to-Peer-Sharing-Plattform signifikant 
entfernen wird (Peuckert et al. 2017, 20). 

Angesichts der Tatsache, dass die Online-Vermittlungsplatt-
formen aus Nutzersicht dann zu Substituten konvergieren, 
würde die Fokussierung auf eine oder bestimmte Vermitt-
lungsplattformen zudem zu Wettbewerbsverzerrungen 
führen, da Regulierung für die Unternehmen in der Regel 
mit Aufwand verbunden ist.

5.4 Schutz der Stadtbevölkerung

5.4.1  Schutz der Stadtbevölkerung – Status quo

Der Erfolg von Online-Vermittlungsplattformen kann 
nicht nur die Wohnungsknappheit verschärfen, sondern 
auch das Klima einer Hausgemeinschaft oder eines ganzen 
Stadtviertels beeinträchtigen. Durch die zunehmende Prä-
senz von Touristen in Wohngebieten wächst die Gefahr von 
Lärmbelästigung und Ruhestörung der Nachbarn. Zudem 
kann es zur Knappheit an Parkplätzen kommen. Derartige 
negative externe Effekte können aus ökonomischer Sicht 
Regulierung rechtfertigen, wenn sie zu Marktversagen füh-
ren. Auch in diesem Kontext sei darauf hingewiesen, dass 
derartige soziale Fehlentwicklungen kein spezifisches Prob-
lem der neuen Vermittlungsdienste sind. Gleichwohl ist 
nicht auszuschließen, dass das Wachstum dieser Plattfor-
men und das damit einhergehende gestiegene Angebot an 
kurzzeitig vermieteten Privatunterkünften die genannten 
Probleme verschärfen können.

In rechtlicher Hinsicht bietet in erster Linie das Baupla-
nungsrecht Ansatzpunkte für den Schutz der Stadtbevölke-
rung vor einer übermäßigen Präsenz von Touristenunter-
künften, die den Gebietscharakter verändern.150 In diesem 
Zusammenhang ist auf den neu geschaffenen § 13a BauNVO 
hinzuweisen, der seit dem 01.10.2017 die bauplanungs-
rechtliche Zulässigkeit von Ferienwohnungen regelt.151  
Die Vorschrift dient dazu, die aufgrund neuerer Rechtspre-
chung152 entstandene Unsicherheit über die Zulässigkeit 
von Ferienwohnungen (insbesondere in reinen und allge-
meinen Wohngebieten) zu beheben. Unter den Begriff der 
Ferienwohnung fallen nach der Legaldefinition in § 13a S. 1 
BauNVO solche „Räume oder Gebäude, die einem ständig 
wechselnden Kreis von Gästen gegen Entgelt vorübergehend 
zur Unterkunft zur Verfügung gestellt werden und die zur 
Begründung einer eigenen Häuslichkeit geeignet und be -
stimmt sind“. Nach Maßgabe des § 13a S. 1 BauNVO sind 
Ferienwohnungen nunmehr in einer Vielzahl von Bauge-
bieten den (nicht störenden) Gewerbebetrieben gleichgestellt. 
Dementsprechend können Ferienwohnungen in allgemeinen 
Wohngebieten (§ 4 BauNVO) und Kleinsiedlungsgebieten  
(§ 2 BauNVO) als Ausnahme i. S. d. § 31 Abs. 1 BauGB zuge-
lassen werden. In besonderen Wohngebieten (§ 4a BauNVO), 
Dorfgebieten (§ 5 BauNVO), Mischgebieten (§ 6 BauNVO), 

150 Vgl. von Nicolai, Ferienwohnen im unvermeidbaren Konflikt zu Dauerwohnen? – Analyse und machbare Lösungsansätze, NordÖR 2015, 361.
151 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt (BGBl. I 2017, 1057); 

siehe dazu Luther, Ferienwohnung und Boardinghouse im Lichte der BauNVO, NJW-Spezial 2017, 364; von Nicolai, Die BauGB- und BauNVO-Novelle 
zum neuen Zusammenleben in der Stadt, NordÖR 2017, 369.

152 Siehe OVG Greifswald BeckRS 2014, 54925; OVG Lüneburg BeckRS 2015, 41075; VGH Mannheim BeckRS 2016, 49517.
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urbanen Gebieten (§ 6a BauNVO) und Kerngebieten  
(§ 7 BauNVO) sind Ferienwohnungen allgemein zulässig. 
Einen zweiten Zulässigkeitsrahmen für die Nutzung von 
Räumen (nicht aber ganzen Gebäuden) als Ferienwohnun-
gen regelt § 13 S. 2 BauNVO. Danach können solche Räume 
insbesondere bei einer baulich untergeordneten Bedeutung 
gegenüber der in dem Gebäude vorherrschenden Haupt-
nutzung als Betriebe des Beherbergungsgewerbes oder im 
reinen Wohngebiet als kleine Betriebe des Beherbergungs-
gewerbes zugelassen werden. Hiervon erfasst werden etwa 
Einliegerwohnungen, die als Ferienwohnung vermietet 
werden.153

Bei Fehlentwicklungen besteht für Gemeinden die Mög-
lichkeit zur Feinsteuerung durch einschränkende Festset-
zungen in Bezug auf Ferienwohnungen in Bebauungsplänen 
(§ 1 Abs. 5 und 9 BauNVO). Wie in Kapitel 5.3.2 bereits erläu-
tert, können die Länder darüber hinaus auf der Grundlage 
ihrer Gesetzgebungskompetenz für das Wohnungswesen 
(Art. 30, 70 GG) Zweckentfremdungsverbote erlassen. Dadurch 
wird es Gemeinden ermöglicht, Zweckentfremdungssatzun-
gen zu erlassen, die einen Genehmigungsvorbehalt u. a. für 
die touristische Nutzung von Wohnungen vorsehen.

Die hier knapp skizzierten bauplanungsrechtlichen Rege-
lungen werden flankiert durch die Bestimmungen des 
Gewerberechts. In Betracht kommt insoweit eine Anzeige-
pflicht aus § 14 Abs. 1 GewO, die jedoch in den meisten hier 
relevanten Fällen zu verneinen sein dürfte. Bei unentgelt-
lichen Angeboten der Sharing Economy (z. B. Couchsurfing) 
scheidet eine Annahme einer gewerblichen Tätigkeit mangels 
Gewinnerzielungsabsicht von vornherein aus.154 Soweit es 
sich um eine entgeltliche Kurzzeitvermietung handelt, 
kommt es auf die Abgrenzung zwischen gewerblicher 
Tätigkeit und privater Vermögensverwaltung an. Nach der 
Rechtsprechung des BVerwG zur gewerberechtlichen 
Anzeigepflicht nach § 14 GewO ist für die Frage, ob im ein-
zelnen Fall die wirtschaftliche Tätigkeit sich noch im Rah-
men einer bloßen Vermögensverwaltung hält oder diesen 
überschreitet und daher als gewerbliche Tätigkeit zu quali-
fizieren ist, das „Gesamtbild der zu beurteilenden Tätigkeit” 
maßgeblich.155 Generell darf eine Vermögensverwaltung 

nicht die Schwelle zu einer nachhaltigen Teilnahme am all-
gemeinen Wirtschaftsverkehr überschreiten.156 Legt man 
die von der Rechtsprechung zur Konkretisierung dieses 
Maßstabes herangezogenen Kriterien zugrunde,157 dürfte es 
sich bei der ganz überwiegenden Mehrzahl der von natürli-
chen Personen auf Online-Vermittlungsportalen angebotenen 
Unterkünfte nicht um einen Gewerbebetrieb im Sinne des 
Gewerberechts handeln.

5.4.2  Zusätzliche Maßnahmen zum Schutz der 
Stadtbevölkerung

Um möglichen etwaigen negativen Auswirkungen der 
wachsenden Kurzzeitvermietung von Privatwohnungen 
auf die direkte Nachbarschaft entgegenzuwirken, können 
verschiedene Maßnahmen ergriffen werden. Eine Möglich-
keit besteht darin, die Vermieter darauf hinzuweisen, die 
Gäste für die Einhaltung der Nachtruhe und der Hausord-
nung zu sensibilisieren. Buchungen über Online-Portale, 
bei denen im Anschluss an die Übernachtung eine Bewer-
tung erfolgt, ermöglichen es zum einen den Vermieterin-
nen und Vermietern, ihre Gäste zielgerichtet auszuwählen, 
und setzen zum anderen Anreize für die Gäste, sich ange-
messen zu verhalten, da sie ansonsten Gefahr laufen, auf-
grund ihres schlechten Bewertungsprofils in Zukunft keine 
Übernachtungsmöglichkeiten auf der Plattform zu erhalten. 
Ein Indiz dafür, dass das Bewertungssystem der Sharing-
Plattformen eine relativ gute Orientierung bietet, zeigt die 
von Jahr zu Jahr wachsende Popularität der Sharing Eco-
nomy (vgl. Abb. 2-9). Die Funktionalität des Bewertungssys-
tems ist nämlich grundlegend für den Erfolg des Geschäfts-
modells der Sharing-Plattformen. Um zu verhindern, dass 
die Bewertungen nach dem Prinzip „Wie du mir, so ich dir“ 
erfolgen, räumt z. B. Airbnb sowohl dem Gastgeber bzw. der 
Gastgeberin als auch dem Gast zwei Wochen Zeit für die 
Abgabe der Bewertung ein. Erst danach werden diese veröf-
fentlicht, und zwar gleichzeitig. Eine Überarbeitung bzw. 
Korrektur der Bewertung ist nicht möglich, sobald die 
Bewertung der jeweiligen Gegenseite erschienen ist.  
Eine Löschung der Bewertung ist nur möglich, wenn sie 
gegen die „Richtlinien für angemessene Inhalte“ verstößt.158  

153 BR-Drs. 806/16, 48. 
154 Ingold, Die „Sharing Economy“ der kurzzeitigen Unterkunftsvermietung als Herausforderung für das Gewerbe-, Bau- und Ordnungsrecht, DÖV 2016, 

595 (599).
155 BVerwG, Urt. v. 24.6.1976 – I C 56/74, NJW 1977, 772.
156 Ingold, DÖV 2016, 595 (599).
157 Siehe etwa BVerwG, Urt. v. 26.1.1993 – 1 C 25/91, NVwZ 1993, 775; VG Schleswig, Urt. v. 19.2.2002 – 12 A291/01, NVwZ-RR 2002, 837. Für einen Katalog 

von Indizien, die für oder gegen eine gewerbliche Tätigkeit sprechen können, wird auf die Stellungnahme des Bund-Länder-Ausschusses zur Abgrenzung 
zwischen gewerblicher und nicht gewerblicher Vermietung von Ferienwohnungen und Gästezimmern vom 15.12.2016 verwiesen.

158 https://www.airbnb.de/help/article/13/how-do-reviews-work, zuletzt abgerufen am 29. April 2018.
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Um sicherzustellen, dass Vermieterinnen und Vermieter die 
Einhaltung der Nachtruhe und der Hausordnung gegenüber 
den Feriengästen durchsetzen, könnten die Vermieter und 
Vermieterinnen bei wiederholten Verstößen ihrer Gäste als 
Zweckveranlasser mit Sanktionen auf Grundlage des Polizei- 
und Ordnungsrechts belegt werden. In Extremfällen wäre 
zu erwägen, ob dem Vermieter bzw. der Vermieterin das 
Anbieten der Privatunterkunft untersagt werden könnte. 
Die Sanktionierung der Vermieterinnen und Vermieter 
könnte ebenfalls dazu beitragen, dass sie die Problemgäste 
z. B. in Erwartung von Ordnungsgeldern schlecht bewerten, 
wodurch die Funktionalität des Bewertungssystems weiter 
verbessert werden könnte. 

Die Ahndung von Verstößen setzt jedoch voraus, dass Nach-
barn die Möglichkeit eingeräumt wird, ihre Sorgen und Nöte 
zu kommunizieren. Dem Problem des möglichen Parkplatz-
mangels in Wohngebieten könnte mit Parkraumbewirtschaf-
tung begegnet werden, z. B. durch die Errichtung von Park-
zonen für Anwohner. Ferner können Kommunen Apps für 
Smartphones anbieten, die sowohl die Touristen als auch 
die Stadtbewohner bei der Parkplatzsuche unterstützen und 
den Verkehr entlasten. Eine solche App wird z. B. gerade in 
Hamburg getestet. Später sollen auch andere Großstädte in 
Deutschland eine hierfür erforderliche Infrastruktur be -
kommen.159 Die App hilft nicht nur bei der Suche nach 
einem freien Parkplatz, sondern trägt auch zur Entlastung 
des Verkehrs bei, da sie unnötige Fahrten auf der Suche 
nach einem Parkplatz verhindert. 

Auch die in Kapitel 5.3.2 skizzierten Maßnahmen zur Steu-
erung der Vermietung von Privatunterkünften wie z. B. 
Zweckentfremdungsverbote, Quotierung des Angebots und 
das System der handelbaren Lizenzen eignen sich, die 
negativen Auswirkungen der Vermietungstätigkeit auf die 
Lebensqualität der Anwohner zu begrenzen. Hier gilt, je 
restriktiver das Zweckentfremdungsverbot z. B. in Bezug auf 
die Anzahl der zulässigen Vermietungstage für Gelegenheits-
vermieter und -vermieterinnen bzw. je geringer das Ange-
bot an professionell vermieteten Privatunterkünften, desto 
geringer sind tendenziell die negativen Auswirkungen der 
Nutzung von Online-Vermittlungsplattformen. Auch hier 
erfordert die effektive Durchsetzung der Maßnahmen die 
Einbeziehung der Online-Portale in die Regulierung.

Neben Maßnahmen, die sich allein auf die Sharing Economy 
im Unterkunftssektor fokussieren, sollten auch andere Ins-
trumente, und zwar solche, die das Management des Tou-

rismus insgesamt zum Ziel haben, nicht außer Acht gelassen 
werden. Da nach wie vor ein Großteil der Touristen traditi-
onelle Beherbergungsunterkünfte, wie Hotels, Pensionen 
etc., bevorzugt, ist davon auszugehen, dass sie insgesamt 
effektiver sind, wenn es darum geht, die Lebensqualität der 
Stadtbevölkerung zu schützen und die Tourismusakzeptanz 
zu wahren. Ziel der Maßnahmen sollte es sein, neben den 
privaten auch die sozialen Kosten des Tourismus, wie z. B. 
durch erhöhtes Verkehrsaufkommen, Wasserknappheit, 
Wohnungsmangel, Müllverschmutzung, Lärmbelästigung 
etc., in das Nutzungskalkül der Marktakteure zu integrieren. 

Die Stadt Amsterdam geht noch einen Schritt weiter. Um 
der Minderung der Lebensqualität der Stadtbevölkerung 
entgegenzuwirken, dürfen im Zentrum von Amsterdam 
keine neuen Geschäfte eröffnet werden, die sich vor allem 
an Touristen richten. Ferner werden in großen Teilen der 
Innenstadt keine weiteren Fahrradverleiher, Ticketshops 
oder Be  sucherattraktionen mehr zugelassen. Auch neue Eis- 
und Fast-Food-Läden dürfen nicht mehr eröffnet werden 
(Welt, 2017).

5.4.3 Szenarienanalyse: Schutz der Stadtbevölkerung

Im Szenario 1 in Abbildung 5-2 ist die Beeinträchtigung der 
Lebensqualität der Stadtbevölkerung durch die Vermietung 
von Privatunterkünften an Touristen über Sharing-Platt-
formen gering. Folglich könnte es hier ausreichen, die Ver-
mieter und Vermieterinnen dahingehend zu sensibilisieren, 
ihre Gäste auf die Beachtung der Hausordnung hinzuweisen. 

Steigt die Beeinträchtigung der Lebensqualität durch die 
Vermietung via Sharing-Plattformen wie im Szenario 2 in 
Abbildung 5-2 auf mäßig bis stark an, können weitere Maß-
nahmen erforderlich werden. Eine Möglichkeit wäre die 
Einführung einer Stelle, die Beschwerden der Anwohner 
z. B. über einzelne Vermieter und Vermieterinnen sammelt 
und prüft. Bei Häufung von Beschwerden sollten die Ver-
mieter und Vermieterinnen mit Ordnungsgeldern belegt 
werden. Im Extremfall könnte die Vermietung der Unter-
kunft temporär oder gänzlich untersagt werden. Auf diese 
Weise werden sie für das Verhalten ihrer Gäste haftbar gemacht. 
Wichtig hierfür ist die Registrierungspflicht für Vermiete-
rinnen und Vermieter. Sie kann die Identifizierung des Ver-
mieters bzw. der Vermieterin erleichtern. Auch Instrumente 
zur Steuerung der Vermietungstätigkeit gegebenenfalls in 
Kombination mit Begrenzung der Übernachtungsgäste pro 

159 Vgl. https://www.welt.de/regionales/hamburg/article163003667/Autofahrer-sollen-freie-Parkplaetze-kuenftig-per-App-finden.html,  
zuletzt abgerufen am 9. Februar 2018.
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Unterkunft könnten zur Entspannung der Situation bei-
tragen. Dem Problem des möglichen Parkplatzmangels in 
Wohngebieten durch Touristen könnte durch Parkraum-
bewirtschaftung entgegengewirkt werden. 

Wird die Lebensqualität der Stadtbevölkerung, wie im  
Szenario 3 in Abbildung 5-2, stark bis sehr stark durch  
die Vermietung von Privatunterkünften an Touristen über 
Online-Plattformen beeinträchtigt, da ihr Umfang und 
Häufigkeit hoch bis sehr hoch sind, ist die Implementierung 
restriktiverer Instrumente erforderlich. So gibt es die Mög-
lichkeit, Zweckentfremdungsverbote in Kombination mit 
niedrigen Schwellenwerten für Gelegenheitsvermieter zu 
erlassen, um den Stadtbewohnern mehr Ruhepausen zu 
verschaffen. Kommunen, die eine professionelle Vermietung 
von Ferienunterkünften über Online-Vermittlungsplattfor-

men nicht gänzlich untersagen möchten, können durch 
einen Genehmigungsstopp für professionelle Vermietungs-
tätigkeit einer weiteren Verschärfung der Situation entge-
genwirken. Angesichts der Tatsache, dass die Lebensqualität 
der Stadtbevölkerung in diesem Szenario signifikant durch 
die Vermietung von Privatunterkünften über Sharing-Platt -
formen beeinträchtigt wird, sollte auch hier der Durchset-
zung der Maßnahmen eine höhere Bedeutung beigemessen 
werden. Hierbei sollte eine Einbeziehung der Online-Platt-
formen erfolgen (vgl. hierzu Abbildung 5-2).

Neben den skizzierten Möglichkeiten, auf die steigende 
Beeinträchtigung der Lebensqualität der Stadtbevölkerung 
durch die Vermietung über Sharing-Plattformen zu reagie-
ren, gibt es eine Reihe von Instrumenten, die dazu dienen, 
den Tourismus insgesamt zu steuern bzw. zu managen. 

Szenario 3
•  Aufstellen von Hausregeln
•  Registrierungsp�icht für Vermieterinnen und Vermieter
•  Einführung von Beschwerdestellen
•  Sanktionierung der jeweiligen Vermieterinnen und   
 Vermieter bei Häufung der Beschwerden
•  Implementierung der Schwellenwerte für
 Gelegenheitsvermietung; Deaktivierung der Inserate   
 durch Vermittlungsplattformen beim Erreichen dieser,   
 sofern sie nicht nachweisen können, dass sie über die   
 zulässigen Schwellenwerte hinaus vermieten dürfen
•  Begrenzung der Übernachtungsgäste pro Unterkunft
•  Quotierung der professionalisierten Vermietungstätigkeit  
 oder Implementierung des Systems handelbarer Lizenzen;  
 Verp�ichtung der Vermittlungsplattformen zur Löschung  
 von Angeboten ohne Genehmigung bzw. Lizenz.   
 Gegebenenfalls Genehmigungsstopp für neue Angebote  
 in den betroffenen Stadtbezirken.
•  Gegebenenfalls neue Parkplatzregelungen und   
 Parkplatz-App für Smartphone

Szenario 2
•  Aufstellen von Hausregeln
•  Registrierungsp�icht für Vermieterinnen und Vermieter
•  Einführung von Beschwerdestellen
•  Sanktionierung der jeweiligen Vermieterinnen und
 Vermieter bei Häufung der Beschwerden, sofern 
 diese berechtigt waren
•  Schwellenwerte für Gelegenheitsvermietung
•  Quotierung der professionalisierten Vermietungstätigkeit
 oder Implementierung des Systems handelbarer Lizenzen
•  Begrenzung der Übernachtungsgäste pro Unterkunft
•  Gegebenenfalls neue Parkplatzregelungen

Gering

Gering

Hoch
Umfang und Häu	gkeit der Kurzzeitvermietung über Sharing-Plattformen in der Kommune
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Szenario 1
Aufstellung von Hausregeln

Abbildung 5-2: Szenarienanalyse zum Schutz der Stadtbevölkerung

In Abhängigkeit vom Umfang der Kurzzeitvermietung und der daraus folgenden Beeinträchtigungen 

Quelle: eigene Darstellung der Gutachter 
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5.5 Verbraucherschutz

5.5.1 Verbraucherschutz – Status quo

Zu den Vorschriften des Verbraucherschutzrechts gehören 
zunächst die Bestimmungen des Bürgerlichen Rechts, die 
für Verbraucherverträge i. S. v. § 310 Abs. 3 BGB, also Ver-
träge zwischen einem Verbraucher (§ 13 BGB) und einem 
Unternehmer (§ 14 BGB), gelten. Beispielhaft können die 
Informationspflichten genannt werden, die ein Unterneh-
mer gem. § 312d Abs. 1 BGB bei Fernabsatzverträgen (§ 312c 
BGB) zu erfüllen hat. Diese Schutzvorschriften finden keine 
Anwendung, wenn der Vermieter nicht Unternehmer i. S. v. 
§ 14 BGB ist. Der Unternehmerbegriff des BGB setzt eine 
gewerbliche oder selbstständige berufliche Tätigkeit voraus. 
Insoweit besteht eine Parallele zum Gewerberecht. Ebenso 
wie dort ist eine Abgrenzung zur Verwaltung des eigenen 
Vermögens erforderlich.160 In der Mehrzahl der Fälle von 
Kurzzeitvermietungen dürfte die Unternehmereigenschaft 
zu verneinen sein mit der Folge, dass Verbraucherschutzlü-
cken entstehen können.

Zum Verbraucherschutzrecht im weiteren Sinne gehören 
auch Vorschriften über Hygiene, Sicherheit und Brandschutz. 
Diese gelten zumeist nur für gewerbliche Anbieter oder 
greifen erst ab einer gewissen Schwelle ein, wie das Beispiel 
der Brandschutzvorschriften für Beherbergungsstätten zeigt. 
Die Landesbauordnungen und Beherbergungsstättenver-
ordnungen der Bundesländer sehen besondere Brandschutz-
standards für Beherbergungseinrichtungen vor. Dadurch 
soll u.  a dem Umstand Rechnung getragen werden, dass die 
Gäste innerhalb der Beherbergungsstätte in der Regel nur 
eingeschränkt ortskundig sind.161 Auch müsse mit einer 
eingeschränkten Reaktionszeit der Gäste gerechnet werden. 
Durch erhöhte bauaufsichtliche Anforderungen soll daher 
eine möglichst frühzeitige Branderkennung und Alarmie-
rung der Gäste sichergestellt werden. Beispielsweise soll durch 
einen erhöhten Feuerwiderstand der tragenden und raum-
abschließenden Bauteile auch bei einer verzögerten Reaktion 
der Gäste eine sichere Rettung gewährleistet werden. Dem 
gleichen Zweck dienen auch die Anforderungen an Rettungs-
wege, Sicherheitsbeleuchtung oder Brandmeldeanlagen. 

Unter den Anwendungsbereich der Beherbergungsstät-
tenverordnungen fallen nur Beherbergungsstätten ab  
12 Betten.162 Bestimmte Anforderungen (z. B. ein zweiter 
Rettungsweg) greifen sogar erst ab 30 bzw. 60 Betten. In  
den meisten Ländern fallen Ferienwohnungen nicht in  
den Anwendungsbereich der Beherbergungsstättenverord-
nung.163 Die Begründung zur Muster-Beherbergungsstät-
tenverordnung verweist darauf, dass „Ferienwohnungen 
doch eher den Charakter einer Wohnung im allgemeinen 
Sinne haben und dafür die Anforderungen an der Muster-
bauordnung – MBO ausreichen“. 

5.5.2  Zusätzliche Maßnahmen zur Erhöhung des 
Verbraucherschutzes

Grundlegend für die Vermietung via Sharing-Plattformen 
ist die Beseitigung von Informationsasymmetrien zwischen 
den Marktteilnehmern, da sie Marktversagen begründen 
können. Vor diesem Hintergrund spielt der Verbraucher-
schutz eine zentrale Rolle. Die Regelungen des Verbraucher-
schutzrechts dienen insbesondere dem Zweck, die aufgrund 
von Informationsasymmetrien resultierenden Risiken zu 
relativieren bzw. gänzlich zu beseitigen.164 Informations-
asymmetrien und damit einhergehende Unsicherheit über 
die Zuverlässigkeit der Anbieter und die Qualität der ange-
botenen Leistungen können auch das Geschäftsmodell der 
Sharing-Plattformen gefährden. Daher ist grundsätzlich 
davon auszugehen, dass auch die Vermittlungsplattformen 
der Sharing Economy an einem hohen Verbraucherschutz-
niveau interessiert sind. 

Eine Erhöhung des Verbraucherschutzniveaus für die Ver-
mietung von Privatunterkünften auf das Niveau, das für 
gewerbliche Beherbergungsstätten gilt, würde jedoch zur 
Verdrängung insbesondere von Gelegenheitsvermietern 
und -vermieterinnen führen, da für sie die damit verbun-
denen Hürden bzw. Kosten zu hoch wären. Auch wenn die 
im Rahmen des Projektes durchgeführte Befragung unter 
den Sharing-Economy-Nutzern keine Anhaltspunkte für 
einen Handlungsbedarf in diesem Bereich liefert (vgl. Kapi-
tel 3.6), kann die Einführung von Mindeststandards im  

160  Dörner, in: Schulze, Bürgerliches Gesetzbuch, 9. Aufl. 2017, Rn. 3.
161 Siehe die Begründung und Erläuterung zur Beherbergungsstättenverordnung NRW,  

https://www.mhkbg.nrw/Bau/weitere_infos/Sonderbauten/Erl_Beherbergungsstaetten.pdf.
162 Vgl. § 1 Muster-Beherbergungsstättenverordnung.
163 Vgl. § 2 Abs. 1 Muster-Beherbergungsstättenverordnung.
164 Zu den unterschiedlichen Funktionen des Verbraucherrechts siehe Micklitz/Purnhagen, in: MüKoBGB, 7. Aufl. 2015, Vorbemerkung zu  

§§ 13, 14 BGB, Rn. 36 ff.; zum verbraucherrechtlichen Informationsmodell vgl. Drexl, Die wirtschaftliche Selbstbestimmung des Verbrauchers,  
Tübingen 1998, S. 26 ff.
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Verbraucherschutz die Fortentwicklung der Sharing Eco-
nomy im Unterkunftssektor gegebenenfalls begünstigen: 
In einer vom Bundesverband der Verbraucherzentralen 
und Verbraucherverbände – Verbraucherzentrale Bundes-
verband e.V. (vzbv) durchgeführten Umfrage zur Sharing 
Economy gaben zwei Drittel der Befragten an, dass sie Dinge 
lieber von einem Unternehmen als von einer Privatperson 
mieten würden. Das wichtigste Motiv ist mehr „Sicherheit“. 
Auch die zweithäufigsten Begründungen kreisen um das 
Thema. Die Befragten gaben an, im Hinblick auf Versiche-
rungsschutz, Haftungs- und Gewährleistungsfragen Unter-
nehmen mehr zu vertrauen als Privatanbietern (TNS Emnid, 
2015). Vor diesem Hintergrund werden im vorliegenden 
Kapitel Möglichkeiten skizziert, den Verbraucherschutz zu 
erhöhen. 

Da nicht auszuschließen ist, dass die Sharing-Vermittlungs-
plattformen auch von gewerblichen Anbieterinnen und 
Anbietern unterwandert werden können, müssen die Sha-
ring-Plattformen für mehr Transparenz sorgen. Damit die 
Verbraucher in der Lage sind, ihre Rechte, wie z. B. die 
Gewährleistungsrechte, wahrzunehmen bzw. durchzuset-
zen, sollten die Sharing-Plattformen wie beispielsweise die 
Online-Kauf- und Verkaufsplattform eBay die Verbraucher 
noch vor der Buchung darüber informieren, ob es sich um 
einen gewerblichen Anbieter handelt oder nicht (vzbv, 
2016, 25-29). Einen Formulierungsvorschlag für ein ent-
sprechendes Transparenzgebot enthält Art. 11 Abs. 2 des im 
Jahr 2016 von der Research Group on the Law of Digital 
Services vorgelegten Diskussionsentwurfs (DiskE)165 für eine 
Richtlinie über Online-Vermittlungsplattformen: „Der Platt-
formbetreiber muss sicherstellen, dass der Anbieter den 
Kunden darüber informiert, ob er Waren, Dienstleistungen 
oder digitale Inhalte als Unternehmer anbietet.“ Als Vorbild 
für eine solche Regelung könnte ferner Art. 111-7 Abs. 2 Nr. 3 
des französischen Code de la consommation dienen.166 Im 
April 2018 hat auch die Europäische Kommission im Rahmen 
des „New Deal for Consumers“ einen Vorschlag für ein ent-
sprechendes Transparenzgebot vorgelegt.167 Danach soll ein 

„Online-Marktplatz“ (gemeint sind Vermittlungsplattfor-
men) die Verbraucher vor einem Vertragsschluss darüber 
informieren, „ob es sich bei dem Dritten, der die Waren, 
Dienstleistungen oder digitalen Inhalte anbietet, um einen 
Unternehmer handelt oder nicht“. 

In der Praxis würde eine solche Regelung zunächst erfor-
dern, dass der Plattformbetreiber die Plattform so gestaltet, 
dass jeder Nutzer, der sich als Anbieter auf der Plattform 
registriert, angibt, ob er die Plattform als Unternehmer nutzt 
oder als privater Anbieter. Der Vorschlag der Europäischen 
Kommission sieht vor, dass sich der Plattformbetreiber auf 
die Selbstklassifizierung des Anbieters verlassen kann. Dies 
schafft jedoch eine Quelle von Rechtsunsicherheit, da der 
Verbraucher nicht darauf vertrauen kann, dass die Angabe 
des Anbieters zutreffend ist.

Auch für den Plattformbetreiber wird es im Zeitpunkt der 
Registrierung des Anbieters in aller Regel nicht möglich sein 
zu überprüfen, ob die Selbstklassifizierung des Anbieters 
zutreffend ist. Zu einem späteren Zeitpunkt dürfte es für 
den Plattformbetreiber jedoch ohne größeren technischen 
Aufwand möglich sein, die ursprüngliche Selbstklassifizie-
rung des Nutzers auf Basis der verfügbaren Transaktionsda-
ten (z. B. Anzahl und Art der Transaktionen, Umsatzzahlen) 
zu überprüfen. Das Transparenzgebot aus Art. 11 Abs. 2 DiskE 
könnte daher dahingehend ergänzt werden, dass der Platt-
formbetreiber eine solche Überprüfung auf Basis der ihm 
zur Verfügung stehenden Transaktionsdaten vorzunehmen 
hat. Jedenfalls in eindeutigen Fällen könnte der Plattform-
betreiber verpflichtet werden, den Anbieter zu einer Kor-
rektur der Klassifizierung aufzufordern oder diese selbst 
vorzunehmen.168 Soweit dies automatisiert und ohne 
erheblichen technischen Aufwand möglich ist, dürfte eine 
solche Regelung auch mit Art. 15 Abs. 1 ECRL vereinbar 
sein, der es den Mitgliedstaaten verbietet, den Plattformen 
allgemeine Überwachungspflichten aufzuerlegen. Das Bei-
spiel veranschaulicht zugleich die Möglichkeiten eines 
innovativen Regulierungsansatzes, der auf dem Prinzip der 

165 Research Group on the Law of Digital Platforms, Discussion Draft of a Directive on Online Intermediary Platforms, Journal of European  
Consumer and Market Law 2016, 164 ff. Für eine deutsche Fassung des Diskussionsentwurfs siehe Busch/Dannemann/Schulte-Nölke,  
Ein neues Vertrags- und Verbraucherrecht für Online-Plattformen im Digitalen Binnenmarkt? Diskussionsentwurf für eine mögliche  
EU-Richtlinie, MMR 2016, 787 ff.

166 Art. 111-7 Abs. 2 Nr. 3 Code de la consommation lautet: „Tout opérateur de plateforme en ligne est tenu de délivrer au consommateur une information 
loyale, claire et transparente sur : [...] La qualité de l‘annonceur et les droits et obligations des parties en matière civile et fiscale, lorsque des consomma-
teurs sont mis en relation avec des professionnels ou des non-professionnels.“

167 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993, der Richt-
linie 98/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Richtlinie 
2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zur besseren Durchsetzung und Modernisierung der EU-Verbraucherschutzvorschriften, 
COM(2018) 185, Art. 2 Abs. 4.

168   Busch, Europäische Modellregeln für Online-Vermittlungsplattformen, in: Rott/Tonner (Hrsg.) Online-Vermittlungsplattformen in der Rechtspraxis, 
Nomos, Baden-Baden 2018, S. 150 (159).

112 5. HANDLUNGSOPTIONEN FÜR DIE SHARING ECONOMY IM UNTERKUNFTSSEKTOR



„data-driven delegation“169 beruht, bei dem die Plattform-
betreiber aufgrund der ihnen zur Verfügung stehenden 
Transaktionsdaten eine Schlüsselrolle als „regulatory inter-
mediaries“170 spielen.

Ferner könnte der Gesetzgeber für die gelegentliche Ver-
mietung von Privatunterkünften an Touristen spezifische 
Auflagen z. B. im Bereich des Sicherheits- und Brandschut-
zes implementieren, die zwar weniger weitreichend sind  
als solche für große Beherbergungsbetriebe, aber über das 
Niveau von Privatwohnungen hinausgehen. Dadurch könnte 
dem Umstand Rechnung getragen werden, dass bei häufigeren 
Kurzzeitvermietungen von Privatunterkünften möglicher-
weise erhöhte Sicherheitsrisiken bestehen als bei dauerhaf-
ter Vermietung der Unterkunft über den Wohnungsmarkt 
(Monopolkommission, 2016, Rz.: 1324–1326). Ob dies jedoch 
tatsächlich der Fall ist, kann im Rahmen des Gutachtens 
nicht beurteilt werden. 

Um die Sicherheits- und Brandschutzstandards zu erhöhen, 
könnten Sharing-Plattformen auch verpflichtet werden,  
die Anbieterinnen und Anbieter über aktuelle Vorschriften 
für Privat- und Ferienwohnungen zum Sicherheits- und 
Brandschutz zu unterrichten sowie sie über weitere Maß-
nahmen zu informieren, die die Sicherheit der Gäste erhöhen 
können. Ferner könnten Anbieterinnen und Anbieter von 
Privatunterkünften von den Online-Portalen angehalten 
werden, Angaben zur Verfügbarkeit von Rauch- und Kohlen-
monoxid-Detektoren, Notfallnummern, Feuerlöschern etc. 
z. B. in der Kategorie „Ausstattung“ bei Airbnb oder Wimdu 
zu hinterlassen. Auf diese Weise könnte die Sicherheit der 
Gäste neben der Verfügbarkeit von WLAN, kostenlosem 
Parkplatz etc. zum wettbewerbsrelevanten Aspekt werden.  

Zur Erhöhung des Verbraucherschutzes könnten Ver-
mittlungsplattformen des Weiteren Versicherungen zur 
Ab sicherung von Schäden anbieten. Denkbar sind z. B.  
Versicherungen gegen Feuerschäden bei der Vermittlung 
von Ferienunterkünften oder eine Haftpflichtversicherung 
für Wohnungsvermieter, um gegen Ansprüche der Gäste 
bei Unfällen abgesichert zu sein (vzbv, 2016, 26). Ob die  
Vermittlungsplattformen hierzu jedoch gesetzlich ver-
pflichtet werden sollten, ist fraglich, da ein ausreichender 
Versicherungsschutz für Sharing-Plattformen häufig in 
ihrem eigenen Interesse ist, da sie dadurch Risiken entge-

genwirken, welche die Nutzung und das Wachstum der 
Plattform beeinträchtigen können. Folglich ist es nicht  
verwunderlich, dass solche Versicherungen bereits heute 
von einzelnen Vermittlungsportalen freiwillig angeboten 
werden.171 Darüber hinaus würde eine Versicherungspflicht 
für Online-Vermittlungsplattformen zu Wettbewerbsver-
zerrungen führen, da diese eine einseitige Belastung eines 
bestimmten Vertriebsweges, nämlich der Vermietung über 
Online-Vermittlungsplattformen, bedeuten würde. Eine 
durch ein Gesetz vorgeschriebene Versicherungspflicht für 
Vermittlungsplattformen kann zudem aufgrund der damit 
einhergehenden Kosten eine Markteintrittsbarriere für 
potenzielle neue Vermittlungsdienste darstellen und Kon-
zentrationstendenzen verstärken, so dass der Wettbewerb 
zwischen den Online-Vermittlungsportalen Gefahr läuft, 
beeinträchtigt zu werden. Sachgemäßer wäre es daher, die 
Vermittlungsplattformen zu verpflichten, den Versiche-
rungsschutz der Vermieter bzw. des angebotenen Wohn-
raumes zu prüfen und auf ihrem Buchungsportal entspre-
chend verständlich und für die Verbraucher gut sichtbar 
auszuweisen. Die Verbraucher werden dadurch in die Lage 
versetzt, eine selbstbestimmte Entscheidung zum gewünsch-
ten Versicherungsniveau zu treffen (Monopolkommission, 
2016, Rz.: 1324–1326).

Bevorzugt der Gesetzgeber zum Schutz der Gäste jedoch 
einen höheren obligatorischen Versicherungsschutz, sollte 
zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen eine allge-
meine Versicherungspflicht für alle privat vermieteten 
Unterkünfte, und zwar unabhängig vom Vertriebsweg, in 
Erwägung gezogen werden. Hier könnten es den Vermitt-
lungsplattformen überlassen werde, ob sie den Nutzern den 
erforderlichen Versicherungsschutz selbst als Service anbie-
ten möchten oder vom Vermieter einen Nachweis über einen 
ausreichenden Versicherungsschutz verlangen (Monopol-
kommission, 2016, Rz.: 1324–1326).

Im Gegensatz zu Sicherheits- und Brandschutzstandards 
kann bei einer Vermietung von Privatunterkünften über 
digitale Vermittlungsplattformen auf die Regulierung ein-
deutig zu beobachtender Qualitätsaspekte, wie etwa der 
Sauberkeit der Ferienunterkunft, verzichtet werden, sofern 
die Vermittlungsplattformen über ein aussagekräftiges 
Bewertungssystem verfügt. Die Bewertungs- und Reputati-
onssysteme ermöglichen es den Nutzern, die Anonymität 

169 Vgl. Sundararajan, The Sharing Economy, MIT Press, Cambridge/MA 2016, S. 155 ff.
170 Zum Begriff der „regulatory intermediaries“ vgl. Abbot, Levi-Faur & Snidal, Theorizing Regulatory Intermediaries, 670 Annals of the American Academy 

of Social and Political Sciences 14 (2017).
171  Airbnb bietet beispielsweise sowohl eine Haftpflichtversicherung für Gastgeber an, die unter anderem bei Verletzungen der Gäste in der  

Wohnung greift, als auch eine sogenannte Gastgeber-Garantie, welche Schäden in der Wohnung des Gastgebers durch die Gäste abdeckt.  
In beiden Fällen beträgt die Deckungssumme EUR 800.000 (https://www.airbnb.de/guarantee, zuletzt abgerufen am 9.2.2018.).
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des Sharing-Marktes zu überwinden und sich ausführlich 
über den angebotenen Wohnraum sowie den Vermieter zu 
informieren. Da Unterkünfte mit einer guten Bewertung in 
der Regel mehr Buchungsanfragen erhalten als Unterkünfte 
mit einer schlechten Bewertung, ermöglichen Bewertungs- 
und Reputationsmechanismen bei gut beobachtbaren Qua-
litätsaspekten wie der Sauberkeit von Unterkünften eine 
Selbstregulierung und damit die Sicherstellung qualitativ 
guter Angebote. Dies gilt insbesondere dann, wenn sich die 
Bewertungen, wie bei Vermittlungsportalen für Privatunter-
künfte – im Gegensatz zu Hotelbuchungsportalen – auf eine 
spezifische Unterkunft beziehen (Monopolkommission, 2016, 
Rz. 1317). Auch wenn solche Bewertungs- und Reputations-
systeme nicht fehlerfrei sind – problematisch sind beispiels-
weise Verzerrungen aufgrund strategisch verwendeter 
übertrieben positiver oder negativer Bewertungen –, schei-
nen sie dennoch zu funktionieren. Die Ergebnisse der im 
Rahmen der Studie durchgeführten Erhebung liefern keine 
Indizien für einen akuten Handlungsbedarf (vgl. Kapitel 3.6).

Um die Manipulation von Bewertungs- und Reputations-
systemen zu verhindern und die Aussagekraft von Bewer-
tungen weiter zu verbessern, können weitere vertrauensbil-
dende Maßnahmen von den Vermittlungsplattformen 
ergriffen werden.172 Dies könnte etwa die Verknüpfung von 
Nutzeraccounts mit den Profilen bei sozialen Netzwerken 
sowie die Verifikation der Identität der Nutzer anhand von 
Ausweisdokumenten durch die Plattformbetreiber umfas-
sen (Monopolkommission, 2016, Rz.: 1188). Da jedoch ein 
solides Bewertungs- und Reputationssystem grundlegend 
für das Geschäftsmodell der Sharing-Plattformen ist, 
machen das bereits heute viele Plattformen auf freiwilliger 
Basis, so dass eine Regulierung des Bewertungs- und Repu-
tationssystems überflüssig ist. 

5.6 Melderechtliche Pflichten der Anbieter

5.6.1 Melderechtliche Pflichten in Deutschland

Melderechtliche Pflichten mit Relevanz für Anbieter von 
Privatunterkünften ergeben sich aus dem Bundesmeldege-
setz (BMG) sowie dem Beherbergungsstatistikgesetz 
(BeherbStatG).

Bundesmeldegesetz

Im Hinblick auf die §§ 29, 30 BMG stellt sich insbesondere 
die Frage, ob die dort geregelte „Hotelmeldepflicht“ auch 
für Anbieter von Privatunterkünften gilt. Ferner ist zu klären, 
inwieweit die melderechtlichen Pflichten auch durch eine 
digitale Erfassung der Meldedaten erfüllt werden können.

a) Anwendbarkeit auf Privatunterkünfte
Die §§ 29, 30 BMG enthalten Vorschriften über die besondere 
Meldepflicht in Beherbergungsstätten. § 29 Abs. 2 S. 1 BMG 
bestimmt, dass beherbergte Personen am Tag der Ankunft 
einen besonderen Meldeschein handschriftlich unterschrei-
ben müssen. Beherbergte ausländische Personen müssen sich 
gem. § 29 Abs. 3 BMG bei der Anmeldung gegenüber dem 
Leiter der Beherbergungsstätte durch die Vorlage eines gül-
tigen Identitätsdokuments ausweisen. Vorgaben für den 
Inhalt des Meldescheins enthält § 30 Abs. 2 BMG. Gemäß  
§ 30 Abs. 3 BMG kann durch Landesrecht bestimmt werden, 
dass der Meldeschein zusätzliche Daten für die Erhebung 
von Fremdenverkehrs- und Kurbeiträgen enthält.173 

Nach der Legaldefinition in § 29 Abs. 1 BMG umfasst der 
Begriff der Beherbergungsstätte alle „Einrichtungen, die der 
gewerbs- oder geschäftsmäßigen Aufnahme von Personen 
dienen“. Ob unter den Begriff der Beherbergungsstätte auch 
Privatunterkünfte (z. B. Ferienwohnungen oder Gästezimmer) 
fallen, die über kommerzielle Vermittlungsplattformen 
angeboten werden, ist unklar.174 Im Kern geht es um die 
Abgrenzung zwischen der Verwaltung und Nutzung eigenen 
Vermögens einerseits und einer gewerblichen Tätigkeit 
andererseits.

Hier drängt sich auf den ersten Blick eine Parallele auf zu 
der im Gewerberecht relevanten Abgrenzung zwischen 
gewerblicher Tätigkeit und privater Vermögensverwaltung. 
Nach der Rechtsprechung des BVerwG zur gewerberechtlichen 
Anzeigepflicht nach § 14 GewO kommt es für die Frage, ob 
im einzelnen Fall die wirtschaftliche Tätigkeit sich noch im 
Rahmen einer bloßen Vermögensverwaltung hält oder die-
sen überschreitet und daher als gewerbliche Tätigkeit zu 
qualifizieren ist, auf das „Gesamtbild der zu beurteilenden 
Tätigkeit“ an.175 Legt man die von der Rechtsprechung zur 

172 Vgl. Busch, Crowdsourcing Consumer Confidence: How to Regulate Online Rating and Review Systems in the Collaborative Economy, in:  
De Franceschi (Hrsg.), European Contract Law and the Digital Single Market: The Implications of the Digital Revolution, Intersentia, Cambridge 2016, 
223 ff.; siehe auch Edelman, The market design and policy of online review platforms, Oxford Review of Economic Policy, Volume 33, Number 4, 2017, 635.

173 Siehe etwa § 4 Nds AG BMG.
174 Siehe dazu den Bericht von Lücke, GewArch 2017, 226 (229) über die Herbstsitzung 2016 des Bund-Länder-Ausschusses „Gewerberecht“.
175 BVerwG, Urt. v. 24.6.1976 – I C 56/74, NJW 1977, 772. 
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Konkretisierung dieses Maßstabes herangezogenen Kriterien 
zugrunde,176 dürfte es sich bei der ganz überwiegenden 
Mehrzahl der von natürlichen Personen auf Online-Ver-
mittlungsportalen angebotenen Unterkünfte nicht um einen 
Gewerbebetrieb im Sinne des Gewerberechts handeln.

Diese gewerberechtliche Beurteilung lässt sich jedoch nicht 
ohne Weiteres für die Auslegung des BMG heranziehen. 
Während die GewO in erster Linie dazu dient, die Allge-
meinheit und Einzelne gegen Gefahren, erhebliche Nachteile 
und erhebliche Belästigungen zu schützen, die erfahrungs-
gemäß durch bestimmte wirtschaftliche Betätigungen her-
beigeführt werden können,177 liegt der in § 29 BMG geregel-
ten „Hotelmeldepflicht“ ein anderer gesetzgeberischer 
Zweck zugrunde. Die Vorschrift dient – wie bereits die Vor-
gängerregelung in § 16 Abs. 2 Melderechtsrahmengesetz 
(MRRG) – primär Zwecken der inneren Sicherheit.178 

Eine bundeseinheitliche Hotelmeldepflicht wurde erstmals 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Personal-
ausweise und zur Regelung der Meldepflicht in Beherber-
gungsstätten vom 06.11.1978 eingeführt.179 Diese Regelung 
stand im Kontext mit einer Reihe weiterer Gesetzesvorha-
ben, die im Jahr 1978 als Reaktion auf den RAF-Terror in 
den Bundestag eingebracht wurden.180 Diesen Zusammen-
hang hebt auch die Gesetzesbegründung zu § 16 Abs. 2 
MRRG hervor, in der die bundeseinheitliche Hotelmelde-
pflicht als „Instrument zur Bekämpfung der terroristischen 
Gewaltkriminalität“ bezeichnet wird.181 Bei der Einführung 
des BMG im Jahr 2015 wurde von verschiedenen Seiten die 
Abschaffung der Hotelmeldepflicht gefordert mit der 
Begründung, es handele sich um eine „unverhältnismäßige, 
umfangreiche, verdachtslose Datenerhebung auf Vorrat“.182 
Im Ergebnis hielt der Gesetzgeber aber an der besonderen 

Meldepflicht für Beherbergungsstätten fest und nahm 
lediglich kleinere Änderungen an der Regelung vor.

Sofern man die Verhältnismäßigkeit der in § 29 BMG gere-
gelten besonderen Meldepflicht nicht insgesamt infrage 
stellt, spricht vieles dafür, bei der Auslegung von § 29 BMG 
einen strengeren Maßstab anzulegen als bei § 14 GewO. Für 
die Zwecke der inneren Sicherheit dürfte es keinen Unter-
schied machen, ob die Beherbergung an einem Ort erfolgt, 
der die gewerberechtliche Bagatellschwelle überschreitet 
oder in einer im Rahmen der „Sharing Economy“ angebo-
tenen Privatunterkunft. Entscheidend ist, dass die Über-
nachtung nicht im rein privaten Kontext stattfindet, son-
dern der Anbieter einer „Beherbergungsstätte“ für Fremde 
am Markt auftritt. Im Ergebnis dürfte § 29 BMG daher auch 
auf die von natürlichen Personen auf Online-Vermittlungs-
portalen angebotenen Unterkünfte anzuwenden sein, 
unabhängig von der gewerberechtlichen Einordnung.

b) Erfordernis der eigenhändigen Unterschrift
Bis zum Inkrafttreten des BMG am 01.11.2015 sahen § 16 
Abs. 1 S. 1 MRRG und die ergänzenden Regelungen der 
Landesmeldegesetze vor, dass der Hotelmeldeschein „hand-
schriftlich auszufüllen und zu unterschreiben“ war. Mit der 
Einführung der BMG wurde die Verpflichtung, den Melde-
schein handschriftlich auszufüllen, aufgehoben. Gemäß § 
29 Abs. 2 S. 1 BMG haben beherbergte Personen den beson-
deren Meldeschein nur noch „handschriftlich zu unterschrei-
ben“. Nach der Gesetzesbegründung berücksichtigt diese 
Änderung zum einen die verbreitete Praxis im Hotelge-
werbe, in der häufig der Hotelmeldeschein auf Grundlage 
zuvor übermittelter Daten von Mitarbeitern der Beherber-
gungsstätte ausgefüllt wird. Durch das Festhalten an der 

176 Siehe etwa BVerwG, Urt. v. 26.1.1993 – 1 C 25/91, NVwZ 1993, 775; VG Schleswig, Urt. v. 19.2.2002 – 12 A 291/01, NVwZ-RR 2002, 837. Für einen Katalog 
von Indizien, die für oder gegen eine gewerbliche Tätigkeit sprechen können, wird auf die dem BMWi vorliegende Stellungnahme des Bund-Länder-
Ausschusses zur Abgrenzung zwischen gewerblicher und nicht gewerblicher Vermietung von Ferienwohnungen und Gästezimmern vom 15.12.2016 
verwiesen.

177 BVerwG, Urt. v. 24.6.1976 – I C 56/74, NJW 1977, 772.
178 Vgl. Medert/Süßmuth, Melderecht des Bundes und der Länder, § 16 MRRG Rn. 1 zur Vorgängerregelung in § 16 Abs. 2 MRRG. Siehe auch die Stellung-

nahme der Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder vom 22. August 2012 zu dem vom Deutschen Bundestag am 28. Juni 
2012 beschlossenen Gesetz zur Fortentwicklung des Meldewesens, verfügbar unter: http://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Publikationen/ Entschlies-
sungssammlung/DSBundLaender/83_84DSK_StellungnahmeMelderechtsreform.pdf. Im Hinblick auf die polizeirechtliche Zwecksetzung von § 29 
BMG werden darin auch Zweifel an der Gesetzgebungskompetenz des Bundes geäußert.

179 BGBl. I 1978 S. 1712.
180 Vgl. die Zusammenstellung der Gesetzesmaterialien zum Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Personalausweise und zur Regelung der Meldepflicht 

in Beherbergungsstätten vom 6.11.1978, online verfügbar unter dipbt.bundestag.de/doc/gm/08/080115.pdf.
181 BT-Drucksache 8/3825, S. 21.
182 Vgl. den Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, BT-Drucksache 18/2023. Siehe auch das Schreiben des Bundesbeauftragten für den 

Datenschutz an den Vorsitzenden des Innenausschusses des Deutschen Bundestages vom 27.4.2012, online verfügbar unter  
https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/VortraegeUndArbeitspapiere/SchreibenBTInnenausschuss_MeldFortG.html.
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Unterschrift sollte, wie die Gesetzesbegründung hervorhebt, 
zugleich Art. 45 Abs. 1 lit. a des Schengener Durchführungs-
übereinkommens (SDÜ)183 Rechnung getragen werden.184 
Nach dieser Vorschrift verpflichten sich die Vertragspar-
teien des SDÜ, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
um sicherzustellen, dass „der Leiter einer Beherbergungs-
stätte oder seine Beauftragten darauf hinwirken, dass 
beherbergte Ausländer [...] Meldevordrucke eigenhändig 
ausfüllen und unterschreiben und sich dabei [...] durch Vor-
lage eines gültigen Identitätsdokuments ausweisen“. Auch 
ein Vergleich mit den anderen Sprachfassungen des SDÜ 
bestätigt, dass sich das Erfordernis der Eigenhändigkeit 
sowohl auf das Ausfüllen des Meldeformulars als auch die 
Unterschrift bezieht.185  

Das Erfordernis der eigenhändigen Ausfüllung des Melde-
scheins und der eigenhändigen Unterschrift erfüllt hier 
primär eine Identitäts- und Authentizitätsfunktion. Der 
eigenhändige Schriftzug soll die Zuordnung des Melde-
scheins zu seinem Aussteller sicherstellen. Angesichts des 
klaren Wortlautes von Art. 45 Abs. 1 lit. a SDÜ erscheint es 
bereits zweifelhaft, ob § 29 Abs. 2 S. 1 BMG, der im Unter-
schied zur Vorgängerregelung nur noch am Erfordernis 
einer eigenhändigen Unterschrift festhält, mit den europa-
rechtlichen Vorgaben aus Art. 45 Abs. 1 lit. a SDÜ vereinbar 
ist. Zu rechtfertigen wäre § 29 Abs. 2 S. 1 BMG allenfalls als 
eine teleologische Reduktion der Vorgabe aus Art. 45 Abs. 1 
lit. a SDÜ. So ließe sich argumentieren, dass für die Identifi-
zierung des Ausstellers anhand der persönlichen Schriftdy-
namik eine eigenhändige Unterschrift ausreichend ist. Eine 
gänzliche Streichung des Unterschriftserfordernisses dürfte 
jedenfalls derzeit nicht mit dem SDÜ vereinbar sein. 

Im April 2016 hat sich der Ausschuss für Tourismus des 
Deutschen Bundestages mit der Frage befasst, ob auf das 
Erfordernis einer eigenhändigen Unterschrift auf dem Mel-
deschein verzichtet werden kann.186 Die Frage wurde unter 
Hinweis auf Art. 45 Abs. 1 lit. a SDÜ verneint.

Eine Streichung des Erfordernisses der eigenhändigen Unter-
schrift kann demnach wohl nur auf europäischer Ebene 
erfolgen. Zu erwägen wäre allerdings, ob eine elektronische 
Erfassung der Unterschrift auf einem elektronischen Schreib-
tablett (Signaturpad) ausreichend ist. Die Eingabe der Unter-
schrift auf einem Signaturpad erfüllt zwar, auch wenn sie 
eigenhändig erfolgt, nach wohl überwiegender Auffassung 
nicht die Schriftform i. S. d. § 126 Abs. 1 BGB.187 Es dürfte 
insoweit insbesondere an der Abschlussfunktion der Unter-
schrift fehlen, da die Signatur auf einem elektronischen 
Schreibtablett räumlich getrennt von der Erklärung erfolgt. 
Für die spezifischen Zwecke der Hotelmeldepflicht könnte 
eine Unterschrift auf einem Signaturpad jedoch ausreichend 
sein. Derartige Geräte können nämlich nicht nur das Bild 
der Unterschrift aufzeichnen, sondern auch die schriftliche 
Dynamik (Schreibgeschwindigkeit, Schreibrichtung, 
Beschleunigungen, Verlangsamungen und Schreibpausen). 
Anhand solcher Daten können Sachverständige die Urhe-
berschaft der Unterschrift zuverlässig nachweisen.188 Aller-
dings sind für die Sicherheitsbehörden neben Angaben zur 
Person auch deren Fingerspuren wertvolle Ermittlungsan-
sätze. Diese entfallen bei Verwendung eines Signaturpads. 

Beherbergungsstatistikgesetz

Das Gesetz zur Neuordnung der Statistik über die Beher-
bergung im Reiseverkehr (Beherbergungsstatistikgesetz, 
BeherbStatG) regelt die Durchführung statistischer Erhe-
bungen über vorübergehende Beherbergungen. Danach sind 
Beherbergungsbetriebe zur Abgabe periodischer Berichte 
an die Statistischen Landesämter u. a. über die Zahl der 
Übernachtungen von Gästen und die verfügbaren Gäste-
zimmer verpflichtet. Diese Verpflichtung trifft gem. § 3 Abs. 
1 S. 1 BeherbStatG allerdings nur Betriebe und Betriebs-
teile, die nach Einrichtung und Zweckbestimmung dazu 
dienen, mindestens zehn Gäste gleichzeitig vorübergehend 
zu beherbergen. Bei der weit überwiegenden Mehrzahl der 
Anbieter von Privatunterkünften dürfte diese Schwelle 
nicht überschritten sein.

183 Schengener Durchführungsübereinkommen vom 19.6.1990, BAnz. 1990 Nummer 217a.
184 BR-Drs. 524/11, S. 78.
185 So heißt es etwa in der englischen Fassung „personally complete and sign registration forms“. In der niederländischen Fassung ist von  

„eigenhandig de hotelfiches invullen en ondertekenen“ die Rede. Etwas unklar ist dagegen die französische Fassung, in der es heißt  
„remplissent et signent personnellement les fiches de déclaration“. Hier ist nicht eindeutig, ob sich das Adverb „personellement“ sowohl  
auf die Verben „remplir“ und „signer“ oder lediglich auf „signer“ bezieht.

186 Deutscher Bundestag, PuK 2 – Parlamentsnachrichten, Digitalisierung von Hotel-Anmeldungen, 27.4.2016,  
https://www.bundestag.de/presse/hib/201604/-/420656.

187 OLG München NJW 2012, 3584 (3585); BeckOGK/Hecht (Stand: 1.7.2017), § 126 BGB Rn. 42.
188 Schmitz, in: Stelkens/Bonk/Sachs, 8. Aufl. 2014, § 3a VwVfG Rn. 19a; s. auch Schmitz, Signaturpad Ersatz für Unterschrift?, NVwZ 2013, 410.
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5.6.2 Melderechtliche Pflichten in Österreich – ein Exkurs

Ergänzend soll noch kurz auf die Rechtslage in Österreich 
eingegangen werden. Dort ist die Digitalisierung der Melde-
pflichten bereits weiter vorangeschritten als in Deutschland.

a) Meldegesetz

In Österreich ist der Inhaber eines Beherbergungsbetriebes 
gem. § 10 Abs. 1 Meldegesetz189 (öMeldeG) verpflichtet, ein 
Gästeverzeichnis zu führen. Diese Verpflichtung trifft 
sowohl gewerbliche als auch private Anbieter von Unter-
künften.190 In das Gästeverzeichnis sind die vom Gast bei 
der Anmeldung aufgenommenen Angaben einzutragen. 
Aufzunehmen sind gem. § 5 Abs. 1 öMeldeG Name, 
Geburtsdatum, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, Herkunfts-
land, Adresse, Postleitzahl sowie bei ausländischen Gästen 
zusätzliche Daten aus dem vorzulegenden Reisedokument. 
Die Richtigkeit der Daten hat der Gast bei der Anmeldung 
mit seiner Unterschrift zu bestätigen.

Die Führung des Gästeverzeichnisses kann gem. § 19 Abs. 1 
der Meldegesetz-Durchführungsverordnung191 (öMeldeV) 
elektronisch oder in Papierform (in einer von der Meldebe-
hörde signierten Gästeverzeichnissammlung) erfolgen. 
Wird das Gästeverzeichnis elektronisch geführt, so erfolgt 

die Einbringung der Daten gem. § 19 Abs. 2 öMeldeV durch (1) 
elektronische Einbringung mittels Scannen der in den Mel-
deschein eingetragenen Daten einschließlich der vom Gast 
geleisteten Unterschrift, (2) elektronisches Erfassen der Melde-
daten und Übernahme der elektronisch erfassten Signatur 
(etwa auf einem Signaturpad) oder (3) durch elektronische 
Erbringung mit qualifizierter elektronischer Signatur.

b) Tourismusstatistik-Verordnung

Nach der Tourismusstatistik-Verordnung192 sind Anbieter 
von Unterkünften verpflichtet, die Zahl ihrer Gäste und 
deren Übernachtungen monatlich an die Gemeinde zu 
übermitteln. Die Verordnung gilt explizit auch für „private 
Beherbergungsbetriebe“, d. h. solche Beherbergungsbetriebe, 
die bis zu zehn Gästebetten bereitstellen und nicht der 
Gewerbeordnung unterliegen. Als Beispiele nennt § 2 Nr. 5 
Tourismusstatistik-Verordnung u. a. Privatzimmervermie-
tung sowie Vermietung von Ferienhäusern und -wohnun-
gen. Die Ankunfts- und Nächtigungszahlen sind nach dem 
Herkunftsland der Gäste aufzuschlüsseln. Sofern in der 
Erhebungsgemeinde die technischen Voraussetzungen 
gegeben sind, erfolgt die Übermittlung der monatlichen 
Nächtigungsstatistik und der jährlichen Bestandsstatistik 
elektronisch (§ 8 Abs. 1 Tourismusstatistik-Verordnung).193

189 Bundesgesetz über das polizeiliche Meldewesen, BGBl. Nr. 9/1992, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 120/2016.
190 https://www.wien.gv.at/arbeit-wirtschaft/privat-vermieten.html#meldepflicht.
191 Verordnung des Bundesministers für Inneres über die Durchführung des Meldegesetzes, BGBl. II Nr. 66/2002, zuletzt geändert durch  

BGBl. II Nr. 88/2017.
192 Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft, Familie und Jugend über die Statistik im Bereich des Tourismus, BGBl. II Nr. 498/2002,  

zuletzt geändert durch BGBl. II Nr. 24/2012.
193 https://www.wien.gv.at/amtshelfer/wirtschaft/gewerbe/meldepflicht/tourismus/statistik/naechtigungsstatistik.html.
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6.  Vorschläge für Reallabore im 
Unterkunftssektor der Sharing Economy
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Die Effekte eines regulatorischen Eingriffs in einen Markt 
lassen sich vorab oft nur schwer bestimmen. Ein Instrument 
zur Behebung dieser Problematik stellen Reallabore dar. 
Für den Unterkunftssektor der Sharing Economy werden 
im Folgenden Vorschläge für solche Reallabore in Deutsch-
land gemacht.

6.1 Reallabore – Definition und Merkmale

Im deutschsprachigen Raum fand der Begriff „Reallabor“ 
zum ersten Mal im Ausschuss des Bundestages „Bildung, 
Forschung und Technikfolgenabschätzung“ im Jahr 2012 
Erwähnung. Ab 2013 wurden die ersten wissenschaftlichen 
Aufsätze zum Konzept des Reallabors publiziert. Zu nennen 
sind hier zum Beispiel Flander et al. 2014; Schäpke et al. 2015; 
Schneidewind 2014; Schneidewind und Scheck 2013; Schnei-
dewind und Singer-Brodowski 2013; Wagner 2014 sowie 
Wagner und Grunwald 2015. Große Bekanntheit erlangte 
das Konzept insbesondere durch den Strategieprozess „Wis-
senschaft für Nachhaltigkeit“ der Landesregierung von 
Baden-Württemberg. In diesem Kontext wurde 2012 eine 
Expertengruppe einberufen, die in ihrem Bericht Empfeh-
lungen an die Landesregierung erarbeitet hat, wie Wandel 
durch Wissenschaft sowie Wandel in der Wissenschaft 
erreicht werden kann. Die Expertenkommission schlug die 
Einrichtung von Reallaboren als zentrales Instrument vor 
(Wagner, 2017, 81). 

Obwohl die Bedeutung von Reallaboren als Forschungsan-
satz innerhalb der letzten Jahre gewachsen ist, fehlt eine all-
gemein anerkannte oder auch nur „breit getragene“ Definition 
dafür (Schäpke et al., 2015, 282). 

Für das vorliegende Forschungsgutachten wird die Definition 
von Reallaboren des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie zugrunde gelegt. Danach sind Reallabore zeit-
lich und räumlich begrenzte sowie rechtlich abgesicherte 
Experimentierräume, die eine Erprobung des Zusammen-
spiels von vorwiegend digitalen Innovationen und Regulie-
rung unter realen Marktbedingungen zum Ziel haben 
(BMWi, 2017c). Im Fokus der Reallabore stehen neben Pra-
xistests für Technologien und Geschäftsmodelle auch die 
Überprüfung aktueller und die Erprobung neuer Regulie-
rungsmaßnahmen, zum Beispiel in Bezug auf Effektivität, 
im Vordergrund (Hielscher, 2017, 1ff.). Da die Durchsetzung 
der Regulierung in der Sharing Economy im Unterkunfts-
sektor nicht nur durch die Implementierung neuer Gesetze 
erfolgen kann, die Vermittlungsplattformen neue Pflichten 
auferlegen, sondern auch durch Kooperationen (freiwillige, 
vertragliche Vereinbarungen) zwischen der öffentlichen 

Verwaltung und den Vermittlungsplattformen, möchten 
wir die Definition von Reallaboren des BMWi um die 
Erprobung neuer Kooperationen zwischen der öffentlichen 
Verwaltung und Unternehmen erweitern.

Die Ausgestaltung von Reallaboren hängt maßgeblich von 
den spezifischen Technologien und Geschäftsmodellen bzw. 
dem zu untersuchenden Regulierungsrahmen ab (Hielscher, 
2017, 2). Da derzeit einheitliche (wissenschaftliche und 
administrative) Standards für die Einrichtung von Real-
laboren nicht existieren, hat das BMWi ein Forschungs-
gutachten in Auftrag gegeben, dessen Ziel es unter ande-
rem ist, konkrete Orientierungshilfe zur Einrichtung von 
Reallaboren durch die Verwaltung („Leitfaden“) zu erstellen. 
In dem Leitfaden soll verschriftlicht werden, welche Schritte 
für die Einrichtung von Reallaboren zu welchem Zeitpunkt 
vorzunehmen sind, was zu beachten ist und wer einzubinden 
ist (BMWi, 2017c). Daher beschränken sich die Darstellungen 
in den folgenden Abschnitten lediglich auf die Erarbeitung 
von Ideen für mögliche Reallabore.

6.2  Vorschlag 1: Einziehung und Abführung  
von Steuern durch Airbnb 

Eine Möglichkeit, Steuergerechtigkeit in der Steuererhebung 
durchzusetzen, ist es – wie in Kapitel 5.2.2 dargestellt –, die 
Vermittlungsplattformen mit der Einziehung und Abführung 
der Steuer zu betrauen. Diese Option ist in der Praxis ins-
besondere bei der Abführung von Tourismussteuern bzw. 
-abgaben von Bedeutung. In Deutschland hat kürzlich 
Dortmund als erste Stadt eine Beherbergungsabgaben-Ver-
einbarung mit Airbnb unterzeichnet. Danach verpflichtet 
sich die Vermittlungsplattform ab dem 1. Januar 2018 bei 
jeder Buchung, die Beherbergungsabgabe in Höhe von  
7,5 Prozent des Übernachtungspreises automatisiert beim 
Gast abzurechnen und an die Stadt Dortmund auszuschütten. 
Da Dortmund damit eine Vorreiterrolle in Deutschland 
übernommen hat, könnten die Erfahrungen der Stadt bei 
der Vorbereitung, Verhandlung und Umsetzung der Verein-
barungen mit Airbnb sehr wertvoll sein, um Wettbewerbs-
verzerrungen durch die Ungleichheit bei der Durchsetzung 
der Steuerpflicht entgegenzuwirken. Das Ziel eines Realla-
bors in Dortmund könnte zum einen die wissenschaftliche 
Auswertung der Zusammenarbeit zwischen der öffentlichen 
Verwaltung und Airbnb in den verschiedenen Projektphasen, 
genauer gesagt der Vorbereitung, Verhandlung und Umset-
zung der Vereinbarung mit Airbnb, sein sowie die Dokumen-
tation der Ergebnisse. Ferner ist zu überlegen, inwieweit im 
Rahmen des Reallabors auch internationale Erfahrung eine 
Rolle spielen kann bzw. soll. Schließlich hat Airbnb nach 
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eigenen Angaben bereits über 310 solcher Kooperationen 
weltweit geschlossen. 

Aufbauend auf den daraus gewonnenen Ergebnissen kann 
das Reallabor zum anderen dazu benutzt werden, die Ver-
breitung derartiger Kooperationsvereinbarungen zu forcie-
ren, indem es interessierte Kommunen bei der Vorbereitung, 
Verhandlung und Umsetzung von Vereinbarungen mit Ver-
mittlungsplattformen zur Einziehung und Abführung von 
kommunalen Steuern und Abgaben unterstützt. Auf diese 
Weise können die Erkenntnisse, die Dortmund bei der  
Vorbereitung, Verhandlung und Umsetzung der Koopera-
tionsvereinbarung mit Airbnb gemacht hat, z. B. durch die 
Ausrichtung von Workshops durch Mitarbeiter der Dort-
munder Verwaltung, in andere deutsche Kommunen getragen 
werden und dabei helfen, die Vorbereitung, Verhandlung 
und Umsetzung derartiger Kooperationsvereinbarungen 
mit Vermittlungsplattformen effizienter und effektiver zu 
gestalten. 

Mögliche Fragestellungen, die im Rahmen der ersten Real-
laborphase analysiert werden könnten, sind folgende:

zz Was war besonders kritisch für das Zustandekommen 
der Kooperation mit der Vermittlungsplattform? Welche 
juristischen, organisatorischen und technischen Hürden 
galt es zu überwinden? Wie wurden die Hürden über-
wunden?

zz Welche Daten erhält die Stadt von Airbnb im Rahmen 
der Zusammenarbeit? Wie erhält die Stadt die Daten von 
Airbnb und wie oft?

zz Wird Airbnb für die Dienstleistung von der Stadt Dort-
mund entlohnt? Wenn ja, stehen die Ausgaben der Stadt 
Dortmund im Verhältnis zu den Einnahmen? Welche 
Vergütungsmodelle gibt es; welche sind geeignet, das 
Verlustrisiko für die Verwaltung zu minimieren?

zz Hat Airbnb seit der Einführung der Vereinbarung einen 
Rückgang beim Angebot und der Nachfrage nach Privat-
unterkünften feststellen können, der sich z. B. durch das 
Ausweichen der Plattformnutzer auf andere Sharing-
Plattformen erklären lässt?

zz Wie viel Zeit wurde für die Vorbereitung, Verhandlung 
und Umsetzung der Kooperationsvereinbarungen mit 
der Vermittlungsplattform benötigt?

zz Wie sieht/sollte das Monitoring der Kooperationsverein-
barung aus/aussehen?

zz Kann die Kooperationsvereinbarung der Stadt mit der 
Vermittlungsplattform fortentwickelt werden?

Um die Bereitschaft Dortmunds zu erhöhen, an dem Real-
labor zu partizipieren, sind Anreize zu setzen. Sollte Dort-
mund die Zusammenarbeit dennoch ausschlagen, ist zu 
prüfen, ob andere Städte in Deutschland, die zurzeit mit 
Airbnb Verhandlungen führen, interessiert sind, ihre Erfah-
rungen zu teilen.

6.3  Vorschlag 2: Einführung einer 
Registrierungs pflicht

Neben der Erprobung einer Kooperation zwischen der 
öffentlichen Verwaltung und den Vermittlungsplattformen 
in Form der Einziehung und Abführung von Steuern möch-
ten wir auch die Erprobung einer neuen Regulierungsmaß-
nahme in Form einer Registrierungspflicht mit der Vergabe 
einer Identifikationsnummer pro Vermieterin und Vermie-
ter und Wohnung, für ein Reallabor vorschlagen. Die Regis-
trierungspflicht sollte nach Möglichkeit für alle Vermiete-
rinnen und Vermieter gelten, und zwar unabhängig davon, 
ob sie eine gesamte oder nur einen Teil der Wohnung als 
Ferienunterkunft anbieten. Die Identifikationsnummer ist 
von den Vermieterinnen und Vermietern bei jeder Annonce 
auf Vermittlungsplattformen gut sichtbar anzugeben. Die 
Erprobung der Registrierungspflicht ist insofern wichtig, da 
sie durch Beseitigung der Anonymität die Möglichkeit der 
Angebotsrückverfolgung bietet und so gegebenenfalls zur 
Disziplinierung der Vermieterinnen und Vermieter z. B. im 
Hinblick auf Steuerehrlichkeit oder die Einhaltung der 
Schwellenwerte, die im Rahmen der Zweckentfremdungs-
verbote verschriftlicht sind, beitragen kann. Zusätzlich kön-
nen durch die Registrierungspflicht angebots- und nach-
frageseitige Daten und Informationen generiert werden, 
die grundlegend für eine evidenzbasierte Regulierung sind; 
nähere Ausführungen hierzu finden sich später im Kapitel. 

Die Registrierungspflicht kann jedoch nicht nur zur Steuer-
ehrlichkeit, der Verhinderung der Umwidmung von Wohn-
raum in Ferienunterkünfte sowie der Generierung von Daten 
beitragen, sondern auch eine Markteintrittsbarriere für 
potenzielle Gastgeberinnen und Gastgeber darstellen, da  
sie mit einem Aufwand für sie verbunden ist. Ein Reallabor 
kann auch hier dazu beitragen, zu überprüfen, ob bzw. in 
welchem Umfang dies zutrifft.

Die Anmeldung bzw. Registrierung der Vermieterinnen 
und Vermieter könnte bei der örtlich zuständigen Behörde 
erfolgen. Dabei müsste eine eindeutige und für alle  
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Vermittlungsplattformen identische Identifikationsnum-
mer erteilt werden. Um die Registrierungspflicht durchzu-
setzen, wäre es von Vorteil, wenn nur Annoncen ordnungs-
gemäß registrierter Vermieterinnen bzw. Vermieter auf den 
einschlägigen Vermittlungsplattformen angezeigt werden. 

Da digitale Technologien große Chancen bieten, öffentliche 
Aufgaben effizienter zu erbringen (Beck et al. 2017)194, ist zu 
prüfen, inwieweit im Falle einer behördlichen Registrie-
rungspflicht die Registrierung als Online-Verwaltungs-
dienstleistung den Anbieterinnen und Anbietern von Pri-
vatunterkünften bereitgestellt werden kann. Auf diese 
Weise lässt sich nicht nur der Aufwand der zuständigen 
Behörden reduzieren. Auch mögliche Markteintrittsbarrie-
ren für neue Vermittlungsplattformen und Anbieter von 
Ferienunterkünften werden dadurch verringert.  

Für das Reallabor sollte eine Stadt in Deutschland gewählt 
werden, die zum einen vergleichsweise viele Angebote im 
Unterkunftssektor der Sharing Economy verzeichnet, zum 
anderen die Vermietung einer Gesamtwohnung als Ferien-
unterkunft zumindest für einen begrenzten Zeitraum erlaubt. 
Diese Voraussetzungen erfüllen z. B. die Städte München und 
Frankfurt am Main: Wie aus der Tabelle 3-3 hervorgeht, 
gehörten am 1. Januar 2017 München mit Rang 2 und 
Frankfurt mit Rang 6 zu den Top-10-Städten in Deutschland 
im Hinblick auf die Anzahl der aktiven Inserate „Gesamte 
Unterkunft“ pro Gastgebendem. Darüber hinaus dürfen 
sowohl in München als auch in Frankfurt Gesamtwohnun-
gen temporär als Ferienunterkunft vermietet werden. In 
München dürfen diese laut Art. 1 Satz 2 Nr. 3 ZwEWG an 
acht Wochen im Kalenderjahr für Zwecke der Fremdenbe-
herbergung genutzt werden, in Frankfurt ist gemäß § 6 Abs. 
1 Nr. 2 i. V. m. § 6 Abs. 2 Ferienwohnungssatzung die Über-
lassung der gesamten Wohnung an wechselnde Nutzer 
ebenfalls bis zu acht Wochen pro Kalenderjahr zulässig.

Im Zuge der Registrierung können, wie zu Beginn des Kapi-
tels erwähnt, angebots- und nachfrageseitige Daten und 
Informationen generiert werden. So besteht die Möglich-
keit, den Typ der Unterkunft (ganze Unterkunft versus  
Privatzimmer versus geteiltes Zimmer) und die Anzahl an 
verfügbaren Schlafplätzen zu erfragen. Dies würde die  
Aussagen darüber ermöglichen, wie groß das Angebot der 
Sharing Economy im Unterkunftssektor im Vergleich zum 
Angebot anderer Typen von Unterkünften – wie Hotels – 
ist. In Kombination mit der Anschrift der Immobilie 

könnte in Erfahrung gebracht werden, wie viele Anbieter 
mehr als eine Wohnung in der Stadt als Ferienunterkunft 
vermieten. Ferner könnte analysiert werden, in welchen 
Stadtvierteln besonders viele Wohnungen im Rahmen der 
Kurzzeitvermietung angeboten werden. Durch die Errich-
tung eines Bürgerbüros, das Beschwerden der Nachbarn 
und Anwohner z. B. zu Lärmbelästigung durch Touristen 
bearbeitet, könnte untersucht werden, inwieweit das Vor-
dringen der Touristen in Wohngebiete zur Beeinträchti-
gung der Lebensqualität bei der Stadtbevölkerung führt. 
Um zu analysieren, ob die Registrierungspflicht potenzielle 
Gastgeberinnen und Gastgeber vom Markteintritt abhält, 
wäre eine Zusammenarbeit mit den Sharing-Plattformen 
zu Beginn des Reallabors wünschenswert. Sie müssten 
Daten/Informationen über die Anzahl der Angebote vor 
Implementierung der Registrierungspflicht liefern. Eine 
andere Möglichkeit, diese Daten zu erhalten, besteht im 
Webscraping (vgl. dazu auch Kapitel 7.3).

Ist eine regelmäßige Erneuerung der Registrierung ange-
dacht, lassen sich im Rahmen dieser Meldung weitere 
Daten erfragen, die z. B. zusätzlich Rückschlüsse auf die 
Entwicklung der Nachfrage nach Sharing-Unterkünften 
ermöglichen. Dazu gehören etwa Daten zur Anzahl der 
gebuchten Übernachtungen sowie der Anzahl der Gäste im 
vergangenen Jahr. 

6.4  Vorschlag 3: Erprobung von Schwellen-
werten

Viele Städte, so auch München und Frankfurt am Main, 
legen Schwellenwerte in Form von maximal zulässigen Ver-
mietungstagen pro Jahr fest, um den Sachverhalt der 
Zweckentfremdung zu definieren. Dabei bleibt oft unklar, 
wie die Schwellenwerte ermittelt bzw. auf welche Art und 
Weise sie berechnet werden, so dass in der Öffentlichkeit 
der Eindruck der Willkür entsteht. Vor diesem Hintergrund 
möchten wir die Erprobung von Schwellenwerten im Rah-
men eines Reallabors vorschlagen, die in Anlehnung an das 
Rechenbeispiel in der Tabelle 5-2 ermittelt werden, aller-
dings unter Berücksichtigung der Kosten der Lang- und 
Kurzzeitvermietung, die es dafür selbstverständlich vorher 
zu ermitteln gilt. Andernfalls besteht die Gefahr, dass die 
Gewinnrealisierungsmöglichkeiten der Langzeit- und Kurz-
zeitvermietung überschätzt werden und der Indifferenz-
wert verzerrt ermittelt wird. 

194  Beck, Hilgers, Krcmar et al. (2017), Digitale Transformation der Verwaltung/Empfehlungen für eine gesamtstaatliche Strategie,  
Bertelsmann Stiftung, Gütersloh.
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Ziel des Reallabors wäre die Eruierung der Wirkung von 
Schwellenwerten sowohl auf das Angebot an Wohnungen, 
die über Vermittlungsplattformen als Ferienunterkunft 
angeboten werden, als auch auf die Nachfrage nach solchen. 
Eine signifikante Angebots- und Nachfrageerweiterung in -
folge einer Erhöhung von Schwellenwerten sollte als Anlass 
für eine detaillierte Untersuchung der Angebotsseite ver-
standen werden, um in Erfahrung zu bringen, ob z. B. bei der 
Berechnung der Indifferenzwerte die Kosten in der richtigen 
Höhe veranschlagt wurden, es sich also lediglich um die 
Ausweitung der Gelegenheitsvermietung handelt oder pro-
fessionalisierte Vermietungstätigkeit an Bedeutung gewon-
nen hat. Durch die Berechnung der Schwellenwerte z. B. auf 
Stadtbezirksebene, die vermutlich zu einer Differenzierung 
der Schwellenwerte führt, könnte darüber hinaus untersucht 
werden, inwieweit sie sich als Instrument zur Steuerung 
der Touristenströme eignen bzw. inwiefern sie geeignet 
sind, dem Problem des Leerstands zu begegnen oder die 
Attraktivität einzelner Stadtviertel zu erhöhen.

Das Reallabor zur Erprobung der Schwellenwerte sollte 
nach Möglichkeit als Erweiterung der Reallabore zur Erpro-

bung der Registrierungspflicht in München oder Frankfurt 
am Main verstanden werden. Die Erweiterung des Realla-
bors sollte allerdings erst erfolgen, wenn dort eine solide 
Daten- und Informationsbasis unter Zugrundelegung der 
gegenwärtigen Schwellenwerte von acht Wochen generiert 
wurde, so dass eine Zeitreihenanalyse durchführbar wird.

Zur Durchsetzung der Schwellenwerte wäre eine Einbezie-
hung der Plattformen in die Regulierung wünschenswert. 
Sie könnten helfen, die Grenzwerte, wie z. B. in Amsterdam, 
London oder Paris, durchzusetzen, indem sie die Vermiete-
rinnen und Vermieter über das Erreichen dieser informie-
ren oder die Inserate deaktivieren.

Dass die Registrierungspflicht in Kombination mit der Daten- 
und Informationsabfrage weiterhin bestehen muss, versteht 
sich von selbst, da die so generierten Daten- und Informa-
tionen erforderlich sind, um die Wirkung der Schwellen-
werte z. B. im Hinblick auf die Angebots- und Nachfrage-
veränderung beurteilen zu können. Um die Belastbarkeit 
der Daten- und Informationsbasis zu erhöhen, könnte 
ergänzend Webscraping herangezogen werden. 
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7. Neue Daten
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Wie in den ersten Kapiteln dieser Studie deutlich wurde, 
ermöglicht die Nichterfassung der Sharing Economy als 
solche in den amtlichen Daten lediglich eine eingeschränkte 
empirische Analyse. Dadurch wird ebenfalls das Ableiten 
von regulatorischem Handlungsbedarf auf Basis einer ein-
deutigen empirischen Evidenz erschwert. Die wenigen 
Daten zur Sharing Economy, die etwa in dieser Studie ana-
lysiert werden, sind aufwendig zu erfassen und stellen 
jeweils nur Momentaufnahmen dar, die sich in einem so 
dynamischen Sektor wie der Sharing Economy schnell ver-
ändern. Eine bessere Datenlage würde zu einer geschärften 
Wahrnehmung der tatsächlichen Bedeutung der Sharing 
Economy im Wirtschaftsraum Deutschland beitragen und 
damit den mit ihr verbundenen Überlegungen zu Regulie-
rungsbedarfen eine quantitative Grundlage bieten.

Im Folgenden werden verschiedene Optionen für eine  
Verbesserung der Datenlage diskutiert. Aufgrund der  
Heterogenität der Sharing Economy und ihrer Sektoren 
(vgl. Kapitel 2) wird dabei schwerpunktmäßig der Unter-
kunftssektor betrachtet. Dies erscheint vor dem Hinter-
grund des Schwerpunkts dieser Studie sowie der politi-
schen Diskussion zu möglicher Regulierung in der Sharing 
Economy sinnvoll.

7.1 Anforderungen an die Datenerfassung

An die Erhebung von Daten zum Unterkunftssektor  
der Sharing Economy sind grundsätzlich folgende An -
forderungen zu stellen, insbesondere, wenn es um  
amtliche Daten geht:

zz Die Daten müssen zweckmäßig sein . Eine Erhebung 
von Daten ist immer mit Aufwand verbunden. Um die-
sen möglichst gering zu halten, ist vorab zu klären, wel-
che konkreten Fragen mit den Daten beantwortet wer-
den sollen. Die Erhebung der Daten sollte sich dann an 
diesen orientieren, damit nur so viele Daten erhoben 
werden wie notwendig.

zz Die Datenerhebung muss regelmäßig erfolgen . Die 
Sharing Economy ist ein zumindest in Teilbereichen 
schnell wachsender Wirtschaftsbereich (s. Abbildung 
1-1), der sich dynamisch verändert. Um ihre Entwick-
lung quantitativ begleiten und bewerten zu können, ist 
daher eine regelmäßige Erhebung der gleichen Indikato-
ren bedeutsam.

zz Die Daten müssen qualitativ hochwertig sein . Um die 
derzeitige Datenlage zu verbessern, muss gewährleistet 
werden, dass die Qualität der erfassten Daten dauerhaft 
hoch ist, so dass diese zu verschiedenen Verwendungs-
zwecken, etwa in Politik oder Wissenschaft, eingesetzt 
werden können. Eine amtliche Erfassung der Daten ist 
dabei denkbar, aber nicht der einzige gangbare Weg. 
Auch eine regelmäßige, öffentlich geförderte Erhebung 
durch Auftragnehmer ist denkbar, wenn diese auf Dauer 
angelegt ist.

zz Die Datenerhebung sollte einfach sein . Bei den Anbie-
terinnen und Anbietern wie auch den Nachfragerinnen 
und Nachfragern im Unterkunftssektor der Sharing Eco-
nomy handelt es sich meist um Personen, die nur gele-
gentlich aktiv sind. Sollten sie in die Datenerhebung ein-
gebunden werden müssen, ist diese möglichst einfach 
und knapp zu halten, um niemanden von der Beteiligung 
an der Sharing Economy abzuhalten. Auch wenn Daten 
bei den Sharing-Plattformen erhoben werden sollten, 
gilt dieser Grundsatz, damit keine Barrieren für Markt-
zutritte kleiner Wettbewerber geschaffen werden. 

zz Kosten und Nutzen der Datenerhebung müssen abge-
wogen werden . Es ist zu berücksichtigen, dass je nach zu 
erhebendem Indikator nicht nur die Sharing Economy 
in ihrer in dieser Studie verwendeten Definition von einer 
Datenerhebung erfasst wird, sondern möglicherweise 
auch andere Bereiche des Tourismussektors, wie etwa 
Ferienhäuser und -wohnungen. Dies kann zwar den Auf-
wand bei der Erhebung von Daten erhöhen, möglicher-
weise aber auch die Aussagekraft bestimmter Daten  
steigern. Beides ist vor einer Erhebung für alle davon be -
troffenen Wirtschaftsbereiche gegeneinander abzuwägen. 

Die Erfassung neuer Daten zur Sharing Economy kann kein 
Selbstzweck sein, sondern muss ein festgelegtes Ziel verfol-
gen (erste Anforderung). Dieses Ziel kann in Bezug auf den 
Unterkunftssektor vielfältig sein. Im Folgenden werden zwei 
mögliche Ziele und die dafür zur Verfügung stehenden 
Datenerfassungsmethoden kurz erläutert.
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7.2  Ziel: Erfassung des Beitrags der Sharing 
Economy zum Wohlstand

Die Sharing Economy als eine Ausprägung der digitalen 
Transformation wird von den derzeitigen Wirtschaftsstatis-
tiken hinsichtlich ihrer Wirkung auf Produktion, Konsum 
und letztlich auch Wohlstand möglicherweise noch nicht 
ausreichend erfasst (Brümmerhoff/Grömling, 2017, 26f.). 
Dies betrifft primär Leistungen zwischen Haushalten, die 
unentgeltlich erfolgen (die so genannte Haushaltsökonomie). 
Ein Beispiel dafür wäre die entgeltfreie Bereitstellung einer 
Unterkunft über eine Sharing-Plattform. Aber auch mögli-
cherweise gegen geringes Entgelt zur Verfügung gestellte 
Unterkünfte könnten nicht erfasst sein. Ziel einer statistischen 
Erfassung auch solcher Leistungen im Rahmen der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) ist die korrekte 
Berechnung der Leistungskraft der Volkswirtschaft. Die 
Haushaltsökonomie führt zu Wohlstandsgewinnen, die in 
der aktuellen VGR noch nicht abgebildet werden können.

Um diesem Umstand Rechnung zu tragen, bietet sich die 
Einrichtung eines entsprechenden Satellitensystems der 
VGR an (Brümmerhoff/Grömling, 2017, 27). Satellitensys-
teme stellen Sachverhalte anhand von Daten gesondert dar 
und besitzen meist eine deutlich höhere Gliederungstiefe 
als die Daten der VGR. Ihre Anwendung hat gegenüber der 
Alternative, einer Ausdehnung des Produktionsbegriffs in 
der VGR, den Vorteil, dass sie quasi einen Experimentier-
raum darstellt. Die Erfassung kann zunächst erprobt und 
die Datenqualität verbessert werden, bevor die Daten in die 
VGR übernommen werden. Gerade für neue Sektoren ist 
eine solche Vorgehensweise sinnvoll. Für den Tourismus-
Sektor ist 2012 ein solches Satellitenkonto erstmals erstellt 
worden (BMWi, 2012). Weder in dieser Analyse noch in der 
nachfolgenden aus dem Jahr 2017 (BMWi, 2017a) wurde die 
Sharing Economy im Unterkunftssektor jedoch explizit 
berücksichtigt. Letztere erläutert zwar grundsätzlich, dass 
die Sharing Economy sowohl die Wertschöpfung erhöhen 
als auch zumindest in andere Sektoren verschieben kann 
(ebenda, 37 f.). Ersteres ist der Fall, wenn die Sharing Economy 
und herkömmliche Übernachtungsleistungen Komplemente 
sind, Letzteres tritt bei Substituten auf. Insgesamt wird die 
Sharing Economy im Betrachtungsjahr 2015 als noch unbe-
deutend bewertet (ebenda, 39).

Um die Sharing Economy im Unterkunftssektor in ein 
VGR-Satellitenkonto aufzunehmen, müsste ihre Relevanz 
quantitativ erfasst werden. Konkret könnte eine solche 
Erfassung über die Zeitverwendungserhebung der privaten 
Haushalte (Maier, 2014) erfolgen, in der nach Sharing- 
Leistungen gefragt werden könnte. Die Ergebnisse würden 

anschließend hochgerechnet. Bislang wurde eine solche 
Erhebung dreimal, in den Jahren 1991/1992, 2001/2002 und 
2012/2013 durchgeführt. Eher nachteilig sind bei diesem 
Verfahren die langen Abstände zwischen den Erhebungen, 
die Veränderungen erst spät erfassen können. Eine ähnliche 
Alternative dazu, die in der VGR bereits eingesetzt wird, ist 
die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS). Bei die-
ser geben Privathaushalte alle fünf Jahre freiwillig Auskunft 
zu ihren Einnahmen und Ausgaben (Statistisches Bundes-
amt, 2017g, 5). Zwar ließen sich Angebot und Nachfrage nach 
Sharing-Unterkünften auf diese Weise erfassen. Die ver-
gleichsweise großen Abstände zwischen den einzelnen 
Erhebungen würden jedoch zu ähnlichen Herausforderun-
gen führen, wie diejenigen, welche mit der Zeitverwen-
dungsrechnung einhergingen.

Daneben gibt es andere Verfahren, die der Schätzung des 
Wertes digitaler Leistungen dienen. Dazu zählen die Kon-
sumentenrente für das Internet und die Berechnung von 
Opportunitätskosten. Bei Ersterem wird der Wert einer 
Leistung danach berechnet, welche Ersparnis die digitale 
Leistungserbringung oder deren Vermittlung im Vergleich 
zur analogen gebracht hat (Brynjolfsson/McAfee, 2014, 
114). Letzteres schätzt auf Basis der im Internet verbrachten 
Zeit und eines repräsentativen Arbeitslohns den Verdienst, 
der möglich gewesen wäre, wenn die Zeit nicht online ver-
bracht worden wäre (Brümmerhoff/Grömling, 2017).

Allgemein lässt sich festhalten, dass in Bezug auf den 
Unter kunftssektor der Sharing Economy nur ein Teil des 
Home sharing bislang nicht in der VGR enthalten ist 
(Ahmad/Schreyer, 2016, 7 f.). Der Wert der Nutzung einer 
Wohnung wird bereits erfasst. Anders sieht das bei den  
mit Homesharing typischerweise verbundenen Preisauf-
schlägen für die kurzfristige Nutzung sowie den damit 
möglicherweise verbundenen Dienstleistungen (zum  
Beispiel Reinigung) aus. Die Gebühren der Plattformen 
wiederum sind in der VGR enthalten. 

7.3  Ziel: Erfassung der Größe der Sharing 
Economy im Unterkunftssektor

Die Bedeutung und das Wachstum der Sharing Economy 
im Unterkunftssektor lassen sich bislang nur anhand von 
Daten zu einzelnen Unternehmen erfassen. Um eine 
umfassende Betrachtung zu ermöglichen, ist die Erschlie-
ßung neuer Datenquellen notwendig. Die dabei erfassten 
Indikatoren können je nach Verfahren unterschiedlich  
sein. Unter anderem sind folgende Wege denkbar, die im 
Folgenden jeweils kurz thematisiert werden:
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zz Erfassung von Daten auf Basis der Beherbergungsstatistik

zz Erfassung von Daten über eine Registrierungspflicht

zz Erfassung von Daten im Rahmen bestehender regel-
mäßiger Erhebungen

zz Neue Methoden zur Datenerfassung

7.3.1  Erfassung von Daten auf Basis der 
Beherbergungsstatistik

Für einen Teil des Unterkunftssektors insgesamt, nämlich 
die sogenannten Beherbergungsbetriebe, werden gemäß 
dem Beherbergungsstatistikgesetz (BeherbStatG) statistische 
Erhebungen auf Bundesebene durchgeführt, die eine Ein-
schätzung der Relevanz und Entwicklung dieses Sektors 
ermöglichen. Zu den Beherbergungsbetrieben zählen dabei 
alle „Betriebe und Betriebsteile, die nach Einrichtung und 
Zweckbestimmung dazu dienen, mindestens zehn Gäste 
gleichzeitig vorübergehend zu beherbergen. Bei Camping-
plätzen müssen mindestens zehn Stellplätze vorhanden 
sein.“ (§ 3 (1) BeherbStatG). Erfasst werden Hotels, größere 
Pensionen, Campingplätze sowie andere größere Ferienun-
terkünfte wie etwa große Ferienhäuser. Darüber hinaus gilt 
das Gesetz auch für Schulungsheime und Vorsorge- und 
Rehabilitationskliniken. Erhoben werden dann unter ande-
rem Indikatoren wie die Anzahl der Übernachtungen und die 
Anzahl der Gäste, bei ausländischen Gästen das Herkunfts-
land der Gäste, die Anzahl der angebotenen Gästebetten 
und bei Hotels, Pensionen und Ähnlichem auch die Anzahl 
der Gästezimmer (§ 4 BeherbStatG). Die Erhebung erfolgt 
monatlich, bei einigen Indikatoren auch nur jährlich (§ 2 
BeherbStatG). Es besteht Auskunftspflicht (§ 6 BeherbStatG).

Die Beherbergungsstatistik ermöglicht für einen Teil des 
Unterkunftssektors eine sehr gute Datenlage, die regelmä-
ßig fortgeschrieben wird. Die Sharing Economy im Unter-
kunftssektor wird genauso wenig erfasst wie der Großteil 
des Ferienhaus- und Ferienwohnungsmarktes oder kleinere 
Pensionen (siehe auch Kapitel 3.2). Zwar würden die in der 
Beherbergungsstatistik erhobenen Informationen auch für 
die Sharing Economy im Unterkunftssektor relevante In -
formationen bringen, aber vor dem Hintergrund der anderen 
bis dato nicht erfassten Bereiche erscheint eine ausschließ-
liche Ergänzung der Sharing Economy weder zielführend 
noch begründbar. Wenn eine Anpassung der Beherbergungs-
statistik durchgeführt werden sollte, wären auch andere 
Bereiche des Unterkunftssektors zu integrieren, darunter 
kleinere Pensionen und Ferienhäuser und -wohnungen. 

Dies käme in Anbetracht des Zieles, (nur) die Sharing Eco-
nomy genauer zu erfassen, einer deutlichen Übererfassung 
gleich.

Damit einhergehen würde zudem ein erheblicher Mehrauf-
wand für einen großen Teil des Unterkunftssektors, der 
aufgrund der geringen Größe der einzelnen Unterkünfte 
für die Anbieterinnen und Anbieter unverhältnismäßig 
wäre. Es ist davon auszugehen, dass in den verschiedenen, 
dann neu erfassten Bereichen Anbieterinnen und Anbieter 
sogar aufgrund des bürokratischen Aufwands von ihren 
Aktivitäten abgeschreckt würden. Grundsätzlich ließe sich 
der mit Erhebung von Daten für die Beherbergungsstatistik 
verbundene Aufwand reduzieren, indem der Abstand zwi-
schen den einzelnen Befragungszeitpunkten vergrößert 
und die Anzahl abgefragter Variablen verringert würde. 
Dennoch bliebe die Tatsache, dass nicht nur die Sharing 
Economy, sondern auch weite sonstige Teile des Unter-
kunftssektors von einer solchen Erhebung betroffen wären. 

Darüber hinaus liegt nahe, dass auch bei den Daten erfassen-
den Institutionen, dem Statistischen Bundesamt beziehungs-
weise den Statistischen Ämtern der Länder, durch die Ein-
beziehung des gesamten Unterkunftssektors ein deutlicher 
Mehraufwand entstehen würde. Diesem müsste bei kons-
tanten Ressourcen dieser Institutionen möglicherweise 
eine Reduktion von anderen Datenerhebungen gegenüber-
stehen, um überhaupt eine neue Datenerhebung zu ermög-
lichen. Auch die Umsetzung einer solchen Reduktion 
würde sicherlich eine große Herausforderung darstellen.

7.3.2 Erfassung von Daten über eine Registrierungspflicht

Die im vorigen Abschnitt erläuterten Herausforderungen 
bei einer Ausweitung der Beherbergungsstatistik ließen 
sich umgehen, wenn im Rahmen einer Registrierungs-
pflicht für Sharing-Anbieterinnen und -Anbieter (vgl. Kapi-
tel 5.1 beziehungsweise 6.3) ausschließlich bei diesen Daten 
erhoben würden. Diese könnten dann genutzt werden, um 
die Relevanz der Sharing Economy im Unterkunftssektor 
genauer zu bestimmen und deren Entwicklung zu beob-
achten. Die Registrierungspflicht selbst stellt zwar einen 
bürokratischen Mehraufwand für die Anbieterinnen und 
Anbieter von Homesharing dar, die zusätzliche Datenerhe-
bung würde diesen je nach Ausgestaltung jedoch kaum 
erhöhen. Unter der Annahme, dass einige Anbieterinnen 
und Anbieter ihre Homesharing-Angebote auf mehreren 
Plattformen einstellen, ist bedeutsam, dass sowohl sie selbst 
als auch ihre Angebote eindeutig identifizierbar sind. Die 
Voraussetzung dafür stellt eine Registrierungsnummer für 
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die Anbieterinnen und Anbieter sowie eine Identifikations-
nummer für jedes ihrer Angebote dar. Diese doppelte Num-
mernvergabe sichert die eindeutige Identifikation von sowohl 
Anbieterinnen und Anbietern wie auch den Angeboten ab 
und stellt damit die beste Datenqualität bereit. Um deutsch-
landweit aussagekräftige Daten erheben zu können, ist eine 
bundesweite Registrierungspflicht Voraussetzung. Jedoch 
kann die Datenerhebung auch im Rahmen von regionalen 
oder lokalen Registrierungsvorgaben, etwa in Reallaboren, 
erprobt werden (s. Kapitel 6). Dies würde dann eine Analyse 
der regionalen oder lokalen Bedeutung der Sharing Economy 
im Unterkunftssektor ermöglichen.

Wie in Kapitel 5.1 erläutert, ist es naheliegend, dass die 
Registrierung einer Homesharing-Unterkunft die Voraus-
setzung für eine Vermittlung der Unterkunft über eine 
Sharing-Plattform darstellen würde. Je nach Ausgestaltung 
der Registrierung könnten dann verschiedene Daten erho-
ben werden:

zz Erhebung von Daten bei der erstmaligen Registrierung 
Unabhängig von der Art und Weise einer Registrierung 
(behördliche Anmeldung oder Anmeldung über die Platt-
form) ließen sich dabei konkrete Daten zum Angebot 
ermitteln. Diese könnten zum Beispiel den Typ der Unter-
kunft (ganze Unterkunft versus Privatzimmer versus 
geteiltes Zimmer) und die Anzahl an verfügbaren Schlaf-
plätzen enthalten. Dies würde dann Aussagen darüber 
ermöglichen, wie groß das Angebot der Sharing Economy 
im Unterkunftssektor im Vergleich zum Angebot ande-
rer Typen von Unterkünften – wie Hotels – ist. Bei dieser 
Vorgehensweise ist zu berücksichtigen, dass bei der erst-
maligen Registrierung keine Erhebung von Daten zu den 
in solchen Unterkünften erfolgten Übernachtungen 
oder der Anzahl der Gäste erfolgen kann. Ein Vergleich 
mit der Beherbergungsstatistik wäre also nicht möglich.

zz Erhebung von Daten bei der Erneuerung der  
Registrierung 
Ist eine regelmäßige, beispielsweise jährliche Erneuerung 
der Registrierung einer Homesharing-Unterkunft vorge-
sehen, lassen sich im Rahmen dieser Meldung weitere 
Daten zu dieser Unterkunft erfragen. Die Erneuerung – 
die zum Beispiel in San Francisco notwendig ist – hätte 
in dem dynamischen Markt den Vorteil, dass nicht län-
ger für Homesharing genutzte Wohnungen aus der Sta-
tistik entfernt würden. Im Rahmen dieser Erneuerung 
ließen sich Daten zur Nachfrage nach Sharing erheben. 
Dazu gehören etwa Daten zu der Anzahl der gebuchten 
Übernachtungen sowie der Anzahl der Gäste im vergan-
genen Jahr. Sowohl eine Erneuerung der Registrierung 

selbst wie auch die Ermittlung dieser sich auf ein ganzes 
Jahr beziehenden Daten erhöhen den bürokratischen 
Aufwand für die Anbieterinnen und Anbieter von 
Homesharing-Unterkünften geringfügig.

7.3.3  Erfassung von Daten im Rahmen bestehender  
regelmäßiger Erhebungen

Daten zur Sharing Economy im Unterkunftssektor würden 
sich unter Umständen auch auf Basis bereits bestehender, 
regelmäßiger Erhebungen ermitteln lassen. Dazu kommen 
unter anderem die folgenden Quellen infrage:

zz Monitoring-Report Wirtschaft Digital  
Eine bereits vom BMWi regelmäßig durchgeführte Daten-
erhebung ist der Wirtschaftsindex DIGITAL. Er basiert auf 
einer Unternehmensbefragung in elf gewerblichen Bran-
chen, zu denen unter anderem auch Informations- und 
Kommunikationstechnologie (IKT) gehört (BMWi, 2017b, 
9). Ziel der Befragung ist es, den Einfluss der Digitalisie-
rung auf den Geschäftserfolg, die Ausrichtung von inter-
nen Prozessen und Abläufen auf die Digitalisierung und 
die Nutzungsintensität digitaler Geräte, Dienste und 
Technologien zu bestimmen. Es ist wahrscheinlich, dass 
Sharing-Plattformen mit Sitz in Deutschland in dieser 
Befragung in den IKT-Unternehmen enthalten sind. Bei 
einer Stichprobengröße von rund 1.000 Unternehmen 
und der Vielzahl an Branchen ist jedoch unwahrschein-
lich, dass sich auf Basis dieser Befragung Aussagen zu 
diesen Unternehmen treffen ließen. Allenfalls könnte der 
Umgang der gewerblichen Wirtschaft mit der Sharing 
Economy erfragt werden (zum Beispiel, ob die Unter-
nehmen ihren Beschäftigten bei Dienstreisen Sharing-
Unterkünfte gestatten). Selbst dies erscheint jedoch 
nicht dahingehend zielführend, den Status quo und die 
Entwicklung der Sharing Economy im Unterkunftssek-
tor umfassend zu untersuchen.

zz SOEP Innovation Sample 
Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) ist eine nicht-
amtliche, repräsentative, jährliche Wiederholungsbefra-
gung privater Haushalte in Deutschland (DIW Berlin, 
2018a). Im Rahmen der sogenannten SOEP Innovations- 
Stichprobe (SOEP-IS) ist es für Forschende möglich, sich 
um neue Fragen auf Haushaltsebene zu bewerben (DIW 
Berlin, 2018b). Denkbar ist, hier im Rahmen eines For-
schungsprojekts Fragen zur Nutzung der Sharing Economy 
im Unterkunftssektor zu stellen, etwa zur Anzahl der 
Übernachtungen oder der Partizipation als Anbieterin 
oder Anbieter. Es erscheint selbst bei einer Zusage für 
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das Einbringen von Fragen jedoch wenig wahrschein-
lich, dass diese in eine regelmäßige Befragung zu über-
führen sind. 

7.3.4 Neue Methoden zur Datenerfassung

Im Rahmen der digitalen Transformation werden auch 
Datenzugänge geschaffen, die zuvor nicht möglich waren. 
Die unter Begriffen wie Webscraping, Screenscraping, Web-
crawling oder Webmining geführten Methoden beinhalten 
im Allgemeinen, dass große Datenmengen automatisiert aus 
dem Internet gezogen und lokal oder in der Cloud gespeichert 
werden. Für Daten der Sharing Economy im Unterkunfts-
sektor könnte dabei insbesondere das Webscraping relevant 
sein, bei dem gezielt Daten von einzelnen Webseiten aus-
gelesen werden. Für die Erfassung von Daten zur Sharing 
Economy im Unterkunftssektor wird häufig, auch in wissen-
schaftlichen Publikationen, mit gescrapten Daten der  
Webseite airbnb.com gearbeitet (zum Beispiel Zervas et al., 
2016; Neeser, 2015; Choi et al., 2015; Gyodi, 2017).

Die Datenerfassung mithilfe von Webscraping hat einige 
Vorteile:

zz Geringer Aufwand 
Die Datenabfrage mithilfe von Webscraping kann auto-
matisiert erfolgen. Es ist damit nicht erforderlich, dass die 
Sharing-Plattformen und ihre Nutzerinnen und Nutzer 
aktiv werden oder gar Daten bereitstellen. Die Daten-
abfrage stellt somit für sie keine Belastung dar und kann 
infolgedessen auch auf potenzielle Nutzerinnen und 
Nutzer nicht abschreckend wirken.

zz Geringe Kosten 
Es fallen Kosten für die Programmierung des Scrapers 
an, die – solange sich die relevanten Webseiten und ihre 
Struktur und Zugriffsmöglichkeiten nicht verändern – 
einmalig sind. Die Datenabfrage selbst ist mit vernach-
lässigbaren Kosten verbunden. Es fallen darüber hinaus 
noch Kosten für die Aufbereitung der Daten an, die von 
deren Struktur abhängen. Insgesamt ist jedoch davon 
auszugehen, dass Webscraping geringere Kosten verursa-
chen könnte als andere Erhebungsmethoden wie zum 
Beispiel Nutzerbefragungen.

zz Flexibler Zeitpunkt der Abfrage 
Der Zeitpunkt des Webscraping kann beliebig gewählt 
werden.

zz Beliebig häufige Wiederholung der Abfrage 
Ist der Scraper einmal programmiert, ist – gegeben oben 
genannte Voraussetzung – ein beliebig häufiges Wieder-
holen der Abfrage möglich. Damit können auch Daten 
im Zeitablauf erfasst werden.

Allerdings ist Webscraping auch mit einigen Nachteilen 
verbunden: 

zz Mehrfachzählungen 
Um die Sharing Economy im Unterkunftssektor voll-
ständig abzubilden, ist eine Datenabfrage bei allen  
relevanten Sharing-Plattformen notwendig. Ohne  
Registrierungspflicht mit eindeutig zuordenbarer  
Registrierungsnummer ist es jedoch nicht möglich, 
Mehrfachzählungen zu vermeiden. Die Daten würden 
infolgedessen die Bedeutung der Sharing Economy 
überzeichnen. Alternativ könnte – wie in dieser Studie – 
nur die bedeutendste Sharing-Plattform berücksichtigt 
werden. Dies unterschätzt jedoch den Sektor. Die Unter-
schätzung ist größer, falls auch die bedeutendste Sharing- 
Plattform nur über einen beschränkten Marktanteil ver-
fügt. Ein genaues Vermessen ist damit also nicht möglich.

zz Unsichere Datenqualität 
In Abhängigkeit der zu scrapenden Webseiten kann die 
Datenqualität beim Webscraping möglicherweise nicht 
optimal sein. Datenlücken können dem Datensatz ent-
stammen oder auch auf Probleme beim Crawlen zurück-
zuführen sein. Die Nachbearbeitung eines gescrapten 
Datensatzes kann unter Umständen mit erheblichem 
Aufwand verbunden sein. Es ist kaum möglich, die Qua-
lität und Validität der Daten zu überprüfen. Eine Möglich-
keit dafür wäre die Kooperation mit der Sharing-Platt-
form, die allerdings den Vorteil des Webscrapens, nämlich 
die geringe Belastung für die Plattformen, zunichtemacht.

zz Unsichere Wiederholbarkeit 
Bei jeder Neu- oder Umstrukturierung der relevanten 
Webseiten ist eine Wiederholbarkeit des Webscraping 
unsicher. Zunächst muss auffallen, dass der Scraper 
nicht mehr die benötigten Daten erfassen kann. Es muss 
dann mindestens der Scraper neu programmiert werden. 
Unter Umständen verändert sich auch der Datensatz, 
etwa durch den Wegfall von Variablen. Die Wiederhol-
barkeit ist damit unsicher.
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zz Schwierige Interpretation der Daten  
Die Interpretation von durch Webscraping gewonnenen 
Daten ist schwierig. So lässt sich die genaue Definition 
einzelner Variablen nicht immer anhand der Webseite 
bestimmen, ist aber für die Interpretation von entschei-
dender Bedeutung. Um beispielweise Daten zu aktiven 
Inseraten auf einer Sharing-Plattform interpretieren zu 
können, ist es notwendig, zu wissen, was unter „aktiv“ 
verstanden wird und ob dies gleichbedeutend mit  
„verfügbar“ ist. Zu jeder Analyse von durch Webscraping 
erhaltenen Daten ist deshalb auch eine detaillierte Be -
trachtung der Definition und Aussage der einzelnen 
Variablen erforderlich. Je nach Sharing-Plattform ist dies 
ohne Kooperation mit derselben unter Umständen nicht 
möglich.

zz Unklare rechtliche Situation 
In ihren Nutzungsbedingungen können Webseiten das 
Webscraping untersagen. Darüber hinaus ist es möglich, 
das automatische Auslesen von Daten von Webseiten 
durch den Einbau von technischen Hürden zumindest 

erheblich zu erschweren. Die rechtliche Zulässigkeit des 
Webscraping ist in Abhängigkeit der relevanten Websei-
ten, dem Umfang der gescrapten Daten und dem Nut-
zungszweck durch entsprechende Gutachten zu prüfen. 
Es liegen jedoch Hinweise dafür vor, dass eine Untersa-
gung der Nutzung von Scrapern und Ähnlichem in 
Zusammenhang mit einer technischen Hürde rechtens 
sein könnte (zum Beispiel Solmecke, 2013). Zwar erlaubt 
das deutsche Urheberrecht nach einer Anpassung seit 
dem 01.03.2018 das Text- und Datamining zu wissen-
schaftlichen Zwecken (BMBF, 2017). Es wäre dann jedoch 
immer noch zu klären, inwieweit dieser Forschungs-
zweck im Einzelfall gegeben ist. 

Während sich einige Erhebungsmethoden für neue Daten 
zur Sharing Economy im Unterkunftssektor als wenig viel-
versprechend oder nicht durchführbar erweisen, sind andere 
durchaus realistisch. Bei der Entscheidung für eine Methode 
sind vor dem Hintergrund des mit der Datenerhebung ver-
folgten Ziels stets Kosten und Nutzen der Methode wie auch 
der Alternativen gegeneinander abzuwägen.
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Verfügung stehen, die mit unterschiedlichen Durchset-
zungstiefen verknüpft werden können. Ihr Einsatz sollte 
jedoch zum einen den lokalen Gegebenheiten/Problemla-
gen vor Ort Rechnung tragen, zum anderen verhältnismä-
ßig sein. Das setzt die Erhebung von Daten voraus, die den 
tatsächlichen Umfang der jeweiligen Probleme beleuchten, 
die durch die Vermittlungsplattformen verschärft oder gar 
verursacht werden. Die empirische Evidenz ermöglicht 
nicht nur die Wahl eines effizienten Regulierungsinstru-
ments, wodurch Bürokratiekosten für die öffentliche Ver-
waltung, die Vermittlungsplattformen sowie Vermieter und 
Vermieterinnen minimiert werden, sondern auch seine 
Evaluierung z. B. im Hinblick auf Effektivität. Da die Sha-
ring Economy im Unterkunftssektor eine gewisse Dynamik 
aufweist, empfiehlt es sich, die Wirkung der ergriffenen 
Maßnahmen regelmäßig zu überprüfen und gegebenenfalls 
anzupassen.

Von zentraler Bedeutung für die effektive Durchsetzung 
der Maßnahmen im Bereich Steuererhebung, Wohnraum-
vermietung, Schutz der Stadtbevölkerung bzw. Wahrung 
der Tourismusakzeptanz sowie Verbraucherschutz ist, dass 
die Online-Vermittlungsplattformen mehr Verantwortung 
übernehmen, d. h. stärker in die Regulierung einbezogen 
werden. Um einerseits zu verhindern, dass Plattformnutzer 
Regulierungsvorschriften durch Plattformwechsel umgehen 
und andererseits Wettbewerbsverzerrungen zwischen ver-
schiedenen Vermittlungsplattformen entstehen, sollten nach 
Möglichkeit alle Vermittlungsplattformen, deren Geschäfts-
modell darin besteht, Ferienunterkünfte an Touristen,  
Ge  schäftsreisende etc. zu vermieten, gleichermaßen in die 
Regulierung einbezogen werden. Die Durchsetzung der 
Re gulierung ist zum Teil auch essentiell, um einen fairen 
Wettbewerb zwischen den Anbietern der Sharing Economy 
und den traditionellen Betrieben des Beherbergungssektors 
zu gewährleisten. 

Es ist zudem bedeutsam, Kooperationen mit Plattformen 
und Regulierungsvorhaben im Unterkunftssektor der  
Sharing Economy in Deutschland im Rahmen von Realla-
boren zu erproben und wissenschaftlich zu begleiten, um 
diesem bislang sehr erfolgreichen Sektor auch weiterhin 
Raum für Entwicklung zu geben. Das Konzept des Sharing 
hat den Wettbewerb im gesamten Unterkunftssektor erhöht 
und hat auf diese Weise das Potenzial, dort Innovationen 
anzuregen. Dies kommt den Nachfragerinnen und Nach-
fragern wie auch dem Standort Deutschland als Ziel von 
touristischen und Geschäftsreisen entgegen.

Die Sharing Economy in Deutschland hat in den drei Sek-
toren Mobilität, Unterkunft und Alltagsgegenstände viele 
Facetten. Es gibt unterschiedliche Geschäftsmodelle, deren 
Ziele sich voneinander unterscheiden und die unterschied-
lich großen Erfolg haben. Diese Heterogenität der Geschäfts-
modelle muss stets im Blick gehalten werden, wenn die 
Sharing Economy, auch aus regulatorischer Sicht, diskutiert 
wird. Allgemeine Schlussfolgerungen sind vor diesem Hin-
tergrund nur eingeschränkt möglich. Grundsätzlich bedie-
nen Sharing-Geschäftsmodelle in vielen Fällen Nischen. Es 
gibt im Vergleich zu den traditionellen Angeboten oft nur 
eine geringe Nutzeranzahl, die sich meist auch noch regio-
nal konzentriert. Insbesondere sind die größeren Städte bei 
vielen Geschäftsmodellen aufgrund der potenziell größe-
ren Nutzeranzahl interessanter als der ländliche Raum. 

Der Unterkunftssektor der Sharing Economy hat eine beson-
dere Bedeutung, weil es gerade im Bereich des Homesharing 
einzelne große Unternehmen gibt und bereits eine größere 
Anzahl an Nutzerinnen und Nutzern auf Angebots- und 
Nachfrageseite erreicht werden. Die besondere Herausfor-
derung in diesem Bereich besteht darin, dass gelegentliches 
Homesharing und kontinuierliche, professionalisierte Ange-
bote schwer abzugrenzen sind. Zwar erlaubt die unvollstän-
dige Datenlage kein umfassendes empirisches Bild. Auf Basis 
der zahlreichen vorhandenen Daten lässt sich jedoch ablei-
ten, dass Homesharing in Deutschland vergleichsweise viel 
genutzt wird, aber von den Anbieterinnen und Anbietern 
zu großer Mehrheit gelegentlich statt regelmäßig und inten-
siv betrieben wird. Dementsprechend lassen sich auf regio-
naler und städtischer Ebene auf Basis der vorhandenen 
Daten keine Belege für eine durch die Sharing Economy im 
Unterkunftssektor verursachte Wohnraumverknappung in 
relevanter Größenordnung finden. Für einzelne Stadtbe-
zirke und Straßenzüge ist ein alternatives Ergebnis möglich, 
aber anhand der vorhandenen Daten nicht nachweisbar. 

Das Homesharing kann jedoch nicht nur Einfluss auf den 
regulären Wohnungsmarkt haben, sondern mit vielschich-
tigen Effekten einhergehen, die – je nach Perspektive – 
wünschenswert oder weniger wünschenswert sein können. 
Vor diesem Hintergrund wurden im Rahmen des Gutachtens 
Handlungsoptionen erarbeitet, die eine Steuerung dieser 
ermöglichen sollen. Die Handlungsoptionen fokussieren 
Effekte auf die Bereiche Steuererhebung, Wohnraumver-
mietung, Schutz der Stadtbevölkerung bzw. Wahrung der 
Tourismusakzeptanz sowie Verbraucherschutz. Insgesamt ist 
festzustellen, dass verschiedene Regulierungsoptionen zur 
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Ergebnisse der Nutzerbefragung zu Problem-
lagen der Sharing Economy im Unterkunfts-
sektor

Im Folgenden werden detailliertere Ergebnisse und Inter-
pretationen der Nutzerbefragung zu Problemlagen unter 
Sharing-Economy-Gästen (s. Abschnitt 3.6.1) dargestellt. 

Sauberkeit und Hygiene

Der Aussage „Die gebuchten Unterkünfte waren sauber und 
hygienisch“ stimmten jeweils mehr als 80 Prozent der Befrag-
ten der Hauptstichprobe und der Zusatzstichprobe zu (s. Ab -
bildung 8-1 für die Ergebnisse der Hauptstichprobe). Die 
Befragten der Zusatzstichprobe stimmten tendenziell deut-
lich häufiger der Antwortmöglichkeit „voll und ganz zu“. 
Lediglich 9 Prozent (Zusatzstichprobe: 10 Prozent) fanden 
die gebuchten Unterkünfte nicht sauber, darunter vor 
allem Gäste unter 35 Jahren. In der Zusatzstichprobe hinge-
gen waren es vor allem Gäste ab 60, die die Hygieneverhält-

nisse bemängelten. Im Vergleich zu einer älteren Befragung 
der EU-Kommission (2012) unter Gästen bezahlter Unter-
künfte, laut der 7 Prozent die Hygienezustände einer bezahl-
ten Unterkunft in Deutschland bemängeln, sind diese Zahlen 
leicht erhöht. Die Zufriedenheit war unter den Geschlech-
tern gleich verteilt. 

Es ist davon auszugehen, dass Hygiene und Sauberkeit ext-
rem subjektiv bewertet werden und deshalb keiner Über-
prüfung zugänglich sind. Allerdings ist wahrscheinlich, dass 
die Gäste die Sharing-Unterkünfte mit bereits gemachten 
Erfahrungen in herkömmlichen Übernachtungsstätten wie 
Hotels und Pensionen vergleichen und deshalb eine gewisse 
Vergleichbarkeit gewährleistet ist, auch wenn nicht klar ist, 
inwiefern Gäste selbsttätig eine Abwägung zwischen Preis 
der Übernachtung und Hygieneanforderungen machen.  
Es ist auch denkbar, dass gerade an eine Sharing-Unter-
kunft, die möglicherweise als besondere Erfahrung bei 
einem lokalen Gastgeber beworben wird, andere Anforde-
rungen bezüglich Sauberkeit und Hygiene gestellt werden 
als an ein professionalisiertes Angebot beispielsweise eines 
Hotels. Gleichzeitig zeigen Studien wie die von Travelmath 
(2017), dass gerade auch Hotels Probleme mit der Hygiene 
haben, da oft nur oberflächlich geputzt wird. Sharing-Unter-
künfte könnten überdies generell hygienischer sein, weil in 
der Regel auch die Vermieter selbst die Unterkunft nutzen 
und bestimmte Hygieneregeln aus Eigenmotivation einhalten. 
Unabhängig von diesen Interpretationsmöglichkeiten zeigt 
das Ergebnis keine sehr dringenden Probleme bei Sauberkeit 
und Hygiene im Unterkunftssektor der Sharing Economy. 

Elektrik

Jeweils 79 Prozent der Befragten stimmten der Aussage 
„Die Elektrik sowie die elektrischen Geräte der Unterkünfte 
erschienen mir sicher“ entweder zu oder voll und ganz zu 
(s. Abbildung 8-2 für die Ergebnisse der Hauptstichprobe). 
Wie bei dem Sauberkeitsaspekt stimmten unter den 
Zustimmenden der Zusatzstichprobe deutlich mehr „voll 
und ganz zu“ statt nur „zu“ als unter den Zustimmenden 
der Hauptstichprobe. 9 Prozent stimmten (überhaupt) nicht 
zu (Zusatzstichprobe: 11 Prozent). Auch im Fall der Elektrik 
waren wie bei Sauberkeit und Hygiene vor allem Befragte 
unter 35 Jahren eher kritisch als ältere Befragte. In der 
Zusatzstichprobe waren auch die Befragten ab 60 eher kri-
tisch; allerdings sind die Fallzahlen sehr gering. Auffällige 
geschlechterspezifische Unterschiede gab es nicht.Stimme voll und ganz zu Stimme zu Weder noch

Stimme nicht zu Stimme überhaupt nicht zu

Weiß nicht/keine Angabe

73

2 83
6

9

Abbildung 8-1: Hygiene und Sauberkeit in Sharing-
Unterkünften in Deutschland

Antwortanteile der befragten Sharing-Übernachtungs-
gäste auf die Aussage „Die gebuchten Unterkünfte 
waren sauber und hygienisch“, in Prozent, Hauptstich-
probe: n=195, 2016

Quelle: eigene Berechnung der Gutachter 
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Bausubstanz

Der Aussage „Die Bausubstanz, z. B. Fenster, Böden, Trep-
pen, war soweit erkennbar in einem sicheren Zustand“ traf 
auf deutliche Zustimmung unter den Befragten: 83 Prozent 
stimmten dieser Aussage zu oder voll und ganz zu (s. Abbil-
dung 8-3) für die Ergebnisse der Hauptstichprobe). In der 
Zusatzstichprobe lag die Zustimmung mit 82 Prozent etwa 
gleich hoch, allerdings stimmten auch hier wieder deutlich 
mehr „voll und ganz zu“ (54 Prozent im Vergleich zu 8 Pro-
zent). Probleme sahen 7 Prozent (Zusatzstichprobe: 11 Pro-
zent) der Befragten. Im Gegensatz zu den vorangegangenen 
Aspekten waren hier tendenziell auch in der Hauptstich-
probe eher ältere Gäste kritisch. Weiterhin waren in der 
Zusatzstichprobe auch eher ältere Gäste kritisch. Dies 
könnte zum Beispiel darin begründet liegen, dass diese 
eher dazu neigen, auf sichere Treppen angewiesen zu sein 
als jüngere Personen, und daher solchen Aspekten auch 
eher Aufmerksamkeit schenken. Allerdings sind die Fall-
zahlen recht gering, weshalb eine vorsichtige Interpretation 
angemessen ist. Geschlechterunterschiede sind marginal. 

Brandschutz

Das Antwortverhalten ist bei der Brandschutzfrage sehr 
un  einheitlich. Gut ein Fünftel der Befragten wusste gar 
keine Antwort (Zusatzstichprobe: 14 Prozent), ein Fünftel 
(Zusatzstichprobe: 13 Prozent) befand „weder noch“ (s. 
Abbildung 8-4 für die Ergebnisse der Hauptstichprobe). Auf 
diesen Aspekt von Sicherheit scheinen viele Gäste nicht 
geachtet zu haben. Dennoch bewertet auch in diesem Fall 
die Mehrheit der Befragten (47 Prozent) den Brandschutz als 
gegeben. Unter den Befragten der Zusatzstichprobe erreichte 
der Anteil sogar 58 Prozent, darunter 31 Prozent, die der 
Aussage „voll und ganz“ zustimmten. 8 Prozent der Haupt-
stichprobe und sogar 15 Prozent der Zusatzstichprobe sahen 
den Brandschutz als nicht gegeben. Erstere Zahl deckt sich 
mit den Ergebnissen aus einer Befragung der EU-Kommis-
sion (2012), bei der auch 8 Prozent angaben, bei einer be  zahlten 
Unterkunft in Deutschland unzureichenden Brands chutz 
vorgefunden zu haben. Tendenziell bewerten eher Ältere der 
Zusatzstichprobe den vorhandenen Brandschutz als prob-
lematisch; in der Hauptstichprobe sind die Anteile unge-
fähr gleich verteilt. Geschlechterunterschiede sind gering. 
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Abbildung 8-2: Elektrik und elektronische Geräte in 
Sharing-Unterkünften in Deutschland

Antwortanteile der befragten Sharing-Übernachtungs-
gäste auf die Aussage „Die Elektrik sowie die elektri-
schen Geräte der Unterkünfte erschienen mir sicher“,  
in Prozent, Hauptstichprobe: n=195, 2016

Abbildung 8-3: Bausubstanz in Sharing-Unterkünften  
in Deutschland

Antwortanteile der befragten Sharing-Übernachtungs-
gäste auf die Aussage „Die Bausubstanz, z. B. Fenster, 
Böden, Treppen, war soweit erkennbar in einem siche-
ren Zustand“, in Prozent, Hauptstichprobe: n=195, 2016

Quelle: eigene Berechnung der Gutachter Quelle: eigene Berechnung der Gutachter 
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Probleme mit den Nachbarn

Eine Mehrheit von 56 Prozent (sogar knapp drei Viertel in 
der Zusatzstichprobe) gab an, dass es keine Probleme mit 
den Nachbarn gegeben habe. Die Unterschiede je nach 
Altersgruppe sind in der Hauptstichprobe marginal. In der 
Zusatzstichprobe fällt auf, dass die Befragten bis 35 und ab 
60 weniger häufig von Problemen berichten als die mittlere 
Altersgruppe. Männer der Hauptstichprobe bewerten die 
Aussage deutlich häufiger mit „Weder noch“ als Frauen. 

Sonstige Beanstandungen

In sechs Prozent der Fälle (vier Prozent in der Zusatzstich-
probe) kam es über die obigen Aspekte der Hygiene, der 
Elektrik, der Bausubstanz, des Brandschutzes und der 
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Abbildung 8-4: Brandschutz in Sharing-Unterkünften in 
Deutschland

Antwortanteile der befragten Sharing-Übernachtungs-
gäste auf die Aussage „Es waren ausreichende Vorkeh-
rungen für Brandschutz getroffen (z. B. Rauchmelder, 
Feuerlöscher, freier Zugang zum Ein- bzw. Ausgang, 
Informationen für den Brandfall)“, in Prozent, Haupt-
stichprobe: n=195, 2016

Abbildung 8-5: Probleme mit den Nachbarn in Sharing-
Unterkünften in Deutschland 

Antwortanteile der befragten Sharing-Übernachtungs-
gäste auf die Aussage „Es gab Schwierigkeiten mit den 
Nachbarn der Sharing-Unterkunft (z. B. Beschwerden 
über Ruhestörungen)“, in Prozent, Hauptstichprobe: 
n=195, 2016

Quelle: eigene Berechnung der Gutachter 

Quelle: eigene Berechnung der Gutachter 

Nachbarn hinaus zu anderen Beanstandungen. Ein Gast 
klagte über „unwahrscheinlichen Straßenlärm“, ein anderer 
über „Lärmbelästigung durch den Vermieter“. „Anfangs 
kein WLAN“, „kein Badezimmerspiegel“ „kein Platz für Klei-
dung“ waren die Beanstandungen in einem anderen Fall. 
Solche Problemlagen – Lärm oder auch eine Darstellung 
der Unterkunft auf der Plattform, die nicht der Realität oder 
nicht der Erwartung entspricht („Größe und Ausstattung 
wurden übertrieben“) – ist auch bei klassischen Unterkünf-
ten wie Hotels oder auch Ferienwohnungen gelegentlich 
der Fall. Es existieren umfassende Hinweise zum Umgang 
damit (Verbraucherzentrale, 2017). Es stellt sich jedoch die 
Frage, inwieweit sich solche Ansprüche bei einer privaten 
Vermietung geltend machen lassen. Generell besteht die 
Möglichkeit, Gastgeber über die Bewertungssysteme der 
Plattformen zu sanktionieren, denn negative Bewertungen 
wirken sich in der Regel stark auf die Nachfrage aus (vgl. 
Tadelis, 2016).
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